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(Wiederaufnahme um 9.02 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf einen wunderschönen Dienstagmorgen wünschen. 

Ich darf mitteilen, dass Herr GR Hufnagl entschuldigt ist. Er vertritt Frau StRin Kossina bei einem Auslandstermin.

Wir kommen nun zur Fortsetzung der Rechnungsabschlussdebatte. Der heutige Vormittag gehört der Kultur. 

Als Erstrednerin darf ich die Frau GRin Mag Ringler um ihre kulturellen Ausführungen ersuchen. Sie haben 40 Minuten, Frau Gemeinderätin.

GR Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren!

Ich muss Sie enttäuschen, keine Gedichte und auch keine Lieder werden Sie heute von mir hören. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das war auch noch nie!) Das war noch nie, das stimmt, das wäre wirklich eine Innovation, darüber sollten wir einmal reden. Vielleicht würde es ja den Kulturdebatten gut tun, wenn wir alle hin und wieder ein bisschen mehr zum Singen kämen. (GR Dr Peter Marboe: Wer weiß!) Der Herr Stadtrat bezweifelt das.

Sehr geehrte Damen und Herren! Bei allem Humor – das Kulturbudget der Stadt Wien ist eines, das sich eine gewisse Ernsthaftigkeit von uns durchaus verdient hat, vor allem auch deshalb, weil ich gerne auf einen Aspekt kommen möchte, der schon gestern in der General-debatte immer wieder angesprochen wurde, nämlich die Frage, wie eine Stadt damit umgeht, wo sie Beteiligungen hat, wo sie Leistungen ausgliedert, wo sie bestimmte Aspekte ihrer politischen Aufgaben in andere Rechtsformen als die der Magistratsabteilungen überführt.

Auch im Kulturbereich, sehr geehrte Damen und Herren, ist das eine relevante Fragestellung. Das zeigt sich in unseren Kulturdebatten immer wieder aufs Neue sehr deutlich. Ich möchte Sie nur an die Diskussionen rund um die Vereinigten Bühnen erinnern, die in den letzten Monaten geführt wurden, die nicht nur im "News" geführt werden, wo sie dann besonders griffig eingebracht werden und vielleicht auch besonders anlassig daherkommen, sondern da geht es natürlich wirklich auch um die Frage: Wer hat eigentlich in welchen Themenbereichen etwas mitzureden? Und an den Vereinigten Bühnen kann man das ganz deutlich sehen. 

Die Vereinigten Bühnen sind im Kulturbudget der MA 7 ein riesengroßer Posten, ein Posten, der in den letzten Jahren zwar kleiner geworden ist, sich jedoch immer noch mit 14 Millionen EUR zu Buche schlägt. Aber die Vereinigten Bühnen sind nicht Teil der Berichtspflichten im Gemeinderatsausschuss, und wenn es darum geht, in welche Richtung sich die Zukunft der Vereinigten Bühnen bewegen soll, dann ist es auch oft nicht der Kulturstadtrat und schon gar nicht der Kulturausschuss, die darüber diskutieren oder entscheiden, sondern dann ist das der Finanzstadtrat. Jetzt bin ich durchaus der Meinung, dass unser Finanzstadtrat kein ganz schlechter Kulturpolitiker ist – es gibt sicher Finanzstadträte, die viel weniger Ahnung von Kultur haben –, aber ich meine doch, dass es notwendig ist, klare Kompetenzen festzulegen und klar zu sagen, wer wofür in welchen Bereichen zuständig ist und was das auch für die Kontrolle bedeutet. 

Ich darf Sie daran erinnern, dass es gerade im Bereich der Vereinigten Bühnen in den letzten Jahren immer wieder Aufregung rund um die Frage der Gagen und Honorare bestimmter Mitarbeiter oder auch um die Frage der rechtlichen Konstruktionen gegeben hat, und ich denke, dass sich daran deutlich zeigt, dass es notwendig ist, dass mehr als nur das Kontrollamt oder ein Rechnungshof Berichte schreiben, sondern dass man sehr klar auch über politische Ziele in einem kulturpolitischen Setting wie dem der Stadt Wien diskutiert.

Ein Kontrollamtsbericht, der festhält, dass die Auslandsbeteiligungskonstruktionen der Vereinigten Bühnen problematisch sind, ist das eine, die Diskussion darüber, was diese Vereinigten Bühnen in den nächsten Jahren tun sollen, welche Aufgaben sie erfüllen sollen, ist etwas anderes, und ich glaube, dass beide Diskussionen auch im Kulturausschuss der Stadt geführt werden sollten und nicht ausschließlich in den bunten Blättern. 

Es gibt auch andere Vereinigungen, Institutionen, Organisationen, die bestimmte, von der Stadt gewollte Leistungen erbringen sollen. Was mir dabei sehr stark abgeht – und ich glaube, das ist der Kernpunkt dieser Diskussion –, ist nicht nur die Frage, in welcher Form diese kontrolliert werden und in welcher Form hier unterschiedlichste Gruppen der Gesellschaft ein Mitspracherecht haben, sondern ist auch die Frage der politischen Diskussion und Zielsetzungen. Es geht ja gerade auch darum, dass in einer an Kultur so reichen Stadt wie Wien möglichst nicht zahlreiche Parallelitäten stattfinden sollten, während wir dort, wo wir vielleicht Schwerpunkte setzen wollen, diese nicht setzen können, sondern – ganz im Gegenteil – es sollte möglich sein und es muss möglich sein, diese Diskussion zu führen und daraus auch Pläne und Vorstellungen zu entwickeln.

Warum ich dieses Thema anspreche, ist, weil ich glaube, dass das eine Entwicklung ist, die sich in den nächsten Jahren fortsetzen wird – ganz allgemein; wir sehen das sehr deutlich auch auf der Bundesebene –, aber ich habe schon auch den Eindruck, dass diese Diskussion in Wien jetzt zu führen ist, also zu einem Zeitpunkt, wo wir noch eingreifen können. Und ich bin durchaus der Meinung, dass es eine sehr ernsthafte Auseinandersetzung darüber geben kann und soll. 

Diese Diskussion ist auch deshalb wichtig, weil sie mit einem zentralen Kritikpunkt, den wir seit vielen Jahren in der Kulturpolitik der Stadt haben, zusammenfällt, nämlich mit den fehlenden klaren Zielsetzungen. In Linz zum Beispiel wurde über einige Jahre ein Kulturentwicklungsplan gemacht. Da hat sich die Stadtregierung mit den Kulturschaffenden zusammengesetzt, und man hat gemeinsam darüber geredet, was man in welchen Bereichen in welcher Form verändern will. 

Derartiges gibt es in Wien nicht. Es gibt auch nichts, das Kulturstättenplan heißt. Wir wissen gar nicht so ganz genau, welche Kulturstätten wir in dieser Stadt eigentlich wirklich haben. Wir wissen jetzt nach der Studie über die Theaterlandschaft ungefähr, wie viele Theaterschaffende wir haben, und ungefähr, welche Räume sie verwenden, aber in Wahrheit herrscht hier ein großes Loch. Und was noch schlimmer ist: Ein sehr, sehr wichtiger Aspekt – der zumindest uns Grünen sehr wichtig ist – geht damit völlig abhanden, nämlich die Frage der Teilhabe, der Teilhabe all jener Betroffenen an politischen Entscheidungen, die mitreden wollen und auch mitreden können sollen. 

Und dazu ist so etwas wie ein Kulturentwicklungsplan sicherlich ein erster positiver Schritt. Denn – und ich glaube, es ist wichtig, auch das festzuhalten – Medienberichterstattung darüber, dass der Herr Stadtrat ein Interview gibt und sagt, wir wünschen uns dieses oder jenes, ist nicht gleichzusetzen mit einer politischen Diskussion über Ziele. Keineswegs! Ganz im Gegenteil! Besonders wenn ich mich an durchaus vollmundige Erklärungen zu Beginn des Amtsantrittes erinnere und wenn ich sie der Realität gegenüberstelle, dann muss ich doch feststellen, dass vieles nur eine Ankündigung geblieben ist und vieles nicht einmal das. 

Sich damit auseinander zu setzen, welche Ziele man erreichen will und was man will, das in einer Kulturstadt wie Wien alles passieren kann, ist besonders dort wichtig, wo man Institutionen in eine manchmal auch richtige und notwendige Freiheit entlässt, wo man sie aus den – wie es manchmal genannt wird – Zwängen der Magistratsabteilung – unter Anführungszeichen – "befreit". 

Aber diese Entwicklungen sind sehr kritisch zu betrachten, und wenn ich mir den ersten Bericht des Kuratoriums des Historischen Museums anschaue, der in der Landesregierung vorgelegen ist, dann fallen mir hier doch einige Punkte auf, die bedenkenswert sind und die mir durchaus problematisch erscheinen. Denn das Kuratorium schreibt hier selber – ich zitiere –: "Viele der Bestimmungen des Gesetzes" – das war zum Zeitpunkt der Ausgliederung am 1.1.2002 – "waren zu diesem Zeitpunkt jedoch in der Praxis noch nicht umgesetzt und manche sind es auch Ende 2002 noch nicht." Man höre und staune! Das Historische Museum und sein Kuratorium sagen hier in diesem Bericht ganz offen, dass manche gesetzlichen Bestimmungen noch nicht umgesetzt worden sind. 

Wer das Gesetz kennt, der weiß, dass es durchaus komplex ist und die eine oder andere Bestimmung vielleicht tatsächlich mehr Zeit braucht als vorhanden war. Aber, sehr geehrte Damen und Herren, in dieser Deutlichkeit sollte es uns zu denken geben. Was heißt das, wenn das Kuratorium selbst feststellt, dass manche der gesetzlichen Bestimmungen zum Zeitpunkt der Ausgliederung noch nicht umgesetzt wurden? Der Bericht selbst gibt uns auch eine Antwort auf diese Frage. "Dies ist" – ich zitiere –" vor allem darauf zurückzuführen, dass der Zeithorizont zwischen der Beschlussfassung des Museumsgesetzes im Wiener Landtag und der Museumsordnung in der Wiener Landesregierung einerseits und dem Inkrafttreten dieser gesetzlichen Bestimmungen andererseits von vornherein viel zu knapp bemessen war." 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn wir wollen, dass das Historische Museum, nunmehr als wissenschaftliche Anstalt ausgegliedert, all das tun kann, was wir gesetzlich vorgeschrieben haben und noch viel mehr, dann muss man sich doch die Frage stellen, wieso es nicht möglich war, all diese Dinge zum rechten Zeitpunkt zu tun. 

Es sind auch noch einige andere durchaus relevante Kritikpunkte in diesem Bericht enthalten. Es wird zum Beispiel festgehalten, dass das Kuratorium viel zu spät ernannt wurde, denn es hätte bereits zu Jahresbeginn 2002 Beschlüsse fassen müssen, wurde aber erst am 21. Februar konstituiert. Oder: Die kaufmännische Leitung, die in diesem Gesetz vorgesehen war, wurde erst am 1. Juni 2002 bestellt. Das hat zu der völlig grotesken Situation geführt, dass das ausgegliederte Museum erst im Oktober 2002 den Wirtschaftsplan für 2002 vorlegen konnte und die Eröffnungsbilanz erst im Dezember. 

Wie können wir als gesetzgebendes Gremium verantworten, dass Derartiges passieren kann, sehr geehrte Damen und Herren? Oft haben wir uns in Kulturdebatten schon mit Institutionen auseinander gesetzt, die wesentlich weniger Geld zu verwalten haben als das Historische Museum der Stadt Wien. Vereine, die 10 000 EUR bekommen, waren Gegenstand erbitterter Debatten, bei denen wir uns gegenseitig alle möglichen Dinge aus den Budgets vorgelesen haben. Und dann haben wir ein Historisches Museum mit einem riesigen Budget – vielleicht nicht groß genug für das, was es alles tun müsste, würde jetzt der Direktor sagen -, aber mit einem großen, stattlichen Budget, und es passieren derartige Dinge. Wir alle kritisieren des Öfteren, zu Recht, die Politik des Nachbarn, des Kunsthistorischen Museums, müssen aber sehen, dass in der Stadt selbst einiges nicht gut funktioniert. Ich glaube, dass uns das zu denken geben sollte, dass Derartiges passieren kann. 

Es sind noch ein paar andere Kritikpunkte in diesem Bericht enthalten, wie zum Beispiel, dass die Direktion, in diesem Fall die alte Direktion, dem Kuratorium notwendige Unterlagen bis Ende 2002 nicht ausgehändigt hätte. Warum?, frage ich mich. Oder: Das Kuratorium hält fest, dass es notwendig und sinnvoll erscheint, einige Bestimmungen der Museumsordnung und auch des Gesetzes im Sinne einer effizienteren Verwaltung abzuändern. Ich weiß nicht, welche Bestimmungen das sind, darüber gibt uns der, wie es im Vorwort heißt, gekürzte Bericht keine Auskunft, aber ich denke doch, dass es hier Handlungsbedarf gibt, und hoffe sehr, dass wir bald darüber diskutieren werden, wie die Änderungen, die hier offensichtlich notwendig wären, auch durchgeführt werden können. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Bericht des Kuratoriums des Historischen Museums ist ein sehr offener Bericht, und das freut mich sehr, weil ich glaube, dass es notwendig ist, dass wir das, was hier passiert, mit kritischer Distanz betrachten. Aber er zeigt auch eines sehr deutlich: Dass es nicht ausreicht, eine Institution dieser Größe in die Ausgliederung zu entlassen, ohne einen genauen Blick darauf zu werfen. Ich muss sagen, dass unsere Befürchtungen vielleicht noch nicht alle Wahrheit geworden sind, aber dass der Bericht doch zumindest Anlass zu großem Stirnrunzeln gegeben hat. 

Im Kontext der Frage, welche Schwerpunkte Kulturpolitik in Wien setzen soll und was das für Unternehmungen, Vereine oder GesmbHs, die im Eigentum der Stadt stehen, bedeutet, ist die Frage zu stellen, welche Funktionen diese übernehmen wollen. Ich habe vorhin schon ausgeführt, dass es schwierig ist, darüber zu diskutieren, welche Funktion welche Institution übernehmen soll, wenn man nicht genau weiß, welche Schwerpunkte man setzen will. Und mein Eindruck ist durchaus, dass es in der Stadt tendenziell keine Schwerpunkte gibt. Auch wenn der Herr Stadtrat immer wieder sagt, das oder jenes sei ihm wichtig, glaube ich nicht, dass man sagen kann, dass es darüber einen Konsens gibt, was Schwerpunkte sein sollen. 

Nur so ein paar Beispiele dafür, wo es meines Erachtens nach notwendig wäre, klarer festzuhalten, welche Funktionen übernommen werden sollen. 

Zum Beispiel die Bezirksfestwochen. Die Bezirksfestwochen dümpeln ein bisschen vor sich hin, wie Sie alle wissen; manche erfolgreicher, manche weniger erfolgreich (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Durchaus erfolgreich!); immer abhängig vom Engagement des Bezirks und einzelner Personen. Aber über die Frage, was diese Bezirksfestwochen sein sollen, abseits einer Versorgungsinstitution für manche Künstlerinnen und Künstler, darüber haben wir schon lange nicht mehr geredet. 

Oder – auf viel größerer Ebene, aber vielleicht nicht einmal unbedingt wichtiger, weil die Bezirksfestwochen vielleicht auch eine wichtige Basisversorgung darstellen könnten –: In welchen Funktionen sehen wir denn in der Zukunft das Theater an der Wien im Verhältnis zum Ronacher, zum Raimundtheater und zum Klangbogen. Auch diese Diskussion haben wir nicht geführt, doch diese Diskussion ist zu führen.

Oder ein Thema, das über die Theaterstudie noch einmal, glaube ich, deutlicher geworden ist: Welche Funktion sollen denn die Theater in der Stadt übernehmen? Die Theater sind in den letzten Jahren immer wieder dafür kritisiert worden, dass sie zwar der einzige Ort sind, an dem freie Gruppen ihre Produktionen zeigen können, dass aber gleichzeitig ein ungeheurer Wildwuchs dort stattfindet und kein klares Profil entwickelt wurde, sodass damit nicht unbedingt jenen geholfen ist, die dort aufführen dürfen. Es gibt diesen Wildwuchs, es gibt keine Schwerpunkte, und manchmal bleibt auch alles in der Familie. 

Da werden etwa einem Verein für kulturelle Partizipation so schnell mal 65 000 EUR über den Tisch geschoben, und ich darf Sie daran erinnern, dass im letzten Kulturausschuss auf meine Frage, was dieser Verein denn tut, wo er es tut und warum er es tut, keine Antwort gegeben wurde. 65 000 EUR, das ist ungefähr der Betrag, den die IG Bildende Kunst bräuchte, um weiter zu überleben. 65 000 EUR ist der Betrag, den der Verein für kulturelle Partizipation bekommt, 65 000 EUR, von denen der Verein für kulturelle Partizipation sagt, dass er sie für Serviceleistungen ausgeben würde, 65 000 EUR für einen Verein, dessen Serviceleistungen kein mir bekannter Künstler bis dato in Anspruch genommen hat und von dem mir bis dato immer noch niemand sagen konnte, wo dieser Verein seine Serviceleistungen denn überhaupt anbietet. Vielleicht könnte es damit zusammenhängen, dass man, wenn man die Namen der Vorstandsmitglieder eingibt, auf die Website des VSStÖ kommt?

Sehr geehrte Damen und Herren! Das meine ich mit Schwerpunktsetzungen. 65 000 EUR für Funktionäre des VSStÖ, für einen Verein, dessen Arbeit ich nicht kenne und von dem mir auch niemand sagen konnte, wo sie stattfindet, sind zu viel. Und wenn ich darüber rede, dass wir uns klar werden sollten, wer welche Aufgaben übernehmen soll, dann meine ich damit auch den Verein für kulturelle Partizipation. 

Kulturpolitik, die nach dem Prinzip "es bleibt alles in der Familie" stattfindet, kann nicht das Anliegen einer Stadtregierung sein, und sie ist ganz sicher nicht unser Anliegen, sehr geehrte Damen und Herren. Und wenn man sich genauer anschaut, was in den letzten Jahren immer wieder passiert ist, wer aus welchen Gründen Gelder bekommen hat, dann denke ich, dass wir hier einiges zu tun haben und dass auch Sie, lieber Herr Stadtrat, einiges zu tun haben, um vielleicht Altlasten aufzuräumen. Da rede ich noch gar nicht von meinem Lieblingsthema, dem Donauinselfest (GR Dr Michael Ludwig: Sehr erfolgreich!), das wieder sehr erfolgreich war. Ich habe auch die Broschüre, die ich nach Hause geschickt bekommen habe, mit großem Amüsement gelesen. Vielleicht gibt es in den nächsten Tagen ein Rätsel dazu.

Sehr geehrte Damen und Herren! Warum das Donauinselfest aber tatsächlich relevant ist in dieser Diskussion und warum auch der Verein für kulturelle Partizipation relevant ist, erkennt man, wenn man sich den Rechnungsabschluss 2002 genauer anschaut. Denn leider muss man feststellen, dass, wenn man das Budget um Personalkosten bereinigt, wenn man also den Teil aus dem Budget herausnimmt, der ja tatsächlich nicht direkt der Kultur zugute kommt, dann muss man feststellen, dass das Budget um 0,4 Prozent gesunken ist. Das Budget ist also unter einer roten Stadtregierung seit dem Jahr 2000 um fast 5 Millionen EUR in absoluten Zahlen zurückgegangen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist ein Fakt. Darüber kann man nicht hinwegdeuteln, und da kann man noch so oft behaupten, dass diese Stadtregierung das höchste Budget und auch das höchste Kulturbudget aller Zeiten hätte. 5 Millionen EUR ist nicht ganz der Betrag, den parteiennahe Vereine für das Donauinselfest, das Stadtfest, den Verein für kulturelle Partizipation und viele andere, die man mehr oder weniger dazurechnen kann, bekommen haben. 5 Millionen EUR weniger für die Kultur in der Stadt – das ist ein Betrag, der unseres Erachtens nach viel zu hoch ist. Also bleibt nur eines: Das Kulturbudget erhöhen oder Schwerpunkte setzen und Klarheit darüber schaffen, was man wirklich will.

Ich möchte ein paar Anmerkungen machen zu dem, was im letzten Jahr kulturpolitisch so passiert ist. Es gibt durchaus ein paar positive Projekte zu verzeichnen, und da möchte ich gar nicht anstehen, sie auch zu erwähnen. 

Ich Bereich der Kinoförderung ist es, denke ich, gelungen, ein Kino wie das Gartenbau zum Beispiel neu zu positionieren. 

Es gab auch einen leisen Ansatz, das zu verwirklichen, was der Stadtrat zu Beginn der Legislaturperiode immer gesagt hat, nämlich den Diskurs fördern zu wollen und die Gegenöffentlichkeit. Es ist leider nicht so, dass die Institutionen in dieser Stadt, die das seit langer Zeit gut tun, das Geld bekommen hätten wie zum Beispiel das Depot, aber immerhin gab es den zaghaften Versuch einer Initiative, und ich hoffe, dass ich das richtig hinkriege mit den Namen: Demokratie-Diskussion-Diskurs. (Zwischenbemerkung von Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny. – Die Rednerin wendet sich direkt dem hinter ihr sitzenden Stadtrat zu.) Ich versuche gerade, das Wort hinzukriegen. (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es gab viele Diskurse!) Also, es gab da diese Diskussionen, dann war da so ein Logo, und dann gab es wieder Aufregungen über das Logo. (GR Gerhard Pfeiffer: Sprechen Sie zu uns, Frau Kollegin! Ist das schon schwer genug!) Also, es fällt etwas schwer, sich den Namen dieser Initiative zu merken, aber es war gut gemeint.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn man sich nicht merken kann, was ein Stadtrat auch an positiven Dingen getan hat, dann haben wir vielleicht alle ein kleines Problem. (GR Dr Alois Mayer: Ja, das glaube ich auch!) Und wenn der Stadtrat mir auch nicht dabei helfen kann, den Namen auszusprechen, dann haben wir vielleicht noch ein größeres. (Heiterkeit. – GR Karlheinz Hora: Soll er die Rede halten oder Sie?) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Stadt, so meinte Andreas Mailath-Pokorny zu Beginn der Legislaturperiode, sollte ein "save haven" sein, sollte ein Rückzugsort für Künstlerinnen und Künstler sein. Er wollte Künstlerinnen und Künstler vor der blau-schwarzen Bundesregierung beschützen. (Ironisch-erstaunte Oh-Rufe und Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich habe, ehrlich gesagt, nicht Eindruck, dass das geschehen ist, und auch wenn die Fraktionen auf dieser Seite (in Richtung ÖVP und FPÖ) der Meinung sind, dass das gar nicht notwendig gewesen wäre, ich glaube, es wäre mehr als notwendig gewesen. (GR Gerhard Pfeiffer: Es gibt hier keine blau-schwarze Koalition!) 

Das Problem ist allerdings – und das sollte uns zu denken geben –, dass ich das nicht gesehen habe. Ich habe nicht die schützende Hand gesehen, die über Künstlerinnen und Künstler gehalten wird, sondern ich habe auch Zusammenarbeit mit jenen gesehen, von denen wir meinen oder ich meine, dass sie Teil des Problems sind. Damit meine ich ganz konkret die Frage des Museumsquartiers, sehr geehrte Damen und Herren. Nicht nur, dass morgen 6 Millionen S für das Marketingkonzept des Museumsquartiers beschlossen werden sollen und damit natürlich auch dieses Projekt unterstützt wird, sondern es wurde auch mir nichts, dir nichts der Vertrag des Herrn Wolfgang Waldner verlängert. 

Darf ich Sie, sehr geehrte Damen und Herren, daran erinnern: Wolfgang Waldner, der Direktor des Museumsquartiers, hat viele der Nutzerinnen und Nutzer des Museumsquartiers in den letzten Jahren unter Druck gesetzt, hinausgeschmissen, gequält, geärgert und sekkiert, wie wir so schön sagen. Das geht weiter. Und was passiert? Der Stadtrat, der sich schützend vor die Künstlerinnen und Künstler stellen will, verlängert den Vertrag und schiebt noch 6 Millionen S hinterdrein. Ist das sozialdemokratische Kulturpolitik, die die Nutzerinnen und Nutzer der Stadt Wien im Museumsquartier schützen will? Nein! Nein, ich denke nicht, dass das der Fall ist.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es gebe noch ein paar andere wichtige Punkte zu erwähnen, wie zum Beispiel die Tatsache, dass es zwar eine Agenda 2006 für den Filmbereich gibt, aber sonst nichts passiert ist.

Es gebe auch noch zu erwähnen, dass der Herr Stadtrat seit Jahren mittlerweile über eine Förderung für Kunst im öffentlichen Raum nachdenkt, aber nichts passiert ist. Stattdessen bekommen Institutionen oder Vereine, die in diesem Bereich seit Jahren wichtige Arbeit machen, kein Geld, wie zum Beispiel die Initiative von Mia Zabelka. 

Statt wirklich gute und spannende Projekte in dieser Stadt zu fördern, hält man sie an der kurzen Leine und setzt genau jene Schwerpunkte nicht, über die es zu diskutieren gelte. Und zwischendrin bekommt die Albertina für die Fassadenrenovierung noch 30 Millionen S. 

Ich glaube nicht, dass das die Kulturpolitik ist, die diese Stadt sich verdient hat. Aber ich sehe auch positive Ansätze, das muss ich schon festhalten, wie zum Beispiel bei der Studie zu der freien Theaterszene, über die wir wahrscheinlich morgen auch ausführlicher diskutieren werden. Und ich glaube, eines steht fest: Mit diesem Kulturbudget der Stadt Wien, das nicht mehr das höchste aller Zeiten ist, gilt es, vorsichtig umzugehen und wichtige Initiativen verstärkt zu fördern, die genau das tun, was Mailath-Pokorny so oft schon angekündigt hat, nämlich Gegenöffentlichkeiten zu fördern, kritische Institutionen zu fördern, Innovation zu fördern. 

Ich möchte zum Ende noch kurz zu einer sehr, sehr wichtigen Initiative kommen, die mein Kollege David Ellensohn in den letzten Wochen gemeinsam mit einigen GemeinderätInnen auch der anderen Fraktionen diskutiert und ins Spiel gebracht hat. 

Im September 1939 wurden über Tausend Juden für einige Wochen im Wiener Praterstadion festgehalten. Das Wiener Praterstadion ist ein Ort, den wir heute als Austragungsort von Rockkonzerten kennen. 1939 war das jetzige Ernst-Happel-Stadion ein Ort, an dem Menschen festgehalten und gequält wurden, bevor sie dann in Konzentrationslager gebracht wurden. Fast alle diese Tausend Personen, die 1939 im Wiener Praterstadion angehalten wurden, wurden im Konzentrationslager Buchenwald von den Nazis ermordet. Bis heute war es leider nicht möglich, für diese eine Gedenktafel an diesem Ort zu installieren. Ein junger Politikwissenschaftler hat eine Initiative gegründet und versucht schon seit einigen Monaten respektive Jahren, das Anliegen einer Gedenktafel unterzubringen. Er hat sich damit an einige Politikerinnen und Politiker gewandt, nicht nur der GRÜNEN, und hat dafür auch die ausdrückliche Unterstützung des Bürgermeisters gefunden. 

Wir werden heute einen Antrag gemeinsam mit Sonja Kato und Jürgen Wutzlhofer von der SPÖ sowie Alexander Neuhuber und Dr Andreas Salcher von der ÖVP einbringen mit dem Anliegen, diese Tafel möglichst bald und schnell am Ernst-Happel-Stadion zu installieren. Wir glauben, dass es sehr, sehr wichtig ist, das Andenken an das, was hier passiert ist, durchaus sichtbar zu machen und für all jene, die ins Ernst-Happel-Stadion gehen, auch durchaus nachvollziehbar zu machen, dass das nicht nur ein Ort des Fußballs und der Rolling Stones ist, sondern damals auch ein Ort des Grauens war.

In diesem Sinne darf ich folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen: 

"Die zuständigen Stellen der Stadt Wien mögen weiterhin zielstrebig und in enger Koordination mit Mag David Forster, dem Vertreter der Initiative Gedenktafel im Stadion, alle notwendigen Schritte in die Wege leiten, um durch Platzierung einer Gedenktafel im Ernst-Happel-Stadion der Inhaftierung, des Abtransports in Konzentrationslager und der anschließenden Ermordung von mehr als Tausend in Wien lebenden Juden zu gedenken. 

Zur feierlichen Enthüllung der Gedenktafel sollen nach Möglichkeit Überlebende der damaligen Inhaftierung und Deportation sowie Hinterbliebene der Opfer eingeladen werden."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir hoffen, dass mit diesem Antrag eine Möglichkeit gegeben wird, diese Initiative zu unterstützen und damit Sichtbarkeit für das, was im Ernst-Happel-Stadion, damals Praterstadion, passiert ist, zu schaffen. Denn wir sollten niemals vergessen, was diese schöne Stadt an Vergangenheit, auch an schrecklicher Vergangenheit, zu bieten hat. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. – Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr StR Dr Marboe. Ich erteile es ihm.

StR Dr Peter Marboe: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Frau Kollegin Ringler hat wie immer eine Reihe von grundsätzlichen und von wichtigen Themen angeschnitten, und ich glaube, es lohnt sich, in Ruhe auch darüber nachzudenken, was sie da heute kritisiert und vorgeschlagen hat.

Ich bin auch froh, dass aus unserem Antrag, den wir für heute zur Erinnerungstafel am Stadion vorbereitet hatten, jetzt ein gemeinsamer Antrag geworden ist, weil ich glaube, dass damit auch der Wille, hier wirklich mehrheitlich – wenn es ginge, auch einstimmig – ein Signal in diese Richtung zu setzen, dokumentiert wird. Und dafür bin ich dankbar. 

Ich glaube nur, in einem Punkt oder in zwei Punkten müsste man Ihnen schon jetzt widersprechen, den Rest können wir dann ausdiskutieren. 

Was das Museumsquartier betrifft: Wolfgang Waldner macht dort ausgezeichnete Arbeit, meine Damen und Herren, und es ist genau umgekehrt, Frau Kollegin Ringler: Er wird sekkiert, er wird unter Druck gesetzt, er wird öffentlich angegriffen. Ich bin ihm wirklich dankbar, dass er die Ruhe bewahrt und das Museumsquartier so fest im Wiener Kulturleben verankert hat, wie das jetzt der Fall ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt möchte ich, bevor ich auf ein paar Dinge eingehe, die mir wichtig erscheinen, zunächst einmal den Beamten danken – viele davon sind heute da –, die auch bei diesem Rechnungsabschluss wieder wesentlich mitgewirkt haben, dass wir trotz aller Kritik, die wir anbringen müssen und werden, immer wieder davon reden können, dass Wien eine Kulturstadt ist. Ich weiß, dass Wien ein Glück hat mit seinen Beamten, mit den Referenten, und ich bin dankbar, dass diese Kompetenz immer wieder zum Wohle der Stadt eingesetzt wird. 

Ich möchte auch den Kunst- und Kulturvermittlern danken, die in einer großen Kulturstadt unerlässlich sind als Brückenschläger. 

Und ich möchte in erster Linie den Künstlerinnen und Künstlern danken, denn wir sprechen heute über ein zentrales Thema, zu dem die Politik ja nur einen kleinen Beitrag leisten kann. Den täglichen Offenbarungseid hingegen, ob Wien eine Kulturstadt ist oder nicht, können immer wieder nur die Künstler leisten. Ihnen sei von hier aus besonders gedankt. 

Meine Damen und Herren! Es ist zwar erfreulich – Frau Kollegin Ringler hat das schon angedeutet –, dass das Budget formal gestiegen ist. Ich glaube, das macht jedem Freude, der daran interessiert ist, dass genug Mittel zur Verfügung stehen. Ich stehe auch nicht an, wie das auch meine Vorrednerin schon getan hat, eine Reihe von positiven Dingen zu erwähnen, ob das jetzt der Versuch, wie auch schon voriges Jahr, einer neuen Gestaltung der Eröffnung der Wiener Festwochen war, ob es die lange Nacht der Musik ist, die Wehrmachtsausstellung, der Ankauf der Strauß-Meyszner-Sammlung. Ich möchte auch das Bemühen um den Erwerb des noch verbleibenden Krenek-Nachlasses für die Stadt anerkennen, auch wenn das mühsam ist. Aber das muss gelingen, und der Herr Stadtrat weiß das auch. Wir hätten dann nach dem Schönberg-Center, nach dem Zemlinsky-Fonds auch noch die Krenek-Stiftung in Wien, und ich glaube, dass daraus auch ein eindrucksvolles Bekenntnis zur Rückholung der Nachlässe und der Erbschaften, wo immer es halt noch geht, herauszulesen wäre.

Jetzt aber zum Budget selber. Das fängt schon damit an, dass uns zeitgleich am 17. Juni zwei völlig verschiedene Meldung erreicht haben. Die Grünen und wir sprechen ja von einem Nettodefizitbudget und können das, glaube ich, auch mit sehr guten Zahlen nachweisen, aber nicht einmal innerhalb der Stadtregierung scheint man zu wissen, was es jetzt wirklich ist. Da wird am 17. Juni veröffentlicht: "Kulturausgaben um 6 Prozent gestiegen", laut Mailath-Pokorny. Zeitgleich, am selben Tag, lesen wir in einer Presseaussendung von Herrn VBgm StR Rieder, "ein Plus von 4,7 Prozent konnte im Bereich Kultur verzeichnet werden". Aber dann steht auch gleich etwas sehr Ehrliches dabei: "Die Mehrausgaben resultierten unter anderem aus dem Ankauf der restituierten Sammlung Strauß-Meyszner, rund 5 Milli-onen EUR, und aus der Zurverfügungstellung von 1,2 Millionen EUR für den Bereich Projektförderung Wissenschaft." Wenn man das zusammenzählt und dazu auch noch die gesteigerten Kosten für Personalaufwand und für die Wissenschaft rechnet, dann ist es tatsächlich schon aus diesen beiden Erklärungen ein Minusbudget, denn das macht nämlich weit mehr als 5 Prozent aus, während StR Rieder selbst nur von 4,7 Prozent spricht, meine Damen und Herren. Also einen besseren Nachweis, dass wir richtig liegen mit unserer Kritik, kann man auch innerhalb der Stadtregierung gar nicht erbringen. 

Denken Sie einmal ganz kurz zurück. 1998: Reform Wiener Filmfonds, Tanzhaus, strenge Unvereinbarkeitsbestimmungen, neues Stadt- und Landesarchiv, Dreijahresverträge, Judenplatz, Restitution und so weiter. Was hat eine SPÖ mit 43 Mandaten in einer Koalition nicht alles zusammengebracht, meine Damen und Herren, und heute, mit 52 Mandaten, wird nicht einmal Bilanz gelegt nach zwei Jahren, weil man im Kulturbereich offensichtlich nicht glaubt, eine legen zu können. Damals, bei der Zweijahresbilanz, hat man ziemlich kühn gefragt: Nennen Sie mir einen Bereich, in dem es kulturpolitisch nicht besser geworden ist in Wien! Heute muss diese Frage lauten: Nennen Sie mir einen Bereich oder geben Sie mir ein Beispiel, in dem es nicht schlechter geworden ist! Und man kann das auch sehr gut argumentieren.

Bleiben wir gleich beim Theater. Bitte, wo sind die Zeiten, wo eine SPÖ und ein Bürgermeister, damals gestützt auf 43 Mandate, freudig den Theater-Dienstag verkündet haben, weil ein Besucherschwund von 100 000 da war. Wir haben damit mehr als 50 000 wieder zurückgewonnen. Heute, mit 52 Mandaten, gibt es nur ein Schulterzucken, wenn 200 000 Besucher verloren gehen in dieser Stadt. 

Wo sind die Zeiten, wo ein Bürgermeister und eine SPÖ, gestützt auf 43 Mandate, sich hinstellen und sagen konnten, in Wien gibt es keine Theaterschließungen? Heute, mit 52 Mandaten, ist die SPÖ zur Theaterschließungspartei geworden. Auersperg, Tribüne, Rabenhof – geschlossen! Das waren blühende Theater noch vor zwei Jahren, meine Damen und Herren. Die Liste der gefährdeten Theater ließe sich lange fortsetzen, und wir werden in den nächsten Monaten noch den einen oder anderen Namen hören, der dazukommt. 

Kollege Tschirf hat es gestern ziemlich drastisch als eine Art Stilllegungsprämie bezeichnet. Er hat es mit der Landwirtschaft verglichen. Es ist offensichtlich wirklich so, dass heute Stilllegungsprämien gezahlt werden, wenn ein Theater nicht spielt. Der Rabenhof kriegt ein Jahresbudget, spielt aber vom Mai bis zum Jahresende nicht. Ich meine, das hat es ja wirklich noch nicht gegeben in Wien, meine Damen und Herren. Und wir sind dagegen, dass Subventionen fürs Nichtspielen im Theaterbereich aufgewendet werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Da gibt es auch kein Herumreden über die Verantwortung. Das gehört schon zur politischen Kultur, dass man jetzt einmal klipp und klar sagt: Wir sind schuld, wir haben das vermasselt! Sie brauchen sich nur das "Format" vom 10. Juni 2000 zur Hand zu nehmen. Überschrift: "Trotteln legen sich mir in den Weg". Gerhard Bronner: "Es gibt einen so genannten Kultursprecher der SPÖ, von dem ich mein Lebtag noch nichts gehört habe. Ich weiß nicht, was seine Voraussetzungen sind, um Kultursprecher zu sein. Jedenfalls sagt er, er legt sich gegen mich quer. Und er ergreift alle möglichen Maßnahmen inklusive Rufmord. Ich hätte ihn schon längst klagen können, aber so wichtig ist er mir nicht." Und dann geht es weiter. Er macht das ohne Subventionen mit jungen Schauspielern, jungen Kabarettisten und würde bereit sein, den Rabenhof ohne Subvention über diese Krisenzeit hinwegzubringen. Bronner abschließend: "Für den Fall, dass ich gebraucht werde, würde ich natürlich kommen. Für den Fall, dass dieser Kultursprecher sich durchsetzen sollte, werde ich aber nicht so bald wiederkehren. Es gibt ein paar Trotteln, die sich mir in den Weg legen, und wenn die die Majorität haben, dann habe ich in Wien wirklich nichts mehr verloren."

Niemand kann sagen, dass er nicht sehenden Auges in dieses Debakel gegangen ist. Wir haben es vorausgesagt, wir haben gewarnt, wir haben die Belege erbracht, und wir haben andere Lösungen vorgeschlagen. Denn selbst wenn man aus mir nicht zugänglichen Gründen den Gerhard Bronner verhindern wollte in Wien, die Josefstadt selbst hat damals ein Angebot gelegt, mit etwas mehr als 6 Millionen S den Rabenhof weiterzuführen. Und es gibt auch keinen Grund, die Zeit, in der die Josefstadt die Verantwortung für den Rabenhof getragen hat, schlechtzureden. Da gab es den Furtwängler, da gab es Mister Green, da gab es Kainz-Medaillen, da gab es den Europäischen Kulturpreis. Das war einmal ein lebendiges Theater, in dem Theater gemacht wurde, meine Damen und Herren, und nicht, wie es im "Standard" zu lesen war, das teuerste Kabarett Österreichs. 

Und dann sagt der Kultursprecher noch euphorisch in einem Interview, wo sogar schon der Herr Kralicek, lange Zeit ein Unterstützer des Rabenhofes, von unsauberem Spiel schreibt: "Ja, jetzt redet man wieder über den Rabenhof." Ja, man redet wieder über den Rabenhof, meine Damen und Herren, aber sicher nicht in der Art, in der Sie es gerne hätten, dass man darüber spricht. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich glaube auch nicht, dass man das so abtun kann als eine kleine Entgleisung. Das ist im Grunde genommen ein singulärer Fall parteipolitischer Verantwortungs-losigkeit. Und ich glaube wirklich, dass es an der Zeit wäre hinzutreten und dafür die politische Verantwortung zu übernehmen. Nämlich nicht nur dafür, was dem Theater selbst, das jetzt zugesperrt, physisch zugesperrt wurde, an Schaden zugefügt wurde, sondern auch dafür, was es für die Szene insgesamt bedeutet hat. 

Sie werden jetzt sagen, aber mit Tamagotchi haben wir ja auch einen großen Preis beim Rabenhof gewonnen. Nur, Tamagotchi ist nicht aus dem Rabenhofbudget finanziert worden, sondern noch lange vor der Wahl aus dem Budget der Freien Gruppenarbeit, meine Damen und Herren. Und das war tatsächlich die Grundlage für einen Erfolg und für eine erfolgreiche Produktion.

Wir haben in Wien zwei Modelle an Theatergründungen und zwei Modelle, wie man Theater führt. Das eine ist das Schauspielhaus, das andere ist der Rabenhof. Das Schauspielhaus steht für das Weltbild, das von uns vertreten wird, und der Rabenhof steht offensichtlich für diese Debakelpolitik der Sozialdemokratischen Partei in Wien. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und das sage nicht ich – da würde es dann wieder heißen, der will sich da noch einmal in Erinnerung rufen oder schöne Töne finden –, das sagt der "Falter", und zwar in einem Kommentar, der vorige Woche oder vor zwei Wochen erschienen ist. "Letzteres, das Schauspielhaus", schreibt Kralicek, "ist auch aus anderen Gründen ein gutes Beispiel. Als die jahrzehntelang von Hans Gratzer geleitete Mittelbühne vor zwei Jahren frei wurde, wurde die Leitung des Schauspielhauses ausgeschrieben. Allein der enorme Andrang, 77 Bewerbungen, davon 43 aus Österreich, ließ das mehr oder minder im Verborgenen schlummernde Potenzial erahnen. Mit Airan Berg kam schließlich tatsächlich ein Bewerber aus der Freien Szene zum Zug. Und gemeinsam mit seinem australischen Direktionspartner Barrie Kosky hat er das Schauspielhaus in der Zwischenzeit wieder zu einem unverwechselbaren und lebendigen Theater entwickelt." – Ja, meine Damen und Herren, wir wollen unverwechselbare und lebendige Theater in Wien und nicht geschlossene. 

"Und unabhängig davon," – schreibt er weiter – "ob man das Theater im Schauspielhaus mag oder nicht, das Haus hat Öffentlichkeit, es hat Publikum, und es ist ein Beweis dafür, dass neue Strukturen auch neue Theater möglich machen."

"Ein anderes" – alles "Falter" – "weniger gutes Beispiel ist der Rabenhof, den Karl Welunschek im Stil der achtziger Jahre handstreichartig unter windschiefen Bedingungen übernommen hat" – meine Damen und Herren von der SPÖ, wer war denn in den achtziger Jahren verantwortlich für die Kulturpolitik, die folgerichtig ein permanentes Krisengebiet darstellt? - "Im neuen System" – meint er jetzt hoffnungsvoll – "wird es ein solches Theater entweder gar nicht geben oder so, dass es auch funktioniert."

Meine Damen und Herren! Ich empfehle Ihnen auch den Leserbrief des Gernot Lechner, der übrigens ankündigt, dass er sehr bald einmal der Öffentlichkeit sagen wird, wie es wirklich ausschaut dort. Er sagt, er kann das jetzt noch nicht tun, denn er  hat Sprechverbot. Na toll! Kaufmännische Direktoren, die Sprechverbot haben – das ist heute wieder das Theaterleben in Wien. Er kündigt aber an: "Auf Grund dieser Situation habe ich selbst meine Kündigung eingebracht und werde zum gegebenen Zeitpunkt der Öffentlichkeit Genaueres berichten." Also, auf diesen Bericht wollen wir in Ruhe warten, meine Damen und Herren.

Sie sind sehenden Auges in dieses Debakel geschlittert und ausschließlich Sie haben die Verantwortung dafür zu tragen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich bin eigentlich der Meinung, dass Sie diese 2,5 Millionen EUR anders verwenden sollten. Es ist ja jetzt schon angekündigt, dass nächstes Jahr wieder eine Subvention kommt, und es ist jetzt schon gesagt, dass man damit wieder nicht auskommen wird. Das heißt, man gibt sehenden Auges, wenn die Voraussagen, die hier getätigt wurden, stimmen, wieder ein Jahresbudget, wieder wissend, dass damit nicht einmal ein halbes Jahr Theater gemacht werden kann in Wien, das heißt, das sind dann noch viel mehr als 2,5 Millionen EUR. Aber es wäre wirklich Ihre Verpflichtung, diese 2,5 Millionen EUR der Szene zurückzugeben, denn es geht, wie ich schon angedeutet habe, nicht nur um den Rabenhof, sondern es geht auch, wie die Zeitungen schreiben, um Neid, Zwietracht, generelles Misstrauen, das dadurch in der Szene geweckt wurde. 

Die Theaterstudie wird ja, glaube ich, morgen Gegenstand einer ausführlicheren Debatte sein. Wir haben ja morgen Theaterschwerpunkt, daher will ich heute darauf nicht im Einzelnen eingehen, sondern nur sagen, dass wir grundsätzlich der Meinung sind, dass sich eine Diskussion darüber sehr lohnt. Ich bin aber umgekehrt auch nicht dafür, dass man jetzt alles vernadert und sagt, das ganze Theater in den letzten Jahren hat nur stagniert, war schlecht. Wir alle haben viele schöne Produktionen gesehen und sollen nicht glauben, wenn wir die Szene schlechtreden, dass dann die Reformbestrebungen umso tragfähiger sein würden. 

Es geht aber auch um etwas anderes, es geht um das Vertrauen der Szene in die Kulturpolitik. Ich habe zum Beispiel vom Kulturverein "Narrendattel" die Kopie eines Briefes an die Kulturabteilung bekommen und lese hier: "Es entsteht der Eindruck, dass kontinuierliche, innovative Kulturarbeit in Wien nicht besonders gefragt ist. Das erkennen wir schon daran, dass ein persönliches Gespräch beziehungsweise ein Termin" und so weiter "beim Kulturstadtrat nicht zustande kommt und die Kulturschaffenden in Wien immer mehr zu Bittstellern ihrer kulturellen, meist unentgeltlichen Tätigkeiten werden." Und so geht das hin. "Es sei denn, man hat sich beizeiten ein Lobby geschaffen oder je nach politischen Couleur Freundschaftsdienste gesichert."

Dann wieder ein Brief: "Warum beenden Sie das seit Jahren im Wiener Kulturbereich sehr anerkannte und stark frequentierte Weiterbildungsservice der Stadt Wien?" Nächste Überschrift: "Kein Geld für Kinder" und so weiter. Ich kann nicht alles vorlesen, was die Öffentlichkeit kritisiert. Ich lese hier nämlich nur die öffentlichen Ankündigungen und Aussendungen vor. 

Beim heutigen Pressegespräch zum Thema "Fördersituation der freien Theatergruppen im laufenden Jahr 2003" stellte Juliane Alton, die Geschäftsführerin der IG Freie Theaterarbeit einen "Vertrauensbruch der Kulturabteilung" fest. Also immer wieder ist davon die Rede, dass es kein Vertrauen gibt: "Sehr geehrter Herr Stadtrat! Wir protestieren heftig und in aller Form gegen erstens den Bruch des Vertrauensgrundsatzes im Verhältnis zwischen Ihnen als Subventionsvergeber und uns als Subventionsempfänger" und so weiter. 

Genau das, worum sich die SPÖ mit 43 Mandaten – wie ich meine – erfolgreich bemüht hat in den vergangenen fünf Jahren, nämlich dieses Vertrauen herzustellen, Partner zu machen und nicht Bittsteller, ist jetzt wieder vollkommen in Frage gestellt, und Sätze wie "wer zahlt, schafft an" haben wir vorher fünf Jahre lang nicht hören müssen, meine Damen und Herren. (GR Ernst Woller: Reden Sie über die Bundesregierung? Das waren alles Zitate über die Bundesregierung!) Nein, das hat der Lohner zur Situation im Fernsehen, zur Situation in Wien gesagt. (GR Ernst Woller: Sie können nicht unterscheiden, was auf die Bundesregierung geht!)

Ich nehme an, dass Sie nachher noch genug Gelegenheit haben werden, wieder auf die Politik der Bundesregierung auszuweichen, lieber Herr Kollege. Aber ich werde Ihnen nachweisen, dass es Verantwortungen gibt, die ausschließlich bei Ihnen liegen und wo keine Ausrede in Richtung Bundesregierung möglich ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Eines kann ich Ihnen garantieren: Bittstellerei, zittern, warten müssen, wieder vor der Tür stehen, das wird es mit uns nicht geben, denn wir wollen Partnerschaft in dieser Stadt und nicht jährliche Bittstellerei. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Ursula Lettner: Das sieht man bei den Festwochen!) 

Wir haben uns jahrelang bemüht, die Ausschreibungskultur in Wien wieder herzustellen. (GRin Ursula Lettner: Was ist mit den Festwochen?) Das ist auch geglückt. Der Herr Stadtrat – ich war selber dabei, und du wirst dich erinnern – hat im Schauspielhaus nach einer Premiere gesagt: Hier habe ich die Zukunft des Wiener Theaters gesehen! Du erinnerst dich? "Hier habe ich die Zukunft des Wiener Theaters gesehen." Na warum? Weil die Ausschreibungskultur intakt war, weil wir es ernst gemeint haben mit den Ausschreibungen, weil beim WFF eine ernstgemeinte, intakte, integre Ausschreibung durchgeführt wurde, ebenso beim Schauspielhaus und so weiter. (GRin Ursula Lettner: Warum drücken Sie sich bei den Festwochen? Kein Wort darüber!) Wie können Sie so etwas sagen, wenn sogar der Herr Stadtrat in einem Interview mir dankt, dass ich bei den Festwochen so kritische Äußerungen gemacht habe? Lesen Sie nicht die Interviews Ihres eigenen Stadtrates? (GRin Ursula Lettner: Die Bundesregierung hat sich bei den Festwochen zurückgezogen! Da kam von Ihnen kein Wort darüber!) Wir haben zu den Festwochen sogar als Klub eine eindeutige Stellungnahme bezogen. Sie können nicht hier herauskommen und sagen, wir haben dazu nichts gesagt, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Ursula Lettner: Sie tun nichts! Was haben Sie getan?) Mit dieser Flucht in die Unwahrheit kommt man nicht weit, Frau Kollegin. 

Und jetzt lese ich "Ausschreibungskultur". Denken Sie einmal an die Josefstadt, denken Sie an den Rabenhof, denken Sie an die Wiener Museen, meine Damen und Herren. Die Ausschreibungskultur ist kaputt. Es gibt sie nicht mehr. Es gibt kein Vertrauen in die Integrität der Ausschreibungen. Frau Wodak ist aus diesem Grund aus dem Kuratorium zurückgetreten. Da können Sie schmunzeln, so viel Sie wollen. So schaut es leider aus! 

Und was lese ich jetzt, wenn das Volkstheater kommt, wo wir einmal mehr hoffen und gehofft haben, dass das wieder repariert wird? Da muss man in den Zeitungen lesen: "Unter denjenigen, mit denen bezüglich des Volkstheaters geredet wird oder wurde, ist Marthaler dabei. Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny berichtet von einschlägigen Gesprächen mit dem Züricher Bürgermeister." Also, jetzt wird schon mit dem Züricher Bürgermeister gesprochen, ob der Marthaler nicht nach Wien kommen kann, obwohl man angekündigt hat, eine integre Ausschreibung zu machen. Meine Damen und Herren, was sind denn das für Zustände? (GR Ernst Woller: Wo hat denn der Morak ausgeschrieben? Wie ist denn der Berger Volksoperndirektor geworden?) 

Meine Damen und Herren! Sie haben ja dann Zeit, den Herrn Morak und die Bundesregierung anzugreifen und nicht über sich zu reden. Dafür hat ja auch jeder Verständnis, der es nicht ernst meint. Wenn man es ernst meint, sprechen wir heute über unsere Verantwortung in dieser Stadt. Darum geht es! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und jetzt zum WFF. Da gibt es Enqueten, da gibt es Absichtserklärungen, Wien muss Filmstandort werden, Medienstandort. Was ist die erste Maßnahme der neuen SPÖ-Regierung mit 52 Mandaten, also immerhin um neun mehr als vorher mit 43? (GRin Ursula Lettner: Das tut euch auch weh!) Vorher, in den Jahren 2000 und 2001, mit 43 Mandaten, meine Damen und Herren, hat der WFF sein Geld zu Jahresbeginn bekommen, kaum ist die neue Regierung mit 52 Mandaten am Ruder, im Jahre 2002, bekommt der WFF nur mehr 80 Prozent zu Jahresbeginn und 2003 nur mehr 50 Prozent. Na wann wird er überhaupt nichts bekommen, wenn dieser Trend so weiter geht, meine Damen und Herren? Anstatt dem WFF Sicherheit zu geben, einen Dreijahresvertrag zu geben – wir werden dazu einen Antrag einbringen –, kürzt man ihn jährlich in der Zuwendung. Man sagt dann zwar im Kulturausschuss zu, ja man nimmt an, dass die Bindungen aufgehoben werden, dann wird man das Geld haben, um dem WFF die zweite Tranche zu geben. Das kann aber erst im Herbst, frühestens im Oktober, sein. Ja wissen Sie, was das heißt für die Filmbranche, wenn die jetzt bis zum Oktober nicht wissen, ob sie sich wirklich darauf verlassen können, das Geld zu bekommen. 

Wobei ich deutlich sage, dass ich dem Herrn Stadtrat mit Sicherheit zubillige, dass er das ernst meint. StR Mailath-Pokorny ist zutiefst überzeugt, dass dieses Geld da sein wird im Oktober. Das glaube ich. Aber ich weiß doch, wie es passieren kann, wenn die Bindungen nicht aufgehoben werden oder nur teilweise aufgehoben werden. Woher soll denn dann das Geld wirklich kommen? Und dann werden wir uns als Filmstandort Wien schön anschauen, wenn es tatsächlich zu Kürzungen kommt. Wir werden uns dagegen wehren, womit und so lange wir nur können, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich habe den Eindruck, dass anstatt Unabhängigkeit tatsächlich wieder mehr Abhängigkeit geschaffen werden soll. Sie brauchen nur die Titelgeschichten zu lesen, zum Beispiel zur Integration. "Integration wird Chefsache" – heißt es im "Standard", nicht in der "Presse" oder in sonst einem bürgerlichen Organ –, "mehr Parteieinfluss wird möglich." Das geht dutzendweise so hin: Wieder mehr Parteieinfluss ist möglich. Wieder mehr Abhängigkeiten werden geschaffen. Und da denke ich mir, vielleicht hat Hans Peter Martin, SPÖ-Spitzenkandidat bei den Europawahlen, ja doch nicht ganz Unrecht, wenn er hier wörtlich und unwidersprochen sagt: "Martin: Das Unabhängige ist der SPÖ wesensfremd." Denken Sie darüber einmal nach, meine Damen und Herren, weil es viele Indizien gibt, dass ihr eigener Spitzenkandidat bei den Europawahlen gar nicht so Unrecht hat mit diesem bisher unwidersprochenen Zitat. 

Ich überspringe jetzt ein paar Sachen, weil ich zum Schluss kommen will, aber zwei Dinge sind mir doch noch sehr wesentlich.

Wer sich das Protokoll einer der letzten Gemeinderatssitzungen genau durchgeschaut hat, der wird eine Stelle finden, wo auf die Frage, warum eigentlich bei einer SPÖ-Alleinregierung Frauen keine Chance haben für künstlerische Funktionen – und das kann man ja nachweisen – folgende Antwort erfolgt: "Mehr als zwei Drittel" – heißt es hier – "aller Leitungsfunktionen in den letzten eineinhalb Jahren sind mit Frauen besetzt worden." – Zwischenruf Marboe an Woller: "Welche?" – Antwort: "Künstlerische und kaufmännische Leitungsfunktionen."

Das stimmt nicht. Keine einzige künstlerische ist besetzt worden. Wir haben remonstriert und – siehe da! – "künstlerisch" war im Endprotokoll herausgestrichen. Das ist ja nicht uninteressant. Das heißt, späte Reue, aber doch. Im letzten Protokoll – das ist das erste, wo es noch drinnen steht – kommt man selber zur Einsicht: Das hat nicht gestimmt, wir müssen das "künstlerisch" wieder herausnehmen. 

Meine Damen und Herren! Offensichtlich haben Frauen im Moment keine Chance auf künstlerische Leitungsfunktionen, denn in drei Ausschreibungen waren Frauen immer gleich gereiht oder sogar vorgereiht, und in allen drei Ausschreibungen sind sie übergangen worden. Da können Sie sich doch nicht herstellen und sagen, Frauen kriegen künstlerische Leitungsfunktionen, und dann "künstlerisch" wieder aus dem Protokoll streichen. Nicht mit uns! 

Wir haben das anders gelöst. Wir haben nicht dauernd gesagt, Frauen müssen das oder jenes werden, sondern wenn sie tüchtig waren, so wie im Tanzquartier, sind sie es geworden. Aus. Und sie sind heute auch sehr anerkannt. Für uns ist es einfach selbstverständlich, den Frauen jene Chancen zu geben, die sie verdienen, meine Damen und Herren. (GRin Sonja Kato: Dafür hatten Sie dann einen Frauenminister!) Das ist unser Weltbild, und dabei werden wir auch bleiben. (Beifall bei der ÖVP. – GR Gerhard Pfeiffer: 50 Prozent Frauen! – Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Wir reden heute von der Kultur. Okay? Wir reden von der Kultur und nicht von der Politik. (GRin Ursula Lettner: Das ist auch Politik!) Ich gratuliere Ihnen, dass es Ihnen geglückt ist, so viele Frauen in der Politik zu haben. (GRin Inge Zankl: Das war doch Ihr Zitat: Keine Politik in der Kultur!) Nehmen Sie nichts von meiner Redezeit weg! Außerdem wollen wir weiterkommen.

Meine Damen und Herren! Ich kann nur laut und deutlich wiederholen: Hände weg vom Tanzquartier! Ich finde es ja erfreulich, dass über intensives Befragen der Frau Ringler der Stadtrat sich dann zu einer – na, ich möchte sagen – zögerlichen Distanzierung von seinem Kultursprecher herabgelassen hat, aber so kann es doch nicht wirklich sein. Wir schlagen das "profil" auf und finden da eine Überschrift: "Choreographie der Gewalt". Und dann steht drinnen, man soll das Budget des Tanzhauses kürzen, man soll die Spielzeit um ein Drittel kürzen. Ja, sag, leben wir eigentlich noch in einer Stadt, deren Regierung sich zur Kultur bekennt? Das sind ja keine Erfindungen. "Choreographie der Gewalt"! Und weiter steht, schon das Büro des Herrn Stadtrates ist dann einer anderen Meinung als der Kultursprecher und so weiter. So geht es dahin. 

Ich glaube, wenn so ein Unfug publiziert wird als Zitat immerhin des Kultursprechers der größten Partei in dieser Stadt, dann hat der zuständige Stadtrat sich auf der Stelle persönlich und nicht auf Umwegen über sein Büro zu distanzieren, damit klar ist, was man unter Kulturpolitik, unter einem Kulturpolitiker versteht: Dass er sich ohne Wenn und Aber hinter die Interessen der Kultur und der Künstler in dieser Stadt stellt und sich nicht instrumentalisieren lässt als Exekutor von parteipolitischen Machenschaften, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich will jetzt die Liste – dafür werden wir vielleicht morgen Zeit haben – der Ablehnungen nicht ausführlich vorlesen, nur die wichtigsten: Gesellschaft für Musiktheater – abgelehnt; Filmcasino Margareten – dabei hat die Frau Ringler Recht, Herr Kollege, die Initiativen zur Förderung und zur Stabilisierung der Kleinkino- und Einzelkinolandschaft sind anzuerkennen, aber warum hilft man dann dem Filmcasino nicht, das dringend einen Baukostenzuschuss braucht – abgelehnt; Kain und Abel, hebräische Kammeroper, europäische Erstaufführung – abgelehnt mit einem einzigen Satz: aus budgetären Gründen; Fest im Schloss Schönbrunn – abgelehnt; Point of Music, Kinder- und Jugendprojekt – abgelehnt; H. C. Artmann – Musikprojekt von Alfred Polanski – abgelehnt. Und so weiter.

Wir haben uns das ausgerechnet. Alle diese Anträge zusammen, die ich jetzt erwähnt habe und noch drei weitere, machen zusammen ein Zehntel des Budgets des Rabenhofes aus. Ja, kann man so etwas verantworten?, frage ich Sie. Es ist schön, dass Sie jetzt so bedrückt dreinschauen. Das erfreut mein Herz. (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Thomas Reindl: Wie viel haben denn Sie abgelehnt?)
Zu den Musikschulen hat der Herr Stadtrat dankenswerterweise, obwohl er gar nicht zuständig ist, eine Enquete gemacht. Ich finde das anständig und begrüßenswert. Aber ist es nicht unmöglich, dass dort kein einziger Vertreter des zuständigen Ressorts war, dass die Frau Laska nicht irgendeine Grußbotschaft geschickt hat, dass die zuständigen Abteilungsleiter nicht dort waren und dass der Herr Woller den zuständigen Direktor entschuldigen musste, weil er ausgerechnet an diesem Tag beruflich im Ausland war? Ich meine, das ist ein Zynismus, der ist doch nicht zu übertreffen. Und es ist schön, dass Sie auch jetzt wieder bedrückt dreinschauen. (GR Mag Thomas Reindl: Wir sind über Ihre Rhetorik bedrückt!) Das ist nämlich die Wahrheit, und die ist dokumentierbar. Man kann doch nicht eine Musikschulenquete ausgerechnet dann ansetzen, wenn der Leiter der Wiener Musikschulen nicht in der Stadt ist. Das ist doch unglaublich, meine Damen und Herren. Man kann wirklich nur ein bisschen ironisch darüber schmunzeln, aber leider geht es ja gerade bei den Musikschulen um sehr viel. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zum Schluss kommend: Ich verstehe, wenn man taktisch und strategisch der Meinung ist, man kann sich aus der Verantwortung stehlen, indem man halt laufend die Bundesregierung und den Staatssekretär beschimpft. Noch dazu, wenn aus der ÖVP – weil wir eine Partei sind, die sich traut, ihre Meinung zu sagen – kritische Töne kommen. So was kann ja bei Ihnen gar nicht passieren. Wir sind gefragt worden: Wieso traut ihr euch, da kritisch zu sein, wenn der Bund kürzt im Kulturbereich der Stadt? – Weil wir Selbstbewusstsein haben, weil wir der Meinung sind, dass wir uns, wenn etwas gemacht wird, das der Stadt nicht nützt, als Partei zu Wort melden, meine Damen und Herren. Und darauf sind wir auch stolz, dass wir diese Unabhängigkeit haben. Ich würde Ihnen mehr davon wünschen. (Beifall bei der ÖVP.)
Und daher zum Schluss. Es gibt Verantwortungen – und da können jetzt meine Nachredner oder Vorredner noch so versuchen, das irgendwie hinzukriegen –, wo man die Schuld nicht auf jemanden anderen schieben kann, wo man einfach nicht sagen kann, ohne sich lächerlich zu machen, der andere ist schuld. Es gibt Bereiche, wo das möglich ist, etwa bei Kürzungen, die dann wieder ausgeglichen werden müssen. Da sind wir einer Meinung, und ich glaube auch, dass all dem, was Wien in diese Richtung belastet, von uns gemeinsam entgegengetreten werden soll, aber es gibt Bereiche, wo das einfach nicht geht, meine Damen und Herren, und wo dieses resignative Jammern über den Bund eine initiative Kulturpolitik nicht ersetzen kann. Es gibt Verantwortungen, die man einfach nicht abschieben kann.

Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratischen Partei, und der Herr Kulturstadtrat tragen die ausschließliche – nicht die geteilte, sondern die ausschließliche – Verantwortung für das Debakel im Rabenhof. Und es wäre schön, wenn Sie das endlich einmal anerkennen und zugeben würden. Sie fordern zu Recht, von uns unterstützt, dass die 364 000 EUR den Wiener Festwochen gegeben werden. Aber dann geben Sie einmal die 2,5 Millionen EUR, die Sie beim Rabenhof hinausgeschleudert haben, der Wiener Szene zurück, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und geben Sie der Szene auch die rund 2 Millionen EUR zurück, die Sie aus dem operativen Kulturbudget für eine Bauunterstützung der Albertina aufwenden mussten wegen der plötzlichen Junktimierung mit der Kinoförderung, die es vorher nicht gegeben hat. Das sind 2 Millionen EUR weniger für das Kulturleben in Wien, weil Sie nicht in der Lage waren, das aus Verstärkungsmitteln zu zahlen, wie das bisher immer üblich war. 

Sie tragen die Alleinverantwortung, die ausschließliche Verantwortung für die Zerstörung der Ausschreibungskultur. 

Sie tragen die Alleinverantwortung für die Streichungen und Ablehnungen der ganzen Liste, die ich Ihnen gerade vorgelesen habe, wobei besonders bedauerlich ist, dass derart viele Projekte im Kinder- und Jugendkulturbereich daran glauben müssen.

Sie tragen die Alleinverantwortung für die bisherigen Theaterschließungen in Wien und auch für die, die es vermutlich demnächst bald geben wird. 

Und Sie tragen auch die Alleinverantwortung dafür, dass bisher – die Frau Ringler hat es ja angedeutet, und ich sage es noch einmal, obwohl es schon sehr spät ist, 5 vor 12, es könnte auch schon 5 nach 12 sein, – keine Entscheidung für das Mozartjahr 2006 im Theater an der Wien getroffen wurde. Es geht sich zeitlich jetzt bald nicht mehr aus, das hinzukriegen mit den notwendigen Vertragsabschlüssen für dieses Jahr. Es wurde auch keinerlei Entscheidung getroffen oder uns zur Entscheidung im Gemeinderat vorgelegt für die Nutzung danach, meine Damen und Herren. Da tickt die Zeit, und ich würde hoffen, dass wir nicht bald hier stehen und sagen müssen, es ist 5 nach 12 und nicht 5 vor 12.

Sie tragen auch die Alleinverantwortung dafür, dass bisher in keiner Weise eine Perspektive für die Mitwirkung Wiens inklusive einer ernst genommenen urbanen kulturpolitischen Verantwortung am europäischen Integrationsprozess formuliert wurde. Das ist eine Chance, die man sich nicht entgehen lassen darf, mit unserer Kulturgeschichte, auch unserer jüdisch-christlichen Kulturgeschichte in dieser Stadt dazu beizutragen, dass auch die Städte ihre Verantwortung im Integrationsprozess wahrnehmen und erkennen, meine Damen und Herren. 

Und Sie tragen auch die Alleinverantwortung dafür – das können Sie nicht weiterschieben –, dass im Bereich Kunst am Bau und Kunst im öffentlichen Raum immer noch keine gesetzliche Grundlage geschaffen wurde. Das wäre ein reines Landesgesetz. Wir haben es mehrfach beantragt, es wird immer wieder abgelehnt, und deshalb schaut es in den Bundesländern auch so aus, wie es dort ausschaut, nämlich sehr, sehr gut. Wer die Ausstellung gesehen hat im Museumsquartier zu "Kunst im öffentlichen Raum in Niederösterreich", der wird so wie die meisten dort baff gewesen sein, was sich in diesem Land abspielt. Und Sie tragen damit die Verantwortung, dass es im öffentlichen Raum in Wien so ausschaut, wie es eben bei uns ausschaut, weil es noch immer keine gesetzliche Grundlage gibt. 

So gesehen, meine Damen und Herren, dokumentiert dieser Rechnungsabschluss auch in vielen Bereichen, die ich versucht habe, hier zu skizzieren, eine Fehl​entwicklung, und Sie können sich vorstellen, dass wir, da wir die Verantwortung im Bereich der Kulturpolitik besonders ernst nehmen, einem solchen Rechnungsabschluss sicher nicht zustimmen können. – Danke schön. (Beifall)
Vorsitzende Josefa Tomsik: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Der Rechnungsabschluss gibt die Gelegenheit, Positives und Negatives aufzuzeigen. Ich will das auch tun. Ich will versuchen, ohne Schuldzuweisungen zu operieren, ohne Noten zu vergeben, einfach mit dem Ziel, die politischen Entscheidungen zu verbessern. Lassen Sie mich also ein Resümee ziehen über die unserer Meinung nach geglückten, aber auch versäumten Schritte der letzten Jahre. 

Ich möchte mit dem Positiven beginnen. Eines muss ich StR Mailath-Pokorny lassen: Er ist entscheidungsfreudiger als sein Vorgänger. Er erkennt die Schwachstellen und Fehler in der Wiener Kulturpolitik und versucht, Schritt für Schritt die offensichtlichen Defizite auszumerzen. Die Frage ist allerdings noch offen für uns, ob ihm das auch gelingt. Positiv auf jeden Fall ist es, dass er Fehlentscheidungen korrigieren will. Und das ist auch mutig, denn es ist gar nicht so leicht zuzugeben, dass einige Dinge nicht so gut gelaufen sind, der Sache ins Auge zu sehen und die Dinge besser zu gestalten. Das soll einmal hervorgehoben werden. Denn, Herr StR Marboe, das ist wirklich ein Vorteil Ihres Nachfolgers. Sie haben die Dinge oft zugeschminkt, aber Sie haben die wichtigen, die schmerzlichen Entscheidungen nicht gefällt. 

Zuallererst möchte ich einmal die Entscheidung gutheißen, dass das Theater an der Wien wieder eine Opernbühne wird. Das ist eine Uraltforderung der Freiheitlichen, und wir freuen uns darüber. Aber ich möchte diese Freude auch damit verbinden, hier die Überlegung einzubringen, dass daraus resultierende Entscheidungen, nämlich notwendige Entscheidungen, noch einzufordern sind. Zum Beispiel: Wie soll es mit den Musicalbühnen weitergehen? Wie soll denn die Zukunft der ausgegliederten Vereinigten Bühnen aussehen? Hier, Herr Stadtrat, sind Sie säumig geblieben. 

Wir Freiheitlichen haben seit Jahren viele Ideen eingebracht. Wir sprachen über das Phänomen, dass Musicals in anderen Städten Gewinne erzielen. Wir haben mit Ihrem Vorgänger, mit StR Marboe, eine Reise – mit Ihnen haben wir eine Reise in den Osten gemacht, mit ihm eine in den Westen – nach London und Los Angeles gemacht, und wir haben dort mit Musicalproduzenten gesprochen, die Gewinne machen. Ich weiß, das ist nicht immer möglich, aber man hätte doch daraus auch etwas lernen können. Man hätte zumindest einige privatwirtschaftliche Überlegungen einbringen können. 

Wir haben in den letzten Jahren immer wieder Anträge in der Hinsicht gestellt, leider hat man die noch nicht aufgegriffen. Hier kann nämlich eine Ausgliederung – und sie hat ja auch bereits stattgefunden – durchaus sinnvoll sein. Aber wenn dann die Aufgaben nicht besser erledigt werden als vorher – und so ist es zurzeit –, wenn vor allem der Verlust der Kontrollrechte damit verbunden ist, dann ist das keine Verbesserung. Also hier hat die Ausgliederung noch keine Verbesserung gebracht. 

Und vor allem: Wo sind die Vorgaben? Wo sind die Leitlinien? Wo sind die Anforderungen der Stadt? Auch das sind Sie noch schuldig geblieben. Die Vereinigten Bühnen sind ein diffuses Gebilde. Der Gemeinderat weiß nicht, wo er die Verantwortung tragen soll. Also bloß das Theater an der Wien herauszulösen und für dieses Theater eine klare Nutzung vorzugeben, aber alles andere, den gesamten Musicalbereich einfach unbeackert zu lassen, so schwammig zu lassen, das ist unserer Meinung nach ein Versäumnis und ein Fehler. Die Vereinigten Bühnen wirken wie ein unmanövrierbarer Tanker, der auf Grund gelaufen ist und aus dem Öl beziehungsweise Geld unkontrolliert versickert. 

Herr StR Marboe, auch Sie hätten Gelegenheit gehabt, in dieser Hinsicht etwas zu tun. Sie haben Ihre Verantwortung damals nicht wahrgenommen. Jetzt wurde zumindest einmal ein Versuch gestartet. Ich hoffe, Herr StR Mailath-Pokorny, dass Sie nach dem Beginn – ich meine das Herauslösen des Theaters an der Wien –, der ja wirklich gut geglückt ist, nun das Ganze, den gesamten Bereich zu einer gedeihlichen Zukunft weiterentwickeln. 

Ein zweites Plus: das Figarohaus. Endlich! 15 Jahre fordern wir Freiheitlichen, dass man endlich einmal aus dem Figarohaus ein attraktives Mozarthaus macht. Es ist ja wirklich eine Schande. Hinter dem Stephansdom, genau dort, wo auch alle unsere Gäste immer wieder hinkommen, hat man es noch immer nicht geschafft, die Stockwerke, die da leer stehen, zu nützen und ein interessantes Mozarthaus daraus zu machen. Jetzt dräut das Mozartjahr. Vielleicht ist das der Druck, auf jeden Fall hat StR Mailath-Pokorny angekündigt, dass er das in Angriff nimmt, und ich hoffe, da entsteht jetzt auch einmal eine positive Sache. 

Ein weiteres uraltes Anliegen der Freiheitlichen: Reform der Freien-Gruppen-Szene. Auch hier sind es, glaube ich, schon 14, 15 Jahre her. Die sogenannte Freie Szene wurde großzügigst finanziert. Ich habe das einmal so ein bisserl ausgerechnet, es muss ungefähr eine halbe Milliarde Schilling da hineingepumpt worden sein. Doch das hat sich leider so entwickelt, dass das nur Subventionsempfänger geworden sind. Die haben oft, wirklich oft, lautstark die politische Meinung des roten Wien verkündet, aber dem Publikum ist man schon etwas schuldig geblieben, und zwar das, was es erwarten kann: gutes, innovatives Theater. 

Wir haben immer wieder darauf hingewiesen, so lange bis auch das Kontrollamt unsere Kritik als gerechtfertigt angesehen und darauf hingewiesen hat, dass seitens dieser Gruppen sehr viele Gelder einfach angenommen wurden von der Stadt Wien, dass man aber nichts umgesetzt hat. 

Also endlich wird das in Angriff genommen, und ich muss sagen, auch hier freuen wir uns natürlich, dass Herr StR Mailath-Pokorny es wagt, eine Verbesserung zumindest einmal zu wünschen. Es liegt eine Theaterstudie vor, und nun besteht Hoffnung, dass etwas geschieht. Die Analyse der Studie ist ausgezeichnet. Es werden die Defizite klar herausgearbeitet – das ist schon einmal wichtig, damit man dann auch Schlüsse daraus ziehen und reagieren kann –, die Evaluierung entspricht der Kritik, die wir Freiheitlichen seit Jahren einbringen. Spät, aber immerhin, man reagiert. Ein früheres Erkennen-Wollen wäre schon sehr gut gewesen, man hätte mit der Reform viel früher schon anfangen können. 

Als Defizite sind angeführt: bleierne Stagnation, Scheitern des Beiratsystems, ein uneffizientes Gießkannensystem, keine Transparenz, keine Öffentlichkeit. Das Kontrollamt hat das alles, wie gesagt, bestätigt, und StR Mailath-Pokorny will die Sache immerhin angehen. Doch unserer Meinung nach dräuen auch hier Gefahren, nämlich dass die Subventionen weiterhin ein gesellschaftspolitischer Steuerungsmechanismus bleiben werden. Die sogenannte Konzeptförderung birgt die Gefahr in sich, dass das Kulturressort weiterhin das Ideologieressort bleibt. 

Man kann sich fragen: Warum glaubt das die Unterreiner? Ich möchte das hier schon erläutern. Die Diktion der Studie verrät nämlich noch immer Klassenkämpferisches. Da ist einmal die Herabwürdigung des so genannten Bildungsbürgertums, dann zum Beispiel die Diktion "Etablierung einer multikulturellen Migranten-Kultur-szene". Diesen Begriff hat man aus dem Weißbuch zur Reform der Kulturpolitik herausgeholt. Das war so eine Art SPÖ-Kulturprogramm noch in der Klima-Ära. Damals hat Mailath-Pokorny daran mitgearbeitet, er war federführend. Also wenn das von dort herübergeholt wird, muss man ja annehmen, dass das vielleicht auch seine politischen Wünsche sind. 

Oder eine Diktion – ich zitiere –: "Neue ästhetische und politische Fragestellungen aufbrechen und nachhaltig verändern". Das erinnert mich so ein bisschen an Pasterk – auch Sie alle werden sich noch erinnern können – und ihr "Brechen imperialer Achsen". Das ist eine Diktion so ein bisserl nach Gramsci, dem Mitbegründer der KPI: aufbrechen und gesellschaftspolitisch veränderte Strukturen aufbauen.

Ich kann mich noch gut erinnern. Wohin hat denn das damals geführt? Es hat damals zu Kulturbauten geführt, die eine richtig zu Beton gewordene sozialistische Unfähigkeit dokumentierten. Sie wissen ja alle, dass wir mit dem Kulturbau des Museumsquartiers nicht zufrieden sind. Betonbunker in ein Barockensemble hineinzu​pflocken, haben wir immer für falsch gefunden. 

Also alle diese politischen Vorgaben sind unserer Meinung nach uralt, verstaubt, in der Pasterk-Ära allerdings noch hochgeachtet. Das ist ja auch der Grund gewesen, warum man diesen Gruppen eine Spielwiese gegeben hat. Genau diese Vorgaben waren es aber auch, warum das Ganze gescheitert ist. Deswegen wäre es jetzt sehr wichtig, sich von diesen Vorgaben, von diesen uralten Denkweisen zu verabschieden.

Jetzt kommt es eben drauf an, Herr StR Mailath-Pokorny, ob Sie wirklich diesen ganzen Bereich einer modernen Kulturpolitik zuführen, nämlich weitab von einer parteipolitischen Einflussnahme. Denn wenn Sie weiterhin bei diesem Denken bleiben – und wenn man das durchliest, muss man das eben befürchten, deswegen führe ich das jetzt an –, zum Beispiel bei diesem Anspruchsdenken der Kulturschaffenden – das Wort "Selbstausbeutung" hat ja auch so etwas Klassenkämpferisches an sich – oder wenn man daran denkt – ich weiß, die Maria Ringler amüsiert das immer wieder, aber ich muss das immer wieder bringen –, dass man einfach nur zusätzliche Häuser haben möchte, sogenannte Koproduktionshäuser, also wenn das alles ist, dann ist uns das zu wenig. 

Wenn Sie sich dem Publikum gegenüber verantwortlich fühlen würden, Herr Stadtrat, und nicht nur den so genannten Kulturschaffenden, dann hätten Sie in uns auch einen Partner, wenn Sie aber weiterhin Gesellschaftspolitik entwickeln und nicht den jungen talentierten Künstlern eine Möglichkeit geben wollen, dann können wir nicht mitgehen. Wir hoffen, dass Sie jetzt nicht nur ein aufgeblähteres System installieren, in dem weiterhin linke Gesellschaftspolitik gemacht werden soll.

Noch einmal – ich zitiere –: "Im Freien Theater herrscht eine andere Ästhetik vor." Welche Ästhetik? Wie wird sie vorgeschrieben? Wer diktiert diese Ästhetik? Also ich würde sagen, man kann diese Dinge nicht einfach vorgeben und sagen: Jenseits der bürgerlichen Abendunterhaltung, jenseits tradierter Stadt- und Staatstheater. Das muss man ja nicht vorgeben, das sollte man wirklich offen lassen, es sollen ja wirklich freie Gruppen sein. Dann könnten Sie auch unsere Zustimmung haben. 

Wenn jetzt vorgegeben werden soll, mehr fremdsprachiges Theater oder, wie gesagt, die Etablierung einer multikulturellen Migrantenkultur, dann werden wir nicht mitgehen können, und ich möchte das jetzt schon erklären. Wir wünschen genau das Gegenteil. Wir wollen nämlich, dass die Menschen, die zu uns kommen und die bei uns bleiben wollen, sich integrieren. Ihre Politik, Herr StR Mailath-Pokorny – wenn Sie das dann wirklich so vorhaben, ich weiß es noch nicht genau –, Ihre Politik einer Etablierung einer multikulturellen Migrantenkultur ist nicht integrierend, sondern sie ist polarisierend. Das fördert die Ghettobildung, das fördert eine Reservatsbildung, es fördert einen fremden Kulturraum in unserem Kulturraum. Das verstärkt dadurch immer mehr die Unterschiede und verhindert so das Sich-Einfügen der Zuwanderer in unseren Kulturkreis. Das heißt, es hemmt das Zusammenfinden, es hemmt das Zusammenwachsen, es entstehen Parallelgesellschaften, es entsteht Trennendes statt Einendes, es entsteht Zwist statt Eintracht.

Wir Freiheitlichen sehen gerade in diesem Bereich einen sehr wichtigen Verantwortungsbereich, nämlich wir wollen das fördern, was das Gemeinsame fördert, wir wollen das fördern, was dem Gemeinwohl entgegenkommt, und wir wollen das fördern, was dem sozialen und kulturellen Frieden dient. Wenn also jetzt aus dem gesamten Bereich der Freien Gruppen wirklich freie Gruppen werden sollen, dann werden wir das unterstützen.

Ich komme nun zu einem Bereich, der mir und auch allen Freiheitlichen ganz besonders am Herzen liegt, es ist der Bereich der Bildung, vor allem der musischen Bildung. Hier sind in den letzten Jahren wohl die größten Defizite, die gröbsten Fehler entstanden, nämlich dass man die Zukunft unserer Jugend viel zu wenig gefördert hat. 

Ein Beispiel ist die gescheiterte Schwerpunktsetzung, was Bildung angeht. Ich rufe noch einmal den Fehlstart der Wiener Fachhochschuloffensive in Erinnerung. Wir haben das gestern besprochen, und man sollte das schon in Erinnerung rufen, denn da waren 14 Milli-onen EUR vorgesehen, die nicht budgetwirksam wurden. Hier möchte ich, Herr StR Mailath-Pokorny, auf diese Strategie eingehen – und da gebe ich meinem Vorredner Recht, dass man immer wieder hervorhebt, der Bund macht alles schlecht und Wien muss immer alles korrigieren. 

Ein Beispiel: Die Bundesausgaben für Bildung und Wissenschaft weisen eine Steigerung auf, und zwar eine Steigerung vom Jahr 1999 bis zum Jahr 2004 um 1 538 Millionen EUR. Ich meine, das ist immerhin ein gewaltiges Plus, und dieser Mythos, der hier aufgebaut wird, dass Wien das politische Gegengewicht sein muss, also dass Wien alles besser mache als der Bund, ist mit so einer Zahl leicht zu entzaubern. 

Also was macht jetzt das sozialdemokratische Wien mit den Bildungsauftrag hinsichtlich der musikalischen Bildung? Kurz gesagt: Nichts! Dieses Wort "nichts" ist nämlich wirklich ein Drama. Sie kennen ja alle den Ruf Wiens: Wien ist Musik. Das stimmt, Wien ist Musik, aber dieser Ruf, der Wien vorauseilt, bezieht sich eigentlich eher auf die traditionsreichen Institutionen, aber nicht auf die Ausbildung unserer Jugend. Die Musikerziehung ist im Vergleich mit allen internationalen Studien, aber auch im Vergleich mit den Bundesländern in ein ganz dramatisches Hintertreffen geraten, und alle Bemühungen – wir haben schon vor sechs Jahren damit begonnen – haben bis jetzt noch keine Früchte getragen. 

Nun gibt es aber Hoffnung, denn nun gibt es das erste Statistische Jahrbuch der Musikschulen in Österreich. Ich habe mir auch erlaubt, Ihnen das bei unserer Enquete zu geben, Herr Stadtrat. Sie haben sich sicher schon die Zahlen angeschaut. Ich finde, in der Kulturpolitik sind systematisch entwickelte Zahlen sehr wichtig, denn man kann Strukturvergleiche machen. Schon seit der Diskussion über die PISA-Studie ist es in der Kulturpolitik und in der Bildungspolitik unentbehrlich geworden, dass man die Bedeutung der Zahlen des systematischen Vergleichs wegen heranzieht. 

Die Unterschiede zwischen den Bundesländern sind groß und von nachhaltiger Wirkung, und leider gibt es in Wien im Vergleich mit anderen Bundesländern die Erkenntnis, dass wir das Schlusslicht sind. Ich habe nur einige grundlegende Zahlen herausgenommen. Es ist mühsam, ein bisschen über Zahlen zu sprechen, aber ich bitte Sie doch zuzuhören, damit Sie verstehen, warum wir seit vielen Jahren immer wieder mit diesem Thema beim Budget und beim Rechnungsabschluss an die Öffentlichkeit gehen.

In Österreich gibt es 155 427 Musikschüler, es gibt 416 Musikschulen. Allein die Tatsache, dass zum Beispiel Niederösterreich und Oberösterreich zusammen über die Hälfte aller Musikschüler haben, ist ja schon einmal sehr interessant. In Niederösterreich gibt es rund 45 000 Musikschüler, in Oberösterreich 36 000 Musik-schüler, in der Steiermark 20 000, und in Wien – Sie werden es nicht glauben – gibt es 4 941. (Zwischenruf der GRin Rosemarie Polkorab.) Nein, Frau Kollegin Polkorab, Sie wissen ganz genau – und ich weiß, dass das auch Ihnen ein Anliegen ist –, dass hier wirklich ganz grobe Defizite sind und dass man hier wirklich unbedingt aufholen muss. 

Noch ein Beispiel: In Niederösterreich gibt es 168 Hauptanstalten von Musikschulen, in Oberösterreich 65, in der Steiermark 47, in Wien hingegen nur 17. (GRin Rosemarie Polkorab: Das sind nur die Hauptstandorte!) Nein, ich habe genau die Hauptstandorte ausgewählt, ich habe genau die Vergleiche angestellt. Frau Kollegin Polkorab, ich glaube, die Herausgeber dieses Statistischen Jahrbuchs sind sehr seriös, sie arbeiten an der Universität, sie haben zwei Jahre an diesem Werk gearbeitet. Es soll eine Hilfe für Politiker sein. Wir wollen doch die Ergebnisse nicht schlecht machen, es wäre doch viel klüger, wir würden so einen Rechnungsabschluss nützen, um gemeinsam darüber nachzudenken, wie wir das Defizit aufholen. Ich glaube, es ist müßig, da jetzt herumzukritteln. Es ist eindeutig – ganz egal, wie ich die Zahlen herauslese –, dass immer Wien das Schlusslicht ist. Und wenn ich das jetzt erkenne, dann ist es wohl wichtig, dass ich danach handle.

Noch eine letzte Zahl, damit ich Sie nicht zu sehr langweile: Im Österreichschnitt sind von 1 000 Jugendlichen 55 an einer Musikschule eingeschrieben, also im Durchschnitt sind 55 von 1 000 Jugendlichen an einer Musikschule eingeschrieben. Hier sieht man ganz deutlich die Unterschiede. In Vorarlberg gibt es die meisten, da gibt es 95 von 1 000, in Niederösterreich gibt es 87, in Oberösterreich 73 und in Wien – wieder das Schlusslicht – 10. 

Also man muss ganz einfach diese Defizite und Mängel des Musikschulwesens erkennen. Herr StR Mailath-Pokorny, ich traue Ihnen das zu. Sie sind jemand, der Defiziten ins Auge sieht und handelt. Ich bitte Sie, dass Sie das auch hier tun und dass Sie hier ganz einfach aktiv werden. Denn das erklärte Ziel soll die Weiterführung der außergewöhnlichen und sprichwörtlichen Tradition als Musikstadt bleiben, und das soll auch von der heranwachsenden Jugend weitergeführt werden.

Wir haben einen Antrag vorbereitet, den wir am Donnerstag einbringen, also im Landtag, und zwar soll der Antrag zum Inhalt haben, dass ein Landesmusikschulgesetz – Wien ist nämlich das einzige Land, das so ein Gesetz nicht hat – geschaffen wird. Es soll damit breiten Kreisen der Bevölkerung, vorzugsweise der Jugend, eine musikalische Möglichkeit geboten werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Für besonders Begabte soll neben der Schaffung einer künstlerischen Basisausbildung auch eine gezielte Vorbereitung für eine weitere Ausbildung, zum Beispiel am Konservatorium oder an der Hochschule, geboten werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es geht nämlich jetzt nicht nur um die Heranbildung des Orchesternachwuchses, sondern die Musikschulen erbringen auch eine ganz große Leistung im gesamtgesellschaftlichen Zusammenhang. Gerade in einer Zeit, wo viele Jugendliche orientierungslos sind, wo es steigende Jugendarbeitslosigkeit gibt, Alkohol- und Drogengefährdungen, ist eine sinnvolle Freizeitgestaltung von höchster Bedeutung, denn eine aktive Jugend ist eine geschützte Jugend. Ich sage das immer wieder. Musik schenkt Lebensfreude, schenkt Lebensenergie, und möglichst viele Kinder sollten auch die Gelegenheit haben, dass sie das nützen. Es ist nicht einzusehen, warum gerade Kinder in Wien diese Gelegenheit nicht genauso gut haben sollen wie die Kinder in den Bundesländern. Deswegen muss hier unbedingt eine Offensive gestartet werden.

Herr Stadtrat! Wenn Sie das, ich meine jetzt dieses Musikschulgesetz, noch in Ihrer Amtszeit schaffen würden – Sie haben noch drei Jahre Zeit –, dann würde wirklich etwas ganz Wichtiges gelingen. Wenn Sie das auf die Beine stellen, dann hätten Sie einen wirklich wichtigen Schritt getan. 

Ich weiß, man sollte hier mit der Geschäftsgruppe Jugend, Soziales zusammenarbeiten, so wie überhaupt Kultur und Bildung enger zusammenarbeiten sollten. Es sollte zwischen den Verantwortungsbereichen Kultur und Bildung eine engere Zusammenarbeit stattfinden. Ich glaube, es wäre eine sehr gute Sache, wenn da etwas zustande käme. Wir hatten jetzt einmal die Enquete, das war der erste Schritt. Ich glaube, dieses Statistische Jahrbuch ist mit ein Grund, dass man die Zahlen einbaut. Ich hoffe, dass hier etwas entsteht.

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Noch ganz kurz zum Schluss: 

Wenn es Ihnen auch noch gelänge, bei der Filmförderung Publikumserfolge zu erzielen – wir bringen immer wieder die Zahlen von anderen Filmförderungen, wo dann, wenn die Filme herauskommen, Millionen Besucher diese sehen, wie zum Beispiel "Berlin-Brandenburg" oder, ich nehme an, den Film haben Sie auch gesehen, "Good bye, Lenin!"; so etwas stelle ich mir vor als Erfolg, nicht dass man Besucherzahlen von 150 000 Besuchern als Erfolg feiert –,

wenn Sie den Festwochen eine eigenständige Identität geben könnten, ein eigenes Profil, wenn Sie sie befreien könnten von diesen unzähligen Politagitationen,

wenn Sie zum Beispiel bei der Kunsthalle erreichen könnten, dass das nicht einfach nur so ein internationaler Wanderzirkus wird, sondern dass dort auch unsere eigenen jungen Talente, unsere eigenen Künstler auftreten könnten, dass man nicht so unselige Ausstellungen macht, wie zum Beispiel jene von Thérèse Margulies, wo ein totgeborenes Baby präpariert war wie ein Tier, 

wenn Sie sich solche Dinge einmal mehr anschauen und solche kultur- und seelenlosen Aktivitäten nicht fördern und damit die Jugendlichen emotional nicht so in Stich lassen würden, sondern ihnen das geben würden, wonach viele Sehnsucht haben, nämlich dass sie auch einmal Schönes sehen, Gutes, Qualität, 

dann würden Sie wichtige kulturpolitische Vorstellungen von uns Freiheitlichen erfüllen und damit, unsere konstruktive Kritik ernst nehmend – ich sage das ganz im Ernst –, eine gute und erfolgreiche Kulturpolitik zum Wohle Wiens machen. 

Jetzt vielleicht ein bisserl polemisch: Lesen Sie ein wenig bei uns nach – ich meine das gar nicht zynisch –, denn viele Dinge, die wir seit vielen Jahren immer wieder gefordert haben, haben Sie ja schon übernommen. Setzen Sie den Weg fort, dann wären Sie echt gut. Aber so lange Sie das noch nicht ganz tun – ich nehme an, dass Sie das wahrscheinlich nicht tun werden –, müssen wir weiterhin die Defizite anprangern und können auch Rechnungsabschlüsse nicht gutheißen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ernst Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Einen schönen guten Morgen, auch an die Gäste auf der Galerie. Sie hören schon über eine Stunde zu, das ist außergewöhnlich, das ist erfreulich. Es ist von Vorteil, wenn man am Vormittag drankommt, denn wenn man Kulturdebatten in der Nacht führt, ist die Galerie leider meistens unbesetzt. Nochmals herzlich willkommen und danke für das Interesse namens des gesamten Kulturausschusses.

Als ich Kollegin Ringler zugehört habe, habe ich mich gefragt: Über welche Stadt sprichst du? Sprichst du über Wien oder über eine Stadt in der Wüste? Sprichst du über eine Stadt, so wie du sie beschrieben hast, wo wirklich alles im Argen liegt, wo alles zusammenbricht? Oder sprichst du über diese lebendige Kulturstadt Wien, von der 96 Prozent der Wienerinnen und Wiener hartnäckig der Meinung sind, dass sie mit diesem Kulturangebot sehr zufrieden sind? Sprichst du über die Kulturstadt Wien, deren Kulturangebot dafür verantwortlich ist, dass jedes Jahr 7 Millionen Gäste aus der ganzen Welt nach Wien kommen, die alle sagen, sie kommen hauptsächlich wegen des umfassenden und großartigen kulturellen Angebots in diese Stadt? Sprichst du über die Kulturstadt Wien, die jede Woche von einer anderen Delegation aus anderen Ländern besucht wird, um sich anzuschauen, wie wir das eigentlich machen, dass wir steigende Kulturbudgets und ein blühendes kulturelles Leben haben? Oder sprichst du über eine Stadt, die neu erfunden werden muss?

Ich anerkenne, dass die Stadt Linz wirklich einen großartigen Kulturentwicklungsplan erstellt hat. Der Stadt Linz ist hier wirklich Großartiges gelungen in den letzten Jahren, aber da ging es um andere Voraussetzungen. Da ging es darum, dass eine Stadt, die strukturelle Probleme hatte, insbesondere was das Image betrifft, von diesem Image der alten stinkenden Industriestadt, in die man eigentlich nicht so gerne fährt, wegkommt und es schafft, zu einer Stadt zu werden, die heute ein völliges anderes Image hat, die ein wirklich tolles Angebot hat. Wir können froh sein, dass es neben der Kulturstadt Wien und der Stadt Graz, die heuer europäische Kulturhauptstadt ist, mit Linz eine dritte große Stadt in Österreich gibt mit einem über Österreich hinausgehend bedeutenden kulturellen Angebot.

Ich habe nichts dagegen, dass wir einen Kulturentwicklungsplan diskutieren –wir diskutieren viele Reformschritte –, nur, liebe Marie Ringler, wir fangen nicht bei Null an. Auch wenn du als Oppositionspolitikerin hier Kritik üben musst – das gehört einfach zu den Regeln dieser Debatten –, dann würde ich doch meinen, dass ein bisserl mehr Augenmaß und ein bisserl mehr Sachlichkeit sicher angemessen gewesen wären. (Beifall bei der SPÖ.)
Auch einen Nebensatz zu dem Antrag, den du im Namen von SPÖ, GRÜNEN und ÖVP eingebracht hast. Wir sind völlig für diesen Antrag, wir sind ja auch Mitantragsteller, wir betrachten diesen Antrag, wenn wir ihn heute im Gemeinderat beschließen, als öffentliches Bekenntnis des höchsten Gremiums der Stadt. Aber man muss schon sagen, wir rennen hier weit offene Türen ein, denn das Projekt ist längst im Laufen. Es stimmt auch nicht, dass das seit Jahren eine Initiative ist, das ist eine Initiative, die genau seit sechs Wochen auf dem Tisch ist. Als Herr Mag Forster zum Bürgermeister gekommen ist, hat dieser sofort den Auftrag gegeben, dass das umgesetzt wird. Es ist völlig im Laufen. Es wird, auf Initiative der Frau Vizebürgermeisterin, in Kürze realisiert sein. 

Wir sind daher natürlich für den Antrag, doch zur Realisierung wäre er nicht unbedingt notwendig gewesen, aber er ist ein wichtiges Bekenntnis, und wenn das höchste Gremium der Stadt sich auch noch einmal ausdrücklich dazu bekennt, dann ist das natürlich eine sinnvolle Angelegenheit. 

Die Bilanz des Jahres 2002 ist auch im Kulturbereich positiv, überaus positiv. Der Rechnungsabschluss des Jahrs 2002 weist gegenüber dem Rechnungsabschluss des Jahres 2001 einen Zuwachs von 6 Prozent aus. Jetzt kann man natürlich über Zahlen immer trefflich streiten. Dem StR Marboe müsste es eigentlich in den fünf Jahren, in denen er Kulturstadtrat war, gelungen sein, Budgets der Stadt lesen zu können. Wenn Sie hier bekritteln, dass der Kulturstadtrat von einem Plus von 6 Prozent spricht und der Finanzstadt von 4,7 Prozent, dann hängt das damit zusammen – nur jetzt als kleine Nachhilfe, es nützt zwar nichts mehr, Sie sind nicht mehr Stadtrat, aber eine kleine Nachhilfe muss auch möglich sein –, dass der Kulturstadtrat über die Abteilungen MA 7, MA 8, MA 9 und MA 10 gesprochen hat und der Finanzstadtrat über den Ansatz Kultur und Kultus, der wesentlich mehr umfasst als nur den Kulturbereich. Aber vielleicht haben Sie sich das in fünf Jahren nie wirklich so genau angeschaut, dass Ihnen das damals nicht aufgefallen ist.

Wenn die Kollegin Ringler da enthüllt, dass wir natürlich weniger Geld haben als vorher, dann stimmt das natürlich auch nicht. Denn erstens sind die Personalkosten, die wir seit 2001 im Kulturbudget dabeihaben, natürlich zusätzliches Geld. (GRin Mag Marie Ringler: Ja, aber nicht für die Kultur!) Wenn wir jetzt ganz streng sind, dann schauen wir nur den Budgetansatz der MA 7 an, der eigentlichen Kulturabteilung – da sind Personal- und Sachangelegenheiten nicht drinnen –, und stellen fest, dass auch dieser Ansatz gestiegen ist.

Es gibt im Kulturbudget – du bist noch nicht so lange dabei, aber das solltest du auch schon erkannt haben – immer ein operatives Budget und ein Investitionsbudget, und das Investitionsbudget variiert. Denn wenn man etwas baut wie zum Beispiel das Museumsquartier, den neuen Saal im Konzerthaus, das Archiv im Gasometer, den Judenplatz, um nur ein paar Beispiele zu nennen, dann kommt immer, so lange gebaut wird und das finanziert werden muss, dieses Investitionsbudget dazu, und wenn der Bau fertig ist, kommt es wieder weg. Daher muss man sich immer das operative Budget anschauen.

Natürlich sind ein paar große Investitionen weggefallen wie das Museumsquartier, der Gasometer, das Konzerthaus, der Judenplatz und einige andere Projekte, sodass natürlich insgesamt die Investitionen weniger geworden sind, während das Personal- und Sachbudget dazugekommen ist. Aber egal, wie es man nun wenden will und wie man es anschauen will, das operative Kulturbudget in dieser Stadt ist innerhalb von einem Jahr um 6 Prozent gestiegen. Das ist nun national wie international einzigartig, und darauf können wir wirklich stolz sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Diese blanken Zahlen zeigen den hohen Stellenwert, den die Kultur in Wien hat, sie zeigen auch das Verhandlungsgeschick des Kulturstadtrates bei den Budgetverhandlungen, sie zeigen auch, dass Wien anders ist als viele andere Städte, wo wirklich Theater geschlossen werden. Es gibt leider deutsche Städte, da wird das letzte Theater geschlossen, weil kein Geld mehr da ist. Und das unterscheidet uns auch sehr wohltuend vom Bund. 

Der gesamte Erfolg unserer Anstrengungen um mehr Geld für die Wiener Kultur wird einzig und allein von einer Tatsache geschmälert, dass der Bund in derselben Zeit, wo wir 6 Prozent erhöhen, jährlich um 10 Prozent kürzt. Das ist das eigentliche Problem unseres Kulturbudgets. Das hat in den letzten drei Jahren den gigantischen Betrag – jetzt muss ich da hinüber schauen (in Richtung ÖVP) – von 15 Millionen EUR ausgemacht. (GR Franz Ekkamp: Da kommt kein Aufschrei!) So viel mehr Kulturbudget können wir gar nicht aufstellen, um das auszugleichen, was die Bundesregierung in Wien kürzt. Und das wird so weitergehen. 

Das ist eine echte Bedrohung der Kulturstadt Wien, und das Ganze – wir haben in der letzten Sitzung hier im Gemeinderat ausführlich über die Wiener Festwochen diskutiert – hat leider System. Die Festwochen sind ja nur ein markantes Symbol, das große Öffentlichkeit erreicht hat, aber es gibt unzählige Kulturinstitutionen, deren Mittel von der Bundesregierung viel drastischer gekürzt worden sind, sodass sie wirklich am Rande ihrer Existenz stehen oder in ihrer Existenz zumindest bedroht sind. 

Die Festwochen haben das gemeistert. Sie haben ein fulminantes Festival abgeliefert, eine adäquate Antwort gegeben auf diese Bundeskürzungen. Sie haben mit 185 000 Besucherinnen und Besuchern einen tollen Publikumszuspruch gehabt, sie haben mehr Karten verkauft als in den Vorjahren, sie haben mehr als 90 Prozent Auslastung für viele sehr, sehr schwierige, teils fremdsprachige Produktionen, sie haben großen künstlerischen Erfolg bei Publikum und Presse. 

Bei den Wiener Festwochen gibt es eigentlich nur zwei offene Bilanzpunkte. Der erste ist: Es wäre jetzt höchst an der Zeit, dass ein ehemaliger Künstler und jetziger Kunststaatssekretär Manns genug wäre sich hinzustellen und zu sagen: Das ist mir herausgerutscht. Ich meine diesen Sager, dass das eigentlich nur den Prosecco-Konsum abdeckt. Jeder, der bei Veranstaltungen der Wiener Festwochen war, wird wissen, dass es dort gar keinen Prosecco gibt. Es gibt gar keine großen Feiern, es gibt gar keine Premierenfeiern mehr. Und wenn es früher so etwas gegeben hat, so ist das immer durch Sponsoren aufgebracht worden. 

Es wäre also höchst an der Zeit, dass der Herr Staatssekretär Morak sich entschuldigt und sagt: Das ist mir leider passiert, das nehme ich zurück!, und sich nicht darauf einlässt, diesen Prozess gegen die Wiener Festwochen auch noch zu verlieren. 

Das Zweite, worauf wir warten, ist natürlich einmal ein klares Bekenntnis der Wiener ÖVP zu den Wiener Festwochen, und wir warten darauf, dass sie sagt: Da sind wir dagegen, dass der Bund das gekürzt hat. (StR Dr Peter Marboe: Das haben wir gemacht!) Wir warten noch immer auf eine Aussendung, auf eine Aussage des Herrn Landesparteivorsitzenden Finz, der als Finanzstaatssekretär der Bundesregierung diese Kürzung eigentlich erarbeitet und unterschrieben hat, und wir warten natürlich auch auf einen heftigen Protest der Wiener ÖVP und des Peter Marboe, dass er einfach sagt: Das lassen wir uns nicht gefallen, dass die Mittel für die Wiener Festwochen, die so erfolgreich sind, mutwillig gestrichen werden und dass es in Österreich nur ein einziges Festival gibt, von den Bregenzer Festspielen bis zu den Mörbischer Festspielen das keine Förderung kriegt. Das einzige Festival in Österreich, das keine Förderung des Bundes erhält, sind die Wiener Festwochen. (GRin Nurten Yilmaz: Das ist ein Skandal!)

Die erfolgreiche Entwicklung der Kulturhauptstadt Wien ist überhaupt nur gefährdet durch die Rahmenbedingungen. Das sind die Kürzungen des Bundes – das habe ich jetzt schon ausgeführt –, aber es gibt noch weitere Rahmenbedingungen, die wirklich schlimm sind, das sind zum Beispiel die Stundenkürzungen in den allgemeinbildenden höheren Schulen. 

Letzte Woche hat eine Pressekonferenz der wichtigsten zwölf Direktoren der Kunstakademien, der Kunstuniversitäten, der Museen und der wichtigsten Galerieverbände stattgefunden. Sie haben alle miteinander einen großen Alarmschrei der Kunst gegen diese Stundenkürzungen formuliert. Ich finde es wirklich höchst eigenartig, dass Gemeinderäte der ÖVP und FPÖ sich in diesem Haus hierher stellen und beklagen die Stadt Wien mache zu wenig im Musikschulbereich, während auf Bundesebene derzeit eine Politik betrieben wird, dass die Unterrichtszeit für Gegenstände wie Musik und bildende Kunst auf 50 Minuten die Woche gekürzt werden – und das in der Kulturnation Österreich! Die Frage der Musikschulen könnten wir jetzt ausführlich diskutieren, das stimmt alles nicht. (GRin Mag Marie Ringler: Aber nicht in den Musikschulen!) 

Nichts gegen die Studie, die jetzt vorgelegt worden ist, aber da werden teilweise Äpfel mit Birnen verglichen. Man kann die Qualität einer Musikausbildung einfach nicht vergleichen. In Wien wird jede Schülerin und jeder Schüler in Einzelunterricht unterrichtet, während in Oberösterreich und in Niederösterreich – was ich nicht schmälern möchte – sozusagen jeder, der einmal im Jahr in einem Chor singt, mitgezählt wird. Das kann man nicht vergleichen. Die Qualität der Musikausbildung in Wien ist einfach eine ungleich bessere, denn sonst müssten ja in Wiener Orchestern nur mehr Oberösterreicher und Niederösterreicher spielen. Das ist nicht der Fall. (Beifall bei der SPÖ.)
Das ist eine Polemik, und die Energie, die Sie hier für die Musikschulen verwenden, sollten Sie vielmehr dazu verwenden, Ihre Unterrichtsministerin, Frau Elisabeth Gehrer, davon abzubringen, dass der Unterricht in Musik und bildender Kunst in Zukunft von zwei Stunden auf eine Stunde reduziert wird. Das ist auf Dauer eine Bedrohung für die Kulturnation. Das muss auf alle Fälle verhindert werden. Dagegen wehren sich alle Direktoren aller Kunstuniversitäten, aller Kunstakademien, aller wichtigen Museen. Wir stehen auf deren Seite, weil es ja wirklich unerträglich ist, dass es in Zukunft nur mehr 50 Minuten Kunstunterricht geben soll und auch der Zwang besteht, dass sich die Schülerinnen und Schüler zu entscheiden haben, ob sie jetzt Musik oder bildende Kunst machen. Das ist einer Kulturnation unwürdig. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu Kollegen Peter Marboe muss ich sagen, es stimmt natürlich vieles nicht, was Sie gesagt haben. Es war zum Beispiel überhaupt keine Enquete zu Musikschulen, es war ein Expertengespräch zur Musikstadt Wien. Es war überhaupt nicht Agenda, die Musikschulen zu besprechen. Das haben Sie sich gewünscht, aber es gibt einen Beschluss des Gemeinderates, des Kulturausschusses, und da ging es um die Musikstadt Wien. Daher haben wir das auch mit den entsprechenden Experten am Podium sehr erfolgreich diskutiert. 

Es stimmt so vieles nicht von dem, was Sie gesagt haben, es stimmt vor allem nicht, dass es in Wien Theaterschließungen gibt. Es gibt ganz normale Prozesse. Wenn ein Theater 50 Jahre lang verdienstvollst von einer Person geleitet wird, und nach 50 Jahren stirbt der Intendant, dann ist es ja nicht eine Theaterschließung, sondern ein normaler Zustand. (StR Dr Peter Marboe: Für euch!) So wie im Leben: Es stirbt jemand, und dann kommt wieder jemand auf die Welt. Und genauso ist es in der Stadt. Wir haben das Geld jetzt nicht für Straßenbau oder irgendetwas anderes verwendet, sondern wir verwenden das Geld für ein anderes Theater. Das ist ein ganz normaler Prozess. (StR Dr Peter Marboe: Wenn der Burgtheaterdirektor stirbt oder der Volksoperndirektor, dann schließen Sie das Burgtheater oder die Volksoper?) 
Und wenn Sie davon reden, dass es in den Theatern 200 000 Besucher weniger gibt, dann kann ich Ihnen sagen, wie das funktioniert. (Zwischenruf des GR Dr Mathias Tschirf.) Das hat ja nichts damit zu tun, das sind Bundesgesetze, das sind Bundesinstitutionen. Sie reden manchmal so, dass ich denke, Sie haben sich überhaupt noch nie mit irgendetwas auseinander gesetzt, was Sache ist, sondern Sie reden einfach nur, was Ihnen so aus Jux und Tollerei einfällt. 

Jedenfalls sind das Burgtheater und die Staatsoper Bundestheater. Die sind im Verfassungsrang abgesichert. Da geht es nicht darum, ob der Theaterdirektor stirbt oder nicht. Das ist der Unterschied zu einem privaten Theater, das von einer Privatperson gegründet worden ist, geführt worden ist. Und wenn die Privatperson nicht mehr da ist, dann muss man durchaus auch einmal darüber diskutieren können, ob es ein Theater, das vielleicht wirklich mit der Person verbunden war, dann nicht mehr gibt, wenn es die Person nicht mehr gibt. Ganz einfach. (StR Dr Peter Marboe: Volkstheater, Josefstadt!) 
Aber Sie reden von 200 000 Besuchern weniger, und jetzt kann ich Ihnen sagen, wie das funktioniert. Das ist ganz einfach. Die Bundesregierung hat zum Beispiel dem Volkstheater 9 Millionen S gekürzt. Das ist wahnsinnig viel Geld fürs Volkstheater. Die Bundesregierung hat dem Ensembletheater 3,3 Millionen S gestrichen. Was das heißt, ist ganz einfach: Die können weniger spielen. Die müssen Produktionen streichen, weil sie einfach weniger Geld haben. Die können weniger Produktionen auf die Bühne bringen, die haben weniger Vorstellungen, und wenn es weniger Vorstellungen gibt, gibt es auch weniger Publikum. 

Also die sicherste Maßnahme, dass man diese 200 000 Theaterbesucherinnen und ‑besucher wieder zurückgewinnt, ist nicht, dass Sie da herausgehen und jammern, so wie Sie das immer gemacht haben, sondern dass Sie herausgehen und sagen, die Bundesregierung soll die 15 Millionen EUR Kürzungen in Wien zurücknehmen, dann werden wir die Theaterbesucherinnen und Theaterbesucher gleich wieder haben. (Beifall bei der SPÖ. – StR Dr Peter Marboe: Das kann nicht sein Ernst sein.)
Zum Rabenhof sage ich heute ganz wenig. Sie haben den Vergleich zur Landwirtschaft gewählt. Das finde ich nun tatsächlich treffend. Denn wenn man die Regierungserklärung der Bundesregierung aufmerksam gelesen hat, dann hat man eigentlich den Eindruck, wir leben nicht in einer Kulturnation, sondern in einem Agrarstaat, denn die einzige Position, die aufgewertet worden ist von dieser Bundesregierung, war die Agrarförderung. Das ist auch der Grund, warum mehr Geld für Landwirtschaft da ist und weniger Geld für Kultur, insbesondere in Wien. 

Das ist ein treffender Vergleich, den Sie da heute ins Spiel gebracht haben. Insgesamt sagen Sie das nur deshalb so, weil Sie ein schlechtes Gewissen haben. Das Problem Rabenhof ist ein Problem, das aus Ihrer Zeit kommt, und Sie waren schuld, dass das so gelaufen ist und nicht anders. (GRin Mag Marie Ringler: Na also!)

Und unter uns gesagt: Jammervoll ist es, in einem Debattenbeitrag hier ein Zitat zu verlesen, das fünf Jahre alt ist. Also ich verstehe das überhaupt nicht. Entweder haben Sie seit fünf Jahren keinen Pressereferenten, der für Sie die Zeitungen liest und aufbereitet, oder es gibt seit fünf Jahren kein besseres Zitat. Sie bringen ein Zitat von Bronner, das fünf Jahre alt ist. Das ist lächerlich. (StR Dr Peter Marboe: Aus 2000!)
Herr Marboe! Ich habe ein viel besseres Zitat, das haben Sie uns leider nicht vorgelesen, das ist nämlich ganz neu. Es stammt von Wolfgang Kralicek, der im "Falter" schreibt: "Als Nachfolger von Peter Marboe hat Andreas Mailath-Pokorny vor zwei Jahren ein schwieriges Erbe angetreten. Der liberale ÖVP-Mann Marboe – ja, das gab es einmal – war erstens allseits beliebt und hat zweitens einen Haufen Arbeit hinterlassen. Die Theaterkrise hat der jedenfalls zu Amtszeiten begeisterte Theatergänger Marboe" – schreibt der Kralicek, nicht ich – "(in letzter Zeit sieht man ihn nur mehr selten bei Premieren und im Theater) zwar erkannt, er hat aber nur halbherzig auf sie reagiert. Neben PR-Maßnahmen wie der Nestroy-Gala und dem Theater-Dienstag verfolgte Marboe eine im engsten Sinne des Wortes konservative Linie. Alles sollte möglichst so bleiben wie es ist."

Das beschreibt das sehr treffend. Das haben Sie leider nicht mehr gelesen, offensichtlich deshalb, weil Sie vielleicht keinen Pressereferenten mehr haben oder weil Sie es nicht wahrhaben wollen. (StR Dr Peter Marboe: Haben Sie den Leserbrief gelesen, der dazu geschrieben wurde!) Ja, den alten habe ich schon gelesen. Der ist ja schon fünf Jahre alt, den habe ich schon so lange vergessen, dass Sie ihn mir heute erst wieder in Erinnerung gerufen haben dadurch, dass Sie fünf Jahre alte Leserbriefe hier verlesen. (StR Dr Peter Marboe: Von 2000!) Also gut. 

Jedenfalls: Das Problem, das Sie angeschnitten haben, ist hauptsächlich ein Problem aus Ihrer Zeit oder ein Problem der Bundesregierung, die einfach so viele Mittel gekürzt hat, dass insgesamt jetzt leider weniger TheaterbesucherInnen zu verzeichnen sind als noch vor einiger Zeit. 

Nun gibt es neben der Gefahr der finanziellen Kürzung und der Stundenkürzungen durch diese Bundesregierung noch weitere Gefahrenpunkte für die Wiener Kultur. Da ist zum Beispiel diese leichtfertige Privatisierungspolitik der Bundesregierung. Da wird ganz leichtfertig gesagt, den Österreichischen Bundesverlag verkaufen wir. Sie verkaufen ihn – ich weiß zwar nicht, was wir damit finanzieren, wahrscheinlich Abfangjäger oder irgendetwas anderes, jedenfalls nicht Kunst und Kultur –, und bereits wenige Monate nach dieser Privatisierung stehen die drei wichtigsten Literaturverlage Deuticke, Brandstätter und Residenz vor dem Zusperren. Das ist eine Bedrohung der österreichischen Kulturnation in einer Weise, dass durch diese leichtfertige Privatisierungspolitik der österreichischen Regierung einfach die wesentlichen Literaturverlage nicht nur gefährdet, sondern in der Existenz bedroht sind. 

Nun, es gibt weitere Gefahrenpotentiale bei der Liberalisierung, nicht nur auf nationaler Ebene, sondern auch international. Sie wissen, die GATS-Verhandlungen sind im Gange, und da droht natürlich auch einiges für die Kultur. Wenn jetzt von der kleinsten Kulturinitiative bis zum Staatsoperndirektor alle laut schreien und sagen, da muss man was dagegen machen, damit nicht internationale Gesetze mit Zustimmung der österreichischen Bundesregierung geschaffen werden, die es uns untersagen, eine nationale Filmförderung aufrechtzuerhalten, die es uns untersagen, eine nationale Musikindustrie am Leben zu erhalten, die es uns untersagen, Theater zu fördern, weil das wettbewerbsverzerrend ist, dann ist das eine massive Bedrohung. 

Ich habe aber noch kein Wort vom zuständigen Kunststaatssekretär Morak gehört, dass er gesagt hätte: Da müssen wir uns wehren, da mobilisiere ich die Öffentlichkeit. Das wird alles im geheimen Kämmerlein ausverhandelt. Niemand weiß darüber wirklich Bescheid, was hier verhandelt wird, und da wäre Handlungsbedarf, um das tatsächlich zu verhindern. 

Nun, ein Blick ins Zahlenwerk des Rechnungsabschlusses zeigt uns, dass der größte Betrag für Theater ausgegeben wird. 50 Millionen EUR sind mehr als 25 Prozent. Das entspricht auch der Begeisterung der Wienerinnen und Wiener für das Theater. Das entspricht auch dem Stellenwert der darstellenden Kunst in dieser Stadt. Da ist wahnsinnig viel passiert. 

Wir sind derzeit dabei, auf Initiative von Kulturstadtrat Mailath-Pokorny diesen Bereich zu reformieren, noch besser zu gestalten als das in der Vergangenheit schon der Fall war. Es gibt eine gemeinsame Initiative aller vier Kultursprecher, ich finde das großartig, dass das eine gemeinsame Initiative ist. Es liegt eine Studie vor, die von allen Betroffenen, die sich bisher gemeldet haben, unterstützt worden ist und die eigentlich eine gute Basis ist, davon zu sprechen, dass wir auf einem wirklich guten Weg zu einer großen Reform des Theaters in dieser Stadt sind. Die Studie spricht uns auch das Kompliment aus, dass es in keiner europäischen Stadt so viel Geld für freies Theater gibt wie in Wien. 6 Millionen EUR ist nun tatsächlich ein beträchtlicher Ansatz. Jedenfalls, sie macht uns das Kompliment, dass keine Stadt so viel Geld für freies Theater aufwendet wie Wien und sagt nur trotz allem, wenn man so viel Geld aufwendet, dann sollte vielleicht mehr Aufregenderes herauskommen. 

Da sind wir jetzt auf einem guten Weg, eben diese große Reform umzusetzen. Wir werden das morgen bei der Kulturdebatte noch ausführlich diskutieren. 

Ich komme schon zum Schluss. Nach zwei Jahren StR Andreas Mailath-Pokorny kann man Bilanz ziehen. Den Unterschied zum Vorgänger hat Wolfgang Kralitschek gut beschrieben. Es ist ja auch kein besonderer Zufall, dass ein konservativer Politiker primär konserviert im Sinne des Wortes und sagt, alles soll bleiben wie es ist. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Die SPÖ konserviert!) Diese Phase ist vorbei, alles wurde sehr gut bewahrt und jetzt ist es wieder an der Zeit, neue Akzente zu setzen und diese neuen Akzente sind derzeit im Laufen. 

Und da gibt es eine lange Liste, die würde jetzt die Debatte nur sprengen, daher kann ich nur mehr ein paar Schwerpunkte erwähnen.

Da ist die große Theaterreform, die jetzt im Laufen ist, da ist die Neustrukturierung der Wiener Musiktheaterlandschaft mit dem Theater an der Wien und mit den Vereinigten Bühnen Wiens, da ist die Vorbereitung des Mozartjahres 2006, da ist die Neuinstallierung oder Neupositionierung des Kunstplatzes Karlsplatz, da ist derzeit (GRin Mag Marie Ringler: Aber gar nichts!) eine Initiative in Ausarbeitung für Kunst im öffentlichen Raum, das werden wir heuer noch, ein bisschen Geduld, noch heuer hier im Gemeinderat einbringen und diskutieren. Da gibt es das Projekt "Art and Science Vienna" als Schnittstelle zwischen Kunst, Wissenschaft und neuen Medien. (GRin Mag Marie Ringler: Kunst, Wissenschaft und Neue Medien, da gibt es sehr, sehr engagierte Leute!) Da gibt es eine sehr engagierte Stadt-Außenkulturpolitik, die nicht erst eingesetzt hat als feststand, dass zehn Länder in Kürze der Europäischen Union beitreten werden, nämlich unsere Nachbarländer oder Länder, in denen wir uns in den letzten Jahren schon engagiert haben. 

Und es ist nun tatsächlich mehr als nur ein Titelblatt, wenn wir von der Kulturwoche in Sofia ein Foto im Kunst- und Kulturbericht bringen und damit signalisieren, dass wir uns vor allem in diesen Ländern des Ostens und Südostens Europas engagieren.

Und da gibt es eine Vielfalt und eine Breite der Bezirkskultur, die auch wieder nichts damit zu tun hat, was Frau Ringler gesagt hat, da gibt es eine lebendige Bezirkskultur. Die Bezirksfestwochen kann man immer verbessern, aber es ist halt Teil der dezentralen Verantwortung der Bezirke, was jeder Bezirk aus den Bezirksfestwochen macht. (GRin Mag Marie Ringler: Das sage ich ja!)  Wenn einer mehr macht oder Gutes macht, ist gut, aber das soll man hier nicht beeinflussen. Diese Aufgabe ist dezentralisiert worden. Dazu gibt es sehr engagierte Kulturkommissionen in den Bezirken, die sollen das auch machen. Wir unterstützen das nach wie vor mit sehr viel Geld und da gibt es insgesamt ein tolles kulturelles Angebot mit 2 000 Veranstaltungen neben den Wiener Festwochen und neben 50 Theateraufführungen jeden Abend in dieser Stadt.

Es gibt aber auch durchaus ganz neue Wege, die sehr erfolgreich sind. Ich sage jetzt nur die "Operation Figurini" auf den Wiener Märkten. Ich erwähne "Soho in Ottakring" – tolle Kulturprojekte in den Bezirken, die überhaupt aus unserem Kulturleben nicht mehr wegzudenken sind. Da gibt es seit heuer auch die "moving cultures" in Favoriten, die schon im ersten Jahr, 15 000 Besucher an einem Wochenende gehabt haben und die nachhaltige Arbeit machen, also nicht nur eine Arbeit, die mit der Veranstaltung aus ist, sondern die auch in den nächsten Monaten fortgesetzt werden wird.

Die Details kann man dem umfassenden Kunst- und Kulturbericht entnehmen. Ich möchte nur noch allen danken, die zu diesem Erfolg der Wiener Kultur beigetragen haben. Das sind an erster Stelle natürlich die Künstlerinnen und Künstler, das sind die Kulturschaffenden dieser Stadt, ohne die würde es diese wunderbare lebendige Kulturstadt Wien nicht geben. Es gibt die vielen Kulturvereine, die vielen ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Kulturvereinen und Kunstinitiativen, das sind die vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der städtischen Vereine oder der stadtnahen Vereine, die Beamten der Stadt Wien, die mit sehr viel Engagement und vor allem mit viel Herz und Emotion und mit viel Sachkenntnis diese Kulturpolitik mit uns gemeinsam gestalten, und denen möchte ich an dieser Stelle sehr herzlich danken. 

Dieser Rechnungsabschluss, dem wir gerne zustimmen, ist der in Zahlen gegossene Erfolg der Kulturstadt Wien. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr. Die maximale Redezeit ist 20 Minuten.

GRin Claudia Sommer-Smolik  (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wie schon fast üblich, unterbreche ich jetzt hier kurz die Kulturdebatte, um den zweiten Teil dieser Geschäftsgruppe, nämlich die Wissenschaft auch einmal zu Wort kommen zu lassen. Und ich würde mir wünschen, dass wir es irgendwann einmal schaffen, dass wir auch viermal 40 Minuten über die Wissenschaft in dieser Stadt sprechen würden und nicht nur über das wichtige Kulturleben in dieser Stadt und Rabenhoftheater und Sonstiges, sondern einmal auch der Wissenschaftspolitik diesen Stellenwert einräumen, den sie eigentlich verdient hätte.

Wenn wir uns den Rechnungsabschluss anschauen, so sehen wir, dass es zwar mehr Gelder gibt, als budgetiert war, und das ist ja erfreulich für den Wissenschaftsbereich, und unserer Meinung nach kann es ja in diesem Bereich nicht genug Geld geben, aber was ich hier schon öfter gesagt habe, es fehlt eigentlich für uns eine erkennbare Strategie, nämlich, wo will man hin mit der Wissenschaftspolitik. 

Und ich habe das auch schon in der Budgetdebatte eingefordert, sich hier einmal Gedanken zu machen, was ist die Strategie der Stadt Wien im Bereich der Wissenschaftspolitik. Und Kollege LUDWIG hat mir damals Recht gegeben und hat gemeint, ja das sollten wir auch einmal diskutieren. Nur, ich weiß von einer Diskussion nichts, zumindest ist sie nicht hier im Gemeinderat erfolgt und das finde ich schade, denn ich glaube, dass dies ein Bereich ist, den wir sehr stiefmütterlich behandeln und wo sich die Wissenschaftlerinnenszene in Wien das eigentlich nicht verdient hat, dass eine Stadt sich eigentlich fast gar nicht um sie kümmert.

Und als ich mir dann die Generaldebatte und die Rede von VBgm Rieder angehört und sehr aufmerksam zugehört habe, ob er überhaupt das Wort Wissenschaft erwähnt, so ist es einmal vorgekommen und im Gegenzug dazu hat er das im Zusammenhang mit der Wirtschaftsförderung genannt. Und natürlich ist die Wirtschaftsförderung und die Technologieoffensive ein sehr wichtiger Bestandteil der Wirtschaftspolitik in dieser Stadt, aber das ist nicht Wissenschaftspolitik. Es kann ein Teil davon sein, aber es ist sicher nicht Wissenschaftspolitik, wenn man Towers oder Gebäude von Pharmaindustrien eröffnet. Ja, das ist wichtig, aber das ist nicht Wissenschaftspolitik, zumindest nicht die Wissenschaftspolitik, die wir GRÜNEN meinen.

Und ich möchte hier auf einen Bereich zu sprechen kommen, nämlich den WWTF, der ja ein Fonds ist, der hier eigentlich wenig verloren hat. Aber eigentlich haben wir in diesem Gremium noch nie über diesen WWTF gesprochen, über den Wiener Wissenschafts-, Forschungs- und Technologiefonds, wo ich die Arbeit des Kollegen Stampfer und seines Teams sehr schätze und auch froh bin, dass es diesen Fonds gibt. Nur habe nicht nur ich als Kuratoriumsmitglied, sondern es haben auch andere Kuratoriumsmitglieder mittlerweile das Gefühl, dass die Intention dieses Fonds in eine andere Richtung geht und dieser Fonds zu einem kleinen Fuzzy-Ableger des WWFF wird. 

Und hier sind wir wieder bei der Wirtschaftsförderung, denn von der Eigenständigkeit, die von diesem WWTF angestrebt war, dass man etwas Eigenständiges mit der Förderung im Grundlagenforschungsbereich macht und nicht parallele Geschichten fördert, sondern dass es wirklich ein eigenständiges erkennbares Ziel und einen Weg des WWTF gibt, ist man - beeinflusst durch den Vorstand, der sich über das Kuratorium hinweggesetzt hat - abgekommen. Ein Vorstandsmitglied sitzt ja hier, das ist Herr Dr Görg, der Herr Bürgermeister sitzt draußen. Es war das gute Recht des Vorstandes, so zu handeln, nur hat das aber zu Unmut im Kuratorium geführt, was hoffentlich dem Vorstand mittlerweile klar geworden ist. 

Eigentlich wurde im Vorstand beschlossen, dass wir die Bereiche, die auch der WWFF fördert, nämlich Life sience und jetzt die Creative Industries, auch über den WWTF fördern. 

Jetzt mag das schon gescheit sein, wenn wir da so wirtschaftsfördernde Bereiche über den WWFF im Life sience-Bereich und im Creative Industries-Bereich machen. Nur sollten wir dann zumindest darauf schauen, dass der WWTF, nämlich der für Wissenschaft und Forschung zuständige Fonds, die kreative, reflexive Forschung dazu leistet. Das war auch unser Ansatz im Kuratorium und da sind wir nicht alleine, denn gerade die kritische wissenschaftliche Community ist bereit, hier einen Beitrag zu leisten, nämlich sich anzuschauen, was gibt es in diesen Forschungsfeldern, auf die sich die Stadt Wien nun mal jetzt spezialisiert hat und was ist aber hier auch die Risikofolgenabschätzung. 

Wie schaut es aus mit der Technologiefolgenabschätzung, was sind die kritischen Bereiche in der Bio- und der Gentechnologie und was ist aber auch die Chance im Creative Industries-Bereich, nämlich sich anzuschauen, wie kann man wirklich Kultur, Kreative und Wissenschaften und auch die Anwendungsfrage verknüpfen und wie kann man sich mit den schon in anderen Städten stattgefundenen Ergebnissen im Creative Industries-Bereich auch kritisch auseinandersetzen und was kann man in dieser Stadt vermeiden. 

Nur, im Moment sieht es nicht danach aus, dass dort wirklich diese reflexive und kritische Wissenschaft gefördert wird und das finde ich schade, denn dieser Fonds hätte sich eigentlich verdient, dass die Grundlagenforschung in dieser Stadt zumindest einen kleinen, einen winzig kleinen Anteil davon haben könnte. 

Ich möchte zu dieser Strategiefrage, die ich am Anfang aufgeworfen habe, noch einmal zurück kommen. Jetzt steht die EU-Erweiterung ins Haus, und es wird auch im Wissenschaftsbereich und im Städtewettbewerb schon auch darum gehen, was kann Wien Wissenschafterinnen aus den Nachbarländern anbieten. Und im Moment sehe ich da eigentlich sehr wenig, man überlässt das Feld den Universitäten. Das ist auch gut so, die haben auch hier einen Platz, aber eigentlich könnte die Stadt hier sehr wohl ganz offensiv sich auch Partnerschaften im Wissenschaftsbereich, nicht im Wirtschaftsförderungsbereich, überlegen. Wie können wir hier kooperieren mit Bratislava, Brünn und anderen Bereichen, wo können wir hier wirklich wissenschaftliche Netzwerke aufbauen, wo kann die Stadt an der Netzwerkbildung von Forscherinnen und Wissenschaftlerinnen mitwirken und sie auch unterstützen und auch fördern. 

Nur, auch hier sehe ich eigentlich keine Strategie und ich finde das schade und ich würde wieder anbieten, setzen wir uns zusammen und diskutieren wir darüber. Wir GRÜNEN sind gerne bereit, uns hier einzubringen. Vielleicht ist es nicht möglich, weil die zuständigen Magistratsstellen ohnedies schon unter Arbeit stöhnen und keine Zeit dafür haben. Aber ich glaube, dass es für diese Stadt sehr gut wäre und es einer Stadt wie Wien wohl anstehen würde, sich im Wissenschaftsbereich wirklich einmal etwas zu überlegen und auch hier nicht nur immer mehr Geld in die Gießkanne zu geben, die sehr wichtig und auch sehr gut ist, aber nicht das Einzige sein kann. 

Vielmehr sollte man sich überlegen, wie sich die Stadt Wien hier einbringen kann – und ich glaube, dass die Stadt Wien da sehr viel machen kann -, dass den WissenschaftlerInnen, den jungen WissenschaftlerInnen, das Gefühl gegeben werden kann, dass sie hier sehr wohl gewünscht sind und nicht ins Ausland verdrängt werden, denn sie werden natürlich von Seiten des Bundes auch mehr als stiefmütterlich behandelt. 

Und hier erhoffe ich mir, weil sich Frau Kollegin Unterreiner vom Herrn Stadtrat bezüglich Musikschulen etwas gewünscht hat, dass der Herr Stadtrat in diesem Bereich endlich aktiv wird. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Also, wenn man sich gerade so einen Riesenbauchfleck geleistet hat wie die SPÖ mit dem Rabenhof, dann wäre ich schon ein bisschen mehr demütig, und das Wort Demut stammt ja nicht von mir. Und über eines sind wir uns ja schon einig: Der Rabenhof liegt ja nicht irgendwo in einem Wüstendorf, sondern der liegt meines Wissens irgendwo im 3. Bezirk. (Beifall bei der ÖVP.) Und ich freue mich ja, dass der Ernst Woller seine Rede nicht so begonnen hat wie einmal voll Stolz, das ist ja, glaube ich, noch nicht sehr lange her, da hat er nämlich gesagt, “Man redet wieder über den Rabenhof“. Und von Stadtrat Mailath-Pokorny habe ich noch ein besseres Zitat: “So etwas wie dieses Theater gab es in Wien nicht vorher.“ Ja, da kann man allem nur zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN. – Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Das Traurige an der Geschichte ist, wir haben jetzt 2,4 Millionen EUR in dieses Theater investiert, (GR Dr Matthias Tschirf: Zur Stilllegung!) welches nur leider nicht spielt oder nur halbjährlich spielen wird. Und wir alle wissen - wir lieben ja alle den Rabenhof als Standort und ich finde das ja auch wirklich einen tollen Standort da in einem Gemeindebau und dort hat es ja ein tolles Theater gegeben, wie wir alle wissen -, dass sich ein Haus nicht profilieren kann, wenn es nur ein halbes Jahr spielt. Das ist ja auch bekannt.

Also, ich würde mich da ein bisschen zurücknehmen, denn die Wüste dehnt sich ja bekanntlich aus. Das ist ja immer so ein Problem, die Wüste fangt irgendwo an mit dem Sand, aber das Problem, die Verödung, nimmt ja dann immer mehr zu. Also soviel einmal zum Rabenhof. 

Ein zweites wichtiges Thema, das hier auch als großes, also als das große Thema der Ära Mailath-Pokorny hingestellt wurde, nämlich die Bespielung des Theaters an der Wien als Opernhaus nach dem Jahr 2006, ist ein Ziel, das wir ja alle schon lange vor dieser Ära angegangen sind. Dazu sei nur zu sagen, wenn man dem Herrn Landesmann nicht bald ein Budget beschließt, und das liegt ja morgen bekanntlich noch nicht vor, dann wird es ein Problem mit dem Mozartjahr 2006 geben. Und eines, das haben wir ja schon alle, die da dabei waren dankenswerter Weise, um was Positives zu sagen, bei der tollen Studienreise in die Kulturhauptstadt Graz, dort hat ja der Intendant Lorenz was sehr Gescheites gesagt - rechtzeitig vorher -, nämlich dass die Kulturhauptstadt Graz den Termin nicht verschieben kann. Und, was noch schwieriger ist, auch den Geburtstag vom Mozart wird man nicht verschieben können. Das können nicht einmal Sie mit Ihrer absoluten Mehrheit tun, und daher ist hier ein dringender Handlungsbedarf gegeben, (Heiterkeit bei der ÖVP.) um die nötige budgetäre Absicherung einfach für diese Projekte zu schaffen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Es gab die Idee, die in der Ära Marboe entwickelt wurde, zu der ich nach wie vor stehe und die viele der Probleme lösen würde, nämlich wirklich einen intelligenten Tausch zwischen der Volksoper und dem Theater an der Wien durchzuführen. Das hätte viele budgetäre Problematiken gelöst. Ich glaube auch, dass der neue Intendant der Volksoper, Rudi Berger, sehr froh wäre, wenn er das Theater an der Wien als Opernhaus führen könnte. Und auf der anderen Seite, rein strukturell von der Verkehrslage, von der optischen Möglichkeit der Präsentation her, ja zweifellos die Volksoper das geeignetere Haus wäre, um da dauerhaft Musical zu spielen. (GR Ernst Woller: Es wurde festgestellt, dass das nicht geht!) All das greifen Sie nicht auf, sondern Sie warten einfach darauf, dass wahrscheinlich im Sommer, nehme ich an, mit einer - (GRin Marie Ringler: Warum hat das Marboe nicht gemacht!) Das kann ich Ihnen sagen, warum der Marboe das nicht gemacht hat, weil dass das niemand will, ist nicht richtig, und zweitens, weil Sie wissen, dass es ja hier um Eigentumsverhältnisse im Rahmen der Wiener Holding gehen wird. Auch über dieses Thema können wir gerne sprechen, wo wir zumindest den Anlauf unternommen haben, dass derjenige, nämlich der Kulturausschuss der Stadt Wien, der die Häuser der Vereinigten Bühnen finanziert, auch einen minimalen Einfluss darauf hat, was dort gespielt wird und welche finanziellen Entscheidungen dort getroffen werden und wer dort als Intendant eingesetzt wird. 

Wir sind das zumindest angegangen, seitdem herrscht aber nur die Stagnation und zwar nicht in der Wüste, sondern in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Themenbereich sind die Musikschulen. Also, seien Sie mir nicht böse, da wird es ja wirklich skurril. Ich habe jetzt ein bisserl das Gefühl, da werden Versuche unternommen, - und wir sind ja im Kulturausschuss alle belesen und kennen den berühmten Roman 1984 vom George Orwell. Was hier versucht wird, ist die Geschichte umzuschreiben. 

Ich sage Ihnen einmal, was passiert ist. Es haben die Gemeinderäte Prof Walter Strobl, mittlerweile Hofrat, Dr Andreas Salcher, Mag Heidemarie Unterreiner und Marie Ringler am 21. September unter der Postnummer 39 einen Antrag eingebracht, der dann dem Kulturausschuss zugewiesen und dort auch beschlossen wurde. 

Zur Ehrenrettung des Ernst Woller muss man sagen, das war die einzige Sitzung, wo er nicht Vorsitzender war und deswegen ist das den Sozialdemokraten passiert. (Heiterkeit in der ÖVP.) Ja, das ist Ihnen passiert, die Musikschulen der Stadt Wien, weil wir in gemeinsamer oppositioneller Dramaturgie leicht Verwirrung gestiftet haben, also demokratiepolitisch im Rahmen der parlamentarischen Möglichkeit, und dort wurde der Antrag beschlossen und es ist ganz klar, welcher Antrag da beschlossen wurde. Nämlich, es mögen die Gemeinderatsausschüsse Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport sowie Kultur und Wissenschaft eine gemeinsame Enquete über die Situation der Musikhauptstadt Wien unter besonderer Berücksichtigung der Musiklehranstalten abhalten. Das und nichts anderes hat der Kulturausschuss der Stadt Wien beschlossen. (Beifall bei der ÖVP und GRin Mag Marie Ringler.) 

Und das können Sie im Nachhinein auch nicht ändern. Und daher sage ich, das, was hier stattgefunden hat, war ein Expertengespräch, das durchaus interessant war, zu dem, wie Dr Marboe gesagt hat, man interessanterweise den Hauptverantwortlichen für die Musikschulen der Stadt Wien gleich einmal auf eine Dienstreise ins Ausland geschossen hat. 

Wir harren alle noch immer der Einladung zur Enquete der Stadt Wien mit dem Thema Musikstadt Wien unter besonderer Berücksichtigung der Musiklehranstalten und wir werden gerne bereit sein, an dieser Enquete auch entsprechend teilzunehmen und uns dort entsprechend einzubringen, und die wird hoffentlich auch nicht in der Wüste, sondern in der Stadt Wien stattfinden.

Was die Festwochen betrifft: Auch wenn man eine Unwahrheit noch so oft wiederholt, sie wird deshalb nicht wahrer, vielleicht nur bei Georg Orwells 1984. 

Es gibt unzählige - also nicht unzählige -, aber es gibt vier Aussendungen vom Dr Marboe und von mir, wo wir eindeutig festgestellt haben, dass wir mit der Kürzung, die der Bund bei den Wiener Festwochen durchgeführt hat, nicht einverstanden sind. Daher hat StR Mailath-Pokorny das sogar im Treffpunkt Kultur zitiert. Dann hat StR Mailath-Pokorny versucht, einen Konflikt zwischen der ÖVP und dem StR Marboe herzustellen. Ich sag Ihnen nur: In einer ersten Reaktion auf das Zurückziehen des Bundes von der Förderung der Wiener Festwochen bedauert der Kultursprecher der Wiener Volkspartei, Andreas Salcher, die Kürzung für das Wiener Kulturleben, denn letztlich schmerzt jede Kürzung. Wir bedauern die Nichtgewährung der Subvention für die Wiener Festwochen, verteidigen die Interessen unseres Bundeslands. Was wollen Sie denn mehr hören. (GR Woller: Dagegen stimmen!) Ja, dagegen stimmen! Im Nationalrat können wir nicht dagegen stimmen, wie Sie wissen. Ich würde mir ja einmal wünschen, dass Sie, lieber Herr StR Mailath-Pokorny, die Interessen des Kulturressorts gegen die des Finanzressorts durchsetzen. Da werden Sie von uns jede Unterstützung haben und da werden wir auch mit Ihnen stimmen. Aber das ist ja für Sie undenkbar, das wissen wir ohnedies. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu den Musikschulen wollte ich auch noch sagen, damit hier nicht eine Behauptung im Raum stehen bleibt, die nicht korrekt ist: Es stimmt nicht, dass in Wien jedes Kind in einer Musikschule Einzelunterricht erhält, das ist schlicht und einfach nicht wahr. Es hängt von der Qualität des einzelnen Schülers ab, ob es Einzel- oder Gruppenunterricht gibt und daher dieses Ausspielen - von in Oberösterreich, ja, das ist zwar lieb und nett, aber bei uns in Wien ist alles viel besser -, das stimmt schlicht und einfach nicht. Nehmen Sie zur Kenntnis, dass in den Bundesländern hier bessere Arbeit geleistet wird und verabschieden wir endlich gemeinsam eine Ausgliederung der Musiklehranstalten der Stadt Wien und ein eigenes Musikschulgesetz. 

Also, da haben Sie die Unterstützung aller drei Oppositionsparteien, Sie brauchen nur einen entsprechenden Gesetzesantrag einbringen. Das ist für Sie die entscheidende Fragestellung, und da haben Sie in jedem Fall unsere Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Da ich weiß, dass der Kollege GR Stefan jetzt anschließend noch einen Antrag zu einem ganz anderen Thema einbringen wird, das ein sehr ernstes Thema ist und das wir in diesem Haus ja auch schon diskutiert haben, nämlich die Frage der Aberkennung des Ehrengrabes des Herrn Nowotny, wollen wir uns als Volkspartei, weil das ein sehr sensibles und ein sehr wichtiges Thema ist, hiezu auch nicht verschweigen und möchten hier zwei Anträge dazu einbringen. Wir sind der Meinung, dass dieses Thema, wie man mit Auszeichnungen und Ehrengräbern, die in der Nazizeit vergeben wurden, umgeht, nicht immer einzelfallabhängig sein sollte, sondern dass man hier einmal von berufenen Historikern eine entsprechende Entscheidung treffen lässt und auch entsprechende Kriterien erstellt und dass auch eine entsprechende Prüfung stattfindet. 

Und wir stellen daher den Beschlussantrag:

“Es möge eine unabhängige Expertenkommission, bestehend aus einem britischen Militärhistoriker, je einem Historiker des Kriegsarchivs und des Dokumentationsarchivs des Österreichischen Widerstandes und unter Beziehung von Vertretern aller im Gemeinderat vertretenen Partei eingerichtet werden, welche bestehende hochrangige Ehrungen durch die Stadt Wien, insbesondere Ehrengräber, die in der Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft in Österreich vergeben wurden, untersucht. Insbesondere soll untersucht werden, ob und inwieweit sich eine geehrte Person durch besondere Haltung und Taten zugunsten des Nationalsozialismus schuldig gemacht hat.“ 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft beantragt. 

Wir wollen durch diese Zuweisung auch dokumentieren, dass das wirklich ein Anliegen sein sollte, das von allen Parteien vernünftig diskutiert wird. Und wir bringen weiters einen Antrag ein, der sich sozusagen auch mit der zukünftigen Vergabe derartiger Ehrungen und Auszeichnungen auseinandersetzt, weil diese bisher in Wirklichkeit auch nicht nach nachvollziehbaren Kriterien vergeben wurden. 

Und daher bringen wir einen Antrag ein: 

“Es möge ein Unterausschuss des Gemeinderatsausschusses für Kultur und Wissenschaft eingerichtet werden, der die Kriterien festlegen soll, die als Entscheidungsgrundlage für die Verleihung von hochrangigen Ehrenauszeichnungen, insbesondere Ehrenbürgerschaften und Ehrengräber durch die Stadt Wien, dienen sollen. Zweck soll eine Untersuchung sein, ob sich die zu ehrende Person in Betrachtung ihres Lebenslaufes der Auszeichnung würdig erweist. In dem Unterausschuss sollen alle im Gemeinderat vertretenen Parteien mit je einem stimmberechtigten Mitglied vertreten sein. Auf Grund dieser Kriterien sollen im Anlassfall durch den Unterausschuss künftig hochrangige Ehrungen durch die Stadt Wien einer Prüfung unterzogen werden.“ 

Ich bringe beide Anträge gemeinsam mit meinem Kollegen GR Johannes Prochaska ein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und dann habe ich noch einen weiteren Antrag, der sich mit einem ganz anderen Thema auseinandersetzt, nämlich mit der Situation der Freien Gruppen und der dortigen Budgetreduktion und auch des Kostendruckes und wo es darum geht, wie man das Investment in Infrastruktur, Bühneninfrastruktur, Scheinwerfer und so weiter, das wir ja immer anlassfallmäßig für einzelne Theater oder Freie Gruppen im Rahmen von Produktionen anschaffen, einfach einer größeren Gruppe zur Verfügung stellen könnten. Ich glaube, das ist ein sehr sinnvoller Antrag und er lautet: 

“Der Kulturstadtrat möge alles zur Schaffung eines Technikpools für Bühneninfrastruktur Notwendige in Zusammenarbeit mit der IG Freie Theater in die Wege leiten. Oberstes Ziel ist es, die mit öffentlichen Mitteln angeschaffte, vorhandene Infrastruktur besser auszunützen.“ 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Ja, sehr geehrte Damen und Herren, ich glaube, ich habe hoffentlich in kurzer und kompakter Form dargelegt, dass es also für die sozialdemokratische absolute Mehrheit der Stadt im Kulturressort alles Andere als Grund zum Jubeln gibt, dass die zwei Prestigeprojekte, die Sie selbst als solche bezeichnet haben, in einem Fall der Rabenhof, wirklich mit einer furchtbaren Blamage geendet hat, obwohl alle anderen drei Parteien das immer gesagt haben, und das zweite Projekt, nämlich das viel wichtigere für die Stadt, die dauerhafte Umgestaltung und Bespielung des Theaters an der Wien mit Opern wirklich in fahrlässiger Gefährdung ist, weil hier nicht die notwendigen Konzepte, Umsetzungsmaßnahmen und Budgets zur Verfügung gestellt wurden. 

Das alles und auch die Art und Weise, wie hier insgesamt Kulturpolitik in dieser Stadt getrieben wird, sind glaube ich, ein guter Grund, diesen Rechnungsabschluss abzulehnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Stefan. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat - ihn sehe ich jetzt nicht, aber dann, sehr geehrter Herr Vorsitzender des Kulturausschusses!
Ja, Herr Vorsitzender, Sie haben sich jetzt mittlerweile schon fast traditionell hier als Volksredner betätigt. Ich weiß nicht, was da der Hintergrund ist, vielleicht wollen Sie noch etwas werden oder Sie haben einen erhöhten Blutdruck in letzter Zeit, aber es ist jedenfalls doch ganz amüsant, das zu hören, und die Argumentation, die natürlich immer in eine Richtung geht, nicht nur bei Ihnen, ist ja jetzt in diesem Haus zur Übung geworden. 

Aber die Rechnung zu sagen, wenn ich 5 Millionen Schilling oder 10 Millionen Schilling mehr in die Theaterlandschaft stecke, dann habe ich 200 000 Be-sucher mehr, die ist schon sehr einfach. Na, da kann man wahrscheinlich Besucher kaufen, so stell ich mir das vor. Es ist ganz eine einfache Rechnung, vielleicht können Sie uns es einmal vorhüpfen. Wir hätten ja an sich 2,4 Millionen EUR zur Verfügung, die in den Keller gesteckt wurden, um nicht zu sagen, in den Sand, nämlich im Rabenhof. 

Vielleicht können Sie die heraus nehmen, umwidmen und dann schauen wir uns an, wo die 200 000 Besucher plötzlich herkommen. Ich find es jedenfalls ganz amüsant, das so einfach zu rechnen. Mit dem Gäste Vertreiben: Ich will ja nichts sagen, aber als Sie begonnen haben zu sprechen, sind die Gäste auch hier verschwunden, vielleicht hat das auch etwas mit den Besuchern im Theater zu tun. 

Ein weiterer, ganz interessanter Ansatzpunkt war, dass Sie hier dargelegt haben, dass der ehemalige Kulturstadtrat Marboe eine konservative Politik betrieben hat, im Sinne von Bewahren. 

Ja, aber was hätte er denn bewahren sollen? Das, was Frau StR Pasterk vorgelegt hat? Das war ja unsere Kritik, dass er das bewahrt hat. Wenn Sie das als negativ ansehen, dann müssen Sie aber wirklich schon weiter zurück gehen und ihre ehemalige Kulturpolitik an sich in Frage stellen, wenn Sie hier davon sprechen, dass Bewahren und konservativ etwas Schlechtes ist.

Ja, das Rabenhoftheater habe ich schon angesprochen. Es ist ja nicht immer erfreulich, wenn die eigenen Vorhersagen so wahr werden. Wir haben ja wirklich schon vor zwei, zweieinhalb Jahren darauf hingewiesen, was da herauskommen wird, wenn man so agiert. Wenn man ein Theater aus wirklich parteipolitischen Gründen, nicht nur gesellschaftspolitischen, das kennen wir, das ist ja alltäglich, aber hier so wirklich richtig parteipolitisch an sich bindet. Einen, der sich vor den Wahlen dezidiert als SPÖ-Freund bezeichnet und das auch in den Medien breittritt, nämlich Herrn Welunschek, das Theater übergibt, von dem man auch schon annehmen konnte, dass er nicht besonders glücklich agiert. Dann natürlich auch einen Oberprovokateur hinzuzieht, den Herrn Herdieckerhoff. Zusätzlich Geld hineinschießt, obwohl man weiß, dass es sich damit nicht ausgeht. Das ist jedenfalls eine wirklich sehr unerfreuliche Aktion von Anfang an. 

Wie gesagt, wir haben es leider vorhergesagt und jetzt prüft das Kontrollamt, und was dabei herauskommen wird, wird auch wieder nicht erfreulich sein. Wir werden darüber sicherlich noch sprechen können.

Vor uns liegen haben wir den Kunst- und Kulturbericht der Stadt Wien und auch schon eine neue Tradition, die entsteht, den Frauenkulturbericht. Ich muss sagen, ich empfinde das ein bisschen als traurig, dass das überhaupt notwendig ist, dass in Wien Frauen einen eigenen Kulturbericht brauchen. Das heißt, dass geprüft werden muss, ob Frauen und in welcher Form sie in der Kulturszene überhaupt vorhanden sind und tätig werden. Das ist so, als würde es ein Reservat geben und in diesem Reservat werden Frauen jetzt beobachtet. Das ist sehr unerfreulich und das macht eigentlich einen negativen Beigeschmack, wenn Frauen so eine gesonderte Behandlung bekommen. Ich weiß nicht, was da wirklich dahinter stehen soll, ob das ein Krampf ist oder was auch immer. (GRin Mag Marie Ringler: Es ist eine Diskriminierung!) Ja, es ist eine Form der Diskriminierung, das ist vollkommen richtig. Sie haben Recht, Frau Kollegin Ringler, es ist eine Form der Diskriminierung, wenn man Frauen so herauskehrt und so tut, als hätten sie selbst keine Bedeutung, und man müsste sie so gesondert behandeln. 

Es ist auch interessant, was in diesem Frauenkulturbericht da alles erhoben wird. Einige Beispiele: Jurybesetzung Kindertheater, hundert Prozent Frauen, Jurybesetzung Sprechtheater, hundert Prozent Frauen. Bei den so genannten Wiener Festwochen allerdings, und das ist schon auch ganz interessant und es wäre vielleicht auch Handlungsbedarf gegeben: Wie bereits im letzten Jahr, das muss man dazu sagen, also bereits zum zweiten Mal, Dirigentinnen bei den so genannten Wiener Festwochen, null Prozent. Komponistinnen, null Prozent. Autorinnen immerhin 17,1 Prozent. Aber das geschieht bereits zum zweiten Mal. Man sollte vielleicht einmal mit der Leitung der so genannten Wiener Festwochen sprechen, ob da nicht etwas zu tun ist, ob da nicht Handlungsbedarf ist, denn sonst machen wir diese Berichte möglicherweise ganz umsonst. Wenn von Diskriminierung gesprochen wird, hier scheint sie ja ganz offensichtlich zu sein.

Es gibt noch viele andere Kriterien, die herausgesucht werden. Zum Beispiel bei den Wiener Vorlesungen. Mitwirkende gesamt, Frauen 24 Prozent. Vortragende 22,1 Prozent, aber Moderation von Wiener Vorlesungen 33,3 Prozent. Offenbar, wie auch festgehalten wird, eine frauenspezifische Rolle. Jetzt kommt aber wiederum das Umgekehrte, die Diskriminierung. Wenn eine Moderation und eine wissenschaftliche Einleitung in einem bei den Wiener Vorlesungen gemacht wurde, haben wir plötzlich wieder null Prozent Frauenanteil. Es ist schon wirklich sehr einschneidend, was hier zu berichten ist. Das ist doch sehr wesentlich.

Oder, was wirklich fast schon absurd ist, bei den Wiener Museen: Kunstankäufe der Wiener Museen, null Prozent Frauen. Und dann kommt etwas, was mir besonders eigenartig erscheint: Und zwar wurde auch erhoben, wie viele Ausstellungen frauenrelevante Themen behandeln. Was heißt relevant? Wichtig, bedeutsam, wesentlich, bedeutungsvoll, gewichtig, dringend. Also, welche Ausstellungen sind für Frauen wichtig? Es wundert schon einmal, dass überhaupt nicht alle Ausstellungen für Frauen wichtig sind, sondern nur ganz bestimmte. Eigenartig, für wen sind die anderen dann wichtig, sind die dann nur für Männer wichtig oder gibt es für jede Sparte, für Arbeiter und Angestellte und weiß nicht für wen sonst noch, relevante Ausstellungen? Also jedenfalls für Frauen gibt es relevante wichtige Ausstellungen und unwichtige. 

5 Prozent der Ausstellungen sind frauenrelevant, 95 Prozent sind für Frauen offenbar unwichtig. Was sind diese 5 Prozent frauenrelevante Ausstellungen? Die Ausstellung Dualismen in der Otto-Wagner-Halle am Karlsplatz, sehr klein, wer sie kennt, über das Künstlerehepaar Friedrich. Und dann, man höre und staune, Way to Walk, Schuhgeschichten und Wiener Couture. Also, das sind die frauenrelevanten Ausstellungen der Wiener Museen. Wer da nicht wirklich ein bisserl aufschreit und sagt, das ist doch eine Missachtung der Frau zu behaupten, das sind die für Frauen wichtigen Ausstellungen, alle anderen nicht, dann ist nämlich das diskriminierend und da sollte man einmal selbst bei den eigenen Berichten anfangen und nicht Gesellschaftspolitik auf Kosten der Steuerzahler machen. (Beifall bei der FPÖ.)
Und damit bin ich schon am Ende der Behandlung des Rechnungsabschlusses. Der Wildwuchs der Subventionen, der mittlerweile auch schon dem Stadtrat offensichtlich geworden ist und er daher Änderungen ankündigt, Gesellschaftspolitik wo man hinschaut, das Publikum, das, um das Wort wieder zu verwenden, offenbar nicht relevant ist für die Wiener Kulturpolitik, all das ist wirklich Grund genug, den Rechnungsabschluss abzulehnen.

Nun komme ich aber zu dem bereits angekündigten Antrag, den wir hier zu einem anderen Thema einbringen, das jedoch auch für den Umgang mit der Geschichte und damit auch mit der Frage, wie man gesellschaftspolitisch an Dinge herangeht, wesentlich ist.

Es geht um die fragwürdige und umstrittene Aberkennung der Ehrengrabwidmung für den gefallenen Luftwaffenmajor Walter Nowotny, die eine heftige Diskussion über eine solche Vorgangsweise ausgelöst hat. Die Diskreditierung von Angehörigen früherer Generationen, die in den Geist und die Umstände ihrer Zeit hineingeboren waren, wird stets problematisch sein, so nicht persönlich schuldhaftes Verhalten erkennbar ist. Und um das geht es. Konkretes verbrecherisches Handeln dagegen ist natürlich zu verurteilen. 

Es gibt wohl nur wenige mit einem Ehrengrab Gewürdigte, wo sich aus Sicht unserer Gegenwart nicht auch Einstellungen finden, die viele heutige Zeitgenossen als unannehmbar beurteilen. 

Gehen Sie in sich und denken Sie an die Ehrengräber, an die Denkmale in Wien und dann denken Sie daran, was wir an diesen Menschen aus heutiger Sicht auszusetzen hätten. Ein Blick auf herausragende Persönlichkeiten in Österreichs Geschichte von der Monarchie bis in die Zweite Republik wird das bestätigen.

Die Äußerungen des heutigen Zeitgeists als Maßstab für die Beurteilung lange Verstorbener zu nehmen, zeugt nicht zuletzt von Selbstüberschätzung der eigenen Meinung. Aus dieser Einstellung heraus aber die Aberkennung von Ehrengrabwidmungen vorzunehmen, ist ein Akt der Intoleranz. 

Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern, nämlich Mag Heidemarie Unterreiner, Mag Gerald Ebinger, Barbara Schöfnagel und mir, den nachfolgenden Beschlussantrag:

“Hinsichtlich des Bestandes von Ehrengräbern in Wien soll eine Rücknahme von Ehrengrabwidmungen nur bei gesichertem Vorliegen von persönlicher Verstrickung des Verstorbenen in verbrecherische Taten und Handlungen möglich sein.

Die Aberkennung einer einmal erfolgten Widmung als Ehrengrab kann nicht auf Grund bloßer Meinungsäußerungen des Verstorbenen erfolgen, die sich aus dem damaligen Zeitgeist und den zeitbedingten politischen Überzeugungen der Vergangenheit ergeben. Eine Wertung aus der heutigen gesellschaftlichen Situation und dem Wissen und den Erfahrungen unserer Zeit heraus, stellt keinen tauglichen Maßstab einer Beurteilung dar.“

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrages beantragt. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Zankl.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Vorsitzender des Kulturausschusses! Meine Damen und Herren!

Ich habe mich jetzt über Kollegen STEFAN amüsiert. Der Frauenkulturbericht war schon notwendig, weil Sie sich dadurch einmal intensiv mit dem Thema Frauen beschäftigt haben. Es ist vielleicht nur für Männer unerfreulich, dass es einen Frauenbericht gibt, für Frauen ist es sehr erfreulich. Der Frauenkulturbericht ist Statistik, es ist ganz wichtig und macht die Frauen, die in der Kultur tätig sind, sichtbar. Und wenn Sie jetzt sagen, es sind zu wenig Dirigentinnen aufgetreten, dann werte ich das als positives Beispiel, dass wir das nächste Mal mehr Dirigentinnen engagieren können. 

Das ist aber nur ein kleiner Schritt, weil die Kultur ist zu einem großen Teil weiblich und wir bemühen uns sehr, dass noch viel mehr Frauen kulturell tätig sein können. Ich werde dann in meinen Ausführungen noch bei jedem Kapitel darauf eingehen.

Eine Frage habe ich jetzt. Wie kann die Stadt Wien kreativen Menschen helfen, kreativ tätig zu sein und damit auch langfristig ihre Existenz zu sichern. Die Antwort weiß ich auch. Mit der Creative Industries Offensive. Diese Creative Industries Offensive ist keine direkte Kulturförderung, sondern eine strukturelle Förderung im Wirtschaftsbereich, damit kreative Unternehmerinnen und Unternehmer leichter eine wirtschaftliche Basis finden, um kreativ bleiben zu können. 

Erstmals in Österreich wird schon im Vorfeld dieser neuen Fördermaßnahme Kontakt zu den Förderungsnehmern gesucht und Ende Mai haben erstmals in Wien Open Space Konferenzen für Unternehmen in den Bereichen Musik, Multimedia, Mode und Design stattgefunden. 

Dabei wurden von den Teilnehmern über 40 Projektvorschläge für diese neue Wirtschaftsförderung ausgearbeitet. 

Derzeit läuft ein Call „Multimedia Vienna 2003“, inhaltlicher Schwerpunkt sind Projekte, die sich mit dem Mozartjahr 2006 auseinandersetzen. Eine Antwort auf die Frage der Opposition, was tut die Stadt zum Mozartjahr: Ziel dieser Offensive ist es, Wien international als Zentrum einer modernen, kreativen und produktiven Szene zu positionieren und die Annäherung an dieses Thema erfolgt auch wissenschaftlich-theoretisch. Ein Call des Wiener Wissenschaftsforschungs- und Technologiefonds, den die Kollegin Sommer-Smolik zuerst angesprochen hat zum Thema „Science for Creative Industries“, ist derzeit in Planung. Und übrigens können viele der Vorschläge von Kollegin Sommer-Smolik mit dem Konzept von Art and Science Vienna umgesetzt werden. Ich denke, das ist ein richtiger Weg, den wir da gehen. In diesem Zusammenhang möchte ich betonen, dass ich persönlich froh bin, dass der Bereich Wissenschaft wieder in die Geschäftsgruppe Kultur zurückgekehrt ist. Die Stadt Wien engagiert sich durch direkte Förderung junger Wissenschafter und junger Wissenschafterinnen, Kollege Stefan, und es ist im Frauenbericht nachzulesen, dass sich da sehr viele junge Frauen wissenschaftlich betätigt haben. (GR Mag Harald STEFAN: Wer bezweifelt das hier?) Sie bezweifeln das. (GR Mag Harald STEFAN: Nein, Sie bezweifeln das!) Aber es ist doch nichts Schlechtes, wenn man etwas dokumentiert, was geleistet wurde. Also - (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Aber das ist doch peinlich!) Nein, es ist überhaupt nicht peinlich. Ich als Frau bin stolz darauf, dass es den Frauenkulturbericht gibt, und wir fühlen uns aufgewertet. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Die Männer haben auch keinen eigenen Bericht!) Die Männer brauchen keinen eigenen Bericht, die Frauen brauchen den eigenen Bericht, weil immer noch viele Frauen zu wenig selbstbewusst sind, um ihre Ideen selbst zu dokumentieren. (StR Dr Peter Marboe: Es ist eine Chance!) Die Chancen sind ja da, weil sonst hätten sie ja keine Förderung bekommen. Die Frauen kriegen die Chancen in der Stadt. Also, das darf niemand sagen, dass in Wien Frauen keine Chancen haben. (StR Dr Peter Marboe: Wo sind denn die Künstlerinnen!) Okay, Sie werden das nie verstehen. 

Die Stadt Wien fördert über 500 Vereine mit wissenschaftlichem Vereinszweck und im Oktober werden erstmals die Wiener Wissenschaftstage stattfinden, wo zahlreiche Forschungs- und Wissenschaftsinstitute ihre Programme präsentieren können. Zielgruppe sind alle Wienerinnen und Wiener. 

Nun zum Filmfonds: Ich habe die Prospekte mit. Es ist wirklich sehr interessant, wenn man sich damit beschäftigt. Die Förderung des Mediums Film durch die Stadt Wien im letzten Jahr ist eine einzige Erfolgsgeschichte. Die Stadt Wien investiert in das Medium Film die gleiche Summe wie der Bund für ganz Österreich, nämlich 7,9 Millionen EUR. Der Wiener Filmfonds hat sich in den letzten Jahren seines Bestehens bestens bewährt. Und geförderte Filme des Wiener Filmfonds haben an zahlreichen Festivals teilgenommen und wurden auch mit zahlreichen internationalen Preisen ausgezeichnet. Bei jedem Festival gibt es einen Markt für Filme, auf dem preisgekrönte Filme naturgemäß bessere Chancen haben, und wenn wir jetzt sehen, dass die Broschüren des Filmfonds nicht mehr nur in Deutsch sondern auch in Englisch und Französisch gedruckt werden, dann ist das ein Zeichen, dass wir international sind, (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das ist eine Übertreibung!) weil die internationale Sprache des Films Englisch ist, und dort können wir unsere Filme verkaufen. 

Wir investieren also mit der Förderung durch den Filmfonds durchaus in die Zukunft der Wiener Filmschaffenden. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ja, wen fördern wir denn hier?) Beim vorjährigen - (StR Johann Herzog: Die Frauen, die nicht sehr selbstbewusst sind, müssen das in Englisch lesen!) Bei internationalen Präsentation in Cannes müssen Sie zugeben, dass man dort nicht sehr gut Deutsch spricht. 

Also ist es nur sinnvoll, wenn wir Broschüren in Fremdsprachen ausgeben. Wir investieren mit der Förderung durch den Filmfonds durchaus auch in die Zukunft der Wiener Filmschaffenden. Beim vorjährigen Festival in Cannes wurde der Haneke-Film “Die Klavierspielerin“ mit dem großen Preis der Jury ausgezeichnet und bis jetzt haben - (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das ist kein österreichischer Film!) Es war eine österreichisch-französische Koproduktion, der Film wurde in Wien gedreht und das Buch ist von Elfriede Jelinek. Also, ich weiß nicht, was da dran nicht österreichisch sein soll. Auf jeden Fall aber haben 2,6 Millionen Menschen weltweit diesen Film gesehen und er wurde in 41 Ländern aufgeführt. 

Heuer wurden fünf Filme aus Wien in Cannes aufgeführt, das ist bemerkenswert für unser kleines Land, weil natürlich immer viel mehr Filme eingereicht werden als wirklich aufgeführt werden. Nicht nur in Cannes waren wir erfolgreich. Vor kurzem gewann Virgil Vidrich mit “Fast Film“ beim Worldwide Shortfilm Festival den Preis als besten Kurzfilm. Einige Zahlen sollen die wirtschaftliche Bedeutung der durch die Stadt geförderten Filme verdeutlichen: Im Jahr 2002 wurden insgesamt 17 Filme mit 5,7 Millionen EUR in der Herstellung gefördert. Damit wurde eine gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung von zirka 23,5 Millionen erzielt, die fast zur Gänze in Wien anfielen. Das heißt also, der für Wien erzielte wirtschaftliche Effekt betrug das Vierfache der eingesetzten Fördermittel. Und zirka 11,7 Millionen kamen direkt der Wiener Filmwirtschaft zugute, schon allein deshalb, weil wir Wiener Schauspieler, Wiener Komparsen, Wiener Kameraleute, Wiener Beleuchter und so weiter beschäftigen konnten.

Die Förderung der Stadt Wien beschränkt sich aber nicht nur auf die Produktion neuer Filme, sondern pflegt auch das filmische Erbe. Seit heuer steht dem Wiener Filmarchiv als Spielstätte das Metro Kino zur Verfügung. Und ganz wichtig ist, dass das Gartenbau Kino als innerstädtisches Kino für die Viennale gerettet werden konnte. 

Immer wieder werden die Verschlechterungen in der Nahversorgung bedauert. Mit der Kinoförderung erhalten wir kleine Kinos am Leben. Vorige Woche fand die Kinoauszeichnung im Rahmen der Wiener Kinoförderung statt, prämiert wurden zwei Kinos. Das Burg-Kino für 45 Jahre Pionierarbeit im fremdsprachigen Film und das Breitenseer Kino, eines der ältesten Kinos Europas, das seit 1905 besteht und immer noch anspruchsvolles Programm zeigt. Eines nur ist merkwürdig, bis zum Jahr 2001 beteiligte sich die Wiener Wirtschaftskammer mit 50 Prozent an der Wiener Kinoförderung. Warum die Wirtschaftskammer für ihre Wiener Mitglieder jetzt nichts mehr übrig hat, ich kann es nur vermuten, aber es ist vielleicht eine weitere Facette im Kulturkampf der schwarz-blauen Bundesregierung gegen das rote Wien, aber gegen die Wiener Wirtschaft und gegen die Wiener Kinos gerichtet. Also, ich kann die Wirtschaftskammer nur auffordern, sich im Interesse ihrer Mitglieder nächstes Jahr wieder an der Kinoförderung zu beteiligen. (Beifall bei der SPÖ.) Danke!

Ein weiteres Beispiel, wie die Stadt Wien mit Kulturförderung auch die Wirtschaft ankurbelt, ist der Altstadterhaltungsfonds. Er wurde seinerzeit gleichzeitig mit der Altstadterhaltungsnovelle beschlossen, damit Hausei-
gentümer, private oder öffentliche, ihre Häuser schutzwürdig sanieren können. Die ersten Schutzzonen waren am Spittelberg im 7. Bezirk und der Khleslplatz in Meidling. 

Der Altstadterhaltungsfonds übernimmt die Mehrkosten, die für eine schutzwürdige Sanierung eines Hauses zu tragen sind. Ein Beispiel von gelungener Sanierung mit Hilfe des Altstadterhaltungsfonds im vergangenen Jahr möchte ich gerne bringen, es ist die Passage zwischen Graben, Goldschmiedgasse und Petersplatz. Die werden nicht viele von Ihnen kennen, das Gebäude stammt aus dem Jahr 1874 und es gab seinerzeit einige derartige Passagen in der Gegend, die alle später zerstört wurden. Insgesamt wurden 2002 für 61 Gebäude cirka 7,5 Millionen EUR genehmigt. 

61 scheint im vergangenen Jahr in der Kultur eine magische Zahl gewesen zu sein, weil zufällig auch 61 Anträge zur Benennung von Verkehrsflächen und Objekten im Ausschuss beschlossen wurden, wobei wir als Mitglieder des Unterausschusses besonders darauf ach-teten, vermehrt verdienstvolle Frauen unserer Stadt zu würdigen. 16 Verkehrsflächen oder Objekte wurden nach Frauen benannt. Einige Beispiele nur zur Erinnerung: Im 3. Bezirk die Maria-Jakobi-Gasse, aber auch den Karl-Farkas-Park  oder die Helmut-Qualtinger-Gasse. Übrigens, das Museum der Stadt Wien plant im Oktober eine große Qualtinger-Schau im Atrium des Haupthauses. Im 14. Bezirk der Lotte-Lenya-Platz oder der H.-C.-Artmann-Park. 

In meinem Heimatbezirk ist es sogar gelungen, einem Ehepaar, das auch ein Künstlerpaar war, zwei parallel laufende Wege zu widmen, nämlich Helly Möslein und Herman Leopoldi. 

An dieser Stelle möchte ich nicht versäumen, mich bei den Beamten der Magistratsabteilung 7, ganz besonders bei Herrn Simacek, zu bedanken. (Beifall bei der SPÖ und GRin Mag Heidemarie Unterreiner.) 

Der Dank gilt selbstverständlich auch für die Kollegen der Magistratsabteilungen 8, 9 und 10, die uns Gemeinderäten immer hilfreich zur Seite stehen. 

Das Wiener Stadt- und Landesarchiv hat die Übersiedlung in den Gasometer ein halbes Jahr früher als geplant geschafft, und 35 000 Regallaufmeter mit Schätzen der Stadt aus 8 Jahrhunderten Stadtgeschichte stehen in den neuen Depots. Seit August 2002 können die Wienerinnen und Wiener wieder ungestört in die Archive Einsicht nehmen. 

Die Übersiedlung der MA 8 hat auch positive Auswirkungen auf die Stadt- und Landesbibliothek. Die freigewordenen Räume im Rathaus stehen ab November neu umgebaut und adaptiert, den Benützern der Bibliothek zur Verfügung. 

Auch die qualitätvolle Handschriftensammlung und Plakatsammlung hat jetzt mehr Platz. Ich habe da eine Einladung mit, die Sie sicher alle bekommen haben. Seit Juli 2002 reist eine Ausstellung mit dem Titel “100 Plakate aus Wien“, beginnend in Osaka, auf Tour um die Welt und am 26., also übermorgen, wird sie in Bratislava eröffnet. 

Einige Worte noch zum Museum der Stadt Wien: Mit Beginn 2002 nahm die wissenschaftliche Anstalt Museum der Stadt Wien ihre Tätigkeit auf. Zahlreiche Ausstellungen im Haupthaus und in den Dependancen prägten das abgelaufene Jahr. Der kleine Schauraum der Modesammlung in Hetzendorf wurde aufgelassen und wir konnten alle im Frühjahr schon in der Ausstellung “Chic“ im Dachgeschoss der Hermesvilla über 100 Jahre Mode in Wien bewundern. 

Das Museum befindet sich im Moment in einer Phase der Neupositionierung und wird in Zukunft sein Potenzial als Universalmuseum mit exzellenten Sammlungen von Archäologie über Mode, Architektur bis Alltagskultur und Musikgeschichte ausspielen. Es werden verstärkt Ausstellungen entwickelt, die Wien im Vergleich mit anderen Großstädten zeigen. Zum Beispiel die Ausstellung „Die Nacht in der Großstadt“. 

Die neue Direktion plant auch Kooperationen mit dem Technischen Museum und mit dem Künstlerhaus. 

Meiner Ansicht nach ist das kulturelle Angebot wichtiger Bestandteil der Lebensqualität einer Stadt, und welche Bedeutung unsere Stadtregierung diesem Umstand beimisst, lese ich aus dem Rechnungsabschluss. Dieser zeigt, dass die Stadt Wien gegenüber dem Rechnungsabschluss 2001 Mehrausgaben von 11 Millionen EUR bedecken konnte. Also kann ich guten Gewissens diesem Rechnungsabschluss zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)

 Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der amtsf StR Dr Mailath-Pokorny. Ich erteile es ihm. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Hoher Gemeinderat! Meine Damen und Herren!

So ein Rechnungsabschuss ist natürlich primär dazu da, Bilanz zu ziehen, ein bisschen zurückzublicken, aber auch über aktuelle Probleme zu sprechen. Er ist aber auch dazu da, Dank zu sagen, und da möchte ich mich gleich an meine Vorrednerin anschließen, um Dank zu sagen an die eigenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Büros, der Kulturabteilung und der anderen Abteilungen der Geschäftsbereiche, sie sind hier. 

Es war wieder ein sehr arbeitsreiches, intensives Jahr, das Jahr 2002, und sie alle haben dazu beigetragen, dass es nicht nur ein ordentliches, angenehmes, sehr konstruktives Arbeitsklima gegeben hat, sondern dass auch sehr viel weitergegangen ist und dafür auch von dieser Stelle herzlichen Dank. 

Nachdem ich aber die Freunde und Kollegen der Wiener Feuerwehr hier auch sehe, die ich auch herzlich begrüßen möchte, hier im Gemeinderatssitzungssaal, auch ein Dank an Sie an dieser Stelle! Ich weiß, Sie sind wahrscheinlich wegen etwas anderem hier, aber lassen Sie mich als Kulturstadtrat sagen, dass wir uns herzlich bedanken für die Unterstützung, für die Sicherheit, einfach für die Tatsache, dass Sie da sind und dass wir wissen, dass Sie da sind, wenn es einmal im wahrsten Sinne des Wortes brennen sollte. Ich hoffe, das geschieht nicht oder nicht im Bereich der Theater und der Kultur, aber danke sehr, dass Sie hier sind und dass wir uns sicher fühlen können in dieser Stadt, auch im Bereich der Kultur, nicht zuletzt aufgrund der Tatsache, dass es Sie gibt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, ich habe mit Interesse die Ausführungen verfolgt, die jetzt stattgefunden haben. Ich habe natürlich mit einiger Genugtuung dem Lob gelauscht, das es gegeben hat, ich habe aber auch mit Interesse der Kritik zugehört, die es natürlich von Seiten der Opposition im vermehrten Ausmaß gegeben hat, ich verstehe das. 

Ich verstehe die Opposition, weil es natürlich ein bisschen schwierig ist, angesichts eines solchen Rechnungsabschlusses wirklich effektiv und umfassend Oppositionspolitik zu betreiben. Was soll man denn schon sagen gegen einen Rechnungsabschluss, der eine massive Steigerung des Kulturbudgets beinhaltet. Was soll man denn schon sagen gegen einen Rechnungsabschluss, der im Grunde auch widerspiegelt, dass Grundsätzliches, Neues entwickelt wurde und wird in dieser Stadt im Bereich der Kultur und dass in den vielen Einzelbereichen auch sehr viel weitergegangen ist. Ich verstehe, dass Sie einzelne Punkte herausgreifen und über das eine oder andere kann man auch intensiver diskutieren. 

Ich bin der Letzte, der sagt, wir oder auch ich sind fehlerfrei. Natürlich, überall passieren Fehler, aber im Großen und Ganzen lade ich Sie doch ein, sich nicht einen Tunnelblick zu eigen zu machen und einfach zu kritisieren, weil man halt als Opposition kritisieren muss und weil man nicht zugeben kann, dass da einiges weitergegangen ist in den letzten zwei Jahren, sondern ich lade Sie ein, das auch sachlich zu beurteilen und darüber auch zu befinden. 

Ich verstehe die Opposition der GRÜNEN. Ich verstehe, dass es darum geht, möglichst viel zu diskutieren. Ich bin auch sehr dabei und wir haben das auch in einigen Bereichen getan und tun das nach wie vor, ich glaube, mehr als das im Vorfeld oder in der Vorgängeradministration der Fall war. Wenn wir an die breite Diskussion über das Historische Museum denken, wenn wir daran denken, über den breiten Diskussionsprozess, der ja noch immer läuft, was die Theaterreform anbelangt und vieles andere mehr. Ich verstehe das, ich sage nur, irgendwann muss auch entschieden werden, und das machen wir auch. 

Ich verstehe die Opposition von Seiten des Herrn Stadtrates Marboe. Nur ein bisschen kann ich mich des Eindruckes nicht erwehren, dass es dem Stadtrat Marboe so geht wie weiland dem Bundeskanzler Kohl. Ich weiß nicht, ob du diese Geschichte kennst. Bundeskanzler Kohl hat eine Neujahrsansprache gehalten, ich glaube im Jahr 1986, die wurde in der ARD und im ZDF gespielt. Das einzige wirklich Tragische daran war, es ist niemandem aufgefallen, dass das die Neujahrsansprache vom Vorjahr war. Sie sind erst sehr viel später draufgekommen und haben dann versucht, sie nachzuspielen. 

Ein wenig kommt es mir so vor, als hätte ich hier heute eine Ansprache gehört, die wir bereits vor zwei Jahren und vor einem Jahr zum selben Anlass gehört haben. Und ich muss auch von dieser Stelle sagen, so sehr ich sonst die seriöse Diskussion schätze, sie tendiert leider ins Unseriöse, also allein, was von dieser Seite hier heute gekommen ist an - das muss ich leider sagen - auch an Unwahrheiten, an Halbwahrheiten! 

Ich habe versucht, das mitzuschreiben, habe es aber dann aufgegeben, weil sonst müsste ich meine ganze Redezeit dafür quasi als tatsächliche Berichtigung verwenden und das möchte ich nicht, weil es mir eigentlich um das Grundsätzliche geht. 

Ich verstehe auch, dass ihr versucht, den Rabenhof zu skandalisieren. (GR Dr Matthias Tschirf: Wo ist der Skandal?) Das ist das einzige Thema, das euch angesichts des Rechnungsabschlusses offensichtlich noch einfällt, aber es ist halt kein Skandal. Es ist im Grunde genommen eine erfolgreiche Geschichte eines Wiener Theaters, aber wir können morgen gerne darüber im Detail diskutieren.

Ich verstehe auch die Angst der Freiheitlichen vor neuen Ästhetiken, vor eventuell fremden Kulturräumen, wie das die Frau Unterreiner gesagt hat. Wir werden uns bemühen, diese Angst zu nehmen, weil eigentlich geht es immer wieder um Vermittlung, auch in der Kultur.

Meine Damen und Herren, dabei aber - als Opposition wahrscheinlich absichtlich - nicht zu sehen, den Blick für das Wesentliche zu verlieren, nicht zu akzeptieren oder nicht zu würdigen, was in dieser Stadt in den zwei Jahren allein im Bereich der Kulturpolitik passiert ist, gehört, glaube ich, auch ein wenig zu dieser Unseriosität, die ich vorher angesprochen habe. Jawohl, es ist wahr, und über Zahlen kann man zwar trefflich streiten, aber am Ende zählt das, was darunter steht. Die Stadt hat im Unterschied zu sämtlichen anderen Kommunen, die mir bekannt sind, ihr Kulturbudget erhöht, und zwar laut Rechnungsabschluss um sechs Prozent. Wenn wir uns das diesjährige Budget und die letztjährigen Budgets anschauen, so ist in dieser Stadt das Kulturbudget gegenüber der Vorzeit um ein Zehntel gestiegen. Das ist, meine Damen und Herren, eine einzigartige Leistung für Wien! Sie ist auch einzigartig im europäischen und internationalen Umfeld! Diese Leistung werden wir uns nicht nehmen lassen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, ich bin gern bereit, über Detailprobleme zu diskutieren, aber ich glaube, man sollte das doch in einen größeren Zusammenhang stellen. Wir müssen sehen, in welchem Umfeld wir in Wien agieren. Wenn heute kein Wort über die Situation, in welche die Kulturschaffenden der Stadt Wien durch die Maßnahmen des Bundes gekommen sind, gefallen ist, so ist das nicht anders als beschämend zu bewerten. Vom Kollegen Salcher und vom Kollegen Marboe wird gesagt, sie haben ohnedies protestiert, und dann wird geradezu panisch nach irgendwelchen Pressemeldungen gesucht. Aber da müsst ihr mit der Lupe suchen. Worauf es ankommt, ist, wie abgestimmt wird und was in der Öffentlichkeit getan wird. Da hat die ÖVP gemeinsam mit der FPÖ eindeutig dagegen gestimmt, dass wir als Stadtregierung an die Bundesregierung herantreten, diese Kürzungen zurückzunehmen. Es gab im Übrigen da außer einmal kein Wort des Bedauerns und das war euch ohnedies unangenehm genug, weil dann sofort zum Rapport gerufen wurde. (GR Dr Andreas Salcher: Wer wurde zum Rapport gerufen?) Von wegen freier Rede in der ÖVP, denn dann wird sozusagen jeder sofort geholt und ein Scherbengericht begonnen. (GR Dr Andreas Salcher: Wer wurde wann zum Rapport gerufen?) Es gibt kein öffentlichen Wort, außer einmal eines des Bedauerns, gegen die Bundeskürzungen, die das Kulturklima der Stadt nachhaltig verschlechtern könnten, wenn wir nicht dagegen hielten. (GR Dr Andreas Salcher: Wer wurde zum Rapport gerufen?)

Insofern ist Wien tatsächlich anders. Insofern stimmt, was ich, liebe Kollegin Ringler, am Beginn meiner Tätigkeit gesagt habe, dass Wien selbstverständlich denjenigen, die von Bundesseite zu kurz gehalten werden, die auf Bundesseite nichts bekommen, weil sie zu kritisch sind, weil es nicht in das politische Konzept passt, als eine weltweit international anerkannte Kulturstadt anbietet, dass sie auch entsprechend finanziert werden. Zufällig ist die Steigerung des Wiener Kulturbudgets ident mit dem, was der Bund kürzt, nämlich 15 Millionen EUR über die letzten drei Jahre. Wir versuchen, das auszugleichen, aber es fehlt uns natürlich ab und an in Bereichen, wo wir das gerne täten. Ich halte es daher für besonders zynisch, dann einzelne Fälle, wo man ablehnen muss, hervorzuholen und vorzulesen, weil ich würde gerne einmal ein klares Wort von ÖVP‑ und FPÖ‑Seite dazu hören, was das für die Kultursituation in der Stadt bedeutet.

Meine Damen und Herren, des Weiteren werden grundlegende Weichenstellungen in dieser Stadt vorgenommen. Nach vier Jahren der kulturpolitischen Stagnation, des Hin- und Rücksichtelns, des Verwaltens, des Schauens, dass nur ja nichts passiert, dass alle ruhig und brav gestellt werden, passiert endlich etwas in der Stadt. Es wird nachgedacht, es wird diskutiert, es werden große Konzepte angegangen. 

Das Theater an der Wien: Wenn da gesagt wird, das habt ihr schon im Vorhinein gewusst, warum habt ihr das dann nicht gemacht? (GR Walter Strobl: Schon lange!) - Nicht lange genug. Beim Theater an der Wien geht es nicht um irgendeinen Tausch. Hier geht es um nicht mehr und nicht weniger, als eine grundlegende Neuausrichtung der Wiener Musiktheaterlandschaft, um eine grundlegende zusätzliche Investition in dieser Wiener Musiktheaterlandschaft und um grundlegende künstlerische Neuausrichtung. Es wird bei euch überhaupt nicht mehr über die Kunst gesprochen, sondern da geht es rein um Formalaspekte und um kleinkrämerisches Nachhecheln von Entwicklungen, die Ihr weder eingeleitet noch betrieben habt, sondern hier werden neue Weichenstellungen vorgenommen und neue Entwicklungen eingeleitet, an denen wir auch arbeiten.

Theater an der Wien, die grundlegende Neuorganisation der Wiener Theaterlandschaft: Wenn da vom Theaterdienstag und ich weiß nicht, was alles noch, gesprochen wird, ist das mittlerweile, wenn man mit den Betroffenen spricht, längstens Schnee von gestern. Erstens war es kein Erfolg und zweitens gab es in der Theaterlandschaft zu dem Zeitpunkt, als ich das übernommen habe, natürlich auch schwere Krisen, schwere Verschuldungsfälle, schwere unfinanzierte Bühnen. Das haben wir versucht, in Ordnung zu bringen. 

Es wurden auch neue Theater, neue Spielstätten geschaffen, vom Gloriatheater über den Rabenhof, über neue Spielstätten im Kabelwerk, in der Meldemannstraße und vieles andere. Also man soll nicht so tun, als würden hier Leute sitzen, die Theater schließen und alles andere wäre wunderbar. Das Theater ist eine lebendige Sache. Selbstverständlich wird es Theater geben, die zusperren, aber nicht, weil zu wenig Geld da ist oder weil die Stadt ihnen zu wenig Geld gibt, sondern weil das der Lauf der Dinge ist. Es gibt netto einen Überschuss von neuen Spielstätten und Theatern in dieser Stadt. Das spricht letztendlich für die Lebendigkeit dieser Szene. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nicht zu sehen, meine Damen und Herren, was in der Kinolandschaft passiert ist. Da ist monate- und jahrelang verschlafen worden, was mit der Kinolandschaft passiert. Wir haben dann in einem sehr schwierigen Prozess übernommen, die Kinovielfalt in dieser Stadt sicherzustellen. Die Kinovielfalt ist in dieser Stadt mittlerweile, nicht zuletzt mit zahlreichen Investitionen und mit viel Mühen, sichergestellt. Wir haben lange geschaut, dass wir das Gartenbaukino, das mittlerweile eine Erfolgsgeschichte ist, das Metrokino und das Filmmuseum retten. Ich glaube, heute sagen zu können, dass wir maßgebliches dazu beigetragen haben, dass die Kulturpolitik nicht einfach zuschaut und dass ohnedies nichts passiert und keine Wellen geschlagen werden, sondern dass wir tatsächlich etwas tun. Wir handeln, haben Geld in die Hand genommen und haben verhandelt. Es war nicht leicht, aber es ist heute so, dass Wien eine Stadt ist, die die Kinovielfalt sicherstellt. So viel jedenfalls zum Film. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, wir überlegen uns heute, selbstverständlich schon seit einem Jahr, was wir Intelligentes, Anspruchsvolles, Interessantes zum Mozartjahr machen können. Es wurde ja behauptet, dass zum Mozartjahr nichts gemacht wird. Wir beschließen morgen die erste Budgettranche dazu. Es ist gelungen, einen international renommierten Regisseur wie den Peter Sellars, der jetzt erst wieder mit dem Simon Rattle eine wunderbare Opernproduktion in Glyndebourne gemacht hat und international zwischen Melbourne und Los Angeles tätig ist, für das Mozartjahr zu engagieren.

Die Grünen in Salzburg sagen in einer eigens einberufenen Pressekonferenz, wie toll das in Wien ist, weil da alles funktioniert. Da gibt es mittlerweile ein Konzept und internationale Persönlichkeiten, die das betreiben. Wir überlegen uns etwas dazu und lassen das nicht einfach passieren, sondern es gibt mittlerweile auch Extrafinanzierungen. Nur so viel zum Vorwurf des Herrn Salcher, ich soll mich gegen den Finanzstadtrat durchsetzen. Wir arbeiten nicht auf der Basis von Durchsetzen und Nichtdurchsetzen, sondern das ist ein kollegiales Organ. (GR Dr Andreas Salcher: Ja, leider!) Ich bin froh, dass ich einen verständnisvollen kulturinteressierten Finanzstadtrat und Bürgermeister, aber auch andere Kollegen in der Wiener Stadtregierung habe, die das verstehen, wo es nicht um Durchsetzen und Nichtdurchsetzen geht, sondern wo wir das miteinander diskutieren und dann auch beschließen. Das bedeutet letztendlich mehr Geld, mehr Engagement und mehr Herz für die Kultur in dieser Stadt! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, nicht zu sehen, was wir auch für die Bezirke gemacht haben. Als ich das Amt angetreten habe, war das große Problem die Theatertournee in den Bezirken, eine ganz wichtige Institution für die Menschen in den Bezirken als kulturelle Grundversorgung. Da hat es plötzlich geheißen, es hat sich niemand darum gekümmert, die Finanzierung ist nicht sichergestellt und so weiter. Wir haben das übernommen und haben die Finanzierung sichergestellt. 

Im Übrigen, sehr geehrter Herr StR Marboe, ist eine weitere Unwahrheit des heutigen Referats, dass keine Frauen in künstlerische Leitungen gekommen sind. Das stimmt nicht. Von 41 Leitungspositionen sind 24 Frauen und 17 Männer. Wir haben auch in künstlerisch verantwortungsvollen Positionen Frauen nachbesetzt. Allein die Theatertournee in den Bezirken, eine wichtige Geschichte, wird von drei Frauen geleitet. Die große grundlegende Neukonzeption der Wiener Musiktheaterlandschaft wird maßgeblich von einer Frau, nämlich von Frau Zechner, gemacht. Also sage bitte nicht, es werden keine Frauen eingesetzt, schon gar nicht mit einem süffisanten Lächeln! Das steht einer Fraktion, die so wenig Frauen in der Fraktion hat, nicht gut an! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, nicht zu sehen, dass wir grundlegend den gesamten Komplex der Museenlandschaft in Wien neu organisiert, finanziert und personell neu besetzt haben, gegen den massiven Widerstand, dass es doch so bleiben soll, wie es ist, weil es doch so gut läuft. Wir haben das in einem öffentlichen Diskussionsprozess abgewickelt und dann mit jemandem nachbesetzt, der nirgendwo auch nur auf ein Fünkchen Kritik gestoßen ist, sondern überall akzeptiert ist. Ich stehe dazu, meine Verantwortung wahrgenommen und gesagt zu haben, dass Dr Wolfgang Kos der richtige Mann für das Museum ist, was sich in der Zwischenzeit bewiesen hat. Ich werde mich auch durch beckmesserische Anfeindungen nicht davon abhalten lassen, meine Verantwortung wahrzunehmen, weil im Grund geht es darum, zu handeln und nicht nur immer zu diskutieren oder möglichst darauf zu schauen, dass nichts in dieser Stadt passiert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, es geht auch darum, die soziale Verantwortung im Bereich der Kultur wahrzunehmen und darauf zu schauen, dass die Kunstgegenstände, die beispielsweise im Eigentum der Öffentlichkeit sind, nämlich das, was wir im Historischen Museum haben, leichter, das heißt auch kostengünstig oder gratis, zugänglich sind. Deshalb starten wir heuer im Herbst die Aktion, dass wir am Freitag und am Sonntag für die Familien, auch für Einzelne, aber insbesondere für die Familien am Sonntag, freien Zugang im Historischen Museum haben, weil wir Kulturpolitik letztendlich auch als einen wesentlichen Bereich von Sozialpolitik verstehen. (GRin Mag Marie Ringler: Umgekehrt!)

Meine Damen und Herren, nicht zu sehen, was wir alles auch an neuen Perspektiven, an neuen Initiativen entwickelt haben und entwickeln. Jawohl, wir diskutieren über den Karlsplatz. Jawohl, wir haben uns nach dem Museumsquartier vorgenommen, den Karlsplatz als einen weiteren wichtigen Teil des Kunstlebens in dieser Stadt zu etablieren, über das Projekt "Artscience Vienna", über die Theaterreform. 

Nicht zu sehen, dass wir endlich auch das Thema "Kunst im öffentlichen Raum" aufnehmen und realisieren werden. Wenn es denn so leicht wäre, warum ist es in den vier Jahren davor nicht geschehen? (StR Dr Peter Marboe: Weil es eine sozialistische Mehrheit gab!) Es wird geschehen. Die sozialistische Mehrheit wird es diesmal verwirklichen. Offensichtlich liegt es dann am Problem der damaligen Minderheitenpartner. 

Nicht zu sehen, dass wir auch grundlegende neue Förderschienen entwickeln. Der Kollege Morak hat vier Jahre lang oder drei Jahre lang oder zwei Jahre lange, ich weiß nicht, wie lange die Regierung wirklich gehalten hat, aber jedenfalls die Zeit, wo sie gehalten hat, das Wort "Creative Industries" in den Mund genommen, Kreativwirtschaft. Geschehen ist wie in allen anderen Regierungsbereichen in der Kultur überhaupt nichts. Wir haben über die Finanz ein neues Förderungsinstrument entwickelt, einen Call für die Creative Industries, einen eigenen Bereich, wo über 2 Millionen EUR in die Kreativwirtschaft fließen und dort wirklich neue innovative Projekte entwickelt werden. Das heißt, wir versuchen auch, neue Förderschienen zu entwickeln. 

Nicht zu sehen, dass wir selbstverständlich dieses Gender Mainstreaming ernst nehmen, auch in der Kulturpolitik, und dabei durchaus selbstkritisch in uns selber hineinschauen, schauen, wie das in der Kulturverwaltung läuft. Wir haben zum ersten Mal einen eigenen Frauenkulturbericht entwickelt, den es nirgendwo anders gibt, der im neuen Kulturbericht vorliegt und wo wir, glaube ich, durchaus selbstkritisch nach Möglichkeiten suchen, wie man im Kulturbereich dieses Gender Mainstreaming vorantreiben können. 

Nicht zu sehen, was wir im Bereich der Gegenöffentlichkeit gemacht haben. Wir unterstützen selbstverständlich all die Initiativen, die vom Bund gekürzt worden sind, das Depot, Public Netbase, Identities‑Filmfestival, "Wien ist Andersrum", die ganzen Bezirksinitiativen, von Soho bis zu denen im 2., 20., 21. und 22. Bezirk, und zwar mehr, als das geschehen ist. Es deutet auch auf ein großes Maß an Unseriosität hin, dieses nicht zu sehen. 

Nicht zu sehen, dass wir gerade für die Kinder in der Kulturpolitik viel machen. Nachdem so lange darüber gesprochen wurde, verwirklichen und finanzieren wir endlich das Kindertheaterhaus. 

Nicht zu sehen, dass wir das Kindermuseum überhaupt zum ersten Mal finanziert haben. Da wurde von meinem Vorgänger groß gesprochen und große Ankündigungen gemacht. Es war kein Geld dafür da. Das haben wir finanziert. Dasselbe gilt für das Tanzquartier. Das Tanzquartier unfinanziert zu übernehmen und dann einen großen Betrag, zu dem ich stehe, neu aufbringen zu müssen, muss man immerhin in Rechnung stellen, wenn man darüber diskutiert. 

Meine Damen und Herren, auch nicht zu sehen, was wir für die Aufarbeitung der Vergangenheit gemacht haben. Der Strauß‑Meyszner‑Nachlass war auch nicht finanziert. Lieber Peter Marboe, selbstverständlich stehe ich dazu, dass das aus dem Kulturbudget gemacht wird, weil es mir und der Kulturpolitik ein Anliegen war und ist, diesen Nachlass zu kaufen und entsprechend unterzubringen. Es ist daher Sache der Kulturpolitik und deshalb auch hier zu finanzieren. Eine andere Frage ist - das passiert ohnedies -, dass wir zusätzliche Mittel für andere wichtige Projekte bekommen. 

Nicht zu sehen, dass wir natürlich auch mit der Wehrmachtsausstellung und mit anderen Maßnahmen versuchen, im Gesamtkulturauftritt der Stadt darauf hinzuwirken, dass die Vergangenheit entsprechend bearbeitet wird. (StR Dr Peter Marboe: Das habe ich alles positiv erwähnt!) Deshalb bin ich stolz darauf und freue mich, dass das, was über den Herrn Bürgermeister und die Frau Vizebürgermeisterin gelaufen ist, nämlich die Anbringung der Tafel im Wiener Stadion, nunmehr offensichtlich mit Ausnahme der Freiheitlichen eine einheitliche Zustimmung findet. Ich freue mich auch, dass das über meinen Geschäftsbereich oder während dieser Debatte hier angeregt wird. 

Meine Damen und Herren, auch nicht zu sehen, welche Partnerschaften es gibt. Es wurde angesprochen, wir verschliefen die EU‑Erweiterung. Also ich komme in Städte wie Prag, Bratislava, Krakau und Sofia. Überall initiieren wir wichtige kulturelle Zusammenarbeiten. Überall sagt man mir, es sei schön, dass endlich einmal ein Kulturstadtrat aus Wien in diese Städte kommt, weil sie bislang nichts davon gehört und gesehen haben. Wir haben zu einem Zeitpunkt, wo in diesem Bereich absolute Wüste war, wo nichts geschehen ist, Dinge aufgegriffen, Initiativen ergriffen und versuchen, Partnerschaften mit diesen Städten zu entwickeln, die ganz wesentlich für die Zusammenarbeit mit Wien sind. 

Meine Damen und Herren, ich habe allergrößtes Verständnis, aber dass die Opposition kein einziges Sterbenswörtchen über das Gesamtbild, die Gesamtsituation und das, was die Bundesregierung letztendlich dieser Stadt antut, verliert, ist bezeichnend. Das hat nichts damit zu tun, dass wir nicht Verantwortung wahrnehmen wollen. Ich übernehme sehr gern für jeden einzelnen Bereich die Verantwortung und brauche überhaupt nichts zu verstecken. Ganz im Gegenteil, ich bin stolz auf diesen Rechnungsabschluss und auf die Bilanz, die ich in der Zwischenzeit ziehen kann. Aber dazu überhaupt nichts zu sagen, halte ich für schändlich. Das wissen die Kulturschaffenden in dieser Stadt auch. Ab und zu vielleicht bemüht das eine oder andere zu sagen, aber bei den entscheidenden Abstimmungen und bei der entscheidenden Frage, wo man die Hand hebt oder nicht, auszulassen, ist eigentlich beschämend für jedenfalls große Teile der Opposition! Das muss auch einmal gesagt werden. (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine Damen und Herren, hinter diesem Rechnungsabschluss stehen nicht nur abstrakte Zahlen. Es geht um nicht mehr und nicht weniger als die ständige Neupositionierung Wiens als internationale Kulturmetropole. Wien und der gesamte Themenbereich - auch das möchte ich betonen - ist keine lokale Angelegenheit, sondern wir sprechen immerhin von der Bundeshauptstadt eines weltweit bekannten Kulturlandes. Es gibt viel Positives und viel Gutes darüber zu berichten. Das bestätigen uns nicht nur internationale Pressemeldungen. Sie haben offensichtlich sehr viel Zeit, Zeitung zu lesen und daraus zu zitieren. Ich würde aber bitten, zitieren sie einmal aus rezenteren Ausgaben als aus denen von vor drei Jahren und wenn, dann vor allem das viele Positive. Der Ordner ist mittlerweile sehr dick. Ich kann ihn Ihnen gerne zuschicken. Sie können gerne darüber schmökern, wenn Sie das so gerne tun. Vielleicht zitieren Sie dann auch einmal das eine oder andere daraus. 

Es kommen mittlerweile Delegationen aus Berlin und aus anderen Städten hierher, um sich anzuschauen, wie gut das funktioniert. Also so schlecht kann es wohl nicht sein! Meine Damen und Herren, die internationale Nachrede ist schlecht, aber nur für die Bundesregierung, wenn man sich die FAZ vom 10. Mai zum Thema Ihrer Parteifreunde durchliest: "Die Summe ist klein, der Schaden ist groß, die Blamagisten aber sitzen in der Regierung.", und vieles andere mehr. Ich möchte das nicht alles noch einmal zitieren, Sie kennen es wohl, allein, Sie werden es wahrscheinlich nicht gerne hören und lesen.

Meine Damen und Herren, es geht nun darum, was der Herr Kunstminister Wolfgang Schüssel, der eigentlich in diesem Land für die Bundeskulturpolitik zuständig ist, beim Parteitag gesagt hat. Ich hoffe Sie haben dort nicht geklatscht, es wäre aber interessant, das nachzuschauen. "Es geht darum, Wien zu knacken." Dazu würde ich gern einmal von Ihrer Seite hören, was damit eigentlich gemeint sein soll, weil alles, was in der Zwischenzeit im Kulturbereich passiert ist, läuft darauf hinaus, und ich habe von Ihnen noch kein Wort dagegen gehört, dass Wien nicht zu knacken ist oder dass ganz ungute Assoziationen und Ressentiments über Wasserkopf Wien und Ähnliches wieder geweckt werden. 

Meine Damen und Herren, dieser Rechnungsabschluss, zu dessen Zustimmung ich Sie herzlich einlade, beweist, dass Wien tatsächlich anders ist, dass Wien auch im Bereich der Kulturpolitik nicht nur massiv gegen eine sehr konservative, eingeschränkte und im negativen Sinn des Wortes provinzielle Kulturpolitik dagegenhält, sondern eigene Ideen und Initiativen entwickelt, expansiv ausweitet und im Bereich der Kultur sowohl geistig als auch materiell unterwegs ist. Ich freue mich daher, diesen Rechnungsabschluss vorlegen zu können. 

Ich danke noch einmal meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für diese gute Zusammenarbeit! Wir werden in den nächsten drei Jahren beweisen, dass wir noch mehr für die Kultur in Wien zusammenbringen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die Beratung zur Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft abgeschlossen. 

Wir kommen nun zur Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal. 

Als Erste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Vassilakou. - Bitte.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Es freut mich sehr, dass die Integrationsdebatte, auch die Frauendebatte, also die Debatte über so wichtige Bereiche der Politik der Stadt Wien, ausnahmsweise einmal zur Mittagszeit stattfindet. So haben wir die Gelegenheit, uns doch bei regerem Interesse zu diesen Themen zu unterhalten. Vielleicht entsteht heute sogar eine produktive Debatte. Normalerweise handeln wir diese Themen gegen Mitternacht ab und da kann es sein, dass der eine oder die andere von uns um diese Zeit bereits leicht ermüdet und nicht so aufnahmefähig ist wie heute Mittag gegen halb eins.

Ich möchte mit dem Bereich der Integrationspolitik beginnen, einem verhältnismäßig neu entdeckten Politikbereich der Stadt, aber einem sehr wichtigen Politikbereich, gerade für eine Stadt, wie es die Stadt Wien ist. Dies ist noch dazu ein Bereich, wo ich glaube, dass die Meinungen unter den Parteien sehr stark auseinander gehen. Ich glaube, es gibt kaum einen anderen Politikbereich in der Stadt, wo sich die Geister derart scheiden, wo vielleicht auch jede Menge Ideologie mitspielt und es dann sehr schwer ist, auf einen grünen Zweig zu kommen.

Um diesen Bereich der Stadtpolitik zu bewerten, sind meines Erachtens nach zwei Dinge wichtig. Da muss man sich zunächst einmal anschauen, was wir unter Integrationspolitik verstehen. Zweitens muss man sich die Datenlage in der Stadt anschauen. 

Sie wissen wahrscheinlich - das habe ich von dieser Stelle aus vielleicht schon hundert Mal erzählt -, dass man von Integrationspolitik in einer Stadt reden kann, wenn man darunter Menschen versteht, die zugewandert sind, teilweise auch Menschen, die in einer Stadt geboren und aufgewachsen sind, eine andere Staatsbürgerschaft als die so genannte heimische Staatsbürgerschaft haben, also diesen Menschen eine Heimat zu geben, diesen Menschen Chancen auf Erfolg, auf eine würdige Existenz in einer Stadt zu geben. Das, meine Damen und Herren, und nichts anderes ist Integrationspolitik. 

Integrationspolitik hat folglich nichts mit Anpassung zu tun. Sie hat auch nichts mit dem ganzen Gedankengewölbe zu tun, dass hier hauptsächlich von der FPÖ vertreten wird und in die Richtung geht, wenn ich es hier simpel wiedergebe, erstens sind zu viele Ausländer da, zweitens sind wir hier zu Hause, daher sind wir die Gastgeber und daher sind drittens die Zuwanderer Gäste, die uns nicht zu stören, nicht aufzufallen und sich anzupassen haben. Das ist durchaus ein politischer Zugang, aber mit Integrationspolitik, wie ich sie verstehe und wie sie übrigens nicht nur ich verstehe, sondern ich hätte gesagt, die gesamte internationale Gemeinde von Großstädten, die nicht nur in den letzten Jahrzehnten mit Zuwanderung konfrontiert sind, versteht, hat dieser Zugang leider nichts zu tun. Es liegt doch wohl im Wesen einer Großstadt, dass sie Menschen aus verschiedenen Orten anzieht, dass sie die Fähigkeit haben muss, Menschen aufzunehmen und ihnen ein Zuhause zu geben. 

Zweitens habe ich bereits die Datenlage erwähnt. Die Datenlage ist in Wien eindeutig. Jeder vierte Mensch in Wien hat mittlerweile einen anderen kulturellen Hintergrund als den deutschsprachigen. Dazu muss ich sagen, das ist auch nichts Neues, es war in Wien immer schon so. Wien war immer schon eine Zuwanderungsstadt, ist es heute noch und wird es auch bleiben. Wien ist eine Metropole im Herzen Europas. Bei jedem vierten Menschen, wie gesagt, bedeutet es jede Menge Arbeit, die getan werden muss.

Es freut mich sehr, dass im Jahr 2002 und auch im ersten Halbjahr von 2003 jede Menge längst fälliger Schritte gesetzt wurden. Man kann wirklich sagen, in der Integrationspolitik geht etwas weiter. Es geht etwas weiter in der Stadt und es freut mich zu erleben, dass vieles, was ich in den Jahren davor von dieser Stelle jahraus jahrein gefordert habe, jetzt langsam in die Tat umgesetzt wird. 

Was ist positiv hervorzuheben? 

Gut finde ich, dass es endlich das kommunale Wahlrecht für Zuwanderer gibt, eine heiß diskutierte Forderung der Grünen, aber nicht nur der Grünen, sondern auch der gesamten Zivilgesellschaft in dem Bereich, auch der MigrantInnenverbände, als Möglichkeit für Menschen, die in dieser Stadt leben, aber nicht die Staatsbürgerschaft haben, doch am politischen Geschehen teilzuhaben und die gemeinsame Zukunft mit uns zu gestalten, sei es vorerst auch nur auf der bescheidenen Bezirksebene. (GRin Sonja Kato: Nicht bescheiden!) Wir werden sehen. Bundesregierungen kommen, Bundesregierungen gehen. Es kann schon sein, dass wir in ein paar Jahren eine Verfassungsänderung erreichen, die es ermöglicht, in Wien auch auf Gemeindeebene zu wählen und gewählt zu werden, egal welchen Pass man zufälligerweise, muss ich fast sagen, in der Tasche hat. 

Positiv hervorzuheben sind ebenso die jüngst bekannt gewordenen Pläne zur Auflösung des Wiener Integrationsfonds und zur Schaffung einer Magistratsabteilung stattdessen, die künftig - man höre - Diversitätsmanagement in der Stadt betreiben soll. Das heißt, Wien ist unterwegs, um doch zu internationalem Standard aufzuschließen. Unter Diversitätsmanagement ist nichts anderes als Mainstreaming der Integrationspolitik in dem gesamten Bereich des Magistrats zu verstehen. Das bedeutet auch, dass man sich viele Bereiche einzeln anschaut, dass man Menschen hat, die für diese Bereiche zuständig sind, die in der magistratischen Struktur eingebettet sind und sicher viel rascher und viel effizienter einiges erreichen können. Im Übrigen ist das auch etwas, was die Grünen in der Vergangenheit des Öfteren direkt oder indirekt angeregt haben. Die Arbeitskreise, die das Ganze präzisieren sollen, wie es dann vonstatten gehen soll, sind bereits eingerichtet. Es wird abzuwarten sein, wie das konkrete Ergebnis sein wird. Wir werden sicher im kommenden Winter die Gelegenheit haben, des Öfteren und detaillierter darüber zu reden. 

Positiv hervorzuheben ist auch, dass die Stadt Wien meines Wissens nach an einem Antidiskriminierungsgesetz arbeitet, zu einem Zeitpunkt wo die Bundesregierung auf diesem Gebiet längst säumig ist. Mit 13. Juli sollte Österreich ein Antidiskriminierungsgesetz auf Grund der EU‑Vorschriften haben. Bis jetzt haben wir seitens des Bundes bedauerlicherweise noch keines zu Gesicht bekommen. Aber, wie gesagt, die Stadt Wien arbeitet daran und ich freue mich darauf, demnächst den ersten Entwurf in Händen zu halten. 

Das Lob soll aber nicht bedeuten, dass nicht nach wie vor noch einiges fehlt, denn es fehlt viel. Es fehlt nach wie vor der gleichberechtigte Zugang zur Sozialhilfe für Wienerinnen und Wiener ohne österreichische Staatsbürgerschaft, obwohl dies schon seit mittlerweile drei oder vier Jahren versprochen und konkret in Aussicht gestellt worden ist. Ich habe erlebt, dass die grünen Anträge, die genau das bewirken wollten, nämlich dass die Diskriminierung im Bereich des Bezugs der Sozialhilfe endlich abgeschafft wird, angenommen und im Ausschuss auch positiv bearbeitet wird. Es werden inzwischen drei bis fünf in den letzten Jahren gewesen sein. Immer kommt aber dieselbe Antwort, nämlich grundsätzlich schon, aber es wird jetzt bundesweit angeglichen, die Sozialhilfegesetze sollen geändert werden, Wien kann keinen Vorstoß machen und man muss noch warten. Ich frage Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen: Wie lange möchten Sie noch warten? Sie wissen, dass gerade derzeit diskutiert wird - wie man es von dieser Bundesregierung bedauerlicherweise kennt, wird es nicht nur diskutiert, sondern es wird höchstwahrscheinlich auch beinhart umgesetzt werden -, dass die Notstandshilfe abgeschafft wird. Somit fallen Zuwanderer um etwas um, worauf sie zwar einen Rechtsanspruch hätten, sind dann auf die Sozialhilfe in Wien angewiesen und die Sozialhilfe können sie, wenn es nach dem entsprechenden Landesgesetz geht, eigentlich nicht beziehen, sondern nur in äußersten Ausnahmefällen und dann für maximal sechs Monate. Ich frage Sie: Wann, wenn nicht jetzt, ist es wirklich an der Zeit, dieses Gesetz zu novellieren und zu schauen, nachdem wir endlich das kommunale Wahlrecht gewährt haben, dass alle Menschen, die in dieser Stadt leben und arbeiten, ganz einfach Sozialhilfe zu denselben Bedingungen beziehen können, wenn sie in eine Notsituation geraten? (Beifall bei den GRÜNEN.)
Was noch fehlt, ist ganz einfach mehr Geld. Es ist das Schicksal eines jüngeren Ressorts, dass es wahrscheinlich nicht über so viel finanzielle Mittel verfügt, wie es vielleicht ältere und angestammtere Ressorts der Politik der Stadt Wien tun. Ich muss sagen, im Integrationsbereich mangelt es an Geld. Dieses Geld könnte gut eingesetzt werden, um jede Menge von spezifischen Maßnahmen zu setzen, die die Integration von Zuwanderern, egal ob der ersten, der zweiten oder inzwischen manchmal sogar der dritten Generation, ermöglichen und fördern. Ich hoffe daher, dass diese neu zu schaffende Magistratsabteilung über deutlich mehr Budgetmittel verfügen wird als es bisher beim Fonds der Fall war. Wir haben immer wieder und jedes Jahr von hier aus darüber diskutiert, dass das eigentlich sehr wenig Geld ist. 

Was noch fehlt, ist eine Einbürgerungsoffensive der Stadt Wien. Auch das haben wir des Öfteren von hier aus diskutiert. Spannend ist, dass die Kolleginnen und Kollegen der FPÖ der Meinung sind, dass die Stadt Wien viel zu viele Menschen einbürgert. Dem ist nicht so. Dem habe ich entgegenzuhalten, dass Österreich insgesamt eine äußerst restriktive Einbürgerungspolitik hat, und dass gerade diese restriktive Einbürgerungspolitik dazu geführt hat, dass wir einen hohen so genannten Ausländeranteil in Wien haben. Das ist ein künstlicher Anteil. Andernorts - mein Lieblingsbeispiel ist Belgien - gibt es eine Politik, die es Menschen sehr rasch ermöglicht, die Staatsbürgerschaft anzunehmen, die auch nicht mit so hohen Kosten verbunden ist. Somit ist der künstliche Ausländeranteil auch nicht so hoch. Ich finde es, wie gesagt, bedauerlich für eine Stadt wie Wien, dass wir auf Grund der äußerst restriktiven Einbürgerungsgesetze Ausländer im eigenen Land produzieren, dass wir es schaffen, dass Menschen hier geboren werden, die die österreichische Staatsbürgerschaft nicht haben, teilweise auch keine Chance haben, sie zu bekommen, weil es oft von der finanziellen Lage der Eltern abhängt und dass wir es manchmal schaffen, sogar die dritte Generation Ausländer im eigenen Land zu produzieren. Ich glaube, davon müssen wir abkehren. Da wir auf Landesebene nicht die Möglichkeit haben, die entsprechenden Gesetze zu verändern, denke ich, ist das Mindeste, was wir tun können, einerseits sehr wohl dafür zu werben, Menschen darüber aufzuklären, einzuladen, die österreichische Staatsbürgerschaft zu beantragen und anzunehmen und andererseits einen Fonds für finanzschwächere Familien zu schaffen, um ihnen unter Umständen die Einbürgerung zu ermöglichen. Sie müssen wissen, der Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft ist für eine vierköpfige Familie mit teilweise wirklich exorbitanten Kosten verbunden. Dabei sind Beträge von 20 000 und 30 000 EUR ganz normal, an der Tagesordnung. (GR Godwin Schuster: Wie kommt man auf solche Beträge?)

Ich sehe, Kollege Schuster fragt sich, wie ich zu dem Betrag komme? Das hat natürlich nicht nur mit den Gebühren seitens des österreichischen Staates zu tun, sondern auch mit den hohen Gebühren, die von Herkunftsländern verlangt werden, damit man aus der eigenen Staatsbürgerschaft austritt. (GR Godwin Schuster: Das kann man aber nicht dieser Stadt zum Vorwurf machen!) Aber auch das ist der eigenen Gesetzgebung zu verdanken, wenn Sie so wollen, weil wir haben die Bestimmung - nicht wir in Wien, sondern das Bundesgesetz schreibt das vor -, dass ein Mensch die eigene Staatsbürgerschaft zurücklegen muss, um die österreichische anzunehmen. Du kennst dich genauso gut aus in dem Bereich wie ich. Also du wirst wissen, dass für eine Familie aus Jugoslawien, um ein Beispiel zu geben, sehr hohe Beträge zusammenkommen, Zuwanderer aus Jugoslawien nicht gerade eine kleine Gruppe in der Stadt sind und es daher in unserem Interesse ist, sie einzubinden, sie als Staatsbürgerinnen und Staatsbürger zu gewinnen, wenn sie schon 10, 15, 20 Jahre hier leben. Du weißt genauso wie ich, dass inzwischen über 80 Prozent der so genannten Ausländer in dieser Stadt schon länger als zehn Jahre hier leben. Das heißt, sie hätten rein rechtlich die Möglichkeit, anzusuchen. Die Frage ist, was sie davon abhält. Ich behaupte, dass die Kosten sicher eine Überlegung für viele sind, wenn man bedenkt, dass gerade Zuwanderer nicht unbedingt zu den Reichsten in der Stadt gehören. Aber das ist eine Debatte, die vielleicht andernorts mit mehr Ruhe und mehr Zeit geführt werden soll. Ich glaube, wie gesagt, dass wir schon einiges tun könnten, um diesen Bereich der Politik anzukurbeln und einiges voranzutreiben.

Was fehlt noch? Es fehlt viel, aber wenn ich das alles anführe, dann spreche ich nicht nur 40 Minuten und ich möchte auch andere Bereiche erreichen. Was last but not least noch fehlt, ist eine Qualifizierungsoffensive oder genau genommen eine Kursoffensive, sodass die vorhandenen Qualifizierungen von Zuwanderern anerkannt werden können. Da muss ich dem Herrn Kollegen Tschirf in seiner Ansicht, die den heutigen Medien zu entnehmen war, entschieden widersprechen. Die hohe Arbeitslosigkeit unter Zuwanderern rührt nicht daher, lieber Kollege, dass die Deutschkenntnisse nicht vorhanden sind. Das stimmt überhaupt nicht. Es gibt sogar Erhebungen, die das Gegenteil belegen. Allein aus der letzten Studie "Leben in Wien" hätten Sie erkennen können, dass über 65 Prozent der Zuwanderer über sehr gute Deutschkenntnisse verfügen, dass darüber hinaus noch einmal 15 Prozent gute Kenntnisse haben und dass lediglich 5 bis 10 Prozent schlechte Deutschkenntnisse haben. Ich kann Ihnen gern diese Ergebnisse zukommen lassen. Es dürfte Ihnen auch entgangen sein, dass die Stadt Wien die letzten vier Jahre schon eine Deutschkursoffensive betreibt (GR Dr Matthias Tschirf: Aber viel zu wenig!), an der mittlerweile bald an die 10 000 Menschen teilgenommen haben werden. (GR Godwin Schuster: Mehr!) Mehr? Das freut mich, wenn es noch mehr sind. Das heißt, hier gibt es eigentlich kaum Bedarf. 

Diese Arbeitslosigkeit kommt daher, weil Menschen, die Qualifikationen haben, aus dem Ausland zuwandern und dann feststellen müssen, dass auf Grund der äußerst restriktiven Gewerbeordnung, die wir haben, ihre Qualifikationen hier nicht anerkannt werden. Keine Chance. Somit importieren wir Facharbeiter und machen aus ihnen unqualifizierte Hilfsarbeiter, die sich in bestimmten Branchen drängen, die von hoher Arbeitslosigkeit betroffen sind. Damit machen wir zweierlei, wir produzieren Arbeitslosigkeit und darüber hinaus behindern wir Menschen in ihrer Integration, denn sie haben nicht die Möglichkeit, beispielsweise einen kleinen eigenen Betrieb zu eröffnen, also selbstständig zu werden, nicht nur für sich selbst zu sorgen, sondern unter Umständen sogar neue Arbeitsplätze in diesem Land zu schaffen. Was daher fehlt, wäre gezielt ein Bereich, wo die Stadt Wien investiert, um diesen Menschen zu helfen, dass endlich ihre Qualifikationen anerkannt werden. (GR Gerhard Pfeiffer: Welche Branche meinen Sie?)

Die Liste dessen, was fehlt, könnte von mir, wie gesagt, beliebig fortgesetzt werden, aber ich denke, vielleicht sind das zunächst genug Anregungen. (GR Gerhard Pfeiffer: Welche Branche meinen Sie?) - Welche Branche? Alle möglichen Branchen, lieber Herr Kollege! (GR Gerhard Pfeiffer: Welche beispielsweise? Nur ein Beispiel!) Sie werden doch nicht im Ernst von mir wollen, dass ich Ihnen jetzt aufliste, welche Branchen. (GR Gerhard Pfeiffer: Nur eine!) Tischler, beispielsweise. (GR Gerhard Pfeiffer: Wird voll anerkannt!) Tischler freut Sie nicht. Gut, ich glaube, wir können dieses Gespräch vielleicht nachher fortsetzen. Aber darum geht es nicht, Sie haben ja keine Ahnung. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Es gibt so viel, es gibt ganze Bibliotheken mit Erhebungen, mit Studien, mit Analysen, mit Auswertungen. Lesen Sie die doch endlich! Lesen Sie die! Schauen Sie sich das einmal an! Dann würden Sie sich so viel leichter tun, nicht derart unqualifiziert im Integrationsbereich aufzufallen! Aber es ist halt so. Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie nicht lesen wollen, weil können tun Sie es schon, glaube ich zumindest. (GR Mag Christoph Chorherr: Wer weiß! – GR Gerhard Pfeiffer: Das war sehr informativ!)
Ich komme zum Frauenbereich: Zum Frauenbereich möchte ich mich kurz halten und einen wesentlichen Punkt aus unserer Sicht erwähnen. Der Grund, warum ich das von hier aus tue und nicht unsere Frauensprecherin, ist, dass unsere Frauensprecherin von einer Stimmbandentzündung befallen wurde. Leider hat sie nicht die Möglichkeit, denn sie darf eineinhalb Wochen lang nicht sprechen, was ihr, wenn man sie kennt, sehr schwer fällt. Ich werde versuchen, es ihr dennoch von hier aus recht zu machen. 

Ich habe bereits im Integrationsbereich erwähnt, dass das Budget sehr gering ist. Dasselbe trifft auf das Frauenbudget der Stadt Wien zu. Mit 7 Millionen EUR muss man sagen, ist das nicht wirklich großartig. Es wäre sehr erfreulich, wenn es hier mehr Mittel gäbe, denn gerade im frauenpolitischen Bereich gibt es nach wie vor hohen Bedarf an Finanzierung, nachdem die Bundespolitik in den letzten Jahren etliches gekürzt und den umgekehrten Weg eingeschlagen hat. Ich denke aber auch, dass hier Mittel fehlen, um eine Reihe von Maßnahmen umsetzen zu können, die längst notwendig sind, um die Lebenssituation von Frauen zu verbessern. Das heißt, auch im Jahr 2002 gab es viel zu wenig Geld dafür, dass die Frau Stadträtin in der Vergangenheit einmal gemeint hat, dass sie Wien zur frauenfreundlichsten Stadt Europas machen möchte. Mit 7 Millionen EUR geht so etwas leider schwer. 

Zweitens möchte ich positiv hervorheben, dass das Gender Mainstreaming im gesamten Bereich des Magistrats verankert worden ist, auch im Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds, nicht zuletzt auf eine Initiative der Grünen hin. Nichtsdestotrotz muss ich festhalten, dass die Beschäftigungszahlen, was Frauen in der Stadt betrifft, schon zu wünschen übrig lassen, weil wenn man sich das genau anschaut, um welche Beschäftigungen es sich eigentlich handelt, dann kommt man darauf, dass es sich großteils um atypische Beschäftigungen handelt. Somit brauche ich hier wohl nicht auszuführen, dass das kaum eine Besserung für die Situation von Frauen ist. Gerade die jüngst beschlossene Pensionsreform, die jetzt zwar ein paar Wochen liegen bleibt, aber dann doch noch in Kraft treten wird, wird in ein paar Jahren ordentliche Auswirkungen haben, auch für diese Frauen, die jetzt in den atypischen Beschäftigungsverhältnissen stecken. Darüber hinaus geht es aber schlicht und einfach darum, dass ein Mensch im Stande sein soll, von dem, was er verdient, zu leben und auch leben zu können. Man kann nicht sagen, dass es bei diesen Beschäftigungszahlen, die zwar auf den ersten Blick sehr schön aussehen, aber wenn man sich das anschaut, was das genau ist und wie viel man verdient, dass es dabei um existenzsichernde Beschäftigungsverhältnisse geht. Hier gibt es noch viel zu tun. Ich denke, das ist ein Bereich, in den die Stadt Wien noch massiv investieren müssen wird.

In diesem Zusammenhang möchte ich zwei Dinge bedauern: 

Das eine ist, dass es nach wie vor keine Genderbudgets in den einzelnen Magistratsabteilungen gibt, also keine frauenspezifische Budgets, obwohl das von uns angeregt wurde. Es ist noch nicht aufgegriffen worden. 

Noch bedauerlicher finde ich, dass auch der Antrag der Grünen, einen Frauenarmutsbericht zu erstellen, ebenfalls abgelehnt worden ist. Ich denke, gerade in Zeiten wie diesen - wo wir, wie gesagt, mit einer Pensionsreform konfrontiert sind, von der wir wissen, dass sie Frauen massiv treffen wird - wäre dies notwendig. Schauen wir uns die Mindestpensionisten an. Das sind keine Mindestpensionisten, sondern das sind in der Regel Mindestpensionistinnen, die kaum oder mit großen Schwierigkeiten von dieser Pension leben können. Schauen wir uns die atypischen Beschäftigungsverhältnisse an. Frauen sind nun einmal von Armut viel häufiger betroffen und viel mehr gefährdet. Ich denke, das wäre es wert. Es spricht auch nichts dagegen, das genau zu erheben, sich das einmal genau anzuschauen, die Hintergründe zu beleuchten und zu überlegen, welche Schritte wir setzen können, um hier einiges zu verbessern. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Positiv möchte ich zum Schluss erwähnen, dass es inzwischen Dreijahresförderverträge für Frauenvereine gibt. Ich denke - damit bin ich am Anfang meiner Ausführungen, was das Frauenressort betrifft -, dass etwas mehr Geld sehr viel mehr Möglichkeiten geben würde, denn an guten Ideen mangelt es nicht, aber bedauerlicherweise ziemlich oft an der Finanzierung. 

Ich komme nun zum Abschluss zu zwei Anträgen anderer Fraktionen, die mir vorliegen und die ich kommentieren möchte: 

Zunächst einmal liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der SPÖ vor, der so zu verstehen ist, dass die Sicherheitssituation in Wien - ich denke, auch die Kriminalitätsstatistik, die vor ein paar Tagen medial diskutiert worden ist, belegt das eindrücklich - doch eher die Alarmglocken läuten lässt. Wir wissen alle, dass auf Grund der Einsparungen im Sicherheitsressort, insbesondere im Bereich der Polizei, offenbar zwei Dinge entstanden sind, einerseits ist nämlich die Kriminalitätsrate in diesem letzten Jahr gestiegen und andererseits ist die Aufklärungsquote gesunken. Das ist nicht unbedingt eine Leistung, derer sich der Innenminister rühmen könnte. 

Andererseits muss ich sagen, die Einsparungen in diesem Bereich der Polizei sind mit sehr viel Unannehmlichkeiten für die Bürgerinnen und Bürger verbunden. Sie werden es nicht glauben, aber mir ist es gerade vergangene Woche passiert, was man über sich ergehen lassen muss, wenn man sich zu einer Führerscheinprüfung anmelden möchte. Auf Grund der Personaleinsparungen einerseits und andererseits dem Verbot, Überstunden zu verrichten, muss man mit mehrstündigen Wartezeiten in den Kommissariaten vor einem einzigen Zimmer rechnen, das für alles Mögliche zuständig ist, Führerscheinanmeldungen, Aufenthaltsbewilligungen, Waffenscheinausstellungen und so weiter. Ich denke, dass das ein Zustand ist, der den Wienerinnen und Wienern nicht zumutbar ist und ich glaube, dass es an der Zeit ist, etwas gegen dieses Sicherheitsrisiko zu unternehmen, denn Wien ist eine sehr sichere Stadt und so soll es auch bleiben. Wenn man sich die Entwicklung des letzten Jahres anschaut, so meine ich, dass ich da nicht so sicher bin. Deswegen werden wir den Antrag der SPÖ auf mehr Polizisten und Polizistinnen für Wiens Straßen selbstverständlich unterstützen. 

Zum Schluss möchte ich noch auf den Misstrauensantrag der ÖVP gegen die - ich nehme an, in ihrer Eigenschaft als Personalstadträtin - Frau Mag Brauner eingehen. Ich muss sagen, dieser Antrag könnte einen gewissen humoristischen Wert haben, wenn ich mir bestimmte Ausdrücke anschaue. Darin ist die Rede von Löschschaum, der eine bedrohliche Kulisse erzeugt hätte. Ich wüsste nicht, dass sich die Kolleginnen und Kollegen der ÖVP vor Schaum fürchten. (GR Gerhard Pfeiffer: Vor Schaumschlägern!) Ich wollte gerade sagen, lieber Herr Kollege, bei den Unmengen an Schaum, die in diesem Saale regelmäßig produziert werden, wer soll sich dann noch vor ein bisschen Löschschaum vor der ÖVP‑Zentrale fürchten? (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Zweitens ist hier die Rede von ordinären Sprechgesängen. Selbst ich - ich bin hier eingewandert, wie Sie wissen, und nicht hier aufgewachsen - kann zwischen einem ordinären Sprechgesang und einem Wienerlied unterscheiden. Ich finde es sehr bedauerlich, dass das für Sie nicht möglich ist, weil es handelte sich eindeutig um ein ziemlich bekanntes Wienerlied, ein bisschen derb, aber das ist so in der Natur der Dinge bei Wienerliedern. 

Wie auch immer, es könnte, wie gesagt, zur Erheiterung führen, wenn da nicht ein Satz wäre, den ich schon vorlesen möchte, weil dahinter schon ein etwas merkwürdiges Demokratieverständnis steckt: "Stadträtin Brauner hat als ressortverantwortliches Mitglied der Wiener Stadtregierung nicht nur diesen unglaublichen demokratiepolitischen Skandal zu verantworten, weil sie ihn nicht verhindert hat." - Liebe Kolleginnen und Kollegen, demokratiepolitisch wäre es ein Skandal gewesen, wenn die Personalstadträtin versucht hätte, das eigene Personal davon abzuhalten zu demonstrieren! Demonstrieren und Protestieren ist ein verbrieftes demokratisches Recht! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Dr Matthias Tschirf: In Uniform?) 

Ich finde es zutiefst seltsam, weswegen wir nicht einmal in die Nähe des Gedankens kommen, diesen Antrag von Ihnen zu unterstützen. Ich finde es nicht nur seltsam, dass Sie die Ansicht vertreten, man hätte versuchen müssen, das eigene Personal vom Demonstrieren abzuhalten, sondern ich finde es eigentlich sehr traurig, dass Sie nicht erkennen, dass es an sich eine sehr gute Leistung der Wiener Berufsfeuerwehr und unserer hauseigenen Feuerwehr ist, sich mit Menschen zu solidarisieren, die auf Grund dieser untragbaren unsozialen Pensionsreform mit bis zu 30 oder 40 Prozent Verlust zu rechnen haben. (GR Johannes Prochaska: Das ist ein Blödsinn, was Sie da reden! Ein so ein Blödsinn!) - Wirklich wahr? Da sehen Sie, Sie haben wieder einmal nicht aufgepasst! (GR Mag Christoph Chorherr: Prochaska hat Schaum vor dem Mund!) Lieber Kollege Prochaska, schauen Sie mich an! Ich bin 1969 geboren. (GR Johannes Prochaska: Sie sprechen die Unwahrheit!) Sie brauchen sich nicht aufzuregen, Sie sind noch in der Deckelungsverordnung drinnen. Sie verlieren maximal 10 Prozent von Ihrer Pension, ich verliere 30 Prozent aufwärts. (GR Johannes Prochaska: Unsinn! Sie wissen überhaupt nicht, was Sie reden!) Ich weiß nichts? Kommen Sie und erklären Sie das der Wiener Bevölkerung! Sie wissen nämlich auch alle nichts! Niemand hat etwas begriffen! Wir regen uns alle umsonst auf? Wir wissen nicht, warum wir uns aufregen? Ist es halt so, weil es heiß ist und wir nichts Besseres zu tun haben? (GR Johannes Prochaska: Offensichtlich!) So ist es nicht! (GR Johannes Prochaska: Das ist einfach die Unwahrheit!) So ist es nicht! (GR Johannes Prochaska: Sie wiederholen die Unwahrheit!) 
Ich finde es gut und löblich (GR Johannes Prochaska: Weil Sie nicht wissen, was die Unwahrheit ist!), wenn sich auch die Feuerwehr und andere Menschen, die im Dienste der Stadt Wien arbeiten und nicht davon betroffenen sind, mit denjenigen solidarisieren, die auf Grund dieser Pensionsreform in den nächsten Jahrzehnten mit vielen Verlusten zu rechnen haben werden. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ. - GR Johannes Prochaska: So ein Blödsinn!) 

Währenddessen können Sie und viele Ihrer Parteifreunde sich mit Ihren satten Pensionen in den Ruhestand zurücklehnen, ohne sich Sorgen zu machen, wie der Rest mit dem Wenigen, was übrigbleibt, auskommen soll! (GR Johannes Prochaska: So ein Blödsinn! Eine Unwahrheit!)

In diesem Zusammenhang denken wir nicht einmal daran, diesen Antrag zu unterstützen! - Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ. - GR Johannes Prochaska: Sie glauben jeden Blödsinn! - GR Mag Christoph Chorherr: Prochaska produziert Schaum vor dem Mund!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich hoffe, wir beruhigen uns wieder.

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Ulm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Heute vor drei Wochen, unmittelbar vor unserer Haustür, vor dem Rathaus, in der Lichtenfelsgasse, vor der ÖVP‑Zentrale, ist es zu einem einzigartigen und einmaligen Tabubruch gekommen! (GR Harry Kopietz: Jetzt vergeben wir den Ulm der Woche!) Eine Einsatzorganisation wie die Feuerwehr, deren Aufgabe es ist, Gefahr und Bedrohung von Menschen abzuwenden (GRin Josefa Tomsik: Hat richtig gehandelt!), ist eingeschritten, um Menschen zu bedrohen, weil die Menschen in diesem Haus eine andere politische Meinung vertreten als sie selbst! (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Jetzt gibt es viele Ulms!) 

Wie anders wollen Sie erklären, wenn Löschschaum, der giftig und aggressiv ist (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.), Personen am Verlassen des Hauses und am Betreten des Hauses hindert? (GR Harry Kopietz: Sie haben keine Ahnung!) Die Polizei musste die ganze Straße absperren. Die Personen drinnen hatten das Gefühl, eingesperrt zu sein. (GR Godwin Schuster: Wer hat sei eingesperrt?) Sie waren nicht in der Situation! Sie haben diese Gefährdungskulisse nicht erlebt! Es sind Feuerwehrleute in Uniform mit Helm aufgetreten und haben diesen Schaumteppich gelegt, nicht in dem Sinne, in dem wir es von der Feuerwehr gewohnt sind zu agieren, sondern gegen die Menschen in dem Haus der ÖVP‑Parteizentrale. (GR Godwin Schuster: Hat die ÖVP Angst vor Menschen in Uniform?) Ich mache Sie darauf aufmerksam, dieses Verhalten grenzt an eine gefährliche Drohung! 

Ich bedaure, aus dem Strafgesetzbuch zitieren zu müssen, aber es bleibt mir nichts anderes über: "Eine gefährliche Drohung ist die Drohung mit einer Verletzung an Körper, Freiheit, Ehre oder Vermögen, die geeignet ist, begründete Besorgnisse einzuflößen." (GRin Josefa Tomsik: Ein Löschschaum ist eine gefährliche Drohung? - GR Dipl Ing Martin Margulies: Die Politik von Schüssel ist eine gefährliche Drohung! Oder was wollen Sie damit sagen?) Jetzt frage ich Sie: Wie sollen sich Menschen in einem Haus fühlen, wo rundherum Löschschaum ausgebreitet wird, sie in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt sind, das Haus nicht mehr ungehindert verlassen oder betreten können (GR Christian Oxonitsch: Wer hat das gesagt?) und wo sich ihnen Feuerwehrleute mit Helm und in Uniform auf Drehleitern nähern? (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.) Ich sage Ihnen, mit diesem einzigartigen Verhalten, dass eine Wiener Einsatzorganisation nicht versucht hat, Unheil abzuwenden, sondern Unheil gegenüber Menschen gebracht hat, mit dieser einzigartigen Aktion ist nicht nur die Grenze der gefährlichen Drohung erreicht worden, sondern auch die des Freiheitsentzugs, der Nötigung und der Sachbeschädigung. Denn gut ist dieser Löschschaum weder für Menschen noch für den Asphalt und eine gefährliche Drohung und Nötigung ist es immer dann, wenn mit solchen Mitteln versucht wird, Personen zu einer Duldung oder zu einer besonderen Handlung zu nötigen. 

Ich habe auch noch nie erlebt, dass eine Einsatzorganisation das ihr anvertraute Gerät in einer derartigen missbräuchlichen Art und Weise verwendet hätte, nicht von der Feuerwehr und nicht von einer anderen Blaulichtorganisation! Auf jedem Handfeuerlöscher, auf jeder Brandschutzeinrichtung, bei jeder Tür, an jeder Wand, an der das angebracht ist, steht "Missbrauch wird bestraft" oder "Missbrauch wird verfolgt". Für die eigene Feuerwehr dürfte das scheinbar nicht gelten! 

Was von meiner Vorrednerin so leichthin als Wienerlied abgetan wurde, würde ich mir schon wünschen, dass die Herrschaften in diesem hohen Haus dieses Wienerlied gehört haben, das im Fernsehen gesendet worden ist (GR Godwin Schuster: Wie hat es geheißen?), denn mit dieser ordinären Beschimpfung wurde auch eindeutig der Straftatbestand des § 115 Strafgesetzbuch, Beleidigung, verwirklicht! (GR Günther Barnet: Zitieren! Was war das für ein Lied?) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Meine Damen und Herren, bevor wir jetzt gemeinsam zu singen beginnen, Herr Dr Ulm hat das Wort.

GR Dr Wolfgang Ulm (fortsetzend): Unbestrittenermaßen haben diese in einer einzigartigen Art und Weise, wie wir es normalerweise von der Wiener Berufsfeuerwehr nicht gewohnt sind, Dienstpflichtverletzungen begangen, und von diesen Dienstpflichtverletzungen und von dieser gesamten Aktion hat die dafür zuständige Stadträtin nicht nur gewusst, sondern sie hat aktiv daran teilgenommen. Wir wissen daher, dass die Stadträtin bei dieser Aktion Beihilfe geleistet hat. (GRin Sonja Kato: Bei welcher?), denn nichts anderes als Beihilfe ist das Bestärken der unmittelbaren Täter. 

Ob die Stadträtin auch angestiftet hat oder mitgesungen hat (GR Christian Oxonitsch: Protestkundgebungen zu kriminalisieren, das ist ja wohl wirklich ...!), entzieht sich naturgemäß unserer Kenntnis, aber sie hat uns dankenswerterweise über das "FORMAT" schon ein sehr umfassendes, wenn auch nicht reumütiges Geständnis geliefert. (Ironische Heiterkeit bei Gemeinderäten der SPÖ.) Sie hat zugegeben, von den Personalvertretern vorweg von der Aktion informiert worden zu sein, und sie sagt, sie hat großes Verständnis für diese Aktion. - Die Stadträtin, die zuständig ist, nicht nur für die Dienstaufsicht, sondern auch für die Fachaufsicht, hat großes Verständnis für eine solche rechtswidrige Aktion! (Demonstrativer Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN und Bravo-Rufe bei der SPÖ. – GR Godwin Schuster: Richtig! Richtig!) 

Ich stelle fest, dass nicht nur die Stadträtin ein seltsames Verständnis von ihrem Amt hat, sondern die gesamte SPÖ ein gestörtes Verhältnis (GR Kurt Wagner: Jetzt hör einmal auf ...!) zu Demokratie und Rechtsstaat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Hätten Sie, Frau Stadträtin, das richtige Verständnis von Ihrem Amt, dann würden Sie die Verwaltung auf Grund der Gesetze vollziehen und würden sachlich und überparteilich agieren. Aber davon ist keine Rede. Sie führen die Stadt Wien wie die Sektion Margareten! (Beifall bei der ÖVP. – Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Sie haben auch ein sehr seltsames Verständnis vom Rechtsstaat. Denn wie anders, bitte, soll man das folgende Zitat bewerten? Sie sagen doch allen Ernstes im "FORMAT", Sie machen sich mehr Sorgen um die Menschen als um den Asphalt vor der ÖVP-Zentrale! (Demonstrativer Beifall bei der SPÖ.) 
Frau Stadträtin! Warum differenzieren Sie bei Sachbeschädigungen, je nachdem, wo diese erfolgen? (GR Johann Hatzl: So ein Unfug!) Und warum sind Ihnen Sachbeschädigungen egal? (GR Kurt Wagner: Wo ist was beschädigt worden?) Ich werfe Ihnen nicht mehr und nicht weniger vor, als dass Ihnen sowohl der Asphalt als auch die Menschen in diesem Haus egal sind, denn die Menschen da drinnen wurden bedroht, und um diese haben Sie sich in keiner Weise gesorgt! (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Jetzt werden die Menschen und der Asphalt auch schon gleichgesetzt!) 

Sie sagen: Ja, das sind eben Feuerwehrleute, die gerade dienstfrei hatten, die sind da mit zwei Löschwägen aufgetaucht und haben eben diesen Löschschaum versprüht. - Also zum einen sind Feuerwehrleute ihrem Diensteid auch verpflichtet (GR Christian Oxonitsch: Jetzt machen Sie ein Horrorszenario auch noch, oder wie?), wenn sie gerade dienstfrei haben, und zum anderen sind Feuerwehrleute nicht berechtigt, außerhalb ihres Diensts ihre Uniform zu tragen, und schon gar nicht ihre Einsatzuniform; bei einer Ausgangsuniform wäre das selbstverständlich etwas anderes. Rechtswidrigerweise wurde hier die Einsatzuniform getragen (ironische Heiterkeit des GR Godwin Schuster), damit in Wahrheit auch ein Einsatz dargestellt.

Ich frage mich, wie es möglich ist, dass man so einfach zu zwei Löschwägen der Feuerwehr kommt! (GR Kurt Wagner: Ihre Kanzlei dürfte nicht gut gehen!) Das war ein krasser Fehler der Feuerwehrverwaltung, dass man diese Löschfahrzeuge für eine politische Meinungskundgebung zur Verfügung gestellt hat. (Ruf bei der SPÖ: Ein Grasser-Fehler! Die Homepage!) Selbstverständlich haben Sie das auch politisch zu verantworten, Frau Stadträtin! (GR Christian Oxonitsch: Wissen Sie, was Sie politisch zu verantworten haben?)

Die SPÖ hat sich einmal mehr der Mittel der Stadt bedient, um ihre eigene Politik zu machen. (GR Christian Oxonitsch: Wissen Sie, was Sie politisch zu verantworten haben? Das regt genug Leute auf! – GR Kurt Wagner: ... gegen die Jungen und gegen die Frauen! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Sehr geehrter Herr Klubobmann! Erschwerend kommt zu diesem demokratiepolitischen und rechtsstaatlichen Skandal der Umstand hinzu, dass es sich bei der Frau Stadträtin um die Personalstadträtin handelt, die in besonderer Weise auf die Einhaltung der Dienstpflichten der Mitarbeiter zu achten hat. (GRin Josefa Tomsik: Die soll natürlich nicht für das Personal da sein!) Erschwerend ist, dass es sich um die Innenstadträtin handelt, die in besonderer Art und Weise für Sicherheit sorgen sollte - und nicht für Unsicherheit und für die Gefährdung von Personen! (GR Johann Hatzl: Ehrlich gesagt, sie schaut anders aus als der Strasser!) Und als weiterer Erschwernisgrund kommt noch dazu, dass sich ja sogar ein Sicherheitswachekörper, nämlich die Rathauswache, an dieser Aktion beteiligt hat - an einer Aktion, die aus meiner Sicht gekennzeichnet war von Gewalt gegen Sachen, gegen Menschen und gegen Ideen! (GR Harry Kopietz: Ist ja ungeheuerlich, diese Anschuldigung! – GR Godwin Schuster: Es hat geblitzt draußen und gedonnert! – GR Kurt Wagner: Vorsichtig sein, wenn Sie beim Regen hinausgehen! Sie haben Angst vor dem Wasser!) 

Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sie haben sich dem Verdacht des Amtsmissbrauches und der Beleidigung ausgesetzt, und Sie haben sich dem Verdacht der Beitragstäterschaft zu Sachbeschädigung, Nötigung und Freiheitsentziehung ausgesetzt. (GR Christian Oxonitsch: Haben Sie einen Auftrag von der ÖVP, oder was?) Sie haben sich für dieses Amt disqualifiziert! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich bringe daher gemeinsam mit weiteren 25 Antragstellern und Unterzeichnern einen Misstrauensantrag mit folgendem Inhalt ein: 

"Der Wiener Gemeinderat möge durch ausdrückliche Entschließung der amtsführenden Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal das Vertrauen entsagen.

In formeller Hinsicht wird die namentliche Abstimmung begehrt." (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner: Können wir über den Schüssel dann auch gleich abstimmen?) 

Dies ist aber nicht das einzige Beispiel für Versagen in diesem Ressort. Wir finden es leider Gottes an vielen anderen Stellen ebenso, zuvorderst im Bereich der Integration, und hier nicht nur bei der Integration von Ausländern, sondern auch bei der Integration von Behinderten. Nach wie vor erfüllen wir die Vorgaben des Behinderteneinstellungsgesetzes nicht, nach wie vor gibt es 873 offene Pflichtstellen, die nicht durch Behinderte besetzt werden konnten, und es ist daher eine Ausgleichstaxe nach dem Behinderteneinstellungsgesetz in der Höhe von 1,6 Millionen EUR allein für das Jahr 2000 zu bezahlen. - Wir können uns alle vorstellen, wie viel wir mit diesem Geld für Behinderte hätten tun können.

Besonders augenfällig ist das Versagen in der Integrationspolitik durch die Auflösung des Integrationsfonds geworden, die von einem Tag auf den anderen angekündigt worden ist, wo von einem Tag auf den anderen der Stellvertreter des Geschäftsführers Seitner die Geschäfte übernimmt und wo man das Kuratorium ad hoc darüber informiert, dass man sich möglicherweise nie wieder zusammensetzen wird.

Das Versagen ist besonders augenscheinlich in den Bereichen Wohnsituation und Spracherwerb, wo Sie für unsere ausländischen Mitbürger viel zu wenig gemacht haben. Was Sie aber in der Integrationspolitik gemacht haben, das ist das Gleiche wie auch in der Sicherheits-politik und bei Ihrem Einsatz da draußen in der Lichtenfelsgasse vor drei Wochen, nämlich zu polarisieren. (GR Godwin Schuster: Sagen Sie einmal, wie viele Kurse durch den Integrationsvertrag entstanden sind!) Und das ist eigentlich der schlimmste Vorwurf und der vernichtendste Vorwurf, den man einem Politiker machen kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie polarisieren mit einem Ausländerwahlrecht, das völlig unverständlich ist, das nicht nur der Bundesverfassung, sondern auch der Stadtverfassung widerspricht, das Bezirksräte erster und zweiter Klasse schafft, bei dem die gewählten inländischen Bezirksräte ganz andere Rechte haben als die gewählten ausländischen Bezirksräte, die sich natürlich - und verständlicherweise - diskriminiert fühlen. Viele Inländer fühlen die Diskriminierung, weil sie sagen, das Wahlrecht ist ein Staatsbürgerschaftsrecht. Der ausländische gewählte Bezirksrat wird sich erst recht diskriminiert fühlen, wenn er nicht die gleichen Rechte hat wie die inländischen Bezirksräte.

Wir stellen ein völliges Versagen der Personalstadt-
rätin fest, was die Harmonisierung der Pensionssysteme betrifft. Frau Stadträtin, ich dachte, Sie waren vor drei Wochen da unten, um am Streiktag für die Harmonisie-
rung zu demonstrieren. Das war doch der große Aufruf am Streiktag. - Ja Sie hätten die Harmonisierung in Wien schon längst angehen können, aber Sie haben ja nicht einmal die Reformen des Bundes aus den Jahren 1997 und 2000 in Ihrem Bereich umgesetzt! Nach wie vor haben wir in Wien ein gesetzliches Pensionsantrittsalter von 60 Jahren, nach wie vor haben wir ein durchschnittliches Pensionsantrittsalter von 57 Jahren. (GR Godwin Schuster: Gräueltaten dieser Regierung!) Ich sage Ihnen, selbst wenn Sie sich da jetzt so echauffieren (GR God-
win Schuster: Weil Sie offenbar das Thema verschlafen haben!): Das wird von den Wienern nicht als gerecht empfunden werden und wir werden Nachteile durch diese Politik erfahren. (GR Godwin Schuster: Welche? Bitte können Sie uns zwei nennen!) Und diese Nachteile, die werden Sie zu verantworten haben! (Beifall bei der ÖVP. – GR Franz Ekkamp: Was für Nachteile? – GR Godwin Schuster: Sagen Sie nur zwei Beispiele, wenn Sie welche wissen!) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Was mir noch zu tun bleibt in diesem Haus, ist, alle anwesenden Gemeinderäte aufzufordern, unserem Misstrauensantrag die Zustimmung zu geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor ich Herrn GR Strache das Wort erteile, darf ich meinen Vorsitz eine Minute lang missbrauchen: 

Sehr geehrter Herr Dr Ulm! Damit Sie sich nicht irren, darf ich Ihnen, da ich die Rechnung bezahlt habe, sagen: Es war Fa-Badeschaum. - Nur damit wir wissen, wovon wir reden. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN. – Rufe bei der ÖVP: Was? Was?) Es war ein Badeschaum! Name der Marke: „Fa“. - Nur damit wir wissen, wovon wir reden. (Neuerliche Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN. – GR Gerhard Pfeiffer: Haben Sie das den Leuten dort auch erklärt? Ja? Haben Sie das erklärt?) - Sehr geehrter Herr Pfeiffer, Sie sollten dabei gewesen sein, damit Sie wüssten, wovon Sie hier reden. (GR Gerhard Pfeiffer: Ich wollte nur wissen, ob Sie das erklärt haben!) 

Herr GR Strache, Sie sind am Wort. – Bitte. (Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP und Gegenrufe bei der SPÖ.)

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Spannende Aufregung! - Sehr geehrter Vorsitzender! Werte Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist heute hier am Rednerpult schon viel dargelegt worden, was den Integrationsbereich betrifft. Ich werde daher beim Thema Integration beginnen und auch die Begrifflichkeit heute hier zu behandeln versuchen. Das Wort „Integration“ ist ja ein Wort, das oftmals unterschiedlich definiert wird, da gebe ich Ihnen Recht, und Sie haben heute Ihre Sicht der Integration beziehungsweise dieses Begriffes dargelegt. Das ist ja auch etwas, was völlig legitim ist. 

Es gibt aber natürlich auch andere Ansätze. Es gibt unter anderem einen Ansatz des SPD-Innenministers in Deutschland, Otto Schily, und ich zitiere ihn jetzt, nur um da keine Missverständnisse aufkommen zu lassen. Er hat gesagt: "Assimilation ist die beste Form der Integration." - Das hat also ein sozialistischer Politiker in Europa gesagt, nämlich Herr Schily. 

Wir haben nach wie vor die Problematik, dass es da ganz unterschiedliche Definitionen und Ansätze gibt und dass es natürlich an einer richtigen Analyse mangelt und dass wir das auch bis heute einfach viel zu wenig behandelt haben. Das ist ja auch die Ursache dafür, dass gerade das linke Spektrum der Meinung ist, dass man schon integriert ist, wenn man ein paar Brocken Deutsch versteht und wenn man vielleicht die Namen von ein paar Sportlern kennt. Das bedeutet dann aus Ihrer Sicht schon Integration. 

Das ist aus unserer Sicht keine Integration. Damit ist die Integration noch lange nicht erreicht! Ich denke, diese Klassifizierung, die Sie da im Hinblick auf den Begriff "Integration" treffen, die hilft niemandem! Sie hilft am allerwenigsten gerade auch jenen Menschen, die zu uns gewandert sind, die zugewandert sind, weil sie ja auf der Suche sind, sich langsam herantasten an ihre neue Identität, die sie oftmals auch suchen müssen und finden müssen, und weil wir ihnen eigentlich in diesem Bereich viel zu wenig helfen und deshalb auch erleben, dass die zweite und dritte Generation der Zuwanderer oftmals eine zerrissene ist und gar nicht mehr für sich persönlich definieren kann: Wo gehöre ich denn eigentlich hin? Ist dieses Land jetzt meine neue Heimat, oder ist mein Ursprungsland meine Heimat? Welche Identität habe ich denn überhaupt noch? - Diese Problematik erleben wir ja tatsächlich. 

Deshalb halten wir Freiheitlichen, wenn wir über den Begriff "Integration" und auch über Lösungsansätze im Bereich der Integration reden, dem entgegen, dass wir meinen, wir hätten eine Lösung, hier einen Ansatz zu finden, nämlich das Konzept einer europäischen Leitkultur, wie es auch der Universitätsprofessor Bassam Tibi in seinen Büchern schon oftmals ausgeführt hat. Er ist im Übrigen ein anerkannter Islamexperte, und er hält natürlich auch fest, dass es notwendig ist, die Zuwanderung in Grenzen zu halten. Die Zahl der Zuwanderer muss natürlich eine überschaubare bleiben, damit Integration funktionieren kann, denn sonst kommt es zu keiner Integration, die man leben kann, sondern es findet einfach eine kontinentale Kulturverschiebung statt, und das ist ja nicht Integration, sondern das ist einfach eine Verschiebung unterschiedlicher Kulturen durch Völkerwanderungen. Und diese hat nichts mit Integration zu tun, sondern einfach mit Verschiebungsmechanismen, die Sie offenbar in Wirklichkeit unter Integration verstehen, die aber mit dem Begriff nichts zu tun haben.

Deshalb ist es für uns auch wesentlich, hier festzuhalten, dass wir uns unter dem Begriff "Integration" einfach auch gewisse Merkmale, gewisse Grundprinzipien vorstellen, und diese möchte ich im Folgenden kurz darlegen - teilweise sind diese in den Integrationsbestimmungen schon heute festgelegt, aber wir sollten sie noch ausweiten -:

Zum einen geht es dabei natürlich darum, nicht nur Brocken der deutschen Sprache zu verstehen, sondern gute deutsche Sprachkenntnisse zu haben. Zum anderen geht es auch um das ernsthafte Bemühen, ausreichendes Erwerbseinkommen zu haben und sich nicht in diesem Bereich eher auf die sozialen Sicherheitsnetze des neuen Landes zu verlassen. Weiters sind hier zu nennen: uneingeschränkte Akzeptanz elementarer Verfassungsmaximen wie Menschenwürde, Freiheit, Gleichheit, einschließlich der ihren Schutz verbürgenden Staatsziele Demokratie, Rechts- und Sozialstaat. - Das ist nämlich das Entscheidende - das wird von Ihnen aber überhaupt nicht angesprochen -: sich auch zur Verfassung zu bekennen und dahinter zu stehen! – Weitere Punkte sind unter anderem: ausreichend Information über die österreichische Geschichte und Kultur und über die europäische Geschichte und Kultur - auch das ist wichtig -, die vorbehaltlose Respektierung - und ich sage ganz bewusst: nicht Übernahme, sondern Respektierung - aller christlichen, ethischen, ästhetischen Grundwerte, die wir nun einmal in Europa haben. Das ist ja etwas, was ich als Voraussetzung annehme, wenn Menschen zu uns kommen, um sich in unserem Land niederzulassen: dass sie das auch akzeptieren! Das ist aber oftmals nicht gegeben. - Und natürlich gehört auch die Beachtung der Lebensart dazu, vor allen Dingen der Konvention im Umgang mit der österreichischen Bevölkerung, und auch die Identifikation mit dem Adoptiv-Vaterland, das wir für viele Zuwanderer darstellen. 

All das sind Dinge, die für uns wichtig sind, und deshalb sagen wir auch immer: Mit der Politik, die in den letzten zehn Jahren gelebt wurde, hat man keine Differenzierung getroffen, und man hat diese Dinge von den zugewanderten Menschen auch nicht einverlangt. Wir befinden uns heute in der Situation, dass auch Menschen zu uns gekommen sind, die nichts mit diesen Grundwerten zu tun haben, nichts mit dieser Verfassung zu tun haben wollen, nichts mit Demokratie zu tun haben wollen, sondern islamistisch-radikale muslimische Prinzipien vertreten, die auch mit der Demokratie nicht vereinbar sind. 

Diese Diskrepanz erleben wir. Das ist aber der gänzlich falsche Ansatz. So züchten wir Probleme, die auf Dauer zu Spannungen führen müssen, was natürlich auch dem Terrorismus in Europa in anderen Strömungen wieder Zulauf verschafft. Und das ist etwas, was wir einfach nicht unterstützen können, und deshalb war es mir wichtig, heute auch ein bisschen unsere Begrifflichkeit, unser Verständnis vom Wort "Integration" darzulegen, weil Sie das auch getan haben. 

Am Ende einer erfolgreichen Integration steht natürlich dann die Staatsbürgerschaft. Wenn man die Integration erfolgreich durchschritten hat und am Ende diesen Prozess erfolgreich abgeschlossen hat, dann kann man und soll man auch die Möglichkeit haben, wie es im Gesetz ja auch verankert ist, die Staatsbürgerschaft zu erhalten und österreichischer Staatsbürger zu werden, wenn man alle diese Voraussetzungen erfüllt. 

Und das Wahlrecht ist nun einmal ein Recht, wie heute schon angesprochen wurde, das eben in der Verfassung auch klar und deutlich mit dem Staatsbürgerschaftsrecht verbunden ist. Das ist etwas, was leider Gottes die SPÖ und die GRÜNEN in diesem Haus nicht akzeptieren wollten, weshalb sie auch diese Entscheidung im Wiener Landtag getroffen haben, die ja jetzt auch den Verfassungsgerichtshof beschäftigen wird. Darüber haben wir schon genügend Diskussionen geführt, und es wäre müßig, jetzt noch einmal im Detail darauf einzugehen. Aber der Verfassungsgerichtshof wird eine Entscheidung zu treffen haben, und ich bin schon sehr gespannt, wie sie ausfallen wird. 

Zum Einbürgerungsrekord, weil Sie heute die Einbürgerungsoffensive angesprochen haben, darf ich darauf hinweisen: Die Einbürgerungsoffensive haben wir in dieser Stadt seit nahezu einem Jahrzehnt! Es ist wirklich skurril, wenn Sie sich hier herstellen und sagen: Wir verlangen eine Einbürgerungsoffensive!, wo doch Wien im Vergleich mit den anderen Bundesländern überhaupt der Vorreiter in der Einbürgerungsfrage ist. Es werden von Ihnen dann immer wieder so lustige Vergleiche gebracht, indem Sie zum Beispiel sagen, die Kärntner haben ja eine viel, viel ärgere Steigerungsquote. – Nun, keine Frage: Wenn ich die Zahlen von Kärnten hernehme, wo wir im Jahr 2001 insgesamt – Nettozahlen – 438 Einbürgerungen gehabt haben – 438 Einbürge-rungen! - und sie jenen von Wien gegenüberstelle, wo es im Jahr 2001  13 394 Einbürgerungen waren (GR Godwin Schuster: Wir vergleichen aber Prozentsätze!), dann sehe ich anhand der Zahlen, dass das 30 Mal so viele Einbürgerungen sind wie im Land Kärnten. (GR Godwin Schuster: Aber in Prozenten ...!) Dann können Sie uns kein X für ein U vormachen, und auch den WienerInnen nicht. Dann weiß man, in Wirklichkeit wird in dieser Stadt die Einbürgerung nicht restriktiv, sondern permissiv vorgenommen. Man hat den Eindruck, sie wird teilweise als Geschenkartikel angesehen und man gibt sie sehr, sehr schnell weiter, ohne dass man auch wirklich darauf achtet, ob Deutschkenntnisse vorhanden sind (GR Christian Oxonitsch: Da haben Sie auf einen "erfolgreichen" Punkt zu verweisen!), ob der jeweils um die Staatsbürgerschaft Ansuchende sich auch wirklich bereits integriert hat.

Und leider Gottes ist es oftmals ein Faktum, dass wir heute auch eingebürgerte Staatsbürger haben, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind. (GR Christian Oxonitsch: Was haben Sie dann da jetzt zwei Regierungen lang zusammengebracht?) Das ist leider ein Faktum, Herr Kollege. Das ist ein Faktum: Wir haben viele Neo-Österreicher, die leider Gottes der deutschen Sprache kaum mächtig sind. Das ist ja ein Problem, das Sie auch mit zu verantworten haben und mit verursacht haben. Von Ihren so genannten Sprachoffensiven hört man immer nur Großartiges (GR Godwin Schuster: Wie stolz waren Sie auf den Integrationsvertrag der Bundesregierung! ... Ergebnis!), aber in Wirklichkeit sind sie nicht wirklich fruchtbar gewesen in dieser Stadt, und wir haben nach wie vor massivste Probleme auch im Bereich der Sprachdefizite. (GR Christian Oxonitsch: Wie viele Teilnehmer haben Sie bei den Kursen?) 

Aber ich bleibe jetzt bei den Einbürgerungen, Herr Klubobmann Oxonitsch. (GR Christian Oxonitsch: Bleiben wir bei den Sprachkursen! Wie viele Teilnehmer haben Sie da?) Bleiben wir bei den Einbürgerungen. (GR Christian Oxonitsch: Ich verstehe ja, dass Sie nicht antworten wollen!) Es hat jetzt Anfang Juni in Pörtschach eine Konferenz der Staatsbürgerschaftsreferenten der Bundesländer stattgefunden, und dort ist - (Weiterer Zwischenruf des GR Christian Oxonitsch.) - ich verstehe Sie nicht, weil Sie immer dreinrufen, das ist das Problem. Was haben Sie gefragt? (GR Christian Oxonitsch: Wie viele Teilnehmer bei den viel bejubelten Integrationsvertrags-Sprachkursen? Das haben Sie mir noch immer nicht gesagt!) 

Schauen Sie, da stimme ich ja ganz mit Ihnen überein: Da ist noch viel zu tun! Und gerade das ist ja der Ansatz, Herr Kollege! Ich gebe Ihnen gerne die Antwort darauf: Daran sieht man, dass viele Menschen bei uns leben, die von sich aus nicht bereit sind, ihren Beitrag zur Integration zu leisten! Das ist ja der Missstand, den wir aufzeigen, und deshalb müssen wir die Reglementarien verschärfen und noch restriktiver machen! (Weiterer Zwischenruf des GR Christian Oxonitsch.) Da bin ich ja ganz Ihrer Meinung, Herr Oxonitsch (GR Christian Oxonitsch: ... Ihr Zwang! Ihr Zwang!), und es freut mich, dass Sie uns endlich in dieser Frage unterstützen! Da gebe ich Ihnen ja Recht, und da werden wir Sie auch prüfen, ob Sie uns in Zukunft in dieser Frage unterstützen. (Beifall bei der FPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Mit Ihrer Zwangspolitik haben Sie nichts erreicht! Versagt! Versagt!)
Ich komme damit wieder auf die Konferenz der Staatsbürgerschaftsreferenten zu sprechen. Dort ist auch festgehalten worden, dass man in der Frage der Einbürgerungen in Zukunft restriktiver vorgehen muss, und es wurde dort auch beschlossen, dass man einen Gesetzentwurf, eine Gesetzesinitiative vorbereiten wird, die man im Parlament gemeinsam einbringen wird. Mehrere Bundesländer haben sich darauf verständigt. Natürlich ist es so, dass wir, wie Frau Kollegin Vassilakou gesagt hat, ein Gesetz haben, laut welchem ein Zuwanderer nach zehn Jahren die Möglichkeit hat, die Staatsbürgerschaft zu beantragen. Aber selbstverständlich besteht da kein Rechtsanspruch. Ein Rechtsanspruch besteht nach wie vor – dies ist per Verfassung festgelegt - nach 30 Jahren Aufenthalt in diesem Land und wenn man gewisse Voraussetzungen erfüllt. Alles andere ist eine Auslegungsfrage. 

Gerade da aber sind wir beim entscheidenden Punkt, und da sind die Wiener, die Sozialisten in Wien, sehr, sehr locker, was die Auslegungsfragen betrifft - das haben wir in den letzten zehn Jahren feststellen müssen -, und deshalb haben Sie auch in den letzten zehn Jahren alleine in Wien 105 000 Einbürgerungen vorgenommen - viele zu Recht, aber auch manche unserer Meinung nach zu Unrecht, weil keine Integrationswilligkeit der Werber vorhanden war oder erkennbar war und die Deutschkenntnisse nicht in unserem Sinne ausreichend sind. 

Das ist genau die Diskrepanz, und da gilt es auch für uns hier, sich neue Ansätze zu überlegen und Überlegungen dahingehend anzustellen, dass wir in diesem Bereich Veränderungen vornehmen. Die große Zahl der Einbürgerungen bringt es ja auch mit sich, dass es nach wie vor einen quotenfreien Zuzug von Familienmitgliedern gibt, und das schafft ja wieder weitere Spannungsfelder in diesem Land: Das schafft die Spannungsfelder auf dem Arbeitsmarkt, das führt dazu, dass wieder weiterer Druck entsteht. Das führt ja auch zu diesen Arbeitslosenzahlen, die Herr Kollege Tschirf heute schon in seinen Ausführungen angesprochen hat, auf die Sie dann zu replizieren versucht haben. 

Und ganz so ist es nicht, wie Sie heute ausgeführt haben. Es ist eben der permanente Zuwanderungsdruck, der vorhanden ist, der dann auch wieder einen Druck auf dem Arbeitsmarkt erzeugt und der auch wieder einen Verdrängungswettbewerb erzeugt, sodass Menschen, die vor 20 Jahren zugewandert sind, dann von Neuzuwanderern auch wieder verdrängt werden. Das ist die Problematik! Der zugewanderte Tischler, der sich heute angeblich in der Arbeitslosigkeit befindet, ist mir in der Statistik bis dato wirklich nicht aufgefallen, und ich habe es wirklich als spannend empfunden, dass Sie heute gerade diese Berufsgruppe angeführt haben und das als die große Problematik des Zuwanderungsbereichs dargestellt haben. Dort ist diese Problematik mit Sicherheit nicht vorhanden! Ich glaube eher, Sie waren in dieser Situation in einer Verlegenheit und hatten einfach keine Antwort gefunden und haben dann eben irgendeine Notantwort gegeben. (StRin Mag Maria Vassilakou: Stimmt überhaupt nicht!)

Faktisch ist es auch so, wenn man eingebürgert werden will und den Antrag stellt und dann auch die Genehmigung erhält, dass das nicht, wie Sie behauptet haben, für die Familie 30 000 EUR kostet, sondern das ist wesentlich günstiger zu erhalten. Da haben Sie wahrscheinlich 30 000 S gemeint, nicht 30 000 EUR. Das wird wahrscheinlich ein Versprecher gewesen sein, das verstehe ich. Es ist auf alle Fälle wesentlich günstiger, als Sie gesagt haben. Ich denke aber, dass die Staatsbürgerschaft auch etwas wert sein muss. Das ist eben kein Geschenkartikel, und da sollte man auch Kriterien daran legen, auf die wir sehr großen Wert legen. Sie vielleicht nicht, wir schon! 

Und wir stehen auf dem Standpunkt, dass es eben gerade auch in der Zuwanderungspolitik Grenzen geben muss. Wir sagen, als österreichische Politiker haben wir natürlich in erster Linie Politik für den österreichischen Staatsbürger zu machen. Wenn Sie der Meinung sind, dass das nicht die Aufgabe eines österreichischen Politikers ist, dann sagen Sie das offen! Wenn Sie der Meinung sind, dass Sie einer Zuwanderungspolitik das Wort reden müssen, durch die irgendwann einmal faktisch und statistisch die Situation entsteht, dass die österreichische Bevölkerung zur Minderheit geraten würde, dann sagen Sie das, dass das Ihr Verständnis des politischen Ansatzes ist! Unserer ist es nicht.

Deshalb möchte ich auch kurz den Bereich des Integrationsfonds ansprechen, der in den letzten zehn Jahren hier in Wien eine Arbeit geleistet hat, die aus unserer Sicht in keiner Weise positiv zu bewerten ist. Wir haben deshalb auch von Anfang an gesagt, dass wir in diesen Integrationsfonds nicht hineingehen werden, auch keinen Vertreter entsenden werden. Wir waren in diesem Punkt von Anfang an konsequent. Bei anderen Parteien ist das dann in der Folge geschehen, aus welchen Gründen auch immer - sicherlich aus anderen Überlegungen, keine Frage. Für uns waren einfach der Ansatz und die Inhalte, die man dem Integrationsfonds auf den Weg mitgegeben hat, die falschen. Ich finde es positiv, dass man nach zehn Jahren, in denen wir die Auflösung des Integrationsfonds verlangt haben, jetzt endlich auf unsere Forderung eingeht - wobei mir natürlich schon klar ist, dass das, was jetzt passiert, einen anderen Hindergrund hat: Jetzt wird eine Magistratsabteilung geschaffen, und das hat natürlich andere Motivationen und andere Hintergründe, denn inhaltlich wollen Sie ja überhaupt nichts ändern. Auch finanziell wollen Sie gar nichts ändern, es soll ja bei den gleichen Subventionssummen bleiben. Auch die gleichen Vereine sollen weiter subventioniert werden, wie ich aus den Pressemitteilungen erfahren habe. Vorteil für uns: Wir haben dann endlich eine direkte Kontrolle. 

Aber was spielt sich in Wirklichkeit ab? - Der Integrationsfonds ist ja der StRin Brauner in Wirklichkeit entglitten. Sie hat in den Führungsetagen Führungsleute aus der SPÖ Margareten eingesetzt, es sind dann Außen-stellen geschaffen worden, und in Wirklichkeit haben sich diese Außenstellen zu einem großen Teil verselbstständigt. Das ist in Wirklichkeit der wahre Hintergrund, dass man hier versucht, sozusagen die fremdgegangenen Schäfchen wieder mit der Knute zu behandeln und zurückzuführen in die heimatliche rote absolute Kontrolle. Deshalb löst man den Integrationsfonds jetzt auf und schafft eine Magistratsabteilung, wo man dann neue Mitarbeiterstrukturen schaffen kann, wobei man sich der unangenehmen Herrschaften dort entledigt und hier wieder die komplette, absolute Kontrolle und Verfügungsgewalt hat. Das ist ja in Wirklichkeit der Hintergrund, und das ist auch die Polarisierung, die heute schon angesprochen wurde, die Frau StRin Brauner zu verantworten hat. (Beifall bei der FPÖ.)
Auch noch kurz zum Thema Pensionsreform, über die heute auch schon gesprochen wurde. Es ist ja interessant: Wir haben im Jahr 2000 eine Pensionsreform gehabt. Von Ihnen, von der Regierungsseite, von Seiten der SPÖ ist versprochen worden: Anfang 2003 werden wir diese Harmonisierung auch auf Länderebene und auf Gemeindeebene umsetzen! - Bis dato ist in diesem Bereich nichts geschehen. Ich bin ja gespannt: Nach der jetzigen Pensionsreform – und Sie treten ja für die Harmonisierung ein - haben Sie dann wirklich einen Quantensprung zu vollziehen! Die Landes- und Gemeindebediensteten werden dann ganz schön in die Ziehung genommen werden, weil Sie bisher alle Schritte verschlafen haben. Das ist natürlich Ihr Verantwortungsbereich! Und es ist natürlich schon sehr lustig, wie das auch Herr Kollege Ulm heute ausgeführt hat, wenn dann gerade die Gemeindebediensteten in dieser Stadt für die Harmonisierung demonstrieren gehen (GR Godwin Schuster: Wer sagt denn das? ... ASVG ...! Das ist der Grund!), aber Sie eigentlich bis dato säumig gewesen sind, was den Harmonisierungsbereich betrifft, wenn es darum ging, zumindest im minimalen Bereich Schritte in diese Richtung zu setzen, nämlich die ersten Umsetzungen der im Jahr 2000 beschlossenen Bestimmungen vorzunehmen.

Es war natürlich schon auch lustig und in gewisser Hinsicht skurril, dass die Beamtenschaft in Wien gegen die jetzige Pensionsreform, die jetzt im Parlament beschlossen wurde, demonstrieren gegangen ist, obwohl doch die Beamtenschaft in Wien überhaupt nicht davon betroffen ist und es natürlich allein in der Hand der Wiener Landesregierung liegt, hier Reformmaßnahmen zu setzen, und das mit der Bundeskompetenz überhaupt nichts zu tun hat. Das war schon etwas, was für uns ziemlich durchsichtig war. Das widerspiegelt genau jenes Sittenbild, nämlich dass die SPÖ-Alleinregierung in dieser Stadt einfach der irrigen Meinung ist, dass die SPÖ Eigentümer des Landes und der Stadt Wien ist, dass sie alle Institutionen dieser Stadt besitzt und dass sich diese im Eigentum der SPÖ befinden. Das ist der permanente Missbrauch, den Sie leben, und dieser Missbrauch wurde letztlich auch durch die Demonstration und die Veranstaltung vor der ÖVP-Parteizentrale dokumentiert.

Hier muss man festhalten, dass wir selbstverständlich Verständnis haben für all jene Menschen, die eine Sorge haben, was den Bereich der Pensionsreformen betrifft - keine Frage -, und es gibt auch ein Demonstrationsrecht - keine Frage. (GR Franz Ekkamp: Aber nicht vor der ÖVP-Zentrale!) All das ist zu unterstützen, aber es gibt auch gewisse Grenzen, und ich glaube, diese Grenzen haben Sie in diesem Fall klar überschritten (GR Godwin Schuster: Zum Beispiel?) – und das wurde heute dokumentiert -, indem dort Beamte in Uniform erschienen. Das ist nicht legitim, das ist nicht korrekt. Es ist nicht korrekt, wenn irgendein Verein hergehen kann, ein Löschwasser der Feuerwehr sozusagen übergeben bekommt (GR Godwin Schuster: Badeschaum!) und damit machen kann, was er will. Das ist nicht korrekt! 

Ich erwarte mir vom Herrn Vorsitzenden Hundstorfer, dass er mir heute noch den Erlagschein zeigt, auf dem ersichtlich ist, was er für dieses Löschwasser (GR Godwin Schuster: Fa-Badeschaum!) eigentlich gezahlt hat und was das Löschwasser (ironische Heiterkeit des GR Godwin Schuster) den Steuerzahlern in dieser Stadt in Wirklichkeit kostet. Ich möchte den Erlagschein sehen! Ich möchte sehen, was die Gewerkschaft gezahlt hat für diesen Schaden, den sie dort angerichtet hat, und wie viel an Kosten den Steuerzahlern in Wirklichkeit entstanden sind. Das möchte ich sehen! - Das ist jener Missbrauch, bei dem Sie immer wieder sehr bedenkenlos mitmachen und mitspielen. Das ist das, was wir anprangern müssen und anprangern werden. (GR Harry Kopietz überreicht dem Redner ein Schriftstück.)

Der Löschschaum, sehe ich hier, hat 537 EUR ausgemacht. (GR Godwin Schuster: Fa-Badeschaum!) Da haben wir jetzt zumindest einmal einen Wert. Ich bin aber wirklich gespannt, ob das Verbreiten des Löschschaums und des Löschteppichs dort (GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Haben Sie es gesehen oder nicht?), die Ausfahrt der Fahrzeuge und das Aufräumen des Löschschaums auch wirklich nur 537 EUR kosten. (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich befürchte - und das sage ich Ihnen -, dass die Belastung, die von Ihnen beschlossen wurde, nämlich die Erhöhung der städtischen Feuerwehrgebühren um 150 Prozent (ironische Heiterkeit des GR Godwin Schuster), nämlich mit 1. August, zur Abdeckung der Kosten dieser Aktion und weiterer solcher Aktionen, die Sie in Zukunft planen, verwendet wird. (Beifall bei der FPÖ. – GR Mag Christoph Chorherr: Wir haben schon die Überschrift: Feuerwehrgebühr finanziert Löschschaum!) 

Ich glaube ja, dass die Feuerwehrleute arm sind, denn sie sind eigentlich die Missbrauchten. Wenn die Feuerwehrleute nicht ausrücken würden zu solch einer Demonstration, die von der SPÖ im Hintergrund organisiert wird, dann haben sie ja damit zu rechnen, dass sie keine Karrierechancen mehr im Betrieb haben! (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Das ist doch die Wahrheit! Mit diesem Druck arbeiten Sie doch in dieser Stadt! (Beifall bei der FPÖ.) Wenn sich in dieser Stadt jemand traut, sich einmal kritisch gegenüber der SPÖ-Alleinregierung zu äußern und zu artikulieren, dann fährt die absolute, totalitäre Maschinerie darüber! - Das ist doch in Wirklichkeit die traurige Wahrheit in dieser Stadt. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Es gibt viele Beamte, die das auch hinter vorgehaltener Hand sagen. (GR Dr Ernst Maurer: Aha?) Sie sagen: Es tut uns Leid, wir müssen! Wir müssen eben! Wir denken zwar anders, aber das ist eben der Druck, dem wir ausgeliefert sind! - Wir haben diesbezüglich auch Verständnis, die Beamten können gar nichts dafür. In Wirklichkeit ist es das Netzwerk der Macht im Hintergrund (ironische Heiterkeit des GR Franz Ekkamp), und ich sage: Das leben Sie leider Gottes mit absoluter Konsequenz, und das ist das Erschreckende! 

Das ist auch der Grund, warum wir den Misstrauensantrag der ÖVP gegen Frau StRin Brauner heute unterstützen werden. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.)
Zum Abschluss noch eine Bemerkung zur Kriminalitätsrate, die heute auch angesprochen wurde. Es wurde hier völlig richtig gesagt: Die Kriminalitätsrate ist gestiegen, die Aufklärungsrate ist gesunken. Es liegt auf der Hand, warum das der Fall ist. (GR Karlheinz Hora: Wie heißt der Innenminister? Wie heißt er?) - Warten Sie doch ab, was ich sagen will! Sind Sie ein Hellseher? - Vielleicht sind wir ja ausnahmsweise einmal wirklich einer Meinung! 

Angefangen hat es unter den roten Innenministern - da geben Sie von der ÖVP mir wahrscheinlich Recht -, da hat der Personalabbau im Exekutivbereich begonnen. Das ist leider Gottes ein Faktum. Unter einem schwarzen Innenminister wird das leider Gottes jetzt fortgesetzt - da bin ich dann einer Meinung mit Ihnen von der SPÖ.

Faktum ist, dass wir durch den Personalabbau einfach ein Problem in dieser Stadt haben, dass wir weniger Beamte auf der Straße haben, dass dadurch natürlich die organisierte Kriminalität sehr, sehr locker agieren kann, weil sie ... (GR Harry Kopietz: Ein verantwortlicher SPÖ-Minister?) Nein, verantwortlich ist jetzt der Herr Innenminister, keine Frage. (GR Harry Kopietz: Nein, nein! Ein verantwortlicher SPÖ-Minister ...!) Verantwortlich ist in diesem Fall der Herr Innenminister - keine Frage -, und deshalb verlangen wir Wiener Freiheitlichen in diesem Bereich für Wien auch eine Personalaufstockung von 1 000 zusätzlichen Sicherheitswachebeamten. Wir verlangen eine Verschlankung des Verwaltungsapparates. Wir verlangen in diesem Bereich eine Ausgliederung, also dass durch eine Verschlankung im Verwaltungsapparat Beamte auf die Straße hinaus gebracht werden. Das ist eine klare Forderung, die wir auch vertreten und zu der wir auch stehen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir haben auch festgehalten, dass der Innenminister jetzt aufgefordert ist, das auch zu erkennen und wirklich umzusetzen. Da bringt es nichts, Schönfärberei zu betreiben und so zu tun, als wäre alles bestens. Da muss man ehrlich sein, und diese Ehrlichkeit leben wir in dieser Frage auch.

Aber man muss, wenn wir von den Statistiken reden, natürlich auch festhalten, dass bei den Täterzahlen die Zahl von ausländischen Tätern wieder angestiegen ist. Auch das ist in der Kriminalitätsstatistik eine Tatsache. Wir müssen auch festhalten, dass die SPÖ in Wien gefordert hat, dass die Hundestaffel im 10. Bezirk quasi ersatzlos gestrichen wird, dass sie aufgelöst wird. Da war es schon unserem kritischen Einspringen zu verdanken, dass die Hundestaffel im 10. Bezirk nicht aufgelöst wird.

In diesen Bereichen haben wir Freiheitlichen, so denke ich, immer eine klare Position eingenommen. Daher werden wir inhaltlich das, was heute als Antrag von Ihnen eingebracht wird und was ja eins zu eins das widerspiegelt, was wir Freiheitlichen seit über zehn Jahren fordern, natürlich auch mittragen. Ich bin froh, dass Sie von uns inhaltlich abgeschrieben haben. Ich bin froh, dass Sie inhaltlich unsere sicherheitspolitische Linie eingeschlagen haben. Sie hätten das nur schon zu einem Zeitpunkt tun müssen, als wir noch rote Innenminister gehabt haben, die eine Personalreduktion in Wien vorgenommen haben! Da hätten Sie diese Linie auch schon vertreten müssen, dann wären wir wahrscheinlich heute schon viel weiter. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Tomsik zu Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Josefa Tomsik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Werte Frau Vorsitzende! Liebe Stadträtin! Liebe Kollegen Personalvertreter der Wiener Feuerwehr! 

Sie haben heute hier bei den vorherigen zwei Rednern eine Seifenblase erlebt - "Tschauner-Bühne" will ich nicht sagen, denn das wäre etwas diskriminierend für die Tschauner-Bühne, und das will ich nicht.

Wir lehnen natürlich den Misstrauensantrag gegen die StRin Brauner ab - das brauche ich hier aber nicht eigens festzuhalten. Wenn man sich diesen Misstrauensantrag genau durchliest, dann hat man den Eindruck, dass die Antragsteller nicht nachdenken über das, was durch Staatssekretär Finz im Finanzministerium passiert ist: Als die Beamten dort streiken gehen wollten, wurden Listen geführt (GR Harry Kopietz: Bespitzelungsakte!), wo festgehalten wurde, wenn jemand weggeht, oder es wurden diesbezüglich Drohungen ausgesprochen. (GRin Inge Zankl: Das glaubt man ja gar nicht, dass das möglich ist!) Welche Nachwirkungen das hat, kann ich nicht sagen. 

Was mich aber wirklich kränkt, ist, dass man die Feuerwehr hier in Sippenhaftung nimmt. Da heißt es, die Renate hat angeschafft, dass ihr demonstrieren geht für ASVG-Pensionisten – noch gar nicht einmal für die Beamten -, dass ihr dort hingeschliffen worden seid, ohne Widerspruch, weil ja alle so klein und zart sind - wir können sie ja unter den Arm nehmen und hintragen; zumindest die Renate und ich, wir können das leicht (Heiterkeit bei Gemeinderäten der SPÖ sowie der GRin Dr Monika Vana); ja, darauf wäre ich stolz, wenn ich das könnte -, dass ihr vor lauter Angst dann den Fa-Schaum statt einen Löschschaum ... – Vielleicht liegt es daran, dass die ÖVP sich bedroht gefühlt hat - weil dort ja doch mehr Männer sind! Vielleicht hätten wir besser "Axe", oder wie das heißt, verwenden sollen, das bewirkt, dass die Frauen dann den Männern nachrennen; das ist irgendwie netter. (Heiterkeit der GRin Inge Zankl.)

Dass ein Löschschaum nichts Schlechtes ist und dass damit nichts passieren kann, das wisst Ihr noch viel besser als ich. Aber Löschschaum ist ja auch dazu da, dass Unreinheiten auf einer Straße wegkommen, dass schmieriger, unangenehmer Schmutz von dort verschwindet, und er ist biologisch abbaubar. (GR Gerhard Pfeiffer: Der Fa-Schaum oder der Löschschaum, Frau Kollegin? – Weitere Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Also, das ist wahrscheinlich sehr "gefährlich", das nehme ich schon an. 

Und eines möchte ich hier noch dazusagen: Wenn Sie hier in Ihrem Misstrauensantrag von Gefahr sprechen, wenn Sie hier Protestierer, unter Anführungszeichen, als "Mob" - im Antrag steht das zwar nicht, aber es wurde schon gesagt - und als gefährlich einstufen, dann frage ich Sie, meine Damen und Herren vor allem von der ÖVP - denn ich glaube, die FPÖ hat damals im Parlament noch nicht so viel zu reden gehabt -: Als in den Straßen Wiens die Demonstrationen der Bauern stattgefunden haben, die mit Traktoren alles abgesperrt haben, wobei der Bauernbundpräsident an der Spitze gegangen ist, meine Damen und Herren - ich habe mich damals weniger bedroht gefühlt, aber die Autofahrer waren angefressen, weil sie nicht fahren konnten; ich bin ja mit öffentlichen Verkehrsmitteln unterwegs, und diese sind, soweit es möglich war, gefahren -, waren das auch Demonstrationen, die gefährlich waren? (GR Franz Ekkamp: „Nein!“) Waren das auch Demonstrationen, die demokratiepolitisch verwerflich sind? Waren das auch Demonstrationen, die von Seiten des Bauernbundes bezahlt wurden, so wie hier die Gewerkschaft für die Ausfahrt der Wiener Feuerwehr bezahlt hat? (Ruf bei der FPÖ: Manchmal von Raiffeisen, aber meistens von den Bauern!) - Ich bedanke mich an dieser Stelle bei den Wiener Feuerwehren, bei den Menschen der Wiener Feuerwehr, dass sie an ihrem freien Tag diese Demonstration durchgeführt haben, aus Solidarität für alle anderen! (GR Johannes Prochaska: In der Dienstkleidung?) 

Zum Thema Dienstkleidung: Dass hier Pensionisten waren, die sich gegen geringes Entgelt ihre Uniform kaufen konnten, das haben Sie auch in einer Aussendung an die ÖVP-Pressestelle am 5. Juni mitgeteilt bekommen, aber vielleicht tun Sie sich beim Lesen etwas schwer. (GR Gerhard Pfeiffer: Am Schluss waren es noch Statisten ...!) Zu reden und demokratiepolitische Defizite festzustellen, das ist für Sie von der ÖVP immer sehr gut, ohne dass Sie daran denken würden, dass die Bundesregierung selbst mit demokratiepolitischen Defiziten gegenüber allen Beamten, die dem Bund unterstellt sind, vorgeht, nämlich mit Drohungen, wenn sie versuchen wollen, Streiks oder Demonstrationen beizuwohnen, indem sie dann in ihrem beruflichen Aufstieg oder ihrer beruflichen Weiterentwicklung behindert werden. Ich nehme an, dass kein einziger der Feuerwehr-Brandmeister, -Oberbrandmeister, oder was weiß ich, dabei war. Aber den Pensionisten kann ja nichts passieren, die haben es ja noch relativ leicht. 

Aber es haben hier auch Kolleginnen und Kollegen in ihrer Außerdienstzeit eine Solidarisierungsmaßnahme für Menschen, die in Österreich wohnen, unterstützt. Dass unsere Stadträtin dabei als Personalstadträtin selbstverständlich anwesend war, weil sie die Sorgen der Menschen, die sie hier vertritt, als Ressortverantwortliche auch mitträgt, das ist eine Solidarisierung wie sie die SPÖ versteht, mit Beamten und Angestellten der Stadt Wien - und nicht so, wie sie die ÖVP und zum Teil die FPÖ versteht: als Nichtsolidarisierung der Beamten, die beim Bund ihre Arbeit verrichten. 

Es wurden hier so viele, ich würde fast sagen, lustige Dinge gesagt - wenn es nicht zum Weinen wäre, nämlich dass ein Misstrauensantrag wegen Anwesenheit bei einer gewerkschaftlichen Aktion eingebracht wird, einer Aktion einer Gewerkschaftsbewegung, auf die Österreich seit mehr als 50 Jahren stolz sein kann, beziehungsweise sogar seit mehr als 70 Jahren, mit Ausnahme der austrofaschistischen Zeit. In diesem Zusammenhang könnte ich Ihnen auch etwas erzählen, noch von meinem Vater, der damals bei der Gemeinde Wien war, wie schwer es für ihn war, damals nicht überhaupt getötet zu werden. Aber das interessiert Sie nicht, das ist Geschichte, und die Geschichte unseres eigenen Landes interessiert Sie ja so gut wie überhaupt nicht. (Widerspruch bei Gemeinderäten der FPÖ.) Aus der Geschichte kann man ersehen, was sich aus Maßnahmen wie jenen, die Sie heute hier setzen, entwickeln kann, was da passieren kann. Aus geschichtlicher Überlegung heraus hätten Sie sagen müssen: Wir sprechen heute, aber wir stellen keinen Misstrauensantrag! - Denn in der austrofaschistischen Zeit und dann auch später in der nationalsozialistischen Zeit war es wirklich so, dass man Angst haben musste, wenn man eine freie Meinungsäußerung gemacht hat, dass man deshalb eingesperrt werden konnte oder vielleicht sogar zu Tode gekommen ist. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Wiener Feuerwehr! Ich kann Ihnen sagen: Wir als Sozialdemokraten und auch die grüne Fraktion, wir werden alles daransetzen, dass Sie keine negativen Maßnahmen von Seiten der derzeitigen Regierungsparteien im Parlament treffen, denn das ist für uns Solidarität mit den Dienstnehmern im ganzen Land, aber in diesem Fall vor allem auch mit unseren Beamten und Beamtinnen der Stadt Wien. (Beifall bei der SPÖ.)
Es wäre jetzt ein Vergnügen, weiter über den Misstrauensantrag zu reden. Nur denke ich, dass die Angelegenheiten unserer Geschäftsgruppe mehr umfassen als einen Misstrauensantrag, der ja schon fast in den Bereich der Lächerlichkeit fällt, sondern es geht hier vor allem auch ... (GR Gerhard Pfeiffer: Aber nur bei Ihnen!) Ich bin ja froh darüber, dass das bei uns in den Bereich der Lächerlichkeit fällt, Herr Kollege Pfeiffer (GR Gerhard Pfeiffer: Nur bei Ihnen! Das zeigt Ihr ...verständnis!), denn wenn Sie das ernst nehmen, dann sind Sie kein guter Politiker! Wenn Sie diesen Misstrauensantrag ernst nehmen, dann haben Sie Politik falsch verstanden! (Beifall bei der SPÖ. – Weiterer Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.) 

Es hat eine Zeit gegeben, in der ein Spottlied, "Adolf, bleib doch lieber Tapezierer!", einen Kabarettisten ins KZ gebracht hat, wo er deswegen zu Tode gekommen ist. Wenn das heute der Fall ist, dass hier auch Spottlieder gesungen werden - ich habe sie nicht gehört, und ich bin auch nicht dafür, dass man Spottlieder singt, die ja eigentlich etwas Lustiges sind; aber hier ein Spottlied zu singen, das ist ja an und für sich etwas Trauriges und wahrscheinlich auch gar nicht allen Feuerwehrmännern wirklich recht; das möchte ich hier sagen -, aber wenn es so ist und sie haben Spottlieder gesungen, dann möchte ich dazu trotzdem meine Gratulation aussprechen, denn ich sage: Spott bedeutet in einer Demokratie auch Freiheit! Und Freiheit ist das, was ich meine, dass ich das hier auch sagen kann - auch für Betroffene! (Beifall bei der SPÖ.) 

Oder nimmt Herr Schüssel wirklich Maß an der Zeit vor 50 und 60 Jahren? - Das würde ich sagen. (Zwischenruf des GR Johannes Prochaska.) Aber ich muss noch einmal sagen, ich passe nicht auf. Aufpassen hätte eigentlich manchmal – nein, ich sage es lieber nicht, denn ich weiß nicht, ob das einen Ordnungsruf zur Folge hat. (Ruf bei der FPÖ: Ist eh schon Wurscht, Frau Kollegin! – Ruf bei der ÖVP: Probieren wir es einmal!) - Mancher Vater hätte aufpassen sollen, damit sein Kind nicht gezeugt wird! Aber sonst ist das eigentlich egal. 

Jetzt komme ich auf unser Ressort zu sprechen, gerade auch, was die Personalangelegenheiten betrifft. Kollege Ulm hat vorhin in seiner betont "richtigen" und "wahrhaftigen" Art ... (Ruf: ... singen!) - Ja, ich könnte es auch singen, aber die Frau Stadträtin hat mir verboten zu singen. (Heiterkeit.) Ich hätte schon gerne gesungen. Aber meine Stimme ist heute auch nicht so gut.

Herr GR Ulm, Sie haben hier die Behinderteneinstellungsquote verteufelt. Ich nehme an, Sie kennen die Behinderteneinstellungsquote von 2002. Wir haben bei den Magistratischen Ämtern 101,6 Prozent, bei den Landeslehrern nur 12,9 Prozent. - Das stimmt, aber da müssen Sie auch  mit den Vertretern der Landeslehrer sprechen, weil es oft ungünstig ist, wenn Behinderte oder Menschen mit anderen Bedürfnissen als Lehrer fungieren. - Bei den Hausbesorgern haben wir eine Quote von 51,2 Prozent. - Auch das wäre Ihnen wahrscheinlich nicht recht, wenn Hausbesorger mit Behinderungen vielleicht in einem Rollstuhl die Stiegen hinunterwaschen. Das wird sehr schwer möglich sein. - Bei den Wiener Stadtwerken sind es 39,2 Prozent. Aber Sie wissen aus langjährigen Diskussionen, dass bei den Wiener Stadtwerken Menschen, die verunfallt sind, dann als Portier und so weiter aufgenommen werden und daher nicht in der Statistik des Behinderteneinstellungsgesetzes aufscheinen. 

Insgesamt sind es 79,2 Prozent Menschen mit anderen Bedürfnissen, die bei der Stadt Wien beschäftigt sind. Man kann immer wieder sagen, dass das ein bisschen zu wenig ist. Da gebe ich Ihnen als langjähriges Mitglied der Behindertenkommission völlig Recht: Das ist zu wenig. Aber Sie wissen auch eines: Dass immer dann, wenn die Stadt Wien gerade ihre Quote erfüllt hat, die Abschlagszahlung etwas höher geworden ist, und die Gemeinde Wien musste mehr bezahlen. 

Ich möchte zum Personal noch anmerken, dass es 65 359 Beamtinnen und Beamte, ohne Saisonbedienstete, waren, die im Jahr 2002 bei der Stadt Wien beschäftigt waren. Das ist eine große Anzahl, und ich meine, dass man all diesen Beamtinnen und Beamten an dieser Stelle - weil sie eben der Frau Stadträtin unterstehen, obwohl ja seit längerer Zeit, nämlich seit einem Jahr, die jeweiligen Stadträte auch für das Personal zuständig sind - herzlichen Dank für die Arbeit sagen sollte, die sie für die Stadt Wien geleistet haben. Sie sind das, was die Stadt Wien ausmacht, und die Stadt Wien ist das, was uns ausmacht. Es ist auch so, dass natürlich immer mehr bei der Stadt Wien arbeiten wollen, aber es können eben nicht alle aufgenommen werden, weil zum Teil die Arbeitslosigkeit so hoch ist, dass die meisten Menschen natürlich einen sicheren Beruf haben wollen. 

Ich denke, dass in diesem Zusammenhang etwas vielleicht auch gut ist – damit leite ich gleich zu meinem nächsten Thema über -, nämlich dass auch 2 980 ausländische Bedienstete bei der Stadt Wien beschäftigt sind, und zwar sowohl solche aus dem EWR-Bereich – 386 Bedienstete sind EWR-Staatsbürger – als auch solche, die als Migranten bei uns leben. Ich glaube, dass das etwas sehr Wichtiges ist für die kommende Zeit. Wir führen in diesem Bereich auch eine Evaluierung durch, und wir brauchen beim Diversitymanagement natürlich auch Menschen, die eine Fremdsprache als Muttersprache haben. Ich glaube, dass das etwas sehr Wichtiges ist, und hier wurden auch im Jahr 2002 Weichen gestellt. 

Ebenso wurden auch im Bereich der Lehrlingsaufnahmen Weichen gestellt. Ich glaube, dass es für junge Menschen nichts Wichtigeres gibt, als dass sie einen Lehrplatz finden und dort ihren Beruf erlernen beziehungsweise ausüben können, weil es ja für jeden Menschen, wenn er aus der Schule kommt, auch wichtig ist, dass er eine Beschäftigung hat. Für junge Menschen ist es nach dem Schulabschluss – egal, von wo sie kommen, ob von einer höheren Schule oder von einer Pflichtschule - das Wichtigste, dass sie Arbeit bekommen, dass sie sich nicht unnütz vorkommen. Jede Mutter, jede Großmutter weiß, dass man einem Kind sagt: Lerne, damit du einmal mehr Chancen hast! - Ich bin Gott sei Dank so erzogen worden, dass es nicht geheißen hat: Und du, lerne jetzt!, sondern: Lerne, denn du lernst es für dich selbst, weder für die Mutter noch für den Vater! - Das ist sozialistische Erziehung! Gott sei Dank habe ich diese genossen. - Herr Kollege, der Sie da dazwischengerufen haben: Dass jeder Mensch, egal, von wo er kommt, egal, wie er ist, ob männlich oder weiblich, ob groß oder klein, ob dick oder dünn, die gleichen Chancen haben muss, das ist sozialdemokratische Erziehung, und ich bin stolz darauf, dass ich diese genossen habe! (Beifall bei der SPÖ.) 

Denn hätte ich diese sozialdemokratische Erziehung nicht gehabt, schon in der zweiten oder dritten Generation, dann würde ich mich wahrscheinlich auch hier herstellen und sagen: Integration ist pfui Teixel!, egal, was passiert ist: Es sind zu viele Fremdsprachige da, es sind vielleicht zu wenige da, man hat zu viel gemacht, man hat zu wenig gemacht, man hat zu viel Geld ausgegeben, man hat zu wenig Geld ausgegeben, man hat Geld am falschen Ort ausgegeben. - Ich weiß nicht, was mir jetzt noch alles an Negativem einfallen würde. 

Ich denke, dass Integration, dass ein Miteinander, so wie es Frau Kollegin Vassilakou gesagt hat, etwas Neues ist, dass das etwas ist, was viele Menschen noch nicht verstehen. – Das ist ungefähr so, wie es beim Wahlrecht war: Beim Wahlrecht haben auch sehr viele Menschen nicht verstanden, wie wichtig es ist, dass man das Wahlrecht ausüben kann, nämlich noch vor mehr als 100 Jahren, und vor mehr als 80 Jahren beim Frauenwahlrecht. Wir haben hier gemeinsam mit den GRÜNEN ein Demokratiepaket geschnürt, wobei wir sagen, dass Menschen, die mehr als fünf Jahre lang in dieser Stadt leben, auch etwas beizutragen haben, dass sie nicht nur Pflichten haben, sondern dass sie auch dessen würdig sind, ihr Leben bestimmen zu können, nämlich durch die Teilnahme an Wahlen. Jeder, der demokratiepolitisch nicht negativ denkt, weiß, dass Wahlen etwas sind, was die Menschen brauchen, um sich aussuchen zu können: Was stelle ich mir in meinem Leben vor?

Somit hoffe ich, dass Sie sich zu früh freuen, dass der Verfassungsgerichtshof das Wahlrecht für ausländische Mitbürger auf der Ebene der Bezirksvertretung ablehnen wird. Ich denke, dass unabhängige Richter das vielleicht doch etwas anders sehen. Von der FPÖ wussten wir ja, dass sie es ablehnen - das sehe ich ein, man muss ja nicht immer für alles sein (Ruf bei der FPÖ: Danke!) -, aber dass die ÖVP heute hier hergeht und heuchlerisch sagt, die armen ausländischen Mitbürger dürfen nicht zum Bezirksvorsteher gewählt werden, sie dürfen nicht in den Bauausschuss gewählt werden, und - mein Vorsitzender verzeiht mir das, ich sage immer: "bei den Gartenzwergen" - sie dürfen auch dort nicht gewählt werden! - Aber bei uns in der Partei darf ich "Gartenzwerg" sagen, denn mein Klubobmann Christian Oxonitsch, der als Vorsitzender dieser fungiert, ist nicht böse, weil er ja groß ist: Groß im Denken und groß in Zentimetern (GR Christian Oxonitsch: Danke!  Ruf bei der FPÖ: Es ist alles relativ!), und daher darf ich auch "Gartenzwerge" sagen. 

Aber diese Heuchelei von Ihnen, meine Damen und Herren von der ÖVP, dass Sie deshalb, weil Sie nicht zwei Arten von Menschen schaffen wollen - Sie wollen drei oder vier Arten von Menschen schaffen! -, dieses Demokratiepaket ablehnen, das ist etwas, was wir nicht verstehen und was wir auch nicht verstehen wollen, sage ich hier ganz dezidiert. Wir glauben, dass das Demokratiepaket - mit der Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre, mit dem Wahlrecht für ausländische Mitbürger, die mehr als fünf Jahre in Wien leben, auf der Ebene der Bezirksvertretung - etwas ist, das zum Ausdruck bringt, dass die Integration so weit fortgeschritten ist, dass wir meinen, dass hier auch das Wahlrecht etwas Wichtiges ist, denn das zeigt, dass für ausländische Mitbürger gleiche Pflichten und gleiche Rechte gelten. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist ja nicht schlecht, oder?)

Ja, ich sage es noch einmal: Wo sind es die gleichen? - Herr Kollege Pfeiffer, ich werde Sie wahrscheinlich nicht überzeugen können (GR Gerhard Pfeiffer: Sie brauchen zum Beispiel nur ...!), und ich will Sie auch gar nicht überzeugen, denn ich denke mir, vielleicht ist es manchmal gut, wenn nicht alle für das Gleiche sind, denn die Gleicheren unter den Gleichen wollen wir nicht sein. Wir sind gleich. (GR Heinz-Christian Strache: Ihr seid gleicher!) Nein, wir sind gleich. Das meine ich. (Ironische Heiterkeit des GR Heinz-Christian Strache. – GR Gerhard Pfeiffer: Im Gemeindebau ...!) 

Was die Sprachoffensive betrifft, so haben Sie hier gemeint, Herr Kollege Strache, dass das natürlich alles ein Schmarren wäre (neuerliche ironische Heiterkeit des GR Heinz-Christian Strache), wenn ich das so brigittenauerisch sagen darf. Ich habe hier Unterlagen - vielleicht haben Sie diese nicht bekommen. Das kann ich mir aber nicht vorstellen. Sie sind zwar nicht im Integrationsfonds vertreten, aber diese Unterlagen werden ja trotzdem an Sie weitergegeben. (GR Heinz-Christian Strache: Papier ist geduldig! – GR Gerhard Pfeiffer: Erzählen Sie mir was über den Gemeindebau!)

Die Sprachoffensive ist hervorragend gewesen, wir sind jetzt bei der Sprachoffensive Nummer fünf. (GR Gerhard Pfeiffer: Erzählen Sie etwas über den Gemeindebau!) Sie sagen, Papier ist sehr geduldig; da haben Sie Recht, Papier ist immer geduldig. Genauso war das Papier auch beim Misstrauensantrag geduldig.

Aber hier gibt es sogar eine Auszeichnung von der Europäischen Union für die Sprachoffensive des Wiener Integrationsfonds. Meinen Sie, dass unter 16 verschiedenen, aus allen Ländern Europas eingebrachten Spracherwerbsvorschlägen die vom Wiener Integrationsfonds und von der Stadt Wien geförderte Sprachoffensive die schlechteste ist? (GR Heinz-Christian Strache: In der Praxis ja!) Wenn diejenigen in Straßburg oder in Brüssel so wie die FPÖ und die ÖVP sagen würden, dass das ein Schmarren ist, dann glaube ich kaum, dass sie diese Auszeichnung verliehen hätten.

In der Praxis ist die Sprachoffensive in Ordnung, es haben Zigtausende Menschen Deutsch gelernt. Dass sie die "Glocke" nicht aufsagen können oder, was weiß ich, nicht "O du mein Österreich" singen können? Das können sehr viele Österreicher nicht. Dass sie vielleicht die Geschichte oder die Verfassungsrechte der österreichischen Republik nicht so gut kennen? Das wissen auch sehr viele ... (GR Heinz-Christian Strache: Ja die kennen ja nicht einmal Sie, was das Ausländerwahlrecht betrifft! Das ist ja das Schlechte!) Ich habe noch nie behauptet, dass ich alles im Leben kann, aber ich verlasse mich auf ... (GRin Heike Trammer: Auf die Partei! - GR Heinz-Christian Strache: Auf die Partei! - Weitere Zwischenrufe.) Bitte? (StRin Mag Maria Vassilakou: Gesunden Menschenverstand!) Ich verlasse mich nicht nur auf meinen gesunden Menschenverstand, sondern ich verlasse mich auch auf Juristen, die hier sagen: Es ist möglich, dass ausländische Mitbürger wählen können. (GR Gerhard Pfeiffer: Im Gemeindebau ...! - Weitere Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Man müsste hier natürlich auch das Marktamt, alle Einrichtungen der Stadt Wien, die hier in unserem Ressort für die Menschen da sind, lobend erwähnen. Meine Damen und Herren Abteilungsleiter, seien Sie nicht böse, dass ich nicht jede einzelne Abteilung - wie das Standesamt, das auch für die Menschen arbeitet, wie die MA 20, die für das Fremdenrecht zuständig ist und auch zur Integration gehört - hier ganz besonders erwähne. Aber ich sage Ihnen meinen herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Erlauben Sie mir, dass ich hier Stellung zum Wiener Integrationsfonds nehme. Dort hatte ich seitens meiner Fraktion die Ehre, schon im Jahr 1987 einen Arbeitskreis zu bilden, um darüber nachzudenken, wie wichtig das für Menschen ist, die in unserer Stadt leben und nicht der deutschen Muttersprache mächtig sind: Wie können wir hier etwas durchführen, dass die Menschen auch integriert werden können?

Wir wissen, dass es nicht so einfach war - auch nicht in den eigenen Reihen -, den Wiener Integrationsfonds durchzubekommen. Es waren einige wenige - und dazu habe ich gehört -, die aus reinem Menschenverstand gemeint haben, dass ein Integrationsfonds notwendig ist. Wir haben damals noch gar nicht gewusst, wie das heißen soll. Auch einige Herrschaften von der ÖVP wissen, weil sie damals in den überparteilichen Gesprächen dabei waren, dass wir uns gefragt haben: Wie sollte es heißen?

Wir sind im Jahr 1991 nach Frankfurt gefahren - da war meines Wissens auch Kollege Kabas dabei - und haben uns dort die multikulturelle Konferenz angesehen. Wir haben gesehen, wie wichtig es wäre, dass wir ungefähr das Gleiche wie in Frankfurt bekommen. Dort hatte damals StR Cohn-Bendit dieses multikulturelle Amt, wie es dort geheißen hat, übernommen und diese Tätigkeit durchgeführt, um Unverständnis zwischen den dort Ansässigen und den Dazugekommenen wegzubekommen. 

Damals war ganz groß - Hammel werden überall gebraten, es war einer, der in einem Hinterhof in der Leopoldstadt gebraten wurde -, dass Kinder, die nicht deutsch können, in die Schule gehen. Es wurden schon vor dem Integrationsfonds Begleitlehrer in die Klassen gesetzt, die einen hohen Ausländeranteil, einen hohen Anteil von Kindern nichtdeutscher Muttersprache haben; das war schon vor dem Integrationsfonds so. Als er dann gegründet war - mit Zustimmung der ÖVP, und damals war auch, glaube ich, Vizepräsidentin Hampel-Fuchs dabei -, haben wir gemeint: Jetzt haben wir etwas geschaffen! Ich habe schriftlich festgehalten - in meiner eigenen Schrift, die kann ich gut lesen -, dass wir gemeint haben: 10 bis 15 Jahre müssten genügen, um die Wiener darüber aufzuklären, was Integration heißt. Wir sind jetzt im zwölften Jahr des Integrationsfonds. Ich denke, dass die Arbeit, die der Integrationsfonds geleistet hat, sehr vorteilhaft war. Der Geschäftsführer, Hannes Seitner, hat mir gesagt: Wenn etwas gut ist, wenn es so gut läuft, dann muss es übernommen werden; dann ist es gescheit, wenn es übernommen wird. 

Wenn man etwas mitgeschaffen hat, steht man dazu emotional vielleicht anders als Menschen, die sich nie viel darum gekümmert haben. Ich war nie ein oberflächlicher Mensch - so wie viele meiner sozialdemokratischen Kolleginnen und Kollegen - immer ein Mensch, der emotional gedacht hat. (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der FPÖ.) Nein, ich habe gesagt: kein oberflächlicher Mensch! (GR Dr Wilfried Serles: Sie wollten sagen ...! Aber Sie haben gesagt: Nie oberflächlich wie viele meiner sozialdemokratischen Kollegen!) Sie machen sich jetzt lächerlich, das ist ja klar! (GR Heinz-Christian Strache: Nein, das haben Sie so gesagt!) Wenn Sie das so verstanden haben, dann meine ich: Ich habe im Geist einen Beistrich gesetzt und dann weitergesprochen. Aber leider Gottes, so wie ich sage: Wenn ich emotional bin, vergesse ich Beistriche! Es war also ein Beistrich, und dann habe ich weitergesprochen.

Ich denke, dass in den letzten fünf Jahren einem Menschen, der jetzt auch hier im Saal ist, obwohl er heute Urlaub hat, nämlich dem Kollegen Hannes Seitner so viel an Schlechtigkeiten nachgesagt wurde wie keinem anderen Menschen: Schlecht, dass er Sozialdemokrat ist - ich finde es gut; schlecht, dass er noch dazu in Margareten mitarbeitet - ich finde es gut. Du kannst aber auch in die Brigittenau kommen, du musst nicht unbedingt in Margareten sein! Persönlich muss ich sagen - und ich sage das, was ich auch im Kuratorium des Wiener Integrationsfonds gesagt habe -, dass ich am Anfang mit dir in Streit geraten bin. Natürlich ist er ein analytischer Mensch, und ich bin das nicht. Er hat mir immer erklärt, wie lange etwas dauern kann. Er hat zwar Recht gehabt, aber ich werde grantig, wenn etwas länger dauert. Mittlerweile kennt er mich und weiß, dass ich das ernst gemeint habe. 

Lieber Hannes Seitner! Namens des Kuratoriums des Wiener Integrationsfonds - ohne ÖVP -, namens der Integrationskonferenz, namens meiner sozialdemokratischen Kolleginnen und Kollegen darf ich dir für deine Arbeit im Wiener Integrationsfonds herzlich danken. (Beifall bei der SPÖ.) Du hast ihn so weit geführt, dass er jetzt in eine Magistratsabteilung umgewandelt werden kann. Wir hoffen, weiter mit Kanten (ironische Heiterkeit bei der FPÖ), so wie wir uns das vor zwölf Jahren vorgestellt haben. (GR Günther Barnet: Das ist der Witz der Woche!)
Wenn Sie das ein bisschen weniger lächerlich finden und ein bisschen nachdenken würden - vielleicht könnten Sie mir einmal zuhören! Ich habe ja gesagt, ich danke nicht im Namen der ÖVP und nicht im Namen der FPÖ, ich danke im Namen der Integrationskonferenz und des Kuratoriums. (GR Dr Wilfried Serles: Nein, Sie haben ...!) Ich danke auch Frau StRin Brauner dafür, dass sie jetzt diese Umstrukturierung macht. 

Der Integrationsfonds wird ja - aber das wissen die Kolleginnen und Kollegen nicht, und Kollege Ulm hat nicht aufgepasst (ironische Heiterkeit bei der FPÖ) - nicht gleich aufgelöst, sondern umgestaltet. Ich denke, dass wir hier für die Integrationspolitik in dieser Stadt alles durchgeführt haben und dass das jetzt hoffentlich weiter so laufen wird - das wünsche ich mir schon - wie beim Integrationsfonds. 

Ich sage jetzt noch etwas wegen des Misstrauensantrags von Seiten der Opposition, der ja die Sprachoffensive und alle möglichen Sachen mit eingebunden hat. Lieber Hannes Seitner! Wir haben in der Sozialdemokratie etwas - und ich danke dir recht herzlich, dass du weiter Sozialdemokrat bleibst, dass du es selbst mit Anfeindungen geblieben bist und uns doch immer kritisch gegenübergestanden bist -: Die Nelke, die ewig hält, gehört dir! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner gelangt Herr GR Salcher zum Wort. Ich erinnere ihn daran, dass die Redezeit ab jetzt 20 Minuten beträgt.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Versagen der Frau StRin Brauner in vielen Bereichen ihres politischen Handelns und vor allem auch des Nichthandelns würde allein schon einen Misstrauensantrag rechtfertigen. Kollege Ulm ist auf das Ausländerwahlrecht eingegangen, wodurch zwei Klassen von Bezirksräten geschaffen werden - gegen alle verfassungsrechtlichen Bedenken! An sich sollte gerade eine mit absoluter Mehrheit regierende Partei Wahlrechtsänderungen nur im Einvernehmen mit allen anderen Parteien durchführen. 

Aber ich nenne Ihnen ein zweites Beispiel. Sehr geehrte Frau Stadträtin, sagen Sie mir nachher in Ihrem Bericht ein einziges Argument, warum in Wien Ausländer nach wie vor keinen regulären Zugang zu Gemeindewohnungen haben! Sie haben das verhindert in der Zeit, als Sie mit uns regiert haben, Sie haben das verhindert in der Zeit, in der Sie jetzt allein regieren. Das allein schon ist eine Schande für eine Integrationsstadträtin! (Beifall bei der ÖVP.)
Das Einsetzen eines Mitarbeiters Ihrer Sektion als Leiter des Integrationsfonds gegen massiven Widerstand, und jetzt, da dieser offensichtlich missliebig geworden ist - wenngleich Sie ihm hier eine rote Nelke angesteckt haben -, gleich wieder den ganzen Fonds aufzulösen, ist ein weiterer schwerer Beweis des Versagens. (GRin Josefa Tomsik: Also Sie haben nichts begriffen, oder Sie hören nicht zu!) 

Eine Desintegrationsstadträtin ist allein schon einen Misstrauensantrag wert. (GRin Josefa Tomsik: Ich kann mich nicht erinnern, dass ich ...!) Nur wäre das allein noch kein Grund, einen zu stellen, weil es da genug andere Mitglieder der SPÖ-Regierung gäbe. Ich denke nur daran, dass wir am Vormittag über das Debakel des StR Mailath-Pokorny in Bezug auf den Rabenhof gesprochen haben, und mein Kollege Hahn, aber auch alle anderen Oppositionsparteien haben sich schon mehrmals mit dem Totalversagen der Frau StRin Pittermann auseinander gesetzt - um hier nur zwei herauszuheben. 

Der Grund, warum wir hier einen Misstrauensantrag stellen, betrifft einen der heikelsten Bereiche der Demokratie, nämlich Rechtsstaatlichkeit und innere Sicherheit. Die SPÖ hat hier, vor allem auf dem Gebiet der Justiz, keine große Tradition. Ich erinnere nur an einen Justizminister Broda, der immer als Vertreter sozialistischer Interessen und nicht als Vertreter einer objektiven Justiz agiert hat (GRin Sonja Kato: Das war der Minister ...!) und der es in seiner gesamten Amtszeit verhindert hat, dass einer der größten Kriminal- und politischen Skandale der Zweiten Republik, nämlich der Lucona-Skandal, entsprechend aufgedeckt wurde. (Beifall bei der ÖVP. - VBgm Dr Sepp Rieder: Das war noch der Bundesminister Ofner, Herr Salcher, der von der "dünnen Suppe" gesprochen hat!)
Es stimmt, dass Bundesminister Ofner nachher aus einer Koalitionsdisziplin dazu beigetragen hat, dass das auch nicht aufgelöst wurde. (VBgm Dr Sepp Rieder: Da hat es den Bundesminister Broda nicht gegeben!) Aber die Wahrheit ist, Herr Vizebürgermeister, es bedurfte des Eintritts der Österreichischen Volkspartei in die Bundesregierung, dass ein unabhängiger Justizminister eingesetzt wurde, der diese ganzen Machenschaften und diese Verquickung von Politik und Justiz geändert hat und der die Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen hat. (Widerspruch bei der SPÖ.) Das ist der Österreichischen Volkspartei zu verdanken! (Beifall bei der ÖVP. - VBgm Dr Sepp Rieder: Sie meinen den Minister Böhmdorfer, nicht? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Viele Spitzenrepräsentanten dieser Stadt haben zuvor zum Beispiel die Funktion eines SPÖ-Landes-parteisekretärs oder Gewerkschaftsfunktionen ausgeübt. Das ist auch sehr legitim, weil das ein natürliches Rekrutierungsmuster vieler politischer Parteien ist. Ich muss aber sagen - weil ich hier gerade mit Herrn VBgm Rieder diskutiert habe -, dass es eigentlich alle in unterschiedlicher Graduierung geschafft haben, zu erkennen, wo eine parteipolitische Funktion aufhört und wo ein politisches Amt beginnt. Der ehemalige Klubobmann Hatzl, der parteipolitisch sicher wesentlich mehr verhaftet ist als die Frau StRin Brauner, weiß, dass er heute in seiner Funktion als Erster Präsident des Landtags hier eine andere Aufgabe zu erfüllen hat, als er das zuvor als Klubobmann der SPÖ getan hat. 

Sehr geehrte Frau Mag Brauner! Sie sind bis heute Landesparteisekretärin der SPÖ geblieben, und das ist unser Hauptvorwurf an Sie. Sie sind habituell nicht zu der Überparteilichkeit fähig, die dieses Amt von Ihnen verlangt. (Beifall bei der ÖVP sowie des GR Kurth-Bodo Blind.) Gerade eine Stadträtin, die in dieser Stadt für die innere Sicherheit und für die Durchführung demokratischer Wahlen zuständig ist, hat wie ein Fels in der Brandung die parteipolitische Unabhängigkeit des Amtes zu verkörpern! Bei Ihnen versinkt diese Unabhängigkeit wie ein Stein in der Parteihörigkeit zu Ihrer Partei. (GRin Sonja Kato: So wie der Herr Staatssekretär Kukacka ...!) 

Mit dem nicht sofortigen Einschreiten bei einer Aktion der Personalvertreter, die eindeutig eine Grenzüberschreitung dargestellt hat - wie das auch mein Kollege Dr Ulm bereits gesagt hat -, und mit dem öffentlichen Gutheißen dieser Aktion haben Sie einen unglaublichen Tabubruch begangen, der nur mit der schärfsten Waffe der Opposition - und wir haben uns das sehr genau überlegt - beantwortet werden kann, nämlich mit der Einbringung eines Misstrauensantrags gegen Sie. Sicherheitskräfte haben kein Recht, das Hauptquartier einer politischen Partei zu bedrohen, weil ihnen die Politik dieser Regierung nicht passt! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Jetzt nenne ich Ihnen ein paar konkrete Beispiele. Wie hätten denn Sie reagiert, wenn Polizisten vor der Löwelstraße aufmarschieren würden, in voller Montur und mit Spritzenwagen, wie sie gegen Demonstranten verwendet werden könnten? Ob die Pistolen dort mit echten Patronen oder mit Platzpatronen geladen sind, spielt für die subjektive Bedrohung, die Sie zu Recht hätten, überhaupt keine Rolle. (Beifall bei der ÖVP.) Wenn Sie einen Banküberfall begehen, spielt die Tatsache, ob die Waffe, mit der Sie jemanden bedrohen, geladen ist oder nicht geladen ist, für die strafrechtliche Verfolgung keine Rolle. (VBgm Dr Sepp Rieder: Der Herr Staatssekretär Finz hat sich aber nicht gefürchtet! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Wie würden Sie reagieren? Wie hätten Sie reagiert, wenn im letzten Nationalratswahlkampf empörte Gendarmen mit ihren Motorrädern den Container der SPÖ umstellt hätten? Wie hätten Sie da reagiert? (GR Dr Kurt Stürzenbecher: ... geht es ja nicht!) Und wie würden Sie reagieren, wenn vor einem Jahr empörte WEGA-Einheiten in ihrer Freizeit, aber in voller Kampfausrüstung vor dem Rathaus gegen die von ihnen beschlossenen Gebührenerhöhungen protestiert hätten? Das zeigt nämlich, dass Sie überhaupt kein rechtsstaatliches Empfinden dafür haben, wenn Sie Ihre Haltung und Ihre Denkweise durchdenken, wozu und zu welcher Krise das in diesem Staat führen könnte! (Beifall bei der ÖVP. - GR Walter Strobl: Das ist der eigentliche Skandal!) 

Wir brauchen eine Sicherheitsstadträtin, bei der wir uns sicher sein können, dass sie sich politisch dafür verantwortlich fühlt, die demokratischen Interessen auf Bundes- und auf Landesebene zu schützen, aber nicht die Interessen ihrer Partei zu verteidigen und die Regierung zu bedrohen! Frau Mag Brauner, machen Sie den Einsatz der Wiener Sicherheitskräfte zum Schutz von Parteizentralen davon abhängig, ob Sie sich mit den Interessen dieser Partei identifizieren oder nicht? Oder ob Sie sich mit denen der Demonstranten identifizieren, wie Sie das ja getan haben?

Wir brauchen eine Sicherheitsstadträtin, die garantiert, dass es in dieser Stadt einen einzigen Grund geben kann, warum Sicherheitskräfte dieser Stadt in voller Ausrüstung, mit vollem Gerät vor einer Parteizentrale einer demokratischen Partei aufmarschieren: nämlich diese vor Bedrohung zu schützen, nie aber, um diese selbst zu bedrohen, und zwar völlig unabhängig davon, ob sie mit den politischen Ansichten dieser Partei einverstanden sind oder nicht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Für alle, die das noch nicht gesehen haben, die hier von Badeschaum sprechen und davon, dass das Ganze nur eine Scherzaktion war: Erstens hat es ursprünglich geheißen, dass es sich um Löschschaum gehandelt hat; dann hat es geheißen, es hat sich um abgelaufenen Löschschaum gehandelt; und jetzt handelt es sich auf einmal nur noch um Badeschaum. (GR Johannes Prochaska: Schaumrolle!) Das Interessante dabei ist nur, dass laut allen Berichten - und wir haben das auch verifiziert - dieser Löschschaum nachher abgetragen werden musste. Badeschaum hingegen verfliegt bekanntlich - das weiß jeder, der einmal Badeschaum benutzt hat - innerhalb von wenigen Minuten. Das heißt, die Argumentation des Herrn Ersten Vorsitzenden dieses Gemeinderates ist wirklich im besten Fall zum Brausen zu gebrauchen. Hier hat es sich um ein subjektives Bedrohungsgefühl gehandelt, und jeder, der weiß, was Löschschaum ist, der weiß auch, worum es hier geht. (VBgm Dr Sepp Rieder: Der Staatssekretär Finz, mit dem ich gesprochen habe, hat sich nicht gefürchtet!)
Daher: Sollte dieser Misstrauensantrag heute eine Mehrheit finden, dann braucht das noch nicht das Ende, das politische Ende der Frau StRin Brauner zu bedeuten. Sie könnte ja zu jener Funktion zurückkehren, die sie selber aus großer Leidenschaft und offensichtlich auch mit großer Kompetenz gemacht hat, nämlich die der Landesparteisekretärin der SPÖ. Oder wenn man in der SPÖ der Meinung ist, dass sie weiterhin Stadtrat bleiben könnte, dann könnte sie ja ein Ressort übernehmen, in dem weniger Sensibilität gefordert ist. Es hat ja zum Beispiel schon einmal einen Stadtrat gegeben, der für die Wiener Bäder und die Friedhofsverwaltung zuständig war. Das könnte ich mir schon wesentlich eher vorstellen. 

Dass die sozialistischen Personalvertreter - und ich sage jetzt mit Absicht: nicht die Feuerwehr, sondern die sozialistischen Personalvertreter dieser Stadt - zeitweise auch kein Gespür für ihre Grenzen haben, ist ja bekannt. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich möchte hier nicht den Text zitieren, der dort, für das Fernsehen noch einmal wiederholt, in einem Spottlied gegen den Bundeskanzler gesungen worden ist; und die sind sich dabei noch mächtig gut vorgekommen. Ich möchte aber daran erinnern, dass vor nicht allzu langer Zeit - übrigens auch in der Lichtenfelsgasse - Menschen mit anderen Spottliedern, mit dem Text "Widerstand, Widerstand - Schüssel, Haider an die Wand!" durch die Lichtenfelsgasse gezogen sind. (GR Godwin Schuster: Wer war das?) Da hört sich irgendwann einmal der Spaß auf! (VBgm Dr Sepp Rieder: ... nicht leicht nehmen!) Nein, das habe ich nicht gesagt. Ich habe nur gesagt: Wenn Sie im Prinzip Spottlieder zulassen, dann lassen Sie auch zu, dass ein entsprechendes Eskalationsniveau erreicht wird. Gewalt beginnt meistens in der Gewalt von Sprache, und das lehnen wir ab! (Beifall bei der ÖVP.)
Da Sie sich hier so sehr darüber aufgeregt haben, dass ich gesagt habe, dass Personalvertreter dieser Stadt oft kein Gespür für ihre Grenzen haben, nenne ich Ihnen auch ein konkretes Beispiel. Als der Wiener Gemeinderat mit Mehrheit beschlossen hat, dass die Wiener Linien am 1. Mai zu fahren haben, hat der damalige Vorsitzende, als Personalvertreter, gesagt: Der Wiener Gemeinderat kann beschließen, was er will, wir fahren nicht!

Da muss man - das sage ich in aller Deutlichkeit - zur Ehrenrettung der damals verantwortlichen Finanzstadträtin Mag Ederer sagen: Sie war gegen diesen Beschluss des Gemeinderats und hatte ihn im Vorfeld auch bekämpft, aber nachdem er gefallen war, ist sie selbstverständlich ihrer staatspolitisch einzig möglichen Verantwortung nachgekommen, nämlich diesen Beschluss zu exekutieren. Nur das, und nichts anderes, kann die Aufgabe einer Stadträtin dieser Stadt sein, egal von welcher Partei sie kommt! (Beifall bei der ÖVP sowie des GR Kurth-Bodo Blind und der GRin Heike Trammer. - VBgm Dr Sepp Rieder: Aber der Gemeinderat hat kein Demonstrationsverbot beschlossen!) 
Ich komme auch zu dem Punkt. Natürlich hat jeder Staatsbürger ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Er könnte es auch nicht beschließen! Weil das ein politisches Grundrecht ist!) Hören Sie mir zu, ich gehe darauf ein, ich komme genau zu dem Punkt. Natürlich hat jeder Staatsbürger das demokratische Recht, gegen eine Pensionsreform zu demonstrieren. Er hat auch das Recht, das lautstark zu tun, es auf der Straße zu tun und so weiter. Auch die Bauern haben das Recht, dies zu tun. Nur ist es ein Unterschied, ob dies Sicherheitskräfte mit vollem Einsatzgerät tun oder ob dies Menschen in ihrer Freizeit tun. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sicherheitskräfte ...! - GRin Ursula Lettner: ... nicht dürfen!) Wenn Sie diesen Unterschied nicht erkennen, tut es mir Leid, dann kann ich Ihnen wirklich nicht helfen.

Eines sage ich auch in aller Klarheit: Die Entscheidung darüber, ob eine Pensionsreform beschlossen wird und wie eine Pensionsreform beschlossen wird, wird ausschließlich von der Mehrheit im Parlament beschlossen - nicht auf der Straße, sondern nur dort! Das ist das Grundprinzip, dem wir alle uns verpflichtet fühlen sollten. (Beifall bei der ÖVP. - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Die Feuerwehr gehört zu den Sicherheitskräften? Schauen Sie nach! Sie reden von etwas, wovon Sie keine Ahnung haben! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Warum dieses Thema heute so heikel ist? - Ich sage es Ihnen: Es beginnt immer mit der Gewalt der Sprache, und - da gibt es auch jemand, der jetzt gerade nicht da ist - es hat auch ein Mitglied unseres Hauses gegeben, bei dem es dann von der Sprache zur tatsächlichen körperlichen Attacke gekommen ist. Ich habe das damals auch im Gemeinderat gesagt: Im Gegensatz zu manchen anderen Kollegen habe ich das so genannte Tortenattentat auf Herrn Mag Kabas nicht als lustig empfunden, und ich habe auch die sehr lasche Verfolgung dieses Attentats nicht als lustig empfunden, weil ich Solidarität mit jedem Mitglied dieses Hauses habe, das entweder körperlich bedroht wird oder das dann tatsächlich physisch angegriffen wird. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der FPÖ.)
Gewalt produziert immer nur Gewalt. Wir alle wissen, dass der deutsche Außenminister Joschka Fischer eine entsprechende Vergangenheit hat. Jedem Menschen steht es zu, sich zu ändern, nur war es kein Zufall, kann man sagen, dass dann genau ihm - ich glaube, es war vor drei Jahren - auf einem Parteitag der GRÜNEN von einem Vertreter seiner eigenen Partei mit einem Farbbeutel das Trommelfell zerstört wurde. Das zeigt nur, Gewalt schafft immer Gewalt. Wir müssen daher als politische Mandatare im Vorfeld ungemein sensibel sein (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Aber Ihre ... ist nicht sensibel!) und uns hier auch noch gegen das kleinste Vorkommnis, das es gibt, in einer gemeinsamen Solidarität verteidigen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Karlheinz Hora: Machen Sie die Pensionsreform-Abstimmung, wenn Sie ...!)
Der Vertreter der GRÜNEN, Herr Margulies, hat gestern gesagt, er ist froh, wenn sich die überparteiliche Feuerwehr gegen die Pensionsreform zur Wehr setzt und eine wirklich harmlose Maßnahme vor der ÖVP-Zentrale setzt. - Nein, er hat nicht Recht! Es gibt sehr wohl Gruppen im Staat, die nicht das Recht haben, mit den ihnen vom Staat zur Verfügung gestellten Mitteln zu demonstrieren, nämlich jene, die das legitime Gewaltmonopol des Staates haben. Empörte Wiener Polizisten haben nie das Recht, eine Parteizentrale zu bedrohen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Die Polizei hat ein Gewaltmonopol, nicht die Feuerwehr!) Bundessicherheitskräfte haben nie das Recht, sich in eine innenpolitische Auseinandersetzung einzumischen (GR Harry Kopietz: Er hat keine Ahnung!) - ja, das ist auch das für Sie Unangenehme, dass es sich hier sehr wohl um einen Sicherheitskörper gehandelt hat; deswegen ist Ihnen dieser Misstrauensantrag auch so unangenehm -, die haben nie das Recht, sich in eine aktuelle Auseinandersetzung einzumischen. 

Denn - das frage ich Sie auch sehr klar - wo ist dann die Grenze einer derartigen Auseinandersetzung? Denken Sie einmal konsequent durch, was es bedeutet, wenn irgendwann auf der einen Seite eine amtsführende Stadträtin steht, die sich mit einer Aktion solidarisiert, und auf der anderen Seite ein Innenminister steht, der sich auch mit einer Aktion solidarisiert! Das soll Ihnen nur die Gefährlichkeit dieser Handlungsweise aufzeigen.

Dieses mangelnde rechtsstaatliche Empfinden vieler Linker haben wir schon im Fall des Innenministers Strasser vor kurzer Zeit erlebt. Sie haben ihm auf der einen Seite zugejubelt, dass er linksextreme Demonstrationen gegen die damalige Regierung nicht verboten hat, und sie haben ihn verdammt, als er rechtsextreme Demonstrationen nicht rundweg ohne vorherige Prüfung der Rechtmäßigkeit verboten hat. Die richtige Vorgangsweise ist klarerweise, dass von einem Minister ausschließlich die Gesetzmäßigkeit geprüft zu werden hat, und nicht, ob sich eine Demonstration gegen seine Partei oder gegen eine andere Partei richtet oder ob er mit den Inhalten sympathisiert oder nicht. Das ist die einzige Möglichkeit für einen verantwortlichen Politiker in der Stadt, der für die Sicherheit dieser Stadt mitverantwortlich ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte noch einen Satz in Richtung der GRÜNEN sagen, deren Standpunkt in dieser Frage mich zwar nicht überrascht, den ich aber nicht ganz verstehe. Wir haben unterschiedliche Auffassungen über Wirtschaftspolitik und so weiter, darüber kann man diskutieren, das sind Werturteile. In der Frage verstehe ich Sie ehrlich gesagt nicht ganz. Ich kann Ihnen nur wieder meinen persönlichen Standpunkt sagen: Sollten je Sicherheitskräfte der Stadt oder des Bundes vor Ihrer Parteizentrale in einer bedrohlichen Form aufmarschieren - und ich bin kein großer Demonstrierer -, dann werde ich der Erste sein und dort in der ersten Reihe stehen, um - egal, welchen Standpunkt Sie vertreten - Ihre Parteizentrale davor zu schützen! (Heiterkeit des GR Harry Kopietz.) Das sollte ein Grundkonsens sein, der uns alle in diesem Haus verbindet, und das ist nichts zum Lachen! (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der FPÖ.)
Ich fasse zusammen: Frau StRin Mag Brauner hat konsequent ihre parteipolitischen Interessen über die Notwendigkeiten der minimalen Objektivität ihres Amtes gestellt. Sie hat sogar diese Grenzüberschreitung eines Sicherheitskörpers nicht nur nicht verhindert, sondern auch öffentlich gutgeheißen. Das zeigt, dass ihr jede Sensibilität für die Ausübung eines so heiklen Amtes fehlt. Sie hat daher unser Vertrauen verloren. (Beifall bei der ÖVP sowie der StRin Karin Landauer.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Barnet gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Lassen Sie mich versuchen, mit einem etwas differenzierten Standpunkt - obwohl dieser auch differenziert war - beim Kollegen Salcher anzuschließen, und versuchen, Ihnen von der Sozialdemokratie zu erklären, warum dieses Verhalten auch aus meiner Sicht oder aus der Sicht meiner Fraktion nicht ganz akzeptabel ist. Ich versuche, Ihnen mehrere Argumente und Beispiele zu bringen. 

Ich bleibe beim Kollegen Salcher; allerdings stimmt da eines nicht. Das mit der Polizei ist nicht wahr, Ende der achtziger Jahre, Anfang der neunziger Jahre hat die Exekutive einmal vor dem Bundeskanzleramt und vor dem Innenministerium gegen den damaligen SPÖ-Innenminister demonstriert. Das Ergebnis war die so genannte Sicherheitsmilliarde und der Ausbau der Wachzimmer. (GR Harry Kopietz: Auch vor der Löwelstraße!) Kann sein! - Ich weiß es, mein Stiefvater, ein christdemokratischer Gewerkschafter, war in seiner dienstfreien Zeit und in Uniform dabei. Wir müssen also bei der Wahrheit bleiben. Wir dürfen auch nicht beleidigt sein, wir müssen bei der Wahrheit bleiben. (GR Harry Kopietz: Aber da waren die Schwarzen ja mit! Dann ist es in Ordnung! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Das Problem ist: Wenn man diese Dinge kritisiert, dann muss man bei der Wahrheit bleiben. Man muss alle Argumente abwägen, muss bei der Wahrheit bleiben und muss sich nachher entscheiden. Ich habe mich auch entschieden ... (Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.) - Lassen Sie es mich zu Ende ausführen. Nur weil es Ihnen nicht gefällt, dass mein Stiefvater christdemokratischer Polizeigewerkschafter war, brauchen Sie sich nicht so aufzuregen, Pfeiffer, wirklich! (GR Gerhard Pfeiffer: Das gefällt uns ja! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Lassen Sie mich bei den Argumenten bleiben, sonst wird es polemisch. Das Argument ist die Frage: Darf ich das machen? Kann ich mein Demonstrationsrecht in Anspruch nehmen? Kann ich dafür öffentliche Güter verwenden? Und halte ich dabei die Rechtsordnung ein, ja oder nein? Solange ich die Rechtsordnung einhalte, kann ich das alles machen. Wenn ich die Rechtsordnung nicht einhalte, dann liegt ein Missstand vor. Wenn diesen Missstand irgendjemand genehmigt hat, der ein Gesetz zu vollziehen hat, dann stellt sich die Frage: Hat er das wissentlich getan, ja oder nein? 

Wenn er es wissentlich getan - und selbst wenn er es unwissentlich getan hat -, sind die Konsequenzen zu ziehen. Die heißen nun einmal: Disziplinarrecht, und für politische Verantwortung heißt es nicht Disziplinarrecht, sondern politische Verantwortung (Ruf bei der SPÖ: Kerker!) Nein, das ist nicht wahr, Kerker habe ich nicht gesagt, es heißt ja nur Misstrauensantrag. Ich habe mir auch lange überlegt, ob ich zustimme oder nicht. Ich versuche, Ihnen an Beispielen zu erklären, warum.

Zu den Kollegen von der Feuerwehr: Ja, ich verstehe das! Wenn ich Feuerwehrmann wäre, würde ich auch nicht, bis ich 65 Jahre alt bin, Feuerwehrmann sein wollen. Ihr müsst auch verstehen, ich würde mich von euch nicht retten lassen wollen, wenn ihr 64,5 wärt. Dieses Recht nehme ich mir heraus, das will ich nicht.

Ich verstehe auch, dass man daher ein anderes Pensionsgesetz braucht. Nur ist die Antwort der Sozialdemokratie darauf auch noch nicht schlüssig, die heißt nämlich: Harmonisierung. Jetzt werde ich einmal allen Kollegen in meiner Altersgruppe, die jüngere Vertragsbe-dienstete oder Beamte sind, sagen, was Harmonisierung für sie heißt. Das heißt: Verlust von 20 bis 30 Prozent gegenüber den Kollegen, die heute schon in Pension gehen - hurra, das ist nicht so lustig! Denn dazu müssten wir uns dann auch bekennen, dass wir sagen: So wie in anderen Ländern sollen sie mit 50 oder mit 55 Jahren gehen - das kommt darauf an -, dafür eine geringere Pension bekommen und das freie Recht haben, nachher weiterzuarbeiten, was auch immer sie wollen. Wir müssten auch damit beginnen, ihre Dinge, die sonst in die Pension eingerechnet worden sind, wie etwa Nebengebührenwerte, Außendienst oder was auch immer, zu bewerten und in die Pension einzuberechnen.

Aber das sage ich Ihnen, Kollegen von der Sozialdemokratie: Da habe ich von Ihnen noch kein Modell gesehen, in dem das drinsteht. (GR Harry Kopietz: O ja!) Ich habe es noch nicht gesehen. Die Harmonisierung ist darauf auch nicht die Antwort, denn die Harmonisierung berücksichtigt genau das nicht. Wenn Sie mir dieses Modell zeigen können, dann sage ich Ihnen, Kollege Kopietz: Das ist in Ordnung, dann diskutieren wir aber auch über eine Harmonisierung unter diesen Bedingungen! Das ist ja der Punkt, über den wir jetzt in der Frage der Pensionsreform eigentlich politisch diskutieren sollten, nämlich: Wie schaut es mit der Harmonisierung aus? Und was heißt das für jene Berufsgruppen oder Menschengruppen, die davon benachteiligt sein könnten, weil dann Nebengebührenwerte und Außendienstzeiten nicht mehr richtig angerechnet werden? (GR Harry Kopietz: Ihr diskutiert ja nicht!) O ja! (GR Harry Kopietz: Ihr beschließt ja immer nur!) Das ist nicht wahr, die Harmonisierung ist noch nicht beschlossen. Sie wissen, dass das lange dauert. Aber einstweilen seid ihr diejenigen, die noch nicht mitstimmen. Das ist einmal der Punkt. (GR Franz Ekkamp: Über die ASVG-ler seid ihr drübergefahren!)
Jetzt zur zweiten Frage, nämlich zum Wachkörper. (GR Harry Kopietz: Was ist ein Wachkörper?) Wissen Sie was, ich mache Ihnen jetzt keine verfassungsrechtliche Vorlesung darüber, was ein Wachkörper ist. Fragen Sie Ihren Kollegen Stürzenbecher, er hat das vorhin dauernd hineingerufen, er kann es Ihnen besser als ich sagen. Aber lassen Sie mich jetzt meine Argumente weiter ausführen.

Das Argument ist wie folgt: Im Jahr 1996 hat nicht eine freiheitlich geführte Bundesregierung, sondern eine Regierung von SPÖ und ÖVP das Strukturanpassungsgesetz 1996 beschlossen - Wirksamkeit 1. 1. 1997 -, das auch weitgehende Eingriffe in die Pensionsrechte vorgenommen hat. Unter anderem wurden damals die so genannten Ersatzzeiten nicht mehr als pensionsbegründend anerkannt für die vorzeitige Alterspension wegen langer Versicherungszeit und auch nicht in Höhe und Dauer. 

Was heißt das konkret? - Für viele Gruppen gibt es Nachteile, aber insbesondere für eine Berufsgruppe, der ich angehöre - das kann Ihnen gefallen oder nicht -, und das sind die Soldaten. Die Soldaten haben dadurch bis zu fünf Jahre ihrer Pension verloren! Jetzt möchte ich wissen, was die Sozialdemokratie getan hätte, wenn der Günther Barnet, damals seines Zeichens Oberleutnant, gesagt hätte: "Jagdkommandozug auf mein Kommando, rechts um, wir marschieren vor die Löwelstraße, in Uniform!" Wir haben ein paar Garnituren von der Republik zur Verfügung gestellt bekommen; die meisten Uniformteile haben wir uns selbst gekauft, weil sich die Republik für uns nie etwas leisten wollte. Wir lassen unsere Gerätschaften zu Hause: Wir haben keine Feuerwehrschläuche, sondern Sturmgewehre und Panzerabwehrrohre – aber das wäre erstens nicht zulässig und zweitens wirklich unbillig gewesen.

Wären wir im Jahr 1996 vor die Löwelstraße gegangen und hätten wir gesagt: Ihr habt uns fünf Jahre unserer Pension gestohlen! - Was Kollegin Tomsik da gesagt hätte, weiß ich sicher. Sie hat mich ja dazu motiviert, überhaupt darüber zu sprechen, sonst hätte ich es bleiben lassen. Sie hat nämlich in dieser Debatte das 34er-Jahr und den Austrofaschismus hervorgeholt, und genau das wäre von euch gekommen, wenn der Günther Barnet mit seinem Jagdkommandozug vor der Löwelstraße angetreten wäre und gesagt hätte: Ihr habt mir fünf Pensionsjahre gestohlen! - Dann hättet ihr das 34er-Jahr aufgerufen und hättet gesagt: Die Soldaten dürfen das nicht, die dürfen da nicht streiken, die dürfen sich nicht darüber aufregen, die haben uns bedroht! 

Das ist der Grund, warum man sich die Frage stellen muss ... (GR Harry Kopietz: Das haben wir aber bei der Polizei auch nicht gesagt!) Bitte, Kopietz! Jetzt im Nachhinein zu sagen, Sie hätten damals nichts gesagt und nicht das 34er-Jahr aufgerufen, ist deswegen nicht glaubwürdig, weil Tomsik es gerade erst gemacht hat. Also, Vorsicht! (GR Harry Kopietz: Als die Polizei vor der Löwelstraße gestanden ist, hat sich kein Mensch aufgeregt! Ich habe sie sogar verstanden!)
Der Punkt ist nur, es wäre vielleicht sogar gesetzlich schwierig gewesen (GR Harry Kopietz: Ich bin hinunter gegangen und habe mit ihnen geredet!) - ich glaube Ihnen das eh -, weil im Wehrdienstgesetz, im Gegensatz zu anderen Gesetzen, klar steht, dass die Teilnahme an politischen Veranstaltungen in Uniform verboten ist, als Reaktion auf das 34er-Jahr. Deswegen haben wir das auch nicht gemacht, weil wir es nicht dürfen. 

Dieselbe Frage stellt sich heute auch wieder; nicht bei den Bediensteten, da stellt sich nicht die Frage, ob sie in der Freizeit dort hingegangen sind oder nicht. Das mit den Pensionisten stimmt nicht ganz, weil das Disziplinarrecht auch für den Beamten in Ruhe gilt. Ich will Sie nicht verbessern, aber es ist so: Disziplinarrecht gilt auch für Beamte in Ruhe. (GRin Josefa Tomsik: Das weiß ich schon! Aber die Pensionisten können nicht ...!) 

Der Punkt ist die Frage: War die Genehmigung der Abstellung des Gerätes gesetzmäßig oder nicht? Mich hat nur dieses eine Argument überzeugt, und zwar deswegen, weil ich ins Feuerwehrgesetz hineingeschaut habe - es wundert mich, dass dazu noch keiner etwas gesagt hat. Wenn wir im § 1 Abs. 2 des geltenden Wiener Landesfeuerwehrgesetzes nachlesen, dann steht dort: "Die Bedingungen, unter denen die Feuerwehr zum Einsatz kommt". In einem der Sätze heißt es: "Die Feuerwehr der Stadt Wien kann unbeschadet der ihr durch Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien übertragenen Aufgaben auf Ersuchen" - und jetzt passen Sie auf - "in dringenden Fällen auch andere technische Hilfsleistungen sowie zeitweilige Beistellung von Personal, Fahrzeug, Gerät und Ausrüstung vornehmen".

Ich muss also nicht so wehleidig wie die ÖVP sein. Aber wo ist da der dringende Fall, in dem eine technische Hilfsleistung stattfindet? Ich meine, wenn ein Verein kommt und sagt: Bitte, wir hätten gerne die Wiener Feuerwehr, haben sie dort Zeit und machen sie uns eine Versicherung, weil wir Kinder über eine Rutsche ins Wasser hinunterrutschen lassen?, oder was auch immer, dann sage ich: Ob es dringend ist, wissen wir nicht, ein Notfall ist es auch nicht, aber es ist eine technische Hilfsleistung. Aber eine technische Hilfsleistung, vor der ÖVP-Zentrale aufzuspritzen, ist, glaube ich, nicht mit dem Gesetz zu vereinbaren. Das ist der einzige Grund, warum ich mich der Argumentation anschließen kann, dass hier ein Missstand vorliegt, für den es eine politische Verantwortung gibt.

Kollegin Vassilakou! Frau Stadträtin, du hast mir ein Stichwort gegeben: "wegen des Gesangs". Ich weiß nicht, welches Lied sie gesungen haben, aber ich sage dir in einem Satz ein Wiener Lied, das ordinär ist. Ich darf es nicht singen, weil Herr Vorsitzender Hundstorfer vorhin gesagt hat, dass wir nicht singen sollen. Ich bringe dir nur den Refrain als Zitat. Es ist das Lied "Wiener Glasscherbentanz", darin heißt es: "Auf der Gass'n Madl'n paschen, schönen Frauen 's Geld verhauen, wenn man's eana wega nimmt, bisserl an die Gurg'l spring, haun's die Fiaß in d'Höh' und schrei'n juchhe!" Also ein klassisch sexistisches Lied - abzulehnen, das würde heute nicht mehr komponiert werden! Es wird vielleicht beim Wiener Heurigen gesungen, aber nicht mehr komponiert. Ich verwende das nur als Überleitung, um auf den nächsten Tagesordnungspunkt einzugehen, in dem ich über das Prostitutionsgesetz sprechen möchte. Denn man soll über die Frau Stadtrat nicht nur negative Dinge, sondern auch etwas Nettes sagen.

Frau Stadträtin! Wir führen zur Zeit noch eine interessante Debatte über die Frage der Novelle zum Wiener Prostitutionsgesetz. Sie haben früher Standpunkte vertreten, die in Richtung schwedisches Modell gegangen sind, die sich mit der Frage beschäftigen: Freierbestrafung, Bestrafung der Aufpasser, weil es nicht ausreicht, gegen die illegale Prostitution sonst vorzugehen. Sie haben diesen Standpunkt revidiert, wie Sie mir schriftlich und auch in einer interessanten Debatte begründet haben, und haben gesagt, dass wir über dieses Gesetz noch diskutieren werden. Dank Ihrer Bereitschaft und auch der Unterstützung von Ausschussvorsitzendem Kollegen Schuster werden wir dieses Prostitutionsgesetz noch in rascher Zeit angehen, wofür ich Ihnen dankbar bin. Vielleicht gibt es da Standpunkte, in denen wir uns annähern können, weil es einfach ein geschlechterspezifisches Thema ist, ein Thema über Geschlechterpolitik, letztendlich auch über Frauenpolitik und über Sicherheitspolitik, wobei es darum geht, Missstände abzustellen, auch wenn der Landesgesetzgeber nicht der Einzige ist, der es kann. Einstweilen sind wir noch säumig, daher im Rechenschaftsbericht zwar danke für die Bereitschaft, es zu diskutieren, aber beginnen wir es auch bald!

Ich möchte mit einem dritten Punkt fortsetzen, zu dem mich nicht nur mein Klub, sondern auch Kollege Chorherr motiviert hat. Er hat in der letzten Frauendebatte gesagt, wir Männer sollten auch zu Frauenthemen sprechen und uns dazu etwas überlegen. Ich bewege mich nicht nur auf so dünnem Eis wie er - ihm fällt es leichter, dass, wenn er einen Blödsinn sagt, dieser nicht schlecht aufgenommen wird. Ich bin einfach auf einem schmalen Grat, ich gebe es zu, und vielleicht werde ich heute im Zuge der Frauendiskussion diesen Grat das eine oder andere Mal links oder rechts mit mehreren Füßen überschreiten. Ihr Verständnis voraussetzend, werde ich es dennoch tun. 

Ich habe mir überlegt: Was kann ein Mann zur Frauenpolitik sagen? - Ich habe etwas Richtiges und etwas Falsches getan: Ich habe meine Frau gefragt. (GRin Josefa Tomsik: Oje!) Wie immer, wenn Männer nicht weiter wissen, fragen sie ihre Frau. Das Falsche war zu glauben, dass meine Frau typisch für alle Frauen ist, womit auch gleich das Argument klar war: Nicht alle Frauen wollen dasselbe. Richtig war es trotzdem, weil ich ihr zugehört habe und versucht habe, ihren Standpunkt zu verstehen. 

Das Problem der Kulturgeschichte im Geschlechterkampf zwischen Männern und Frauen ist vermutlich, dass die Standpunkte sich nie verstehen werden. Daher ist es zwar nicht sinnlos zu versuchen, sie anzugleichen und anzunähern, aber es ist mühsam, und es muss nicht unbedingt zu einem Ergebnis führen. Aber der Versuch mag im Sinne griechischer Philosophie berechtigt sein. (Zwischenruf der GRin Sonja Kato.) Bitte, Frau Kato, Sie sprechen nach mir. Ich danke Ihnen herzlich dafür, gehen Sie darauf ein. (GRin Sonja Kato: Es liegt mir schon so viel auf der Zunge!) Das fasse ich jetzt als Kompliment auf. Danke, das ist wirklich nett, ich nehme das gerne auf. 

Die Frage ist: Was kann überhaupt frauenspezifisch erfasst werden, um es auch frauenspezifisch erfassen zu müssen, auch am Beispiel von Gesetzen? Kollege Chorherr - ohne ihn wirklich zu verkürzen - hat letztes Mal davon gesprochen, dass man sich in die Lage von Frauen versetzen soll. Er hat andere Argumente auch gehabt, aber: Man soll sich in die Lage von Frauen versetzen, indem man sich in typisch frauenspezifische Arbeiten - die ihnen einfach historisch zugekommen sind, zugeordnet wurden, unangenehmerweise oder sonst etwas - versetzt. 

Da habe ich meine Frau gefragt, und sie sagt: Nein, über das Bügeln definiert sie sich nicht! Ich habe auch früher immer selber gebügelt, weil ich lange Junggeselle war und weil ich eine sozialdemokratische Mutter habe, die mich als emanzipierte Frau ordentlich erzogen hat. Da habe ich das alles immer selbst gemacht. Seit ich verheiratet bin, mache ich das nicht mehr. (GRin Josefa Tomsik: Das ist aber ein Fehler!) Das ist vermutlich ein Fehler, aber meine Frau sagt trotzdem: Um sie zu verstehen, muss ich mich nicht über das Hemdenbügeln definieren, weil sie sich auch nicht über das Hemdenbügeln definiert. Ihr wäre im Sinne der gemeinsamen Hausarbeit lieber, ich würde das machen, was Männer besser können, nämlich schwere Sachen tragen. (GR Dr Wilfried Serles: ... Bandscheiben!) Da ich grundsätzlich ein fauler Mensch bin, motiviert sie mich immer dazu, die schweren Flaschen und die anderen Sachen zu tragen. Das ist im Sinne der Hausarbeit vielleicht angenehmer, als Staub zu saugen oder zu glauben, durch dreimaliges Ausräumen des Geschirrspülers hat man schon Frauenpolitik verfolgt. 

Aber unser Problem ist auch nicht nur das alltägliche Leben zwischen Mann und Frau in den Geschlechterrollen, sondern das Problem ist, dass wir glauben, alles durch Gesetz regeln zu können. Frau Stadtrat, wir haben im letzten Ausschuss so ein Beispiel gehabt - ich werde noch einmal länger darauf eingehen, vielleicht am Donnerstag -, das ist das Beispiel des Senatsvorsitzenden bei Disziplinarangelegenheiten in der Wiener Dienstordnung. Da ist, weil wir es zwangsweise gesetzlich regeln müssen, vorgesehen, dass der Vorsitzende im Disziplinarsenat des gleichen Geschlechtes wie der Beschuldigte sein muss. Sie wissen, ich habe gesagt, dass ich das nicht verstehe. Denn ich versuche, mich in die Lage zu versetzen, in der ein Mann von einem Bediensteten der Stadt Wien - auch ein Mann - sexuell belästigt wird; dann ist der Vorsitzende automatisch ein Mann. Ich sage Ihnen, ich würde das nicht wollten, ich hätte lieber eine Frau. Ich würde das lieber einer Frau erzählen, wenn ich sexuell belästigt worden bin, und nicht einem Mann. (Beifall bei Gemeinderäten der Freiheitlichen.) 

Das ist der Punkt, die Grenze der Frauenpolitik: Man wird nicht alles, was geschlechterspezifisch ist, gesetzlich regeln können. Deswegen sollte man sich überlegen, ob man es im Notfall immer tun muss oder nicht. Deswegen ist man noch kein Macho, wenn man das so sieht, aber man hat eben versucht, im Sinn des Diskurses ein bisschen weiterzudenken.

Lassen Sie mich abschließend einige Worte zur Integrationspolitik sagen. Es ist viel darüber gesagt worden, ob sie gescheitert ist oder nicht. Ich habe zwei Hauptargumente, die mich zurzeit in der Integrationspolitik bewegen und zu denen ich auch noch nicht wirklich eine Antwort habe, die aber noch kontradiktorisch zu dem stehen, was Sie sagen. 

Das eine ist die Frage der Integrationspolitik als Ergebnis verfehlter Migrationspolitik. Kollegin Vassilakou, du hast heute wieder gesagt, dass es für Wien so typisch, spezifisch ist, dass auch früher so viele Einwanderungsgruppen dazugekommen sind. (StRin Mag Maria Vassilakou: Genau, ja!) Das ist eigentlich städtespezifisch, das hat seit der Antike etwas mit der Frage von Stadt oder Land zu tun. Sonst säßen wir alle noch heute auf dem Land und würden ackern; so wie die ÖVP, das war ja das Beispiel mit den Bauern. Nein!

Es ist für Wien natürlich sehr typisch. Diese Diskussion hat auch vor hundert Jahren oder vor mehr als hundert Jahren schon einmal stattgefunden und war gerade in der Sozialdemokratie von nahezu sprengkraftartiger Wirkung. Da ging es um die Frage: deutscher Sozialdemokrat oder tschechischer Sozialist? Dabei hätte es die SPÖ - das ist ja nicht mein Problem - zweimal beinahe zerrissen, einmal vor dem Ersten Weltkrieg, einmal nach dem Ersten Weltkrieg. Aber die Frage ist, ob die Weiterentwicklung der Demokratie im Bereich der Integrationspolitik automatisch durch ein Wahlrecht, durch das Staatsbürgerschaftsrecht oder was auch immer gewährleistet ist, ob das automatisch eine positive Maßnahme ist oder nicht. Da bin ich noch sehr skeptisch. 

Ich bin auch deswegen skeptisch, weil ich mir die Frage stelle: Wen wollen wir eigentlich in welchem Ausmaß - jetzt nicht von der Stückzahl her, sondern überhaupt - integrieren? In welche Gesellschaft wollen wir diejenigen integrieren? Was ist die spezifisch österreichische Kultur? - In Deutschland hat es die Debatte über die Leitkultur gegeben. Bei uns leider nicht. Was ist die spezifische österreichische Kultur, die für uns so wünschenswert ist, dass wir sie erstens erhalten und zweitens jemand darin integrieren?

Unser Problem ist, dass wir darüber selbst keinen gesellschaftlichen Konsens haben. Und weil wir den nicht haben, werden wir à la longue auch nicht in der Lage sein, andere Gruppen zu integrieren, insbesondere dann, wenn wir heute beginnen, nicht mehr zu sagen, was sie eigentlich tun müssen, um bei uns integriert zu werden, sondern uns zu überlegen, was wir tun müssen, um ihre Kultur mit aufzunehmen.

Jetzt sage ich einmal ganz ehrlich im Sinne des Foucault'schen Diskurses - und das darf man dann manchmal sagen -: Ich will das gar nicht. Vielleicht will ich das gar nicht! Vielleicht will ich von dieser Kultur nichts übernehmen, weil ich - ich habe das letzte Mal dem Bürgermeister bei seiner europapolitischen Erklärung genau zugehört - einfach den Kant haben will. Er hat da Immanuel Kant bemüht über die Frage der Einigung Europas et cetera, und ich will das auch. Ich will die Geistesgeschichte von Hegel und Kant haben. Ich will, dass ich mich mit Montesquieu und anderen auseinander setze, mit Locke et cetera. 

Ich will mich nicht unbedingt mit bestimmten Kulturteilen auseinander setzen, die einige der Zuwanderungsgruppen mitbringen, weil sie für mich und auch für meine Nachfahren einen Rückschritt bedeuteten, weil der Islam eben aus meiner Sicht - und ich glaube, es wird auch noch lange dauern, dass er sich weiterentwickelt - heute noch nicht so weit entwickelt ist. Er ist nicht so weit wie unseres Geistesgeschichte, er ist auf einem anderen Stand. Ich bewerte das nicht negativ, aber es ist so. Daher stellt sich die Frage, wie man so etwas integrieren kann. Ich will nicht, dass die Rechte der Frauen, die mühsam erstritten wurden, durch die Integration des Islam teilweise wieder rückgängig gemacht werden. Und sagt bitte nicht, dass es nicht so ist! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich frage mich auch: Welchen Teil der Geschichte soll ich den Neueinwanderungsgruppen, die zu uns gekommen sind, mitgeben, die ich selbst irgendwie im kollektiven Geist oder im individuellen Geist, in meiner persönlichen Lebensgeschichte mit erfahren haben, wie viele andere auch? Was soll ich sagen? Soll ich sagen, irgendwann waren meine Vorfahren kroatische Panduren, geholt haben sie die Habsburger zum Kriegführen, erstens gegen die Schweden, zweitens gegen die Türken, drittens gegen die Preußen, ein paar Jahrhunderte lang, bis das alles halbwegs befriedet war? Dann haben sie sich in menschenleeren Gegenden ansiedeln dürfen, haben sich als die besseren Slawen gefühlt, und am Schluss sind sie aus ihrer Sicht Deutsche geworden, weil sie die Sprache abgegeben haben. Ist das eine erfolgreiche Migrations- und Integrationspolitik über drei Jahrhunderte? - Nein, das ist es natürlich nicht. 

Aber was soll ich den neu gekommenen Türken sagen? Was sollen sie von ihrer Kultur behalten dürfen, und was sollen sie nicht behalten dürfen in dem Sinn, dass ich glaube, dass ein friedliches Zusammenleben weiter möglich ist? (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist Paternalismus!) Was ist das? (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist Paternalismus, was Sie da erzählen!) Gut, okay, nehme ich zur Kenntnis, danke! (GR Mag Rüdiger Maresch: So nennt man das!) Ja, ich nehme es zur Kenntnis. Trotzdem sage ich Ihnen, Sie werden mich nicht überzeugen. Ich werde vermutlich auch Sie nicht überzeugen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wahrscheinlich!) 

Der Punkt ist nur, beide Standpunkte existieren gleichberechtigt nebeneinander, weil hoffentlich keiner von uns einen Absolutheitsanspruch hat, der heißt: der andere hat automatisch immer Unrecht. Wenn das so wäre, dann würde ich Ihnen ein Fremdwort an den Kopf werfen und würde sagen: das ist totalitär oder autoritär. Das werden Sie aber nicht wollen, Herr Kollege Maresch, und deswegen lasse ich es jetzt auch sein. Ich gehe davon aus, dass Sie es auch nicht so gemeint haben. 

Lassen Sie mich daher am Schluss sagen, warum ich glaube, dass die Frage der Integration, der Aufgabe der eigenen Kultur und dessen, was andere aufgeben müssen, heute eigentlich noch einfach ist. Es ist einfach, weil die Masse der Zuwanderung der letzten Jahrzehnte - bis auf Ausnahmen - letztendlich eine Binnenwanderung innerhalb Europas und an seinen Randzonen ist. - Oh, ich bin schon knapp.

Aber die Bevölkerungsentwicklung des 21. Jahr-hunderts ist eben eine andere. Einfache Rechnungen - nicht von mir, sondern von der UNO und wem auch immer - gehen davon aus, dass bei einem durchschnittlichen Kinderreichtum einer Familie auf der Welt von 2,2 Kindern - und das ist nicht sehr viel, das ist der Mittelwert - die Bevölkerung des 21. Jahrhunderts sich ver-doppeln wird, und zwar mit Masse in der Dritten Welt. Ich nenne Ihnen ein Beispiel: Nigeria 2050, 303 Millionen Einwohner.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Kollege Barnet, bitte zum Schluss kommen.

GR Günther Barnet (fortsetzend): Ich komme zum Ende. - Unser Problem ist, dass wir uns noch nicht mit der Frage auseinander gesetzt haben, wie wir glauben werden, diesen Migrationsstrom - der kommen wird, weil das 21. Jahrhundert kein friedliches sein wird, wie uns die Amerikaner vorgeführt haben - in den Griff zu bekommen. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Kato gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geschätzte Kollegen von der Wiener Berufsfeuerwehr hier auf der Besuchertribüne!

Ich weiß es zu schätzen, dass Sie aushalten bei dieser aus meiner Sicht teilweise leider ein wenig niveaulosen Debatte, die wir Ihnen heute hier bieten. Ich habe das ein wenig entbehrlich gefunden - wenngleich man das Mitteilungsbedürfnis von Menschen respektieren muss -, dass uns Kollege Barnet jetzt ungefragterweise Einblicke in die Aufteilung der Hausarbeit in seinem Haushalt gegeben hat. Aber was er gesagt hat, hat mich in meiner Meinung über ihn bestätigt, nämlich dass da ein sehr konservatives und vor allem Werte konservierendes Weltbild herrschen muss (GR Gerhard Pfeiffer: Schlecht?), das sich grundsätzlich von meinem unterscheidet. (GR Gerhard Pfeiffer: ... wenigstens Werte!) Von dem Recht, das zu sagen, mache ich auch Gebrauch. 

Ich möchte auch ganz kurz die vermeintlichen juristischen Belehrungen des Vorredners ergänzen durch eine, wie ich meine, wirklich wesentliche juristische Darstellung, die sich auf das bezieht, was wir vor allem von Seiten der ÖVP heute bei diesem ganzen Bedrohungsszenario des Öfteren gehört haben. Wir haben da hinten Schwierigkeiten gehabt, unsere schlotternden Knie zusammenzuhalten bei dem, was Sie über diese Aktion vor Ihrer Parteizentrale berichtet haben. 

Aber was Tatsache ist, werden Sie, wenn Sie mir schon nicht glauben, in dem Buch "Bundesverfassungsrecht", herausgegeben von den beiden unbestrittenen Juristen Walter und Mayer, nachlesen, und zwar unter dem Titel "D - die Wachkörper". Nach der zitierten Bestimmung - ich kann sie gerne vorlesen, aber Sie können sie auch selbst nachlesen - zählen nicht zu den Wachkörpern "das zum Schutz einzelner Zweige der Landeskultur wie der Land- und Forstwirtschaft, des Bergbaus, der Jagd, der Fischerei oder anderer Wasserberechtigungen aufgestellte Wachpersonal" - was für unsere heutige Debatte noch nicht so interessant ist (GR Kurth-Bodo Blind: Was ist die Rathauswache?) -, "die Organe der Marktaufsicht und der Feuerwehr". (GR Kurth-Bodo Blind: Die Rathauswache?) Das ist eine spezielle Regelung, von der Sie ganz genau wissen, dass Sie eine andere rechtliche Grundlage hat. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das sollte man schon wissen, wenn man hier sitzt!) Das sollte man wissen, wenn man zu diesem Thema das Wort erhebt, aber auch das können wir Ihnen gerne schriftlich belegen. - Doch nur dazu: Das waren keine Wachkörper. 

Aber ich bin auch gerne bereit wegzukommen von einer juristischen Begründung, die, wie ich zugeben muss, ja nicht eine ist, die ich hier als Juristin bringe, sondern eine, die ich als Politikerin bringe. Trotzdem möchte ich zu dem, sagen wir einmal, Erzeugen von Angst, das hier von Seiten der ÖVP gekommen ist, noch Stellung nehmen. 

Ich hoffe, ich mache mich jetzt nicht strafbar, und ich hoffe, ich flöße Ihnen auch keine Angst ein - aber das ist Badeschaum, und den möchte ich Ihnen, Herr Dr Ulm, nachher gerne überreichen! (GR Gerhard Pfeiffer: Stimmt das jetzt wenigstens?) Ich hoffe, Sie fürchten sich nicht, wenn ich Ihnen dann zu nahe komme, aber dieses Geschenk würde ich Ihnen gerne überreichen. Ich hoffe, ich mache mich nicht strafbar, genauso wenig, wie sich die Kollegen strafbar gemacht haben, die in ihrer Freizeit gegen eine, wie ich meine, wirkliche Bedrohung demonstriert haben, nämlich die Politik der Bundesregierung. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich verstehe das schon - dass von Duschbad oder Badeschaum eine Bedrohung ausgeht, müssen Sie zu Recht lächerlich finden. Aber genau das haben wir Ihnen ja vorhin zu erklären versucht. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist ja noch viel schlimmer ...!) 

Aber die wirkliche Bedrohung, meine Damen und Herren, geht tatsächlich von der Bundesregierung aus. Sie beschließt durch die Pensionsreform in Wirklichkeit die Armutsgefährdung weiter Teile dieser Bevölkerung, sie gefährdet durch das Abziehen von Polizisten die innere Sicherheit, und sie bleibt tatenlos angesichts des österreichweiten Anstiegs der Arbeitslosigkeit. Meine Damen und Herren von der ÖVP, das ist die echte Bedrohung für die Menschen in dieser Stadt! (Beifall bei der SPÖ. - GRin Heike Trammer: Ich bin gegen Badeschaum allergisch!) - Mein Mitleid ist grenzenlos. (Heiterkeit. - Zwischenruf des GR Kurth-Bodo Blind.)
Aber dass sich zudem - und auch das soll nicht unkommentiert bleiben - diese Wiener ÖVP erdreistet, Wien vorzuhalten, dass wir zu wenige Deutschkurse für ZuwanderInnen anbieten - ich meine, das kann ja nur angesichts dessen, was Ihr Parteifreund, der so genannte Innenminister Strasser, in dieser Angelegenheit macht oder vielmehr nicht macht, selbst wenn man ... (GR Gerhard Pfeiffer: "So genannte"? - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Hören Sie mir zu, vielleicht lernen Sie ja noch etwas! (GR Gerhard Pfeiffer: "So genannt" sind Sie! - Anhaltende Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Beruhigen Sie sich, hören Sie mir zu, vielleicht lernen Sie noch etwas! (GR Gerhard Pfeiffer: Nein! So viel Überheblichkeit und Arroganz!) 

Das ist ja, selbst wenn man sehr wohlwollend ist ... (GR Gerhard Pfeiffer: Ein völlig überheblicher ...! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Das ist ja, selbst wenn man sehr wohlwollend ist, Herr Kollege, nur noch als Realitätsverweigerung und Verlust von Realitätsbezug zu werten! (GR Johannes Prochaska: Sie sind eine "so genannte" Abgeordnete!) Wenn Sie das kritisieren, was hier in der Stadt Wien für Integration gemacht wird (GR Dr Matthias Tschirf: Wie schaut das mit den Wohnungen aus?), an Angeboten von Kursen für Zuwanderer geleistet wird, und nicht kritisieren, was Ihr Innenminister tagtäglich an Gefährdung des Zusammenhalts und der Sicherheit in diesem Lande leistet (GR Dr Matthias Tschirf: Sie gefährden die Sicherheit!), dann kann ich das nur als Realitätsverweigerung und Realitätsverlust werten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber ich gebe Ihnen weiterhin die Gelegenheit zu lernen (GR Harry Kopietz: Kollege Prochaska ist nicht mehr lernfähig!) und komme daher zurück zum Wesentlichen, nämlich zum Rechnungsabschluss der Geschäftsgruppe der Stadträtin Brauner. (Rufe und Gegenrufe zwischen SPÖ und ÖVP.) Hier sehen wir nicht nur im Bereich der Sicherheitspolitik sehr, sehr deutlich den Unterschied zwischen dem, was in Wien zum Wohle der Menschen geschieht, und dem, was die Bundesregierung im Gegenzug fast täglich - man muss es leider sagen - an neuen Belastungen macht. 

Der Bereich Frauenpolitik - und Sie wissen, das ist seit Jahren eines meiner Leibthemen - zeigt ganz deutlich, dass, seit die Budgets in Bundeshand in schwarz-blauen Händen liegen, das Frauenbudget kontinuierlich sinkt. Ich bin gespannt, wie die ÖVP wieder argumentieren wird, dass dem nicht so ist. (GR Johannes Prochaska: Falsch ...!) Die Kinderbetreuungsmilliarde wurde wahrscheinlich auch nicht gestrichen, das ist sicher auch falsch? Und auch, dass die Studiengebühren dazu führen, dass die österreichische Akademikerquote sich in absehbarer Zeit aufs, sagen wir einmal, handvolle Überschaubare reduzieren wird. (GR Johannes Prochaska: Scheininskriptionen! - Weitere Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.)
Aber ich meine: Gut, Sie haben schon Recht, was erwarten wir von einer Bundesregierung, in der ein Finanzminister - immerhin der oberste Steuereintreiber dieser Republik - mit dem Vorwurf der Steuerhinterziehung konfrontiert ist! (Widerspruch bei der ÖVP.) Sie haben Recht, was erwarten wir! Sie haben völlig Recht, was erwarten wir von einer Bundesregierung, in der ein Multimillionär ... (GR Johannes Prochaska: Nein! Auch falsch ...!) Sie haben völlig Recht, was erwarten wir von einer Bundesregierung, in der ein Multimillionär ist, der nebenberuflich Wirtschaftsminister ist und dem beim Schuheinkauf irgendwie das Geld ausgegangen ist, sodass er auf Rabatte dringen muss! (GR Johannes Prochaska: Hundert Maßanzüge ...!) Sie haben auch völlig Recht, was erwarten wir von einer Bundesregierung, in der der Innenminister durch das Einsparen von Polizisten die innere Sicherheit aufs Spiel setzt. Ich verstehe das, Sie haben völlig Recht, man braucht von denen eh nichts zu erwarten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber lassen Sie mich zur Frauenpolitik zurückkommen. (GR Gerhard Pfeiffer: Erzählen Sie etwas über Wien!) Von uns als einer Fraktion mit einem Frauenanteil von 40 Prozent und einer 50-prozentigen Frauenquote in der Regierung können Sie, glaube ich, einiges lernen. Frauenpolitik wird jetzt - und das war an sich eine begrüßenswerte Entscheidung - wieder von einer Frau gemacht, nicht mehr (GR Kurth-Bodo Blind: ... nicht beim Thema! Nur behaupten und verdrehen ...!) - Sie haben Recht! - von einem Tierarzt, sondern wenigstens jetzt von einer Frau. Wobei die Tatsache (GR Kurth-Bodo Blind: ... kein Beweis!), dass es eine konservative Frauenhand ist, in die die Frauenpolitik gelegt wurde, natürlich von vornherein die Erwartungshaltungen trüben musste. 

Aber immerhin, ich gebe zu, Maria Rauch-Kallat hatte eine Chance. Und ich sage bewusst, Sie hatte sie, weil sie diese Chance leider - für die Frauen in diesem Land: leider - vergeben hat. (GR Johannes Prochaska: Falsch!) Sie hat gleich bei einem ihrer Antrittsinterviews gemeint - das ist nachlesbar in der "Wienerin" -, dass Frauen eigentlich gar keine Politik von Frauen wollen. Ich meine, milde gesagt ist das ein bisschen ein schräges Amtsverständnis. Dann hätte sie eigentlich ihren eigenen Rücktritt beschließen müssen, weil sie ja eine Frau ist; und ich hoffe doch, dass eine Frauenministerin Politik für Frauen macht - aber bitte!

Aber dann gab es auch noch ein Regierungsprogramm. Wir waren irgendwie voller Erwartung und haben es durchsucht, um über die Frauenpolitik etwas zu erfahren - immerhin, man höre und staune, eine ganze Seite! (GRin Sandra Frauenberger: A4!) Danke für den Hinweis - A4! (GR Harry Kopietz: Zweizeilig geschrieben!)
Aber auf dieser Seite fand man nichts als Lippenbekenntnisse, und, was ja noch viel unglaublicher ist - aber ich weiß, da überfordere ich jetzt das Sachwissen der Kollegen von der ÖVP-Fraktion -, die meisten Forderungen haben sich auf etwas bezogen, was schon längst Realität ist. Besonders "schön" habe ich die Forderung nach geschlechtergerechtem Sprachgebrauch bei allen künftig vorgelegten Gesetzen gefunden. Auch da ist es so! Ich meine, es ist ja irgendwie peinlich, wenn man sich von einer jungen Abgeordneten so belehren lassen muss (ironische Heiterkeit bei Gemeinderäten der ÖVP), aber das ist seit über zehn Jahren geltendes Recht! Aber nicht nur das, Herr Kollege - hören Sie mir zu! -, dass etwas festgeschrieben wurde, was schon längst Gesetz ist (GR Dr Kurz Stürzenbecher – in Richtung der ÖVP -: Hören Sie zu! Da lernen Sie was!), sondern das gesamte Regierungsprogramm war in keiner einzigen Zeile geschlechtergerecht formuliert! Das setzt dem Ganzen noch eine Krone auf! Das kann man in diesem Zusammenhang wirklich als konsequent bezeichnen (GR Johannes Prochaska: ... der Rechnungsabschluss ...?), allerdings als konsequent frauenfeindlich! (Beifall bei der SPÖ. – GR Johannes Prochaska: Haben Sie den Rechnungsabschluss überhaupt gelesen?) 

Aber abseits jeder politischen Polemik, meine Damen und Herren (Ruf bei der ÖVP: Nein!) hat die Politik, die die Bundesregierung gerade im Bereich Frauen betreibt, tatsächlich dramatische Auswirkungen auf die Frauen in diesem Land: Die Frauenarbeitslosigkeit steigt, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie wird durch Streichung der Kinderbetreuungsmilliarden erschwert, die Pensionsreform drängt Frauen nur weiter in eine Altersarmut (Ruf bei der ÖVP: Falsch! Falsch!) und, wie gesagt, das Frauenbudget sinkt, seit Schwarz-Blau im Amt ist, jedes Jahr.

Aber - Sie haben völlig Recht -: Glücklicherweise befinden wir uns in Wien! (GR Heinz-Christian Strache: Höchste Arbeitslosenquote! Schlechteste Wirtschaftslage! Wien macht alles schlechter!) Das ist ein Glück, und zum Glück haben wir in Wien auch eine Frauenstadträtin namens Renate Brauner. (GR Johannes Prochaska: Wir wollen die Peperl Tomsik wieder hören!) Wien beweist gerade in diesem Bereich einmal mehr, dass es anders ist (GR Johannes Prochaska: Wir wollen die Peperl Tomsik wieder hören!): Das Budget für Frauenpolitik steigt jedes Jahr, wir sind stolz auf über 6 Millionen EUR in diesem Jahr. (GR Heinz-Christian Strache: Höchste Frauenarbeitslosigkeit!) Wien hat die höchste Frauenerwerbsquote in Österreich. (GR Heinz-Christian Strache: Die höchste Frauenarbeitslosigkeit!) Frauenvereine werden, anders als das, wie wir alle wissen, auf Bundesebene der Fall ist – und das ist ja nicht nur in der Frauenpolitik, sondern leider auch in anderen Bereichen wie der Kulturpolitik der Fall – in Wien nicht ausgehungert und es wird ihnen nicht die Zahlung so angewiesen und verringert, dass sie nicht wissen, wie sie ein Jahr lang Arbeit für Frauen machen sollen, sondern Frauenvereine in Wien werden mehrjährig abgesichert und müssen eben nicht jedes Jahr ihr Aus fürchten.

Die Stadt Wien vergibt einen Frauenpreis - auch daran könnte sich der Bund ein Beispiel nehmen; einen Frauenpreis auf Bundesebene gab es früher einmal schon, unter sozialdemokratischen Frauenministerinnen -, und die Stadt Wien beweist auch im frauenpolitischen Bereich ihre Zukunftsorientiertheit. Das schon vor Jahren gegründete Frauen-Ost-West-Netzwerk "milena" beweist, dass es gerade in diesem Bereich ganz wertvolle Kontakte zum beiderseitigen Nutzen gibt, Internet-Plattformen, wo man sich austauschen kann. Glauben Sie mir: Auch das ist zum Wohle aller hier lebenden Frauen!

Kurz und gut: Während im Bund Frauenfeindlichkeit und Rückschrittlichkeit (GR Gerhard Pfeiffer: "Wie im finstersten Mittelalter"!) – hier kommt jetzt offensichtlich kein Protest – auf der Tagesordnung stehen, wird in Wien tagtäglich Politik von und für Frauen gemacht .

Aber ich gebe Ihnen noch die Gelegenheit, zwei weitere interessante Bereiche dieser Geschäftsgruppe kennen zu lernen, und zwar den Bereich Lebensmittelkontrolle und den Bereich Tierschutz. 

Die MA 38, die Lebensmitteluntersuchungsanstalt der Stadt Wien, ist mit ihrer Forschung und Kontrolle immer auf dem neuesten Stand und damit - auch hier - ein wichtiger Pfeiler für die Lebensqualität in dieser Stadt. Regelmäßige Stichproben in Kooperation mit dem Marktamt (ironische Heiterkeit bei Gemeinderäten der ÖVP) sorgen zudem für eine nahezu lückenlose Kontrolle der Lebensmittelsicherheit in Wien. 

Nachdem die Wienerinnen - ich glaube, da sind wir uns einig ... - Wenn Sie mir vielleicht wieder einmal zuhören wollen und nicht nur über Ihre eigenen schlechten Witze lachen! (Beifall bei der SPÖ. - StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Nein, über Ihre! – Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Nachdem die Wienerinnen - und ich schließe Sie ein, wollen wir doch versöhnlich sein! - ... (Zwischenrufe der GRe Walter Strobl, Johannes Prochaska und Gerhard Pfeiffer.) – Regen Sie sich nicht so auf, sonst passiert noch ein Unglück! (Heiterkeit bei der SPÖ.) Aber Sie werden mir doch Recht geben, ... (Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) - So hören Sie mir doch einmal zu, was ich sagen will! Das ist ja überhaupt nichts Böses (GR Gerhard Pfeiffer: Das war schon genug Blödheit!): Ich wollte Sie nur um Einverständnis bitten - das Sie mir sicher gerne geben -, dass die WienerInnen ja bekannterweise gut und gerne essen. Das ist ja nichts Böses dran, oder? Und deswegen sage ich, man kann die Arbeit von Lebensmitteluntersuchungsanstalt und Marktamt gar nicht hoch genug schätzen.

In diesem Sinne: Herzlichen Dank an die Beamtinnen und Beamten dieser beiden Magistratsabteilungen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber - und auch hier starte ich den Versuch, zum Abschluss noch etwas Versöhnlicheres zu bringen -: Die Wiener schätzen ja nicht nur die kulinarische Lebensqualität - ich hoffe, diesbezüglich besteht Einigkeit (GR Walter Strobl: Sie sind eine Witzige!) - gedulden Sie sich, ich habe noch fast sechs Minuten! -, sondern sie beweisen auch immer wieder ein Herz für Tiere. Der 5. Wiener Tierschutztag im Jahre 2002 stand auch unter dem Motto "Tiere als Partner des Menschen". Für alle, die dort waren, war auch deutlich zu sehen, dass das ein großer Erfolg war. Mehr als 40 000 Tierfreunde kamen, um sich zu informieren. Auch das, meine ich, ist ein wichtiger Beitrag für die Lebensqualität in dieser Stadt. 

Generell wird die MA 60 – und auch das ist an sich eine begrüßenswerte Entwicklung - immer mehr zu einer Serviceeinrichtung in Sachen Tierschutz. Über 6 000 Anrufe und E-Mails gab es zu diesem Informationstag noch bei der eigens eingerichteten Helpline der MA 60.

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Besucher von der Feuerwehr! Ich hoffe, Ihnen mit meinem Redebeitrag ein bisschen klargelegt zu haben, dass Wien gerade in den Bereichen Frauen- und Konsumentenpolitik österreichweit eine Vorreiterinnenrolle übernommen hat. Ich sage aber dazu, dass das angesichts dessen, was sich seit der schwarz-blauen Amtsübernahme im Bund hier in diesem Land verschlechtert hat, nur ein erster Schritt sein kann.

Ich darf Sie daher nicht nur ersuchen, dem Rechnungsabschluss in seiner vorliegenden Form zuzustimmen, sondern möchte Sie auch einladen - ich tue das freundlich und mit offenen Armen -, meinem Wunsch nach möglichst baldigen Neuwahlen zu folgen, denn ich meine: Was für Wien gut ist, hat sich das ganze Land verdient! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Schuster. Ich erteile es ihm.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe mich zum Wort gemeldet, um einen Antrag einzubringen, möchte jedoch trotzdem ein bisschen auf das Klima eingehen, das hier herrscht. Ich hatte mir nämlich auch vorgenommen, mich hier als Vorsitzender dieses Ausschusses für das gute Arbeitsklima, das wir im Ausschuss haben, zu bedanken und mich auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Abteilungen im Ausschuss für die extrem konstruktive Zusammenarbeit zu bedanken. Das, was sich hier heute vor der Öffentlichkeit abspielt, ist glücklicherweise im Ausschuss noch nie der Fall gewesen, und dafür möchte ich mich auch bei allen Mitgliedern sehr herzlich bedanken.

Was mir auch auffällt, ist Folgendes - und das macht mich ein bisschen nachdenklich -: Die dritte Reihe der ÖVP, mit einer Ausnahme, ist immer dann sehr aktiv geworden, wenn eine Frau hier am Rednerpult stand. Kollege Prochaska hat es sich nicht nehmen lassen, Frau Vassilakou ständig zu unterbrechen. (GR Johannes Prochaska: Da war ich gar nicht im Saal!) - Ja, ja, Sie waren im Saal! (GR Johannes Prochaska: Erst beim Schlusswort!) – Er hat es sich nicht nehmen lassen (GR Heinz-Christian Strache: Aber Sie werden doch nicht ... die Gleichberechtigung absprechen!) - Entschuldigung! -, ständig Frau Tomsik zu unterbrechen (GR Heinz-Christian Strache: Aber wir haben doch eine Gleichberechtigung! – Ruf: Das kommt davon! – GR Heinz-Christian Strache: Gibt's jetzt eine Gleichberechtigung oder nicht?), und er hat es sich nicht nehmen lassen, ständig Frau Kato zu unterbrechen, auch hier ständig mit irgendwelchen widerlichen Zwischenrufen aufzufallen. 

Daher möchte ich doch die Zeit ein bisschen auch dazu nutzen, auf das einzugehen, weswegen wahrscheinlich auch die Vertreter der Wiener Feuerwehr hier anwesend sind. 

Tatsache ist, meine sehr geehrten Herren von der ÖVP, dass die Frau Stadträtin nicht für die Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung in dieser Stadt zuständig ist. (Ruf bei der ÖVP: Aber für die Feuerwehr!) Und ich habe mir die Frage gestellt: Was wäre gewesen, wenn wir nicht, weil es der Herr Innenminister so wollte, den exzellenten General Schnabl durch eine parteipolitische Entscheidung verloren hätten? Wie wäre dann die Debatte hier verlaufen (die GRe Johannes Prochaska und Georg Fuchs: Der ist eh beim Stronach!), wenn General Schnabl verantwortlich gewesen wäre? - Ich kann mich erinnern an eine Diskussion, die auch hier stattgefunden hat - und an der sich die gleichen Personen beteiligt haben -, weil der Herr General in Zivil seine Tochter von einer Donnerstags-Demo abgeholt hat. (GR Walter Strobl: So ein Zufall!) Ich kann mich noch erinnern, was sich damals hier abgespielt hat! 

Für die Aufrechterhaltung der Sicherheit, auch vor der ÖVP-Zentrale, ist im Besonderen die Wiener Polizei und an deren Spitze der Polizeigeneral verantwortlich. (Zwischenruf des GR Dr Wolfgang Ulm.) Und die Wiener Polizei, sehr geehrter Herr Ulm, die vor Ort ständig mit einem Posten steht, hat nicht dieses Bedrohungsgefühl empfunden, das Sie hier konstruiert haben. Ich sage Ihnen: Ich finde es beschämend, dass man Menschen, wie hier die Bediensteten der Feuerwehr, in eine Krimi-
nalitätsstruktur hineinzuzwängen versucht (Zwischen-
rufe der GRe Dr Wolfgang Ulm und Walter Strobl) - Menschen, die tagtäglich ihr Leben riskieren, um anderen zu helfen! Es ist ein Skandal, der sich hier abspielt! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich sage Ihnen, warum mich das so empört: Weil sich Kollege Salcher hier herstellt und versucht, eine Demonstration, zu der von allen im ÖGB vertretenen Fraktionen, das heißt auch von Ihren Vertretern, aufgerufen wurde, zu der die Mitglieder aufgerufen wurden, um gegen diese Maßnahmen der Bundesregierung zu demonstrieren (Zwischenrufe der GRe Walter Strobl und Georg Fuchs), diese Form von Demonstration, einem Banküberfall gleichzustellen. Es ist eine Sauerei, was Sie hier gemacht haben! (Beifall bei der SPÖ. – Ruf bei der ÖVP: Sie führen sich widerlich auf! – Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Wenn die Frau Stadträtin als Personalstadträtin zu den Demonstrierenden geht und sagt: Euer Anliegen, nämlich die Aufrechterhaltung von Rechten von ASVG-Beschäftigten, unter die ein Gutteil der Gemeindebediensteten auch fällt, und nicht die Harmonisierung, diese war damals kein Thema, sondern hier ging es um die Solidarität gegen das Abzocken von Beschäftigen, die im ASVG versichert sind! Wenn es da dann eine Solidarisierungsaktion der Feuerwehr und anderer gibt, und die Frau Stadträtin geht hin und sagt: Ich bin auf der Seite jener, die hier plötzlich, überfallsartig eine Änderung in ihrer Pensionsrechtsgestaltung erfahren!, dann muss man dieses Recht einer, die sich für das Personal dieser Stadt verantwortlich fühlt, ganz einfach zugestehen!

Daher ist diese Form von Debatte beim Rechnungsabschluss eigentlich ein Armutszeugnis für die ÖVP, weil sie offenbar kein anderes Thema hat. (Widerspruch bei der ÖVP.) 

Frau StRin Brauner genießt im Besonderen, wie alle anderen Stadträte, das Vertrauen der Mehrheit der hier im Gemeinderat vertretenen Personen, und ich bin sehr froh, dass die GRÜNEN dies auch so erkennen - und ich bedauere sehr, dass die FPÖ diese Form von Agitation unterstützt. Die ÖVP ist bekannt dafür. Alles – alles, was kritisiert, wird ausgeschaltet! 

Damit bin ich jetzt beim Thema "alles, was kritisiert": Da hat man begonnen, im Innenministerium Personen, die Reformen, die angedacht wurden, anders zu kommentieren wagten, sofort ihrer Funktionen zu entheben. (GR Franz Ekkamp: Da schau her!) Denken wir nur an Max Edelbacher, der lediglich gewagt hat, eine andere Meinung zu haben als jene Meinung, die der Herr Innenminister oder sein Büro vertrat. Was ist passiert? - Er ist sofort abgezogen worden. (GR Walter Strobl: Er hat sich widersetzt!) Meinung ist nicht erwünscht! (Ruf bei der ÖVP: Wenn er sich widersetzt!)

Wir haben im Innenministerium erlebt, dass die erste Maßnahme, die gesetzt wurde, die Neuschaffung einer Sektion war, mit dem Ziel, Personen, die nicht ein ÖVP-Parteibuch hatten - nämlich den damaligen Kabinettchef -, sofort in diese neue Sektion zu bringen. Später, am Ende der vergangenen Legislaturperiode, hat man es als Erfolg gefeiert, dass man eine Sektion im Innenministerium eingespart hat. Das war genau jene Sektion, die am Anfang neu geschaffen wurde! Man hat in diesem Hause, und ich bleibe jetzt ... (GR Dr Matthias Tschirf: Das stimmt nicht!) - Kollege Tschirf, wenn Sie sagen, das stimmt nicht, dann beweisen Sie es! (GR Dr Matthias Tschirf: Um welche Sektion hat es sich gehandelt?) Sie können das sehr genau nachvollziehen. Man muss sich nur mit der Thematik ein bisschen auseinander setzen. Das war die Präsidialsektion, damit Sie es wissen! (GR Dr Matthias Tschirf: Hat es die Präsidialsektion vorher schon gegeben?) Ja, ja. Es ist eine neue Sektion dazu geschaffen worden. (GR Dr Matthias Tschirf: Bleiben Sie bei der Wahrheit, Herr Schuster!) Ich gehe noch einen Schritt weiter. (GR Dr Matthias Tschirf: Denn diese Halbwahrheiten, die Sie verbreiten, sind das Schlimmste!) Das sind keine Halbwahrheiten, es sind auch Wahrheiten. Aber das ist nicht einmal eine Halbwahrheit, sondern es ist die Wahrheit! (GR Dr Matthias Tschirf: Wenn Sie sagen, Halbwahrheiten sind Wahrheiten, dann ist das Ihre Moral!) 

Wir haben im Innenministerium Bedienstete, die via Mail informiert wurden - gleichzeitig mit allen anderen Bediensteten -, dass sie ihrer Funktion enthoben wurden. 

Es gab Listen, ... (GR Gerhard Pfeiffer: Herr Kollege, Sie haben ... ausschließlich über Bundessachen gesprochen!) - Dieses Thema ist ein wichtiges Thema für diese Stadt! (GR Gerhard Pfeiffer: Es geht aber um den Rechnungsabschluss!) Auf diese Stadt hat sich das nämlich dramatisch ausgewirkt, Kollege Pfeiffer! Das muss man ganz einfach so sehen.

Es hat Säuberungsaktionen in einer Form gegeben, die unerträglich sind (GR Dr Wolfgang Ulm: Unerträglich ist Ihre Wortwahl!), weil hier nie die fachliche Kompetenz der Bediensteten, sondern immer die politische Kompetenz ausschlaggebend war! 

Gleiches hat man auch sofort in der Polizeidirektion Wien verspürt. Hier wurde radikal aufgeräumt - radikal aufgeräumt! (Ruf bei der ÖVP: Professionalisiert!) Kollege Ulm, Sie wissen das ganz genau. In diesem Kreis bewegen Sie sich ja. (GR Dr Wolfgang Ulm: Gott sei Dank, ...!) Hier wurden hoch qualifizierte Mitarbeiter ihrer Funktionen enthoben und irgendwo hinverschoben. Viele haben enorme Einbußen, auch materielle Einbußen erlebt. (GR Christian Oxonitsch: Ein "tolles" Ergebnis der Reform, wie wir hören!) 

Wir haben Gleiches auch in den Bezirken erlebt. Und da möchte ich schon darauf hinweisen, dass die Stadt Wien und im Besonderen auch, aber nicht nur, die Bezirksvorsteher versucht haben, mit dem Herrn Innenminister ein Gespräch zu führen. Sie haben die Hand gereicht und haben gesagt: Bitte, Herr Innenminister, machen wir es doch gemeinsam! - Der Innenminister hat sich einen Terminkalender zeigen lassen, und das Gespräch wurde ohne Ergebnis nach zweieinhalb Stunden abgebrochen. Es hat nichts bewirkt, was sich die Vertreter der Bevölkerung dieser Stadt überlegt haben. 

Wir haben damals warnend darauf hingewiesen, dass sich diese Strukturänderungen ohne Zweifel auf die Kriminalitätsstruktur auswirken werden, wenn man sie nicht total gut durchdenkt und durchorganisiert. - Innenminister Strasser hat lediglich die Postenbesetzung durchorganisiert, alles andere nicht. Und ich möchte Ihnen hiefür vier Beispiele bringen:

Wir haben darauf hingewiesen, dass manche Zusammenlegung großer Bezirke undurchführbar ist. 

Wir haben darauf hingewiesen, dass die Trennung von Kriminalpolizei und Polizei unsinnig ist, weil dadurch wesentliche Kontaktströme verloren gehen. - Übrigens, Brigadier Mahrer hat mich in dieser Meinung ständig unterstützt; damals hatte er eine andere Funktion. (GR Heinz-Christian Strache: Heute aber auch!)
Wir haben darauf hingewiesen, dass diese Großflächigkeit ganz einfach kontraproduktiv ist. Man hat es trotzdem gemacht, weil ansonsten die personelle Auswechslung nicht funktioniert hätte. Und die FPÖ weiß es sehr, sehr genau. Ich habe die FPÖ noch vor Wirksamwerden dieser Strukturreform ersucht, bei der Frau Vizekanzler dahingehend zu intervenieren, dass sie diese nicht unterstützen möge. Die Wiener FPÖ hat sich da leider nicht durchgesetzt, sie hatte es probiert. Aber es war ganz einfach so, dass die FPÖ und die ÖVP das "bihändig" durchgezogen haben - die ÖVP aus personalpolitischen Gründen. 

Ich war jetzt vor kurzem in vier Bereichen. Ich habe mir zum Beispiel den 20. Bezirk angeschaut. Als die Kriminalpolizei abgesiedelt wurde, hatten die ein Fest veranstaltet, ein Abschiedsfest (GR Robert Parzer: Nein, das Abschiedsfest hat es im 22. gegeben!) - es war mehr eine Trauerkundgebung. Ich habe das miterlebt. Am selben Tag hatte man aus dem Kommissariat des 2. Bezirks 300 Riesenkisten mit Strafverfügungen hingebracht und hiezu vier Personen abgestellt, die das dann im 20. Bezirk aufarbeiten sollten. Kein Wunder, wenn die Bevölkerung es verspürt, dass die Wiener Polizei nicht mehr so funktioniert, wie sie vorher einmal funktioniert hat. 

Ich habe mir den 15. Bezirk angeschaut, der eine Riesenfläche hat. Wissen Sie, dass im 15. Bezirk am Abend oftmals nur bis zu 15 Polizisten im Einsatz sind? Das ist ein Wahnsinn, wenn man weiß, was sich in diesem Bezirk abspielt! (GR Dr Wolfgang Ulm: Märchenstunde! – GR Harry Kopietz: Aber der Kasperl ist wer anderer!)

Ich könnte das fortsetzen: Im 19. Bezirk gab es zum Zeitpunkt von voriger Woche einen Minusstand von 50 Personen! (GR Dr Wolfgang Ulm: Mehr Beamte auf der Straße!) 
Daher, Kollege Ulm, möchte ich auf eines im Besonderen hinweisen: Vor den Wahlen gab es eine Presseaussendung des von Ihnen offenbar sehr geliebten Fritz Neugebauer, und das ist auch in den Medien kommentiert worden. Die Presseaussendung lautete: "Minister Strasser beweist Handschlagqualität". Den Beweis für die Handschlagqualität hat er damit angekündigt, dass er Herrn Neugebauer versprochen hat, dass es ab 2003 keine Einsparungen im Personalsektor der Exekutive geben wird, und er hat auch selbst in einer Zeitung gesagt: Jeder Polizist weniger gefährdet die Sicherheit!

Wie schaut die Realität aus? (GR Heinz-Christian Strache: Minus 4 Prozent!) Richtig: neuerlich minus 4 Prozent. Nächstes Jahr: neuerlich minus 4 Prozent. - Die Handschlagqualität des Herrn Ministers gegenüber einem ÖVP-Gewerkschafter hat schon "hohe" Qualität! Das muss man hier in aller Deutlichkeit feststellen.

Daher möchte ich heute einen Antrag einbringen, damit Wien in der Tat die sicherste Stadt dieser Welt bleibt und um dem Ansteigen der Kriminalitätsrate entgegenzuwirken. Und hier muss ich auch ein bisschen auf die Ausführungen der FPÖ eingehen: Es hat in der Tat 1989 bei der Öffnung der Grenzen ein rasantes Ansteigen der Kriminalitätsrate gegeben. Aber in den Jahren darauf hat es auf Grund des Engagements auch der politisch Verantwortlichen und der Polizistinnen und Polizisten eine ständige Reduktion der Kriminalitätsrate gegeben. - Minister Strasser kam, und der Trend kehrte sich um! (GR Heinz-Christian Strache: Das waren aber schon statistische Tricks durch Zusammenfassung von ...!) 

Nein, nein, die statistischen Tricks passieren jetzt, weil man jetzt eine Arbeitsgruppe eingesetzt hat, um hier zusammenzufassen; das wissen wir ja. 

Daher glaube ich, dass es höchst an der Zeit ist - auch aufgrund der Generaldebatte gestern und der Worte, die hier gefallen sind -, dass wir den Gemeinderat mit diesem Thema befassen und den Gemeinderat ersuchen, uns dabei zu unterstützen. Ich hoffe, nachdem ich die Wortmeldungen der FPÖ und der GRÜNEN gehört habe, dass es von Ihrer Seite hier eine Unterstützung gibt, und ich hoffe auch auf die Unterstützung der ÖVP, nämlich insofern, als es in den letzten Jahren Streichungen von Überstunden in ungeheurem Ausmaß gab, als es in den letzten Jahren Streichungen von Dienstposten in ungeheurem Ausmaß gab, als es in den letzten Jahren mehr als in der Vergangenheit - das sage ich bewusst so - Abordnungen aus den Abteilungen in Zentraldienststellen gegeben hat und gibt, und zwar in einem Ausmaß von Hunderten mehr! (GR Dr Matthias Tschirf: Das war aber bei Ihrem sozialistischen Innenminister ...!)

Deshalb stellen wir fest, dass es einfach nicht verwundern darf, wenn im Bereich der Arbeit der Wiener Polizei – die sich wirklich engagiert, wo nur der Frust ein extremer ist, weil sich dort kein Mensch etwas zu sagen traut, weil der politische Druck ein so großer ist - etwas nicht ordnungsgemäß passiert. Ich war vor wenigen Wochen - Kollege Ulm war auch dabei - bei der Verleihung der "Best of", und ich habe Ähnliches auch dort vor dem Herrn Minister gesagt. Wir haben dem Herrn Minister einmal als Gemeinderat die Hand gereicht und ihn ersucht, gemeinsam mit uns eine Reform zu diskutieren. Er hat diese ausgestreckte Hand nicht angenommen. Wir haben sie ihm wieder gereicht und haben gesagt: Diese Stadt ist es wert, ganz einfach dafür zu sorgen, dass ihre Bevölkerung in einer Struktur lebt, wie sie sie vorher gewohnt war! - Wo immer ich heute hinkomme, erlebe ich, dass alte Menschen bestohlen werden, dass mir von Einbrüchen berichtet wird! Es ist auch aus der Statistik ablesbar, dass es regional Steigerungen von bis zu 50 Prozent im Bereich der Kleinkriminalität gibt. Davon sind nicht die Durchschnittsbürger betroffen, sondern davon sind in erster Linie die älteren Menschen betroffen, und auf diese gilt es hier im Besonderen Rücksicht zu nehmen. Daher stellen wir folgenden Antrag:

"Der Wiener Gemeinderat richtet an die Bundesregierung die Aufforderung, die Personalreduktion bei der Exekutive unverzüglich zu beenden und die bisher zirka 400 gestrichenen Dienstposten bei der Wiener Polizei und im Kriminaldienst durch Neuaufnahmen zu kompensieren.

Weiters sollen die nahezu 700 nicht in den Kommissariaten verwendeten PolizistInnen wieder dort eingesetzt werden und die Sicherheitsorgane mit jenen modernsten" - und das ist wirklich ein richtiges Bedürfnis, weil hier ein wahnsinniger Schaden entstanden ist - "technischen Mitteln ausreichend ausgestattet werden, die für eine erfolgreiche Bekämpfung der Kriminalität erforderlich sind."

Wir haben diesen Antrag deshalb, weil die Diskussion gestern sehr spannend war, dahingehend formuliert, dass wir eine sofortige Abstimmung verlangen. Ich darf diesen Antrag hiermit überreichen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit und hoffe, dass sich im Bereich der Wiener Sicherheit wieder jene Situation einstellt, die es uns ermöglicht, zu Recht zu behaupten, dass wir in einer nicht nur tollen, sondern auch ganz sicheren Stadt leben! - Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Kollege Prochaska zum Wort gemeldet. – Bitte.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Vorhaltungen, die Kollege Schuster am Beginn seiner Ausführungen hier gemacht hat, entsprechen 
in keiner Weise der Wahrheit. Ich bin erst in den Saal gekommen – bis dahin war ich noch im Klub -, als Frau Kollegin Vassilakou mit dem Satz begonnen hat: "Damit ich nun zum Schluss komme:" - Ich konnte sie 
daher lediglich in ihren Schlusssätzen unterbrechen, aber keineswegs mit einer Fülle von "widerlichen Zwischenrufen" bedenken. – So viel zur Vorhaltung Nummer eins. 

Die zweite falsche Schlussfolgerung, die Sie, Herr Kollege Schuster, gezogen haben, kann ich ebensowenig unwidersprochen lassen: Wenngleich ich zu allermeist, wenn ich hier bin, auf besonders dreiste Vorhaltungen durch Zwischenrufe reagiere, so würde ich es an Ihrer Stelle lieber unterlassen, mir in diesem Zusammenhang einen sexistischen Hintergrund zu unterschieben. Ich könnte sonst aus den Motiven, die Sie mir unterschoben haben, Rückschlüsse auf Ihre Motive ziehen!

Des Weiteren habe ich Frau Kollegin Tomsik keineswegs verfolgt - sie ist nicht verfolgbar. Im Gegenteil: Ich habe sie bei den Ausführungen der letzten Rednerin, die bei Namensgebungen von "so genannten" spricht - ich merke mir daher ihren Namen gleich gar nicht -, zu Hilfe gerufen und habe gerufen: Wir möchten unsere Peperl Tomsik wieder hören!

So weit zur Wahrheit, Kollege Schuster. Was Ihre sonstigen Ausführungen betrifft, überlasse ich sie getrost der Beurteilung meiner Kollegen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Ich hab' geglaubt, jetzt stimmen Sie zu!)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke für die tatsächliche Berichtigung. Es freut mich, dass Kollege Prochaska meine Wortmeldungen nicht als Verfolgung ansieht, sondern als Tatsache. Danke! (Heiterkeit bei Gemeinderäten der SPÖ. – Ruf bei der ÖVP: So hat er es nicht gemeint!)

Als Nächster hat sich Herr GR DDr Görg zum Wort gemeldet. – Bitte.

GR DDr Bernhard Görg (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Zum Unterschied von meinen Kollegen in der dritten Reihe habe ich mich während der ganzen Debatte nicht durch Zwischenruf zu Wort gemeldet. Ich habe die Debatte sehr genau und mit Aufmerksamkeit verfolgt, es ist im Laufe der Debatte aber in mir das Bedürfnis entstanden, mich zum Wort zu melden. 

Ich glaube, ich bin jetzt elf Jahre hier in diesem Haus, und ich habe mir in diesen elf Jahren in meiner Fraktion sicher nicht den Ruf erworben, ein "Sozialistenfresser" zu sein. Ich habe auch nie den Ehrgeiz dazu gehabt. Ich habe den Ehrgeiz gehabt, eine ernste Auseinandersetzung mit dem politischen Gegner zu führen, eine faire Kooperation mit dem Koalitionspartner durchzuführen. - Das war es, was mein Ehrgeiz gewesen ist. 

Aber wenn ich Ihnen, Frau Tomsik, heute zugehört habe, dann muss ich zum Unterschied von Hannes Prochaska sagen: Ich habe keine Sehnsucht, Sie wieder zu hören, angesichts dessen, was Sie heute in Ihrem Beitrag an demokratiepolitischer Intoleranz von sich gegeben haben, die Sie gut hinter einer reschen - durchaus sympathischen - Hausmeisterinnenart versteckt haben. Aber wenn man wirklich hinhörte, ist da die nackte politische Intoleranz zum Ausdruck gekommen. Sie sollten sich schämen, Frau Tomsik, für Ihre Ansage, dass Sie sich eigentlich in Bezug auf viele meiner Kollegen oder auch auf mich selbst gewünscht hätten, dass die Väter uns nicht gezeugt hätten. Wissen Sie, was Sie da in Wirklichkeit zum Ausdruck gebracht haben? - Das kann man nicht abtun mit: Da habe ich einen Spaß gemacht!, oder: Das habe ich nicht so gemeint!, oder: Das müssen Sie mit einem Körnchen Salz verstehen!, et cetera. Dazu war die Debatte viel zu ernst! 

Herr Kollege Schuster! Während sich Frau Kollegin Tomsik hinter einer – so nenne ich es - reschen Hausmeisterinnenart versteckt hat, haben Sie uns Frechheiten gesagt, die Sie hinter einer tartüffhaften Freundlichkeit verstecken. Da wünsche ich mir noch eher die resche Art der Frau Tomsik als Ihre Scheinheiligkeit, mit der Sie uns immer begegnen und die Sie auch in Bezug auf unseren (GR Godwin Schuster: Was soll das?) - und ich werde das begründen, einen Moment! - wohl überlegten Antrag auf Misstrauen gegenüber der Frau StRin Brauner zum Ausdruck bringen. Sie und Ihre Fraktion versuchen nämlich pausenlos, uns zu unterstellen, dass wir irgendeinem Staatsbürger in diesem Land das Recht zum Streik verwehren wollen. (GR Harry Kopietz: Ihr Vorsitzender Finz macht es!)

Ich sage noch einmal klar und deutlich: Man kann über die Streiks zur Pensionsreform völlig unterschiedlicher Meinung sein, aber es muss jeder das Recht haben, das staatsbürgerlich verbriefte Recht, zu streiken. (GR Harry Kopietz: Sagen Sie das dem Finz!) - Moment! Das war nicht unser Ansatzpunkt. Wir kritisieren auch nicht die Feuerwehr dafür, dass sich ihre Mitarbeiter an einem Streik beteiligt haben. (Ruf bei der SPÖ: Doch!) Wir kritisieren allerdings die Feuerwehr und ihre Personalvertreter dafür, dass sie dabei zu Mitteln Zuflucht genommen haben, die einfach nicht korrekt gewesen sind. Und wir klagen Ihre Stadträtin – ich sage jetzt bewusst nicht "unsere Stadträtin", sondern "Ihre Stadträtin" von der SPÖ – an, weil sie diese Vorgehensweise nicht nur geduldet hat, sondern sie durch Zeitungskommentare sogar entschuldigt und gefördert hat. 

Weil Sie in Ihren Beiträgen immer argumentiert haben: Schaut euch doch die Bauern an, die sind auch mit Traktoren in der Stadt Wien vorgefahren, als sie gegen die Verkürzung ihrer Rechte demonstriert haben; da wird doch die Feuerwehr auch mit ihren Einsatzgeräten, mit ihren Löschgeräten vorfahren können und die sozusagen vorführen können!, muss ich sagen: Meine Damen und Herren, ich war am Anfang der Meinung, Sie täuschen nur vor, dass Sie den Unterschied nicht verstehen. Ich bin aber bei genauer Betrachtung - und ich habe Sie ja beobachtet und Ihnen aufmerksam zugehört - zur Auffassung gekommen, dass es noch viel schlimmer ist: Sie verstehen den Unterschied wirklich nicht. - Da ist ein himmelhoher Unterschied: Auf der einen Seite geht es ganz einfach darum, dass ich von meinen staatsbürgerlichen Rechten - auch als Feuerwehrmann - Gebrauch mache, gegen diese Pensionsreform zu demonstrieren. - Und ich finde an dieser Pensionsreform durchaus einiges sehr kritisierenswert! Ich zum Beispiel kritisiere an dieser Pensionsreform, dass sie nur diejenigen belastet, die noch nicht in Pension sind, dass nie davon die Rede war, dass auch diejenigen einen fairen Anteil an der notwendigen Reform und Belastung tragen müssen, die schon in Pension sind. Das ist mein größter Vorwurf gegenüber dieser Pensionsreform.

Aber das kritisieren wir nicht, dass Sie das alles bekämpfen - das ist auch parteipolitisch bedingt, das verstehe ich alles. Was Sie aber nicht verstehen wollen und auch nicht verstehen, ist, dass Sie hier eine Grenze überschritten haben, auch indem Sie diese Aktion verteidigen! Wenn Herr Kollege Hundstorfer dann noch entschuldigend sagt - nachdem es zuerst ganz anders gelautet hat -, es sei ja ohnedies nur Fa-Badeschaum gewesen (GR Franz Ekkamp: Aufklärend!), dann fällt mir dazu die Fa-Werbung ein: "How Fa will you go?" (Heiterkeit bei der ÖVP.) - Ich frage Sie wirklich: Wie weit wollen Sie gehen in der Bekämpfung eines politisch durchaus legitimen Anliegens? - Ich sage, Sie können so weit gehen, dass Sie die Rechtsstaatlichkeit peinlichst genau beobachten: Alles, was innerhalb der Rechtsstaatlichkeit ist, ist zu tolerieren - ob uns das passt oder nicht passt. Aber es ist nicht zu tolerieren, von keinem Mitglied einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft, dass die Rechtsstaatlichkeit in Gefahr kommt und dass sie sogar überschritten wird. Und ich bleibe dabei (GR Harry Kopietz: Das ist eine ungeheure Unterstellung!): Diese Aktion hat die Grenzen der Rechtsstaatlichkeit überschritten! (GR Harry Kopietz: Das ist eine Anmaßung ...!) Das Faktum, dass Herr Kollege Hundstorfer selbst schon entschuldigend sagt, es sei ja ohnedies nur Badeschaum gewesen, zeigt ja schon, welch schlechtes Gewissen dahinter steckt (ironische Heiterkeit bei der SPÖ), dass man plötzlich sagen muss, es sei nur Badeschaum gewesen! (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Da muss er selber schmunzeln!) – Nein, ich muss nicht schmunzeln! Ich muss absolut nicht schmunzeln! Ich sage Ihnen noch einmal: Es ist undiskutabel! 

Wenn Sie, Herr Kollege Schuster, hier davon gesprochen haben, dass es eine Schande für dieses Haus sei, dass die Österreichische Volkspartei hier einen Misstrauensantrag gestellt hat ... (GR Godwin Schuster: Nein, ich habe gesagt: dass ihr die Feuerwehr kriminalisiert! Und das hat er gemacht! – Ruf bei der ÖVP: Das stimmt nicht!) 

Wir haben der Feuerwehr überhaupt nicht ... - wir stellen ja keinen Misstrauensantrag gegen die Feuerwehr! Wir haben nie davon gesprochen, einen Misstrauensantrag gegen die Feuerwehr zu stellen, sondern wir haben einen Misstrauensantrag gegen Frau StRin Brauner gestellt, der von mir ... - auch wenn ich noch einmal sage: Ich habe nie den Ehrgeiz gehabt, ein "Sozialistenfresser" zu sein, und ich werde diesen Ehrgeiz auch in meinen letzten Monaten hier in diesem Haus nicht entwickeln. Ich habe mit Frau Kollegin Brauner manche Sträuße ausgefochten, aber wir haben korrekt und gut zusammengearbeitet. 

Ich sage Ihnen noch einmal, meine Damen und Herren: Zu viel läuft im Moment in dieser Stadt, aber auch – und auch das sage ich klar - in dieser Republik nur nach den Regeln ab: Wie kann ich meine persönliche Eitelkeit befriedigen? Oder: Wie kann ich Macht demonstrieren? - Ich sage das klar und deutlich. (GR Harry Kopietz: Sie meinen wohl Strasser, Schüssel und Grasser!) - Einen Moment! - Wir alle sollten einen Beitrag dazu leisten, dass wieder, gerade für Entscheidungsträger, das Thema und Motto des Verantwortungsgefühls für unser Gemeinwesen in den Vordergrund tritt. Die Aktion von Frau Brauner aber ist genau das nicht! Damit ist dieses Verantwortungsgefühl gegenüber diesem Gemeinwesen mit Füßen getreten worden – und dagegen wehren wir uns! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich sage daher auch klar und deutlich, Frau Brauner: Das war eine Fehlleistung von Ihnen, die Sie in dieser Funktion erbracht haben! 

Herr Kollege Schuster! Auch Sie haben sich demaskiert, wenn Sie plötzlich in die Defensive gehen müssen und sagen: Frau Brauner ist ja gar nicht für die Sicherheit zuständig! (GR Godwin Schuster: Sie ist es ja auch nicht!) – Ja, das ist schon klar, aber das ist ja schon eine Demaskierung, dass Sie darauf hinweisen müssen, dass der Innenminister für die Sicherheit zuständig ist. (GR Godwin Schuster: So ist es!) - Sie ist als Personalstadträtin für die Organe der Wiener Feuerwehr und der Rathauswache zuständig. (GR Godwin Schuster: Sagen Sie das einmal dem Kollegen Ulm!) Und als solche, in ihrer Verantwortung als Personalstadträtin (GR Godwin Schuster: Das wissen wir eh!), muss sie die Gesetze beachten, auch das Feuerwehrgesetz, oder wie immer das heißt - und da bin ich dem Herrn Kollegen Barnet sehr dankbar, dass er darauf hingewiesen hat -, wo genau geregelt ist, unter welchen Umständen die Feuerwehr ihre Geräte zur Verfügung stellen darf. Auch bei extensivster und gutwilligster Interpretation dieses Gesetzes fällt sicher nicht darunter, dass die Feuerwehr bei einem Streik mit ihren Wagen auffahren und dort, ich sage jetzt noch einmal, Badedas- oder, nein, Fa-Badeschaum aufspritzen darf. Das ist vom Feuerwehrgesetz nicht gedeckt! 

Es ist das Gesetz gebrochen worden, meine Damen und Herren (GR Harry Kopietz: So eine Verrücktheit!), und da gibt es nur eine einzige Konsequenz, nämlich das Misstrauen für die Stadträtin zu beantragen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Ulm. – Bitte. Es ist dies Ihre zweite Wortmeldung. Sie haben noch 24 Minuten Redezeit. 

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Kollege Schuster! Sie haben sich in einer weiteren Art und Weise demaskiert, nämlich insofern, als von Ihren Ausführungen zur Sicherheit in Wien praktisch nichts wahr ist. (Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) 

Nicht wahr ist insbesondere Ihre Darstellung, dass bei der Veranstaltung "Best of", die vor zirka zwei Wochen stattgefunden hat, der Innenminister die Zusammenarbeit mit der Gemeinde Wien ausgeschlagen hätte. Das Gegenteil ist wahr! (GR Godwin Schuster: Das habe ich nicht gesagt!) - Sie haben gesagt, er habe die ihm gereichte Hand nicht akzeptiert. Er sei nicht dazu bereit gewesen. (GR Franz Ekkamp: Das stimmt ja nicht!) Ja, schon. (GR Godwin Schuster: Da haben Sie nicht einmal zugehört! Lesen Sie das Protokoll!) 

Wahr ist vielmehr, dass der Innenminister zu Ihnen persönlich gesagt hat: Unabhängig von unterschiedlichen parteipolitischen Sichtweisen muss die Sicherheit selbstverständlich als übergeordnetes Gut gelten und müssen wir zusammenarbeiten, weil uns die Sicherheit in Wien wichtig ist. Da darf die parteipolitische Brille keine Rolle spielen, die Sicherheit ist herzustellen! - Nur damit diesbezüglich einmal alles klar ist, Herr Kollege. (GR Karlheinz Hora: Und was hat er gemacht? Und was ist die Praxis von Herrn Strasser?)
Zweiter Punkt: Die Anzahl der Bediensteten. Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, dass es zwar richtig ist, dass wir bei den Dienstposten Verringerungen zu verzeichnen haben, dass das allerdings darauf zurückzuführen ist, dass wir sehr viele Agenden abgegeben haben, überwiegend auch an die Gemeinde Wien - Sie wissen das (GR Godwin Schuster: Und das Personal ist gestrichen worden!) -: Meldewesen, Passwesen, Fundwesen, die Zulassung. Hunderte Beamte konnten hier eingespart werden! Hier konnte rationalisiert werden, hier konnte Bürokratie abgebaut werden. Damit ist es uns gelungen, mehr Beamte dorthin zu bringen, wo wir sie brauchen, nämlich auf die Straße. (Ruf bei der SPÖ: Wo?) Das können Sie jetzt argumentieren, wie Sie wollen. (GR Karlheinz Hora: Sagen Sie, wo sie sind!) 

Lassen Sie doch objektive Zahlen sprechen! Hören Sie mir doch bitte einen Moment zu! - Wir haben vom 1.1.2000 bis zum 1.1.2003 eine Erhöhung um 39 Beamte der Sicherheitswache im Außendienst. Wir haben per 1.1.2003, dem Innenminister sei Dank, nunmehr 4 276 Sicherheitswachebeamte im Außendienst. (GR Godwin Schuster: Wo sind die? Am Papier!) Die sind in den Bezirken, Herr Kollege! Das Wiener Gemeindegebiet besteht aus 23 Bezirken, und dort befinden sie sich auch! (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Nein, nicht in den 23 Bezirken! Das ist ein Irrtum! Am Papier!) 

Damit es für Sie noch leichter wird, das nachzuvollziehen, werden wir 2 000 Beamte im Sinne des Rayonbeamtensystems einsetzen, wo dann jeder Bürger seinen Sicherheitswachebeamten - auch Sie, Herr Kollege Schuster - persönlich kennen wird, damit er ganz sicher sein kann, dass sein Polizist im Grätzel, nämlich im Rayon, vorhanden ist. 

Seit dem Jahr 2000 wurden 502 Sicherheitswache-beamte in den Außendienst ausgemustert. Es befinden sich derzeit 177 Aspiranten in der Grundausbildung. 

Und jetzt noch ein Wort zur Kriminalpolizei: Es war sehr wichtig und sehr richtig, die Reform der Kriminalpolizei anzugehen. Mit den fünf Kriminalkommissariaten sind wir bereits viel effizienter und viel schlagkräftiger geworden. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – GR Godwin Schuster: Wissen Sie, wo die untergebracht sind?) - Ich kann es Ihnen wieder beweisen. (GR Godwin Schuster: Wo ist der Stützpunkt im 4. Bezirk, Kollege Ulm?) Sie regen sich furchtbar auf, aber die Zahlen habe ich "leider Gottes" auf meiner Seite. Ich vergleiche jetzt das Ergebnis der Kriminalpolizei im Jahr 2002 vor der Reform im September 2002 mit dem Ergebnis der Kriminalpolizei nach der Reform, nämlich im Oktober/November 2002, und sage Ihnen Folgendes: 

Nach der Reform konnte in nur drei Monaten - einem Zeitraum, der im Vergleich zu den neun Monaten davor nur ein Drittel davon ausmacht - die Kriminalpolizei, weil sie zusammengefasst natürlich in größeren Einheiten agieren kann (GR Godwin Schuster: Sie haben keine Ahnung von Ihrem Thema! Sie haben keine Ahnung!) und weil sie selbstverständlich spezialisierter agieren kann, doppelt so viele Verdächtige ausforschen und feststellen, nämlich über 300. Sie hat die doppelte Menge an Suchtmitteln feststellen können, nämlich über 40 Kilogramm harter Drogen, und sie hat die doppelte Menge an Drogengeldern beschlagnahmen können, nämlich mehr als 200 000 EUR. - Alles mit der Reform und dank der Reform!

Jetzt nenne ich Ihnen noch zwei Zahlen: Es ist uns in den ersten fünf Monaten dieses Jahres - auf Grund der ausgezeichneten Arbeit unserer Exekutive unter der Leitung eines ausgezeichneten Innenministers - gelungen, dass 791 Drogendealer in Wien verhaftet werden konnten – das sind um 261 mehr als im gesamten Vorjahr -, und es ist uns gelungen, 148 Kilogramm Cannabis sicherzustellen - das ist die achtfache Menge des Vorjahres. 

Daher: Lasst Zahlen sprechen, und man sieht ganz klar: Die bessere Sicherheitspolitik, die machen schon der Innenminister und die ÖVP - zum Glück für diese Stadt! (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Aber zum Glück nicht mehr lang!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir haben jetzt noch einige Wortmeldungen. Ich gehe bei ihrem Aufruf entsprechend Ihrer Reihenfolge vor. 

Als Nächste ist Frau GRin Tomsik zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Josefa Tomsik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Lieber Herr Dr Görg!

Ich habe in den 17 Jahren, die ich diesem Hause angehöre, noch keine einzige tatsächliche Berichtigung gemacht. Ich mache nun diese tatsächliche Berichtigung zu dem Ausspruch, den ich hier getan habe, dahingehend - es gibt dazu auch ein genaues Zitat -, dass manche Leute sich nicht vermehren sollten. 

Wenn Sie sich betroffen fühlen, tut es mir Leid. Das wollte ich eigentlich nicht. (GR Gerhard Pfeiffer: Von wem haben Sie geredet?) 

Dass Sie hier meinen, ich hätte die resche Art einer Hausbesorgerin, empfinde ich gar nicht als so negativ. Mir ist lieber, die resche Art einer Hausbesorgerin zu haben, als die heuchlerische Art so mancher anderen Politiker zu haben. (Ruf bei der ÖVP: ... Schuster!) 

Persönliche Eitelkeit und Machtdemonstration liegen mir nicht, eben weil ich die resche Art einer Hausbesorgerin habe. Dadurch habe ich auch keine Eitelkeiten zu verteidigen. 

Und wenn Sie hier von dieser Aktion sprechen, die die Wiener Feuerwehr berechtigterweise als Zeichen der Solidarisierung mit allen DienstnehmerInnen, die in Wien und in Österreich leben, gegen diese grausliche Einstellung der Bundesregierung durchgeführt hat, dann sage ich Ihnen im Sinne einer tatsächliche Berichtigung: Das war keine Aktion von Frau Mag Brauner, sondern das war eine Aktion der Feuerwehr! - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Präsident Hatzl. - Bitte schön.

GR Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Hoher Gemeinderat!

Ich bekenne mich durchaus zu dem Grundsatz, dass es das Recht jedes Einzelnen und ganz besonders jeder Fraktion ist, eine unterschiedliche Beurteilung von Sachvorgängen, von politischen Entscheidungen, von Handlungen und von Daten vorzunehmen. Das ist völlig in Ordnung. Es gehört im politischen Leben ganz einfach dazu, denn sonst wären wir ein Einheitsstaat, eine Einheitspartei oder eine Einheitsorganisation. Daher wundert es mich auch gar nicht, dass verschiedene Bereiche oder Anlässe auch anders beurteilt, diskutiert, verstanden und gesehen werden. 

Es ist daher auch nichts dagegen einzuwenden, wenn jemand in der Diskussion auftritt und die Haltung einnimmt, dass er sagt: Diese oder jene Aktion – sei es ein Streik oder eine politische Maßnahme oder eine öffentlichkeitswirksame Aktion - gefällt mir nicht, gegen die wehre ich mich vehement! - Das habe ich politisch zur Kenntnis zu nehmen und auch zu akzeptieren, solange es nicht in die Richtung geht, dass man damit etwas Besonderes beabsichtigt, nämlich jenen, die das getan haben oder die das politisch vertreten und verteidigen, etwas sehr Unlauteres zu unterstellen. 

Ich gehe noch einen Schritt weiter und sage, ich habe auch durchaus Verständnis dafür, dass es im Parlament eine Mehrheit gibt, die bestimmte Gesetze beschließt, die mir überhaupt nicht passen, weil diese politische Mehrheit eben bei der letzten Wahl möglich geworden ist. - Ich sage jetzt persönlich dazu: Damals hat man ja nicht angekündigt, dass man das so machen wird, und das war vielleicht auch ein Grund dafür, dass sich diese Mehrheit nochmals in dieser Form ergeben hat. - Aber das Parlament entscheidet und ist frei in seiner Entscheidung, und ich als Staatsbürger muss das, ob es mir passt oder nicht, zur Kenntnis nehmen. 

Aber ich lasse es mir umgekehrt als Staatsbürger nicht nehmen, eine Entscheidung vorher und auch nachher vehement zu bekämpfen, und ich werde auch nichts unversucht lassen - auch in den Folgewochen, -monaten oder -jahren, bis es zu einer Neuwahl kommt -, dafür zu sorgen, dass am Beispiel dieser Gesetze alles unternommen wird, damit eine solche Regierungsmehrheit vom Volk nicht mehr gewählt wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das ist das freie Recht der Beurteilung, auf das man sich sicherlich einigen kann. 

Ich wehre mich nur gegen eines - und ich habe mich deshalb jetzt auch eher spontan zum Wort gemeldet -: Ich lehne die Art und Weise - lassen Sie es mich so nennen - der "Ulm-Doktrin" ab, durch die man versucht - und das war eindeutig ein solcher Versuch, das ist nachlesbar -, politische Demonstration, gewerkschaftliche Demonstration oder politische Verantwortung oder Meinungsäußerung, auch von verantwortlichen Funktionären dieser Stadt, in den Bereich oder in die Nähe einer Kriminalistik zu bringen. Das halte ich für nicht vertretbar, das halte ich für unerhört, und hier gilt es ganz einfach die entsprechende Abgrenzung vorzunehmen.

Herr Ulm - und das gilt auch für manche Ihrer Parteikollegen -, wissen Sie, wir sollten aufpassen, nicht dorthin zu geraten, dass dann, wenn jemand sich über etwas empört zeigt, das als Majestätsbeleidigung gewertet und dann in den Bereich der Kriminalisierung gedrängt wird. Das ist eben eine "Majestätsbeleidigung" von Seiten der Feuerwehrler gegenüber dem Bundeskanzler gewesen. Mir hat sie gepasst. Aber wie immer man dazu auch stehen mag: Ich habe in diesem Zusammenhang nicht eine Spur von Kriminalisierung gesehen! - Da muss man also aufpassen, und das sollte man hier auch in diesem Zusammenhang klarstellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich darf auch zu den Ausführungen meines Vorredners Dr Görg etwas sagen: Ich sehe keine Grenzüberschreitung der amtsführenden Stadträtin in der Rechtsstruktur und in ihrer Aufgabe, und ich kann auch keine Gefahr der Verletzung des Rechtsstaats durch ihre Teilnahme an einer Veranstaltung sehen. Politische Mandatare - und Sie haben es in Ihrer Zeit als Vizebürgermeister auch nicht getan - geben mit der Amtsübernahme nicht ihre politische Gesinnung in der Rathausgarderobe ab! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe der GRe DDr Bernhard Görg und Dr Matthias Tschirf.)

Daher haben auch die Mandatare, die hier Verantwortung tragen, ein Recht darauf, sich politisch in der einen oder anderen Form zu bekennen, dabei zu sein, ihre Gesinnung zum Ausdruck zu bringen. Ich bin froh, dass wir Mandatare haben, die gesinnungsbewusst sind und nicht verwässern. (Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Das ist auch ein Grundsatz, den ich mir in diesem Zusammenhang wünsche. Für mich bestand überhaupt kein Zweifel, dass, als der Obmann der Wiener ÖVP ein Stadtrat war, er manche seiner Entscheidungen auch nach diesen Grundsätzen geprägt hat oder im Haus diese durchzusetzen versucht hat, so wie eben früher und jetzt Funktionäre der SPÖ als Stadträte, als Bürgermeister das Gleiche tun. (GR Johann Römer: Das ist doch nicht dasselbe!)

Daher: Tun wir nicht so scheinheilig, als ob wir das nicht in unserem Innersten hätten und nur nach irgendwelchen überparteilichen Argumenten argumentieren würden! Das steht in keiner Verfassung, das ist nicht unsere Aufgabe. Die Wähler haben politisch gewählt - in Wien ebenso wie die Regierung auf Bundesebene. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich sage Ihnen auch: Es ist nicht die Aufgabe der Stadt, der Stadtverwaltung, der Stadtregierung, in die Rechte der arbeitenden Menschen einzugreifen. Ich würde mich vehement dagegen wehren, wenn ein dahin gehender Versuch von jemandem von meiner Partei erfolgen würde, und ich kann mir das gar nicht vorstellen, dass man hier beim Streikrecht eine Leine ziehen würde, dass man beim Demonstrationsrecht von den Funktionären verlangen würde, vorher von ihnen zu erfahren, was sie zu tun beabsichtigen, und man ihnen dann gestatten würde, was sie tun dürfen. - Das ist ein ursprüngliches Recht, das in dieser Republik unter Blut der arbeitenden Menschen erkämpft wurde, und das werden Sie nicht wegreden oder wegregieren können! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich halte fest, dass die Verfassung sehr wohl eingehalten wurde. Für mich steht fest, dass auch die amtsf StRin Brauner in korrekter Art und Weise ihre Geschäfte führt. - Sie können es anders sehen. Das akzeptiere ich auch, das muss ich zur Kenntnis nehmen, auch wenn ich mich wundere - und das ist das Einzige, was ich jetzt ein bisschen spöttisch anzumerken versuche -, wie Sie ihr Ihr Vertrauen entziehen wollen, da Sie es ihr doch nicht einmal bei der Wahl gegeben haben! (GR Dr Matthias Tschirf: Nehmen Sie uns das Recht, das die Verfassung uns einräumt?) Unter diesem Gesichtspunkt ist es doch relativ schwer, jemandem das Vertrauen wegzunehmen, wenn man es ihm vorher gar nicht gegeben hat. Das ist auch eine Besonderheit, die mir in diesem Zusammenhang auffällt. (Beifall bei der SPÖ. – Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Aber ich sage nochmals: Es ist ein Verfassungsrecht, dass auch jene, die jemandem das Vertrauen nicht geben, in der Demokratie dazu aufrufen dürfen und können und sollen, dass man dieses Vertrauen entziehen soll. Wir nützen diese Möglichkeit im Parlament genauso, indem wir meinen, die ganze Bundesregierung gehört zu Recht davongejagt, weil sie es sich verdient hat! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich darf auch noch eine Bemerkung zu meinem Vorredner im Zusammenhang mit dem Thema Polizei und Sicherheit machen. Ich will mich da nicht groß verbreitern, sondern Ihnen, Herr Ulm, nur einen guten Ratschlag geben: Wenn alle Erfolge der Polizisten, die ihren Job hart, peinlich genau und fleißig versehen, eine Sache des Ministers und nur ihm und seinen Maßnahmen zu verdanken sind, dann bewegen Sie sich - und ich sage es gleich, ich sehe das nicht so - auf einem sehr schlüpfrigen Grund. Dann werden Sie nämlich möglicherweise akzeptieren müssen, dass jeder nicht aufgeklärte Mord, jeder nicht geklärte Einbruch oder Diebstahl auch auf das Konto Ihres Ministers geht. Hüten Sie sich daher vor einer solchen Argumentation - noch dazu, wo Sie vorher als Partei argumentiert haben: Wir reduzieren die Aufgaben und übertragen sie, damit die bisher bei der Polizei Beschäftigten dann den anderen Aufgaben nachkommen können. 

Wenn Sie von 39 Personen reden, dann sind das im Durchschnitt 1,5 Personen für jeden Bezirk. Ich bitte Sie: Machen Sie sich doch nicht lächerlich, indem Sie sagen, dass 1,5 Mitarbeiter mehr in jedem Bezirk bei der Polizei die Sicherheit entscheidend erhöhen! Eine solche Argumentation ist lächerlich, Herr Gemeinderat. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich sage Ihnen: Jeder Ihrer sechs Bezirksvorsteher würde Ihnen Ihre Argumentation widerlegen und würde Ihnen sagen, um wie viele jene Bediensteten, die tatsächlich ihre Aufgabe im Bezirk erfüllen, in den letzten drei Jahren weniger geworden sind. - Da wäre doch ein bisschen mehr Information von den eigenen Parteifreunden notwendig - uns brauchen Sie nicht zu glauben -, dann wäre auch Ihre Argumentation erfolgreicher. 

Meine Damen und Herren! Bleiben wir beim politischen Grundsatz. Beschäftigte, in diesem Falle auch Feuerwehrler, wehren sich – ich sage jetzt: mit Recht – gegen Gesetze, die lebensbedrohende Auswirkungen für die Zukunft haben. Es waren nicht nur die Feuerwehrler, sondern es waren Hunderttausende Menschen. Wenn Sie so überzeugt davon sind, dass dieses Gesetz solch ein Vorteil für die Bevölkerung ist, frage ich mich: Warum blockieren Sie dann eine Volksbefragung beziehungsweise eine Volksabstimmung über all diese Bereiche? Und warum gibt es dann sogar noch einen schaumgebremsten Nachschlag im Bundesrat von Seiten der freiheitlichen Fraktion, die dort nicht jenen Gesetzen zustimmen kann, die die eigenen Parteifreunde im Parlament mitbeschlossen haben? Sie haben es zwar nicht so gemacht, dass der Nationalrat noch einmal entscheiden muss, aber sie haben dokumentiert: Hier hat man unter Koalitionszwang einem Gesetz, das Herr Haupt ausgearbeitet und eingebracht hat, in diesem Zusammenhang zugestimmt, aber im Bundesrat versucht man eben, der Öffentlichkeit noch einmal zu signalisieren: Schaut her, in Wirklichkeit sind wir ohnedies ganz anders!

Egal, wie auch immer. Das gehört zur politischen Auseinandersetzung, das habe ich zu akzeptieren, das sollen wir akzeptieren. Nur: Wir sollen nicht jene kriminalisieren, die sich mit Recht ihrer Haut wehren, und schon gar nicht die Feuerwehrler, die nicht bedrohen - ich glaube nicht, dass es einen Einzigen gibt, der sich im ÖVP-Haus als Angestellter bedroht gefühlt hat von Menschen, die Leben retten! Das halte ich ganz einfach auch nicht für gerecht und für ehrlich, sondern das halte ich für ein bisschen stark übertrieben. Und das ist genau die Methode, gegen die wir uns wehren! 

Meine Damen und Herren! Sie können unsoziale Gesetze mit Ihrer Mehrheit im Parlament durchaus auch weiter beschließen. Sie können nur zum Glück eines nicht, denn da sind wir noch immer – und in Zukunft wahrscheinlich noch stärker – stark genug, Sie können die Verfassung und die Demokratie nicht so abändern, dass Sie Ihnen, Schwarz, passt. Und daher bleibt es auch in Zukunft dabei: Sie werden akzeptieren müssen, bei der Politik, die Sie betreiben, werden immer mehr und mehr Menschen dagegen auftreten und demonstrieren bis zum Zahltag am Wahltag, und viele solcher Demonstrationen werden möglicherweise auch vor der ÖVP-Zentrale stattfinden. 

Aber, meine Damen und Herren, eine Bedrohung daraus zu machen, die die Menschen lebensgefährlich bedroht, ist eine arge Überspitzung. Das ist in Wirklichkeit eine Beleidigung für vernünftige Menschen, die gegen Ihre Politik auftreten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR David Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!
Wir haben hier eine Diskussion, wie sie die ÖVP leider in den vergangenen Jahren schon öfter geführt hat. Der Herr Ulm, Gemeinderat der ÖVP, kommt heraus und spricht von Nötigung, von Freiheitsentzug, von Bedrohung, von Sachbeschädigung und kriminalisiert damit die Feuerwehr in einer Art und Weise, die wir GRÜNE entschiedenst von uns weisen müssen. 

Aber das hat natürlich Methode: Die ÖVP kriminalisiert alles, was nicht in das Weltbild passt, und wir als GRÜNE kennen das. Wir haben im Vorjahr gesehen, wie weit ein Herr Andreas Khol geht, wir haben im Vorjahr gesehen, wie weit die ÖVP rechts abgerutscht ist und bereit ist, alles, was irgendwo fortschrittliche Politik machen möchte in diesem Land, sozialere Politik machen möchte in diesem Land, zu kriminalisieren durch Abgeordnete, und in diesem Haus im Speziellen durch Herrn Ulm, den ich schon des Öfteren verdächtigt habe, einer anderen Fraktion anzugehören.

Die Zündler in dieser Republik, das ist nicht die Feuerwehr, denn die hat die gegenteilige Aufgabe, die Feuerwehr ist dazu da, die Bevölkerung zu schützen, die Zündler in dieser Republik, die sitzen in der ÖVP und in der FPÖ (GR Mag Hilmar Kabas: Ach so!), weil sie einen Kahlschlag (ironische Heiterkeit bei der FPÖ), einen sozialpolitischen Kahlschlag in diesem Land machen, und der Pensionsraub ist der bis jetzt unverfrorenste Akt diesbezüglich. Der Pensionsraub ist ein Anschlag auf die soziale Sicherheit in diesem Land, denn die beste Sicherheitspolitik ist nicht Polizei auf der Straße, die beste Sicherheitspolitik ist Sozialpolitik. Davon hat die ÖVP leider überhaupt keine Ahnung, und der Herr Ulm kann das Wort wahrscheinlich nicht einmal schreiben. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der SPÖ.)
Die Österreichische Volkspartei kommt da heraus und moralisiert durch die Gegend. Sie bringt einen Misstrauensantrag ein mit dubiosen und fadenscheinigen Argumenten, denen man nicht einmal folgen kann nur beim Zuhören, inhaltlich schon gar nicht. Aber das wirklich Hinterfotzige daran ist, dass diese ÖVP momentan im Nationalrat sitzt und einen verteidigt, der einen guten Grund hätte, zurückzutreten, das ist der Herr Minister Grasser. Ich weiß nicht, gehört der jetzt zur FPÖ, ruhendes FPÖ-Mitglied oder schon/noch nicht ÖVP-Mitglied, ich weiß es nicht, oder eine eigene Fraktion KHG, was auch immer (StR Johann Herzog: Informieren Sie sich!), aber dieser Herr hätte einen guten Grund zurückzutreten. Denn während er zuerst die Bevölkerung ausgesackelt hat – und wie reich der Herr Grasser ist, das kann man im "Format" und anderswo nachlesen –, hat er mehrere Akte gesetzt. Ich erwähne jetzt nur die Homepage, deren Finanzierung – jetzt sagen wir es so, dass wir nicht geklagt werden können – eine schlechte Optik – da verwende ich sogar noch Worte eines ehemaligen Parteikollegen vom Herrn Grasser selber – hat. Der hätte einen Misstrauensantrag verdient, der hätte sich einen einstimmigen Misstrauensantrag verdient. Aber was passiert dort? Das ist der ÖVP völlig egal. Völlig egal! Da gibt es keine Moral. Da gibt es keine Moral, weil das einer von ihnen ist. Völlig Wurscht.

Die StRin Brauner soll zurücktreten, weil sie etwas nicht verhindert hat. Sie hat nicht verhindert, dass demonstriert wird. Na ja, wenn man für alles zurücktreten muss, was man nicht verhindert hat, was jemand macht, müsste man sehr viel wissen. Der Herr Grasser müsste zurücktreten für etwas, was er aktiv getan hat. Das ist ganz etwas anderes.

Der Herr Strasser könnte auch noch zurücktreten für einen Haufen anderer Sachen, und die Bundesregierung insgesamt würde uns allen, bis auf das, dass wir einen neuerlichen Wahlkampf führen müssten, eine Freude machen, wenn sie morgen zurückträte, angesichts des Chaos, das gestern im Bundesrat und vorher bei fast jeder Nationalratssitzung geherrscht hat. (Beifall bei den GRÜNEN. – StR Johann Herzog: Wer kann denn noch zurücktreten?)
Ich sage es noch einmal: Die Wiener Feuerwehr ist zum Schutz der Bevölkerung da, und genau das hat sie getan. Sie hat, wie viele andere berufstätige Menschen, das Recht auf Demonstration genützt. Und dass es der ÖVP nicht passt, das mag schon sein. In manchen Ländern ist das Demonstrationsrecht sehr, sehr weit eingeschränkt, in Österreich ist es noch nicht so. Was weiß man, was alles noch von dieser Bundesregierung kommt. Ich hoffe, sie ist nicht mehr lange in Amt und Würden.

Ich bedanke mich bei der Feuerwehr, dass sie sich aktiv beteiligt hat beim Kampf gegen den Pensionsraub. Die Wiener GRÜNEN werden diesem Misstrauensantrag selbstverständlich nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Strache. – Bitte.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Damen und Herren!

Ich möchte vielleicht nur, weil jetzt die Diskussion doch noch ein bisschen weiter entbrannt ist, eines in Erinnerung rufen: Es gab einmal vor einiger Zeit einen freiheitlichen Bundesrat, der eine Angelobung als Bundesrat gehabt hat und damals in aller Freude für diesen würdigen Staatsakt in seiner Polizeiuniform dort hingekommen ist, um die Angelobung in aller Würde mit der Polizeiuniform zu begehen. Ich erinnere mich, wie die sozialistische Bundesrätin Karlsson damals in einer Art und Weise versucht hat, das zu skandalisieren und zu kriminalisieren, dass dieser Bundesrat Gausterer sich damals erlaubt hat, die Angelobung in Uniform über sich ergehen zu lassen.

Aber genau das ist diese Fadenscheinigkeit, die sich hier abspielt. Hier hat eine Demonstration stattgefunden, die legitim ist, auch Streiks sind legitim, aber ich habe nicht in der Uniform dort zu erscheinen. Das steht fest, und das sollte außer Streit stehen. (GRin Rosemarie Polkorab: Die Krankenschwestern dürfen das auch nicht?) Das ist das Fadenscheinige, das sich hier abspielt. Ich sollte auch nicht mit Dienstfahrzeugen auftreten und den Eindruck erwecken, das ist ein offizieller Einsatz. Ich sollte dort letztlich auch nicht mit offiziellen Materialien hantieren – zum Beispiel mit Schlagstöcken, oder scharfen Hunden bei der Polizei –, die bei einer Demonstration zum Einsatz kommen. Die habe ich nicht zu verwenden. 

Da müsste der verantwortliche Innenminister einschreiten, wenn Exekutivbeamte hergehen und sich vor der SPÖ-Zentrale in Uniform und letztlich mit ihren Hunden ohne Beißkorb dort aufstellen und demonstrieren. Dann wäre das genauso etwas, das nicht zu tolerieren ist, wie eben dieser Bereich, wo Grenzen überschritten worden sind. Das versuchen Sie immer wieder zu schmälern und kleinzureden, aber hier sind Grenzen überschritten worden. Das hat nichts mit dem freien Demonstrationsrecht, mit der Freiheit der Demonstration und mit dem Streikrecht zu tun. 

Das ist etwas, das Sie aber nicht verstehen wollen, und dafür hat nun einmal die StRin Brauner die Verantwortung zu tragen und niemand anderer. Deshalb auch dieser Antrag.

Kurz zur Sicherheitspolitik noch, weil Sie heute hier einen komplett anderen Ausschussbereich, den Sicherheitsbereich, so ausführlich behandelt haben. Besprechen wir auch, dass wir in Wien ein massives Problem im Bereich der Drogenkriminalität haben. Und da sage ich, da sind wir schon auch gesellschaftspolitisch gefordert, etwas zu verändern. Wenn wir gesellschaftspolitisch in diesen Bereichen nichts verändern, dann können wir nicht nur danach schreien, mehr Exekutive einzusetzen. Da müssen wir auch bei uns ansetzen, und auch Sie als Sozialdemokraten müssen einmal Ihre Gesellschaftspolitik in diesem Bereich hinterfragen, ob da nicht auch letztlich eine Ursache für die steigende Drogenproblematik in dieser Stadt liegt. Das sollte man auch kritisch hinterfragen. Mehr möchte ich dazu gar nicht sagen.

Wenn der Herr GR Ellensohn zum Abschluss hier herauskommt und in seiner gewohnt „sachlichen Art und Weise“ wieder alle möglichen Herrschaften hier in diesem Haus angekübelt, soll es recht sein. Sie können so weitermachen mit dieser Ankübelung, von Zündlern reden, von Grausigkeiten reden. Ich denke, Sie sind der beste Beweis dafür, dass Sie nicht ernst zu nehmen sind, Sie sind der beste Beweis dafür, dass oftmals der Brandstifter selbst "Hilfe" schreit und anderen die Brandstiftung unterstellt, Sie sind der Beweis als Abgeordneter, der sich ja schon mehrfach bei gewalttätigen Demonstrationen aufgehalten hat, wo halt Pflastersteinwerfer vorhanden waren, sich aber nicht davon distanziert hat. Ich denke, Sie können sich hier nicht als Moralapostel gerieren und hier Moral vorspielen (Ruf bei den Grünen: Was heißt denn das?), wenn Sie es selbst nicht vorleben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Dr. Tschirf. – Bitte schön.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Worum es geht, ist, dass Sie nicht unterscheiden können zwischen dem legitimen Demonstrationsrecht und dem, was sich bei Demonstrationen dann abspielt. Was Sie vor allem auch nicht unterscheiden können – und da unterscheiden wir uns von Ihnen –, ist, wie man einerseits mit Mehrheitsfindungen umgeht und andererseits das akzeptiert, was die Mehrheit beschlossen hat. 

Wir haben die Frau StRin Brauner nicht gewählt, es war für uns aber selbstverständlich, dass wir von dem Zeitpunkt der Wahl an sie in diesen Funktionen voll akzeptiert haben. Wir haben nicht immer so wie Sie von einem zufälligen Wahlergebnis oder Ähnlichem gesprochen (GRin Mag Sonja Wehsely: Das ist auch schwer möglich bei dem Wahlergebnis der ÖVP in Wien!), daher haben wir auch die Legitimation, das zu tun, was in der Bundesverfassung und auch in der Verfassung der Stadt Wien drinnen steht, nämlich bei einem Fehlverhalten die Abberufung zu verlangen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Frau StRin Brauner hat einen Amtseid geleistet, einen Amtseid auf die Buchstaben und den Geist der Verfassung eines demokratischen Österreichs und eines demokratischen Wiens. Und dazu gehört auch, dass man parteipolitisches Kalkül nicht höher stellt als objektive Amtsführung. Das heißt nicht, dass man seine Gesinnung irgendwie verleugnen soll, sondern es geht hier um eine objektive und rechtsstaatliche Amtsführung, es geht um politisches Verantwortungsbewusstsein, und das haben wir als gewählte Mandatare hier und jetzt und immer einzufordern. 

In diesem Sinne bitte ich alle, unserem Antrag, der wohlüberlegt ist, nämlich dem Antrag, der Frau StRin Brauner das Vertrauen zu entziehen, zuzustimmen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Franz Ekkamp: Nein, sicher nicht!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet: Dottore Madejski. – Bitte. (Ruf: Wieso?) Na ja, wir haben noch eine gewisse Entwicklung in der Rednerliste, aber sie ist endlich.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Herr Präsident Hatzl hat mich natürlich motiviert, hier schon eine Antwort zu geben, denn ich habe es wirklich nicht von Ihnen erwartet, Herr Präsident, dass Sie die Verfassung, die Demokratie und den Staat so verhöhnen, wie Sie es hier gemacht haben. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Wo hat er das gemacht?) Das zeigt Ihr demokratisches Verständnis. 

Wenn Sie nämlich sagen, eine gewählte Regierung gehört davongejagt, dann mögen Sie das in der Sektion in Simmering sagen, mag sein, bei einer Wahlveranstaltung, ist Ihnen freigestellt, aber das hier im Wiener Gemeinderat zu sagen, ist eine Ungeheuerlichkeit. Sie können sie abwählen, das können Sie machen, das ist Ihnen nicht gelungen, aber eine gewählte Regierung verjagen, das erinnert mich an andere Zeiten. Dass Sie das hier sagen, ist wirklich ungeheuerlich. (Beifall bei der FPÖ und bei Gemeinderäten der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zur Feuerwehr – ich wollte mich wirklich nicht zu Wort melden, aber Sie haben mich motiviert – und zu dem Streik. Ja, meine Damen und Herren, dieser Streik war natürlich im Bewusstsein vieler Menschen, die Angst gehabt haben um ihre Pension, die Angst gehabt haben, dass sie manches, was sie geglaubt haben, sich erarbeitet zu haben, nicht bekommen, durchaus legitim. Wenn aber Zwang ausgeübt wird, meine Damen und Herren, Zwang auf Demonstranten, dass sie unbedingt demonstrieren müssen, weil sie sonst unter Umständen den Job verlieren, weil sie unter Umständen die Ausbildung nicht weitermachen können, das ist skandalös. 

Es hat in Wiener Krankenhäusern Anrufe von der Personalvertretung, von den Direktorinnen der Schwesternschüler gegeben, die müssen zur Demonstration. Wissen Sie, was passiert ist? Die wollten gar nicht, die haben gehen müssen, und andere Arbeitnehmer haben Überstunden machen müssen, damit sie die Dienste der Schwesternschüler abdecken. Das ist skandalös! 

Und ich bin mir gar nicht sicher, ob nicht bei der Feuerwehr Ähnliches passiert ist. Aber jetzt sage ich vielen Hunderten Feuerwehrleuten und auch der Rathauswache und allen Beteiligten Dank, dass sie zu diesem Zeitpunkt, wo 20 oder 25 pensionierte Personalvertreter oder sonstige Feuerwehrleute dort den Schaum aufgespritzt haben – ob das Fa, Fewa oder sonst was war – Dienst gemacht haben, dass sie in Bereitschaft geblieben sind und sich nicht anstecken haben lassen von denen, die demonstriert haben. 

Was war denn das in Wirklichkeit? Es geht um das Prinzip. Hunderte haben Bereitschaft gehabt, haben nicht demonstriert, die anderen 20 oder 25 haben den Schaum aufgespritzt. 

Meine Damen und Herren! Als Letztes: Sie sagen, wir können das Wort "Sozialpolitik" nicht in den Mund nehmen. Entschuldigen, denken Sie einmal nach, was haben denn Sie in Ihrer Regierung für eine Sozialpolitik gemacht? Wer hat denn den Herrn Stronach erfunden in Österreich? Waren das nicht der Herr Streicher und der Herr Vranitzky? War das nicht jener Herr Stronach, dem man als erstes die Steyr-Werke übergeben hat um ganz wenig Geld, der jetzt die VOEST aufkaufen wollte, der ganz Österreich aufkaufen wollte, der Ihren Parteigenossen Schnabl heute in den Sicherheitsdienst aufgenommen hat, der ganz Österreich aufkaufen will, der von Sozialpolitik keine Ahnung hat? Ich bin froh, dass gestern der Finanzminister gesagt hat – und ich werde ihn auch beim Wort nehmen –, dass der Stronach das nicht bekommt. (GR Mag Christoph Chorherr: Wo kommt er denn her, der Herr Finanzminister?) 

Abschließend: Herr Kollege Ellensohn, auf Grund Ihrer Wortmeldung ist mir klar, warum Sie abgewählt worden sind. Sie sind nicht einmal für die linken Grünen tragbar im Wiener Vorstand. (GR Günter Kenesei: Er war nie im Vorstand!) Das freut mich wirklich, dass Sie abgewählt worden sind. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Eine Wortmeldung ergibt die andere. Herr GR Kopietz, bitte schön. (GR Mag Christoph Chorherr: Erklär Ihnen, woher der Grasser kommt!)

GR Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine Damen und Herren! Frau Stadträtin! Herr Vorsitzender! Liebe Kollegen auf der Galerie! An und für sich wollte ich mich nicht zum Wort melden, weil die Frau Stadträtin sicherlich das Geeignete, das Richtige in ihrer Wortmeldung bringen wird, denn sie kennt die Feuerwehr, sie unterstützt die Feuerwehr, und es ist ihr eigentlich nicht beizuspringen mit Wortmeldung zum Thema Feuerwehr. 

Aber die meisten von Ihnen, meine Damen und Herren, werden wissen, dass ich mit stolzerfüllter Brust diesem Berufsstand angehöre und alles darangesetzt habe, auch Feuerwehrmann zu bleiben, weil es ein ganz hervorragender Beruf ist, weil man Menschen helfen kann. Das ist auch eine der größten Triebfedern, die uns Feuerwehrbeamte antreibt, in Situationen hineinzugehen, wo die anderen Professionisten mit Recht davon laufen. Dann kommen wir erst hin. Niemand in unserem Land, niemand in unserer Stadt hat Angst vor Feuerwehrmännern. Ganz im Gegenteil! Sie haben Angst vor Freiheitlichen und vor schwarzen Funktionären, aber nicht vor Feuerwehrmännern. (Beifall bei der SPÖ. – Ironische Heiterkeit und lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ. – GR Johann Römer: Aber Herr Kollege! – GR Mag Hilmar Kabas: Als Akademiker solltest du ein bisschen das Niveau heben!) 

Ich weiß nicht, ob ich befugt bin, im Namen meiner Kollegen zu sprechen, aber ich bin mir sicher, ich kann es nicht nur im Namen der anwesenden Vertrauenspersonen, die schon auf Nadeln sitzen, um auf die Dienststellen zurückzukehren, sondern auch der Kollegen, die dort schon sehr, sehr auf die Berichterstattung warten. Denn, lieber Kollege Madejski, diese Polemik, es waren nur 20, 25, die anderen waren gar nicht dabei, diese Polemik ist gut, diese Polemik kommt nur rückwärts – jetzt sage ich nicht, wo – heraus. (GR Heinz-Christian Strache: Aber Herr Professor! Aber Herr Professor!)
Wenn Sie es wissen wollen: Es eint uns sehr viel. Der Kollege Madejski hat ein Fest auf der Donauinsel organisiert. Das war lange vor den Inselfesten, nur war es ein Flop, aber es war in Ordnung. Also da sind wir ja nahezu Kollegen. 

Lieber Kollege Madejski! Wollen Sie haben, das 16 000 Feuerwehrler vor Ihrer Tür stehen? (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Ist das eine Drohung?) Es wäre nicht schwierig, wir haben alle Hände voll zu tun, die Kollegen zurückzuhalten, denn es wollten alle an und für sich an dieser einsatzübungsmäßigen Demonstration teilnehmen. (Lebhafte Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ. – StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Was war das jetzt?) 

Wissen Sie, wovor ich mich fürchte? Ich fürchte mich davor – es wird zwar nie eintreten –, wenn Sie einmal, Sie meine Damen und Herren von der ÖVP/FPÖ-Einheitspartei (GR Günther Barnet hält ein "profil" in die Höhe, auf dessen Titelblatt "Die Stunde der Wahrheit im Land der Lügen" steht) – die "Stunde der Wahrheit"; ich habe leider nur 20 Minuten, aber die Stunde der Wahrheit ist momentan da –, wenn Sie die Macht in dieser Stadt hätten. Dann würden Sie all jene, die an Demonstrationen teilnehmen, mit disziplinären Maßnahmen ... (GR Johann Römer: Das kann die SPÖ viel besser! – Weitere Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Na sicherlich, Sie haben es ja heute auch gesagt und angekündigt. Der Kollege Ulm spricht von Nötigung, von Freiheitsberaubung. Das sind Strafhandlungen, meine Damen und Herren. Ich warte noch auf die Rücknahme dieser Anschuldigung, denn an und für sich müssten Sie die Anzeige machen, allein schon von Ihrem Beruf her. Ich bin schon gespannt, ich bin neugierig, ob Sie Ihrer Pflicht als Staatsbürger nachkommen hinsichtlich dessen, was Sie heute hier behauptet haben. Ich werde das nicht aus den Augen verlieren. Keine Angst!

Was mich noch unsicher macht und was mir Angst macht, meine Damen und Herren, ist diese unsägliche Gläubigkeit an die Montur, dieses Machtgefühl, das Sie offensichtlich haben, wenn Sie vielleicht Ihre Uniformen tragen, dieser Reiz der Montur, dieses Ausleben der Machtfülle, dem Sie momentan gerade in der Regierung frönen. Nützen Sie noch die Zeit, es wird nicht mehr lange möglich sein, dieses Machtgefühl auszuleben. (Heiterkeit bei der SPÖ.)

Nur eines sage ich Ihnen: Wir Feuerwehrmänner und -frauen haben diese Gläubigkeit an die Uniform in diesem Sinne nicht, wie Sie es interpretieren und ausleben. Das ist für uns nichts anderes als eine Arbeitskleidung. Und ich habe noch nie erfahren, dass ein ÖVP/FPÖler sich aufgeregt hat, wenn ein Bauer in seiner Uniform unterwegs war, um seine Rechte zu vertreten, wenn ein Anwalt im Anzug unterwegs war, um seine Rechte zu vertreten, wenn Schwerstern und Ärzte im weißen Kleid unterwegs waren, um ihre Rechte zu vertreten. (GR Heinz-Christian Strache: Das ist ein Niveau!) Wir nehmen das zur Kenntnis, aber wir Feuerwehrmänner nehmen uns auch das Recht heraus, wenn es um uns geht, unsere Arbeitskleidung zu verwenden, um unser Recht zu vertreten. Da können Sie machen, was Sie wollen, wir werden das auch in Zukunft tun (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) Es ist rechtens, da können Sie Gift drauf nehmen. Ich bitte Sie sogar darum.

Es wurde schon gesagt, dass auch das entlehnte Geräte rechtens entlehnt wurde und bezahlt wurde. Da geben wir uns keine Blöße. Da können Sie schon sicher sein. Aber wie gesagt, Sie können ja Gift drauf nehmen.

Ich habe an und für sich erwartet, bei der Aktion vor der Löwel... (Heiterkeit bei der FPÖ. – GR Heinz-Christian Strache: Ja, da gehören Sie hin!) Ich komm schon darauf zurück. Polizeibeamte sind Anfang der neunziger Jahre – und ich sage, mit Recht – auf die Straße gegangen. Sie sind auch in der Löwelstraße gegangen, vor meinem Büro. Ich habe vor den Hunderten Polizeibeamten keine Angst gehabt, bin runtergegangen, habe mich der Diskussion gestellt, und sie waren sehr froh darüber. Ich bin überzeugt davon, dass, wenn ÖVP-Funktionäre hinuntergekommen wären, auch ein Gespräch stattgefunden hätte. Das haben Sie nicht gemacht, aber nicht, weil die Füße vielleicht nass geworden wären, denn im Eingangsbereich am Gehsteig war gar nichts, meine Damen und Herren. Es war nur auf die Straße gespritzt worden mit biologischen Mitteln, sodass sie jetzt reiner ist als vorher. 

Aber eines möchte ich schon auch noch zitieren, und das sind Sie, meine Damen und Herren. Wir, die Sozialdemokratie in Wien mit Unterstützung auch der Grünen, dessen bin ich mir sicher, werden verhindern, dass in Wien so etwas passiert wie das, was Sie auf Bundesebene machen. (Zwischenruf des GR Walter Strobl.) Ja, schrei dazwischen, bitte. Was ab der dritten Reihe da hinten gesagt wird, ist ja eigentlich Wurscht. Mich wundert nur, dass der Klubobmann Tschirf den Kollegen Exklubobmann nicht ein bisschen in der Hand und im Griff hat, dass das passiert. (GR Dr Herbert Madejski: Bei euch sitzen mehr in der dritten Reihe!) 

Am 3. Juni 2003 hat das Bundesministerium für Finanzen die Ressortleitung mit dem Betreff: "Dienstpflichten, gewerkschaftlicher Aktionstag 3. Juni 2003" folgendes Schreiben an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter herausgeben – ich lese nicht alles vor, nur die wichtigsten Passagen –: "Sehr geehrte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter! Am 3. Juni 2003 findet ein von der Gewerkschaft beschlossener Aktionstag statt. ... Wir haben darüber hinaus die Dienstvorgesetzten ersucht, auf die Arbeitserledigung im Einzelfall zu achten und die Bediensteten ausdrücklich zur Arbeitsleistung anzuhalten." 

Was das bedeutet, brauchen wir nicht zu erläutern, das sind ganz einfach Repressalien gegen ein demokratisch legitimiertes Recht, das Mitarbeiter ausüben können. 

Weil das Schreiben offensichtlich doch missinterpretiert hätte werden können, weil es doch ein bisschen so abgefasst war, dass es nicht gleich zu einem großen Aufschrei kam, gab es dann noch einen Nachtrag, der lautet: "... Im Nachtrag zum heutigen Rundschreiben aus der Ressortleitung ist nochmals festzuhalten ..., dass davon ausgegangen wird, dass die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ihren dienstlichen Verpflichtungen ungeachtet des Streikaufrufes entsprechen. Im Interesse eines funktionierenden Dienstbetriebes sind jene Dienstnehmer, die trotzdem am Streik teilnehmen, in den Dienststellen namentlich zu erfassen." (GR Johann Hatzl: Eine schwarze Liste!)

Repressalien ausüben, meine Damen und Herren – das sind Sie, die ÖVP und die FPÖ! (Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Ja, Grasser war einmal bei der FPÖ, aber der ÖVP-Obmann – auch wenn Sie versucht haben, noch so kluge Worte hier zu finden, Herr Kollege –, Ihr Vorsitzender heißt Finz, und der unterschreibt diese Dinge. Und so ist auch die ÖVP in Wien zu betrachten. (GR Franz Ekkamp: Sehr demokratisch!) Ja, das ist Demokratie!

Da gibt es noch eine Dienstanweisung zur Kenntnisnahme vom 16.6.2003. Sie stammt von der Bundespolizeidirektion, Büro für Organisation, Werbung, Controlling und interne Revision. Da heißt es – ich zitiere daraus –: "Die Verteilung von Druckwerken in Amtsgebäuden der Bundespolizeidirektion Wien von gewerkschaftlichen Fraktionen und dergleichen bedarf der Genehmigung der Polizeivizepräsidenten." Ja, was heißt denn das? Genehmigung kommt von "genehm", und genau das steht da drinnen, meinen Damen und Herren. Diese Form von Demokratie lassen wir uns nicht gefallen!

Und eines sage ich Ihnen auch noch: Den, der Feuerwehrbeamte zwingen kann, irgendetwas zu tun, den würde ich gern kennen lernen. – Ich danke recht herzlich für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ. – Lebhafte Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, jetzt haben wir noch eine tatsächliche Berichtigung des GR Ellensohn. Redezeit: 3 Minuten.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich gehe nicht gerne hier heraus zum regelmäßigen Berichtigen, was die FPÖ falsch sagt, denn da müsste ich ständig da herumkreiseln, das wäre mir zu viel Arbeit, ob der vielen inhaltlichen Fehler, aber jetzt waren es zwei hintereinander und jetzt nütze ich halt wieder einmal die Gelegenheit. 

Der Herr Madejski hat gemeint, ich bin von irgendetwas abgewählt worden. Nachdem ich in den letzten zwei Jahren für nichts kandidiert habe, glaube ich, dass das so gut recherchiert war, wie viele andere Dinge, die die FPÖ hier behauptet, nämlich überhaupt nicht. Es ist schlicht und einfach falsch. (GR Heinz-Christian Strache: Bist du im Vorstand?)

Punkt 2 – müsste man normal auch sagen, es ist fad, das schon wieder zu sagen –: Der Herr Strache versucht schon wieder, mit einem Wortspiel ein bisschen zu kriminalisieren, etwas irgendwo in die Nähe zu bringen. Mein Akt betreffend Gewaltakte war stets und ist noch immer leer. Bei mir gibt es einfach keine einzige Strafanzeige, ich war noch nie vor Gericht, ich habe noch nie falsch geparkt, ich bin noch nie zu schnell mit dem Auto gefahren, ich bin noch nie alkoholisiert aufgehalten worden und und und. Ich glaube nicht, wenn die gesamte FPÖ-Riege da herausgeht, dass sie das in dieser Deutlichkeit für sich selber auch sagen kann. (Lebhafte Heiterkeit und Beifall bei den Grünen und der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Es liegt mir nur mehr eine einzige Wortmeldung vor: Frau amtsführende Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich werde zu Beginn sehr kurz auf die wenigen inhaltlichen Wortmeldungen zu meinem Ressort eingehen und dann natürlich Stellung nehmen zu dieser Diskussion über die Aktion der Feuerwehr.

Zur Integrationspolitik. Ich freue mich über die kritischen, aber auch lobenden Worte, die es zu den Entwicklungen in der Integrationspolitik, bei dem Antidiskriminierungsgesetz und im Bereich des Diversity Managing gegeben hat. Es stimmt, dass natürlich noch viel zu tun ist. Hier die richtigen Instrumente zu schaffen, war und ist Ziel dieser Umstrukturierung. Gerade die Frage der Qualifizierung von Zuwanderern und Zuwanderinnen ist ein wichtiger Punkt. Es gibt aber hier auch schon Maßnahmen. Ich darf nur erinnern an die Bildungsdrehscheibe im 2. und 20. Bezirk, die wir vor kurzem eröffnet haben.

Eine Bemerkung zur Frage der Finanzierung. Ich möchte mich dagegen verwehren, dass man sagt – und das gilt sowohl für die Integrationspolitik als auch für die Frauenpolitik –, nur jene Summen, die aufscheinen unter Integrationsfonds oder später unter Integrationsabteilung, oder jene Summen, die aufscheinen unter der Frauenabteilung, sind Gelder, die für diese beiden wichtigen Maßnahmen und Ziele eingesetzt werden. Da ist natürlich noch sehr viel mehr. 

Ich darf nur daran erinnern, was zum Beispiel im Bereich der Integrationspolitik alles Vorbildliches in den Wiener Schulen passiert. Ich würde mich dagegen verwehren zu sagen, dieses Geld geben wir für Kinder mit österreichischer Staatsbürgerschaft aus, dieses Geld für Kinder mit nichtösterreichischer Staatsbürgerschaft, wir geben das Geld für Wiener Kinder aus. Und das ist gut so, und das sind sehr erfolgreiche Maßnahmen. 

Genauso gibt es natürlich sehr viel finanziellen Aufwand, den wir zum Beispiel im ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds ausgeben, der besonders Frauen zugute kommt. Auch diese Summe müsste natürlich mit berücksichtigt werden. 

Es ist wenig über Frauenpolitik diskutiert worden. Das tut mir Leid, wir werden es bei anderer Gelegenheit vielleicht nachholen können. Ich möchte aber schon auch einige Bemerkungen zum Stil der Debatte machen. Wenn zur dritten Reihe, die sich jetzt gerade ein wenig leert, schon zitiert und angesprochen wurde, dass hier doch sehr stark, gerade wenn Frauen sich zu Wort melden, mit aggressiven und abfälligen Zwischenbemerkungen gearbeitet wird, so muss ich das leider bestätigen, denn ich sehe das hier auch sehr deutlich und sehe es nicht zum ersten Mal. Ich finde das absolut nicht in Ordnung und möchte das auch auf das Schärfste zurückweisen. Das hat nichts mit Gleichbehandlung oder Nichtgleichbehandlung zu tun, sondern das hat offensichtlich mit Vorurteilen zu tun und damit, wie man selber in der Lage ist, mit kritischen, selbstbewussten und noch dazu jungen attraktiven Frauen umzugehen. 

In dem Zusammenhang, Herr Prochaska, darf ich Ihnen sagen, die Frau Kollegin, die gesprochen hat und an deren Namen Sie sich nicht erinnern konnten, heißt Frau GRin Sonja Kato, und ich würde Ihnen raten, sich diesen Namen zu merken. Sie werden ihn noch öfter hören. (Beifall bei der SPÖ. – GR Johannes Prochaska: Was hat die Kollegin getan?)
Zur Integrationspolitik. Ich denke, dass die Kritik, die hier an der Auflösung des Wiener Integrationsfonds gekommen ist, natürlich völlig aus dem Zusammenhang gerissen war. Es sind an der ÖVP im Allgemeinen und an Herrn Ulm im Besonderen sämtliche Diskussionen und Entwicklungsprozesse, die sich in der integrations-
politischen Szene abspielen, vorbeigegangen. Es ist die Studie – was mir Leid tut, denn sie ist noch von Herrn DDr Görg in Auftrag gegeben worden –, die jetzt eine wichtige Grundlage, wenn nicht die wichtige Grundlage für diese Entscheidung zum Thema "Diversitätspolitik in Europa" bildet, offensichtlich an Ihnen vorbeigegangen. Sie haben das alles nicht gelesen, das bedaure ich, aber ich bin froh, dass die Betroffenen diese Weiterentwicklung als etwas sehr Positives sehen.

Aber es ist auch vieles andere an Ihnen, meine Damen und Herren von der ÖVP, vorbeigegangen. Wenn hier Herr Dr Ulm, der Mitglied des Personalausschusses ist, sagt, die Pensionsreform 1997 wurde von der Gemeinde Wien nicht nachvollzogen, dann finde ich das sehr bedauerlich, denn das ist ein Mindestmaß, dass Sie eigentlich wissen sollten, dass das selbstverständlich sehr wohl der Fall ist. 

Was die Stadt Wien nicht getan hat, ist, die Pensionsreform 2000 nachzuvollziehen, weil wir der Meinung sind, sie war verfassungswidrig, und wir vollziehen nichts nach, was wir für verfassungswidrig halten. 

Genauso wenig, wie Sie mit diesem Argument der Harmonisierung hier etwas erreichen werden. Denn Harmonisierung per se ist noch gar nichts. Zuerst eine ganz, ganz schlechte, gegen die Interessen der Menschen gerichtete Reform zu machen und dann zu verlangen, auf dieses schlechte, niedrige Niveau zu harmonisieren, das werden wir sicher nicht machen. (Beifall bei der SPÖ.)
Auch die Diskussion, die es zum Thema Spracherwerb gegeben hat, war eine sehr kurze. Es wurde kritisiert, dass es nach wie vor zu viele Menschen gibt, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind. Sie haben über alles gesprochen, nur nicht über das, was auf der Hand liegt, nämlich den absoluten Misserfolg des so genannten Integrationsvertrages von Herrn Bundes-minister Strasser. Das kann man nachweisen, doch diese Zahlen hören Sie nicht gerne, weil sie Ihnen peinlich und unangenehm sind, weil sie der ganz klare nachzählbare Beweis für den Misserfolg sind. 

Das Strasser'sche Konzept des Drucks, des Zwangs und des Angstmachens den Leuten gegenüber hat 25 Menschen dazu gebracht, die deutsche Sprache zu erlernen. Der Wiener Weg hat allein im letzten Jahr 3 290 Menschen dazu gebracht, die Sprache zu erlernen. Das ist reale Integrationspolitik. Für die stehe ich und zu der stehe ich, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich habe Ihnen den Bericht mitgebracht. Sie haben heute bewiesen, dass Sie offensichtlich nichts lesen, was man Ihnen zuschickt, aber trotzdem, ich gebe die Hoffnung nicht auf, Sie können das nachlesen, ebenso die anderen Berichte, die beweisen, dass Zehntausende Zuwanderer und Zuwanderinnen mit unserem Wiener Weg in den vergangenen Jahren erfolgreich Deutsch gelernt haben, dank der erfolgreichen Arbeit des Wiener Integrationsfonds unter der Leitung des Geschäftsführers Hannes Seitner. 

Es ist kein Zufall, dass der Wiener Integrationsfonds für diese Sprachoffensive auch das Europasiegel für innovative Sprachprojekte verliehen bekommen hat als eine Ehrenauszeichnung, die im Übrigen von der Bundesministerin Gehrer verliehen wurde. Ich denke, das ist ein Beweis dafür, dass hier sehr, sehr gut gearbeitet wird. Dafür bedanke ich mich bei den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des Integrationsfonds und besonders auch bei dem Geschäftsführer Hannes Seitner. (Beifall bei der SPÖ.)
Zur Diskussion über die Aktion der Wiener Berufsfeuerwehr. 

Sehr geehrte Damen und Herren von der ÖVP und auch von FPÖ! Sie inszenieren hier ein absurdes Spektakel, bauen eine Popanz auf, der der Realität überhaupt nicht entspricht, stellen skandalöse Behauptungen auf wie jene, dass irgendjemand der Personalvertretung der Wiener Berufsfeuerwehr irgendjemand bedroht hätte oder dass hier in irgendeiner Art und Weise Maßnahmen gesetzt wurden, die nicht korrekt gewesen wären. Und das entspricht überhaupt nicht den Tatsachen. 

Was Sie mit diesem absurden Spektakel wollen, liegt aber offensichtlich auf der Hand. Sie wollen ablenken von Ihrer absoluten inhaltlichen Ahnungslosigkeit, Sie wollen ablenken von der menschenfeindlichen Politik der Bundesregierung, und Sie wollen ablenken von Ihrem mangelnden Demokratieverständnis à la Finz, wie mein Kollege Kopietz vorher schon genau analysiert hat. (Beifall bei der SPÖ.)
Was ist denn wirklich passiert bei dieser Aktion? Was ist denn wirklich wahr von all dem, was Sie hier erfunden haben, übertrieben haben, an den Haaren herbeigezogen haben, falsche Dinge behauptet haben? Es wurde schon klar gesagt, die Wiener Feuerwehr ist kein Wachkörper, und vor allem – und das ist der größte Skandal, denn das kann ich Ihnen nicht einmal beim besten Willen abnehmen, dass Sie es nicht wissen –: Wie können Sie denn behaupten, die Wiener Feuerwehr wäre bewaffnet? Es wäre dort jemand bedroht worden durch Waffen. Das ist doch eine völlig absurde Behauptung und eine wirkliche Frechheit gegenüber den Kollegen und Kolleginnen der Feuerwehr und ihrer demokratischen Aktion. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Das hat ja niemand gesagt!)
Genauso ist es völlig falsch, was Sie zitiert haben. Kollege Barnet hat gesagt, diese Analyse des Feuerwehrgesetzes wäre Grundlage für sein Abstimmungsverhalten. Dann sollten Sie es noch einmal überlegen. Es ist selbstverständlich für jeden Privaten möglich, sich Gerätschaften der Wiener Feuerwehr auszuborgen. Wenn das stimmen würde, was Sie sagen, dann würde ich mich ziemlich gerne in Gesellschaft derer befinden, die das Gesetz nicht einhalten, das wäre nämlich auf der einen Seite der Kommissar Rex und auf der anderen Seite der James Bond. Die haben sich nämlich beide für ihre Filme auch schon Gerätschaft der Feuerwehr ausgeborgt. Das ist selbstverständlich möglich. 

Sie wissen das auch alle, weil Sie die Stellungnahme der Feuerwehr bekommen haben. Sie wissen, dass es eine eigene Gebührenordnung für Beistellungen gibt, wo man Gerätschaften gegen ein gewisses Entgelt ausborgen kann. Das ist eine völlig legale und selbstverständlich Sache. Die Rechnung ist hier, und Sie wissen das auch. Also bitte behaupten Sie nicht Dinge, die nicht der Wahrheit entsprechen, versuchen Sie nicht, Kollegen und Kolleginnen, anständige Menschen, die tagtäglich ihre Arbeit tun, an den Rande der Kriminalität zu rücken. Auch Sie, Herr Dr Görg, möchte ich bitten, das noch einmal durchzulesen, denn auch Sie haben hier völlig falsche Sachen behauptet. Das war eine absolut korrekt Vorgangsweise. Genauso waren die Kollegen und Kolleginnen in der Freizeit. Das wissen Sie alle. Diese Stellungnahme haben Sie bekommen. 

Worum geht es denn wirklich? Es geht darum – und da spreche ich vor allem Sie, meine Damen und Herren von der ÖVP, an –, dass es Ihnen nicht passt, dass Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen sich auf die Beine stellen (GR Dr Matthias Tschirf: Wer sagt das?), dass sie sich wehren und dass sie zum Ausdruck bringen, dass sie nicht einverstanden sind mit der unsozialen Politik der schwarz-blauen Bundesregierung. Darum geht es. (Beifall bei der SPÖ.)
Und es passt Ihnen nicht, dass ich als verantwortliche Ressortstadträtin dort war. Aber Sie werden zur Kenntnis nehmen müssen, dass im Gegensatz zu dem eiskalten Kanzler Schüssel mir die Sorgen meiner Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nicht egal sind, dass ich diese Sorgen teile und dass ich, wenn sie mich rufen und wollen, dass ich bei ihnen bin, auch zu ihnen gehe. Denn mir ist – und dieses Zitat wiederhole ich gerne – das Schicksal der Menschen wichtiger als der Asphalt auf der Straße draußen. (Beifall bei der SPÖ.)
Es scheint auf den ersten Blick lustig zu sein, wenn Sie sagen, die Feuerwehr wurde missbraucht. Sie ist sozusagen von mir getreten worden – wenn ich mir die Burschen so anschaue, frage ich mich, wie ich das zusammenbringen sollte –, sie ist gezwungen worden, sich an einer Protestaktion der Personalvertretung zu beteiligen, sie hätten sonst Karriereschaden. Da kann ich nur zum Herrn Strache sagen, mir fällt auch ein Sprichwort ein – wir haben heute schon viel über Wiener Lieder und Sprichwörter gesprochen –: Wie der Schelm denkt, so ist er. Das fällt mir ein, vor allem auch im Zusammenhang mit dem, was wir vorher gehört haben, was sich im Innenministerium abspielt. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber es ist eh nicht wirklich lustig, das ist nicht lustig (GR Heinz-Christian Strache: Es ist überhaupt nicht lustig, was Sie treiben!), denn es unterstellt nämlich Menschen, die 365 Tage im Jahr rund um die Uhr für die Wiener und Wienerinnen da sind, die 365 Tage im Jahr rund um die Uhr ihr Leben einsetzen (GR Heinz-Christian Strache: Und die dann von Ihnen missbraucht werden! Das ist eigentlich ungeheuerlich!), dass sie so unmündig wären, so ahnungslos wären, dass sie sich missbrauchen ließen und nicht selber in der Lage wären, sich für ihre Interessen einzusetzen. Das ist eine Beleidigung der Wiener Berufsfeuerwehr (GR Harry Kopietz: Jawohl!), die ich schärfstens zurückweisen möchte. (Beifall bei der SPÖ.)
Und dieser Teil ist genauso falsch und unkorrekt wie die Behauptung, dass irgendjemand bedroht wurde. Allein diese Zwischenrufe – merken Sie überhaupt, was Sie da tun? –, diese Zwischenrufe, die von Bewaffnung sprechen bei einer Aktion, wo Personalvertreter ein Transparent aufgehängt haben, um dagegen zu protestieren, dass eine Pensionsreform gemacht wird, die Menschen, die rund um die Uhr arbeiten, dann unter Umständen soweit bringt, dass sie in ihrem 65. Lebensjahr noch 50 Meter hinauflaufen müssen, um dort anderen das Leben zu retten. 

Und da werfen Sie immer wieder das Wort "Bewaffnung" ein. Das ist nicht einmal gekommen, sondern mehrfach. Und das ist schlicht und einfach unverschämt und falsch, und ich finde es eine wirkliche Frechheit, der Feuerwehr hier unkorrekte Machenschaften zu unterstellen. Diese Männer dort oben (die Rednerin blickt zur Galerie hinauf, wo eine Gruppe von Feuerwehrleuten anwesend ist) – und noch zu wenig Frauen, aber das wird sich ändern – haben 30 983-mal im Jahr ihr Leben eingesetzt und haben dafür gesorgt, dass wir alle sicher leben. 

Und im Übrigen tun sie das auch für Sie. Denn ein einziges Mal, da stimmt es, da hat die Wiener Feuerwehr die ÖVP Zentrale betreten und ist wirklich dort hineingegangen, nicht so wie bei dieser Aktion vor zwei Wochen, wo sie weit davor gestanden ist. Das war am 22. Juli 1999, als im Büro der Jungen ÖVP vermutlich durch einen defekten Computer ein Brand ausgebrochen ist. Die Herren haben das sofort gesehen und sind, ohne eine Sekunde zu zögern, hineingestürmt, haben geschaut, ob dort Menschen zu retten sind und haben dort auch geholfen, wie es das Prinzip der Berufsfeuerwehr ist, zu helfen und zu unterstützen, und das haben sie auch hier getan. Das war das einzige Mal, wo es einen näheren Kontakt zwischen dem Haus der ÖVP-Zentrale und der Feuerwehr gegeben hat. 

Bei dieser Aktion war das eine Aktion davor auf der Straße, das war eine politische Aktion, und in Wirklichkeit sollten Sie dankbar sein. Wenn es eine Bedrohung gibt, ist es eine Bedrohung für die Menschen durch die Politik der Bundesregierung, und auch da gibt es einen Zusammenhang zur Feuerwehr. Es gibt nämlich schon Feuerwehrleute im Moment in Österreich, die sich große Sorgen machen, nämlich die der freiwilligen Feuerwehren, die kein Geld mehr haben, die zum Teil Feuerwehrhäuser schließen müssen, die nicht mehr genug Einsatzgeräte haben, wie wir in den letzten Tagen den Medien entnehmen mussten. 

Das sind die Dinge, wo man, wenn man sich – neben den Fragen der Polizei – ernsthaft um die Sicherheit Sorgen macht, Sorgen machen muss, dass die freiwilligen Feuerwehren genug Unterstützung und Geld bekommen, dass sie genauso eine gute Ausrüstung haben und eine genauso gute Unterstützung wie die Berufs-feuerwehr in Wien, in die wir im Jahr 2002 103 Milli-onen EUR investiert haben, weil uns die Feuerwehr wichtig ist, weil uns die Sicherheit der Menschen wichtig ist und weil uns die Arbeitsbedingungen, für die, die für andere arbeiten, wichtig sind. 

Das sind Tatsachen, und das sind Maßnahmen, wo es wirklich um die Sicherheit geht. Und da ist nichts, was man der Berufsfeuerwehr oder mir vorwerfen könnte. Wir schaffen hier die besten Rahmenbedingungen, sehr geehrte Damen und Herren.

Wenn all Ihre Vorwürfe ins Leere gehen – und das lässt sich hier sehr klar nachweisen –, dann führt uns das zu dem wirklich interessanten Thema und zu wirklich interessanten Frage, und diese wirklich interessante Frage ist das Demokratieverständnis der ÖVP. Denn was steht denn da drinnen in diesem Antrag? Es steht drinnen, dass ich kritisiert werde, weil ich nicht verhindert habe, dass es diese Aktion gegeben hat. Nun, wie das andere machen, hat mein Kollege Kopietz schon gesagt. Die wollen das Streikrecht offensichtlich unterbinden, das haben wir ja hier schwarz auf weiß gesehen, und offensichtlich erwarten Sie das auch von mir. Aber da werden Sie lange warten. 

Doch was hier wirklich diskutiert gehört und was hier wirklich an den Pranger gestellt gehört, ist Ihr Demokratieverständnis. Denn was heißt denn das, wenn ich das konsequent durchdenke? Das heißt, dass von mir als Personalstadträtin erwartet wird, Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Freizeit zu bespitzeln, und dass ich, wenn ich feststelle, dass sie im Rahmen einer im Übrigen von allen Fraktionen unterstützten und beschlossenen gewerkschaftlichen Aktion mitmachen wollen, ihnen das verbieten muss, sie mit ich weiß nicht was bedrohen soll und ihnen berufliche Nachteile angedeihen lassen soll.– Nein, das werde ich ganz sicher nicht tun! 

Wenn Sie das für richtig halten und Ihr Vorsitzender Finz das offensichtlich in seinem Ministerium auch tut, ist das Ihre Angelegenheit. Ich mache das ganz sicher nicht, denn ich stehe dazu, das alle ihr Recht haben auf freie Meinungsäußerung, dass alle ihr Recht haben auf gewerkschaftliche Organisation und dass alle ihre Recht haben, auch ihre Meinung in Form einer Demonstration oder Manifestation zum Ausdruck zu bringen. (Beifall bei der SPÖ.)
Der Versuch, hier zu kriminalisieren, geht völlig ins Leere. Er ist entlarvend, traurig und beleidigend für die hervorragende Arbeit, die die Berufsfeuerwehr 365 Tage im Jahr rund um die Uhr leistet. Ich möchte an dieser Stelle abschließend sagen: Ich bin sehr, sehr stolz auf die Wiener Berufsfeuerwehr. Es ist eine hervorragende Truppe. Ich bin sehr, sehr stolz, dass ich eure (mit Blick auf die Galerie) Feuerwehrstadträtin sein darf. Ich bin stolz, überhaupt Personalstadträtin zu sein, in einer Stadt mit so engagierten, qualifizierten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, und ich bin überzeugt davon, dass die anderen Verständnis haben, wenn ich zum Abschluss sage: Heute bin ich ganz besonders stolz darauf, eure Feuerwehrstadträtin zu sein. – Danke. (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ sowie auch der Feuerwehrleute auf der Galerie.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zur Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung. 

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung mit der Postnummer 3, das ist der Jahresabschuss der Unternehmung "Stadt Wien – Wiener Wohnen" für das Jahr 2002 gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt und der Jahresabschuss zur Unternehmung "Stadt Wien – Wiener Wohnen" jedoch getrennt vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich darf die Damen und Herren des Gemeinderates ersuchen, so vorzugehen. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ellensohn. Ich erteile es ihm. 

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es sind leider auch alle Feuermänner hinausgegangen und nicht mehr bei dieser Debatte dabei, die womöglich eine Wohnung suchen. Es ist auch sonst ein bisschen Unruhe im Saal, aber es geht schon. 

Gestern hat der Klubobmann der GRÜNEN Christoph Chorherr in seiner ersten Rede über die "GesmbHisierung" der Stadt Wien gesprochen; über die SPÖ-GesmbH, die die Stadt Wien umfasst. 

Da ist der Bereich Wiener Wohnen natürlich prädestiniert, herangezogen zu werden, denn Wiener Wohnen ist schon lange ausgegliedert, und nicht nur Wiener Wohnen allein. Ich möchte ein paar Fälle aufzählen und auf die Probleme, die wir Grüne und wahrscheinlich alle Oppositionsparteien damit haben, hinweisen.

Bei Wiener Wohnen gibt es Quartalsberichte. Die sind immer ausführlicher geworden – das muss man zugestehen – und immer inhaltsschwerer, aber die Inhaltsschwere kommt immer erst dann dazu, wenn eine der drei Oppositionsparteien etwas urgiert. Das wird allerdings relativ zügig gemacht. 

Der Verkauf der Gemeindebauten war so ein Beispiel, wo wir gesagt haben, das findet sich nicht leicht. Da waren 38 Anlagen – Sie erinnern sich an die Diskussion –, die in den vergangenen Jahren verkauft wurden, die man nur in Nebensätzen gefunden hat. Das hat sich geändert auf Grund der Arbeit der Grünen, auf Grund der Arbeit des Kontrollamtes der Stadt Wien. Jetzt müssen Bauten, die verkauft werden wollen, ausgeschrieben werden, öffentlich kundgetan werden. Jetzt funktioniert der Informationsfluss wesentlich besser. Es gibt auch im Internet auf der entsprechenden Homepage sehr ausführliche Unterlagen über die Verkäufe. 

Im Quartalsbericht heißt es dann trotzdem relativ lapidar in einer Zeile: Es wurde nichts verkauft. Wenn drei Projekte angeboten wurden, wenn es Probleme gegeben hat beim Verkauf, dann wird das nicht erwähnt, bis man fragt. Und das ist genau das Problem, das wir mit Ausgliederungen haben. Diese Objekte wären früher vor einem Verkauf da durchmarschiert, wie es 1998 beim ersten Objekt, das verkauft wurde, auch der Fall war. Da fehlt uns einfach die Information. Die Information ist ständig eine Holschuld, und leider, leider kann man nicht überall hineinsehen, und man weiß auch nicht überall genau, wo die Information verborgen ist. Sie blüht eben oft auch im Verborgenen. 

So auch bei ein paar Subfirmen von Wiener Wohnen. Das werden nicht alle wissen, die hier herinnen sind: Es gibt ein Call Center, das ist neu und heißt "Stadt Wien – Wiener Wohnen – Kundenservice GesmbH", das wiederum ein Call Center betreibt beziehungsweise den Auftrag gegeben hat, ein Call Center zu betreiben, nämlich die ARGE Vienna Call, und ausgelagert hat. Anrufe von Mietern und Mieterinnen in den Gemeindebauten, die sich beschweren wollen oder Fragen haben, werden dort entgegengenommen. Da sind bis zu 11 Call Center Agents im Einsatz. 

Das ist ein sehr kurzer Bericht im Quartalsbericht von Wiener Wohnen, nämlich zwei Seiten, da findet sich alles zum Call Center. Da drinnen steht, die Qualitätskriterien werden laufend überprüft von "Wiener Wohnen – Kundenservice". Die Qualitätskriterien sind auch genau aufgelistet: Servicelabel, Lost call rate, Performance und so weiter und so fort, nicht angeführt bei den Qualitätskriterien sind die Arbeitsbedingungen der Leute, die in diesem Call Center arbeiten. Auf die Frage im Ausschuss, wie es diesen Call Center Agents geht – früher ist ja diese Arbeit auch getan worden von Bediensteten der Stadt Wien, von Angestellten bei Wiener Wohnen, von Beamten und Beamtinnen, jetzt machen das Leute, die für ein Call Center arbeiten, und üblicherweise läuft das unter McJobs –, wie viel die verdienen, war die Antwort: Das wissen wir leider nicht. Die Frage, was die für Arbeitsbedingungen haben, ist so gut, wie es eben gegangen ist, beantwortet worden, aber leider auch nicht 100-prozentig konkret. Die Arbeitsbedingungen sind natürlich nicht besser, als sie vorher waren, und wir nehmen nicht an, dass die Leute mehr verdienen als vorher. No na net. Deswegen hat man es ja in erster Linie gemacht, damit Geld gespart werden kann. 

Jetzt verstehe ich schon den Finanzdruck, der auf den Kommunen in Österreich lastet, nicht zuletzt wegen einer Bundesregierung, die ja auch kein Interesse daran hat, dass die Stadt Wien funktioniert, trotzdem müsste sich die SPÖ anschauen, was sie will. Man kann nicht auf der einen Seite gegen McJobs auftreten, zu Recht gegen McJobs auftreten, und dann selber welche einführen. 

Jetzt haben wir uns natürlich auch angeschaut, wer denn bei "Wiener Wohnen – Kundenservice", einer 100-Prozent-Tochter der Stadt Wien, in welchen Funktionen sitzt. Der Prokurist ist jemand, der auch regelmäßig an den Sitzungen des Wohnausschusses teilnimmt, und nach meiner Meinung müsste er diese Fragen natürlich beantworten können. Jetzt weiß ich nicht, ob er nicht in der Lage war, das zu tun, oder ob er es nicht wollte, auf jeden Fall sind diese Antworten nicht gekommen. Es tut auch nichts zur Sache, wer es ist. Das können alle nachschauen im Firmenbuch, das ist ja kein geheimes Papier. 

Zweiter Punkt: die "Wiener Wohnen – Hausbetreuungs GmbH". Jetzt wissen wir natürlich schon, dass es der Bund mit einer Gesetzesnovelle leider notwendig gemacht hat, dass man da neue Wege findet. Aber auch da wieder: Es wird eine "Wiener Wohnen – Hausbetreuung GmbH" gegründet, die gleich einmal mit 1 Million EUR ausgestattet wird, und wie ausführlich ist dazu der Quartalsbericht heuer? Das ist er. Der komplette Bericht für eine Hausbetreuungs GmbH umfasst zwei, drei, vier, fünf, sechs, sieben, acht Zeilen, und das war es schon. Ende des Jahres gab es soundso viele Hausbetreuer, mittlerweile sind es 70 Hausbesorgerbereiche, die von 29 HausbetreuerInnen abgedeckt werden. 

Auch hier gilt: Alles, was man sich nicht holt an Informationen, gibt es nicht, alles, was man nicht selber fragt, gibt es nicht. Das ist genau dasselbe Problem. Es ist wieder eine GesmbH, eine SPÖ-GesmbH. Prokurist in der "Wiener Wohnen – Hausbestreuungs GmbH" ist der Pressesprecher vom Herrn Faymann. Man fragt sich, wozu die Firmen alle als GesmbH gegründet werden, wenn dann Leute aus dem, sagen wir einmal, Nahebereich – das ist eigentlich schon zu weit entfernt – der SPÖ oder direkt aus der SPÖ dort sitzen. Auch hier funktioniert nachher die Information Richtung Opposition natürlich nicht hervorragend, aber das ist ja auch Sinn und Zweck dieser Aktionen. Das ist schon wieder eine GesmbH, das ist wieder eine Ausgliederung, es wird immer verschachtelter, immer komplizierter und immer weniger einsehbar für die Opposition. 

Nächster Punkt: WBSF, der Wiener Bodenbereitstellungs- und Stadterneuerungsfonds. Präsident ist der Herr Faymann. Er wurde 1984 gegründet – nicht der Herr Faymann, sondern der WBSF. (Amtsf StR Werner Faymann: Ich bin schon etwas älter! Ein klein wenig!) Auf der Homepage "Wir über uns" heißt es: "Durch die Tätigkeit des WBSF im Bereich Grundstücksakquisition" und so weiter und so fort. Ja genau, das ist eine der Aufgaben des WBSF. Da gibt es zwei Sitzungen im Jahr, da sind sehr kundige Beamte und Beamtinnen anwesend und erklären uns auch, was alles gerade abgelaufen ist, aber was man uns nicht erklärt, ist natürlich, wo denn die Entscheidungen fallen, welche Grundstücke angekauft werden sollen, wo denn die zukunftsträchtigen Entscheidungen fallen in der Stadt, wer wann wo was kauft. Im WBSF fällt die Entscheidung nicht. Die fällt woanders. Die fällt dort, wo die Grünen nicht dabei sind, wo die Opposition nicht dabei ist. Das ist ein sehr, sehr wichtiger Bereich in der Stadt Wien, und der ist schon wieder in einem ausgegliederten Fonds angesiedelt, in dem die Kontrollrechte der Opposition natürlich eine Spur kleiner sind als die vom Präsidenten Faymann. 

Vierter Punkt – und viel mehr Punkte, man könnte 40 Minuten leicht ausschöpfen, aber angesichts der sehr ausführlichen Diskussion, die wir vorher gehabt haben in einem vollen Haus, dehnen wir es nicht ewig aus –: die GSD. Das sagt auch nicht allen was. Das ist die Gesellschaft für Stadt- und Dorferneuerung mit beschränkter Haftung. Das sagt auch noch nicht jedem etwas. 4,5 Millionen EUR Veruntreuung – jetzt klingelt es wahrscheinlich bei den meisten. Bei dieser Firma, die zuständig ist, Sanierungen in Gemeindebauten durchzuführen, hat ein Einzelner in etwa 5 Millionen EUR veruntreut, der genaue Schaden steht noch nicht fest. Wiener Wohnen hat da Millionen um Millionen hineingesteckt, der Schaden für die Stadt Wien wird in etwa 4 Millionen EUR betragen, das ist nicht wenig. Die laufende Abrechnung dieser Wohnbaufördermittel, die hineingesteckt wurden in die GSD, hat nicht stattgefunden. Da sind 4 Milli-onen EUR geflossen. 

Jetzt könnte man sagen, wenn das auf einmal unterschlagen wird, wenn das einer ganz schnell abzweigt, dann hat man eben Pech gehabt. Aber wenn jemand über Jahre hinweg Gelder abzweigt, Wohnbaufördermittel der Stadt Wien, Steuergelder der Wiener und Wienerinnen abzweigt und kein einziges Mal jemand draufkommt und man jetzt eigentlich nur zufällig darauf gestoßen ist, dann fragt man sich: Wo sind die Kontrollmechanismen der Stadt Wien? Aber man findet keine Antwort darauf, wenn man sich das fragt. Die laufende Abrechnung – ich hätte gerne gesagt, sie ist verschlampt worden – ist nicht verschlampt worden, sondern sie findet einfach nicht statt, und das ist noch viel schlimmer.

Was passiert jetzt? Jetzt gibt es nicht eine SPÖ-GesmbH, sondern jetzt kauft sich Wiener Wohnen bei dieser Firma mit 34 Prozent ein. Das steht noch nicht ganz fest, das wird uns dann ein Nachredner oder ein Redner der SPÖ vermutlich mitteilen, aber im Wohnausschuss hat sich Wiener Wohnen den Beschluss geholt, dass sie das machen dürfen. Sie dürfen mit Ende dieses Monats den Vertrag abschließen, 34 Prozent zu erwerben. Es handelt sich im Wesentlichen um die Anteile, die vorher derjenige innehatte, der wegen Unterschlagung womöglich einem Gerichtsverfahren entgegensieht, und Wiener Wohnen kauft jetzt diese 34 Prozent und hofft, damit einen Teil der 4 Millionen EUR hereinzubringen. Gekauft werden diese 34 Prozent respektive zwei Anteile um jeweils einen Euro, also gekauft werden sie um zwei Euro, aber gekauft werden auch die Schulden dieser Gesellschaft. Der geht es natürlich nicht mehr gut, nachdem insgesamt sogar 5 Millionen EUR unterschlagen worden sind.

Das ist schon wieder ein chaotischer Zustand, eine planlose Beteiligung an einer Firma, bei der vielleicht alle anderen Gesellschafter der Firma nichts dafür können, aber wieso Wiener Wohnen hergehen und sich an einer maroden Firma beteiligen muss, ist mir schleierhaft, und es ist mir auch schleierhaft, wieso drei Parteien in diesem Haus im Wohnausschuss dem zugestimmt haben. Die GRÜNEN waren die Einzigen, die von vornherein gesagt haben, die Beteiligung bei der GSD ist ein Fehler, und es kann nicht sein, dass StR Faymann Firmen saniert, die vorher mit Unterschlagungen den Bürger und die Bürgerin in Wien mehrere Millionen Euro gekostet haben. 

Das hat ja auch zu mehreren Artikeln im "Bau- und Immobilienreport" geführt, die unter dem bezeichnenden Artikel "Totale Demut" – das Wort ist der SPÖ in diesem Haus bekannt, wenn auch nicht in Gebrauch – gelaufen sind.

Als letzten Punkt habe ich noch die Vergabe von Wohnungen, die mit öffentlichen Mitteln gefördert werden, Genossenschaftswohnungen zum Beispiel.

In meinem Bekanntenkreis, aber nicht nur in meinem Bekanntenkreis, sondern mittlerweile leider auch in meiner Mailbox häufen sich Anfragen und Beschwerden, die sich im Wesentlichen um folgenden Themenkomplex drehen: Wenn jetzt etwas Neues gebaut wird und jemand, der eine Genossenschaftswohnung sucht, das erfährt und hingeht und sich für eine Wohnung interessiert und sich natürlich zuerst die schönen, großen unterm Dach aussucht und nachfragt, dann stößt man immer öfter oder fast immer auf die Antwort: Die sind schon weg. Die schönen, großen Dachwohnungen sind meistens weg, und geben tut es dann als Angebot immer etwas anderes. Wenn man dann später hinkommt und schaut, wer in diesen schönen Dachwohnungen wohnt, dann wird das System eine Spur klarer, sage ich einmal. 

Wir haben das bei einem Fall im 9. Bezirk gehabt, wo wir selbst vom Büro aus im Haus nachtelefoniert haben. Da war die Antwort zuerst, es wird noch nicht angeboten, man kann noch nicht anmelden, und beim nächsten Anruf hat es geheißen: Die Dachwohnungen sind schon weg. 

Jetzt frage ich mich: Was ist das für ein System? Wenn ich eine Dachwohnung will, eine geförderte wohlgemerkt – da ist auch wieder Geld drinnen, öffentliches Geld, Geld der Wiener und Wienerinnen –, und wenn ich dann in den 15. Bezirk gehe, dann finde halt in einer Dachwohnung mit mehreren Terrassen natürlich einen hochrangigen SPÖ-Funktionär des Hauses und woanders finde ich halt einen kleinerrangigen SPÖ-Funktionär in einem Bezirk. Also immer öfter finde ich in diesen Wohnungen Leute, die im Umfeld der SPÖ angesiedelt sind beziehungsweise SPÖ-Mitglieder oder sogar Gemeinderäte sind.

Jetzt frage ich mich, wie das funktioniert, und hätte deswegen gerne – die GRÜNEN bringen einen entsprechenden Antrag ein –, dass Wohnungen ... (Amtsf StR Werner Faymann: Woher wissen Sie, dass jemand SPÖ-Mitglied ist?) Nicht jeder, der SPÖ-Mitglied ist, und nicht jede, die SPÖ-Mitglied ist, versteckt das vor uns allen (Amtsf StR Werner Faymann: Also Sie fragen sie!), und manchmal weiß man es, etwa bei Mitgliedern des Hauses da herinnen. Ich nehme an, dass die meisten Leute der sozialdemokratischen Fraktion auch Mitglieder der SPÖ sind, aber ich lasse mich gerne korrigieren und sage nicht SPÖ-Mitglied, sondern sage Mitglieder des Gemeinderates der sozialdemokratischen Fraktion. (Amtsf StR Werner Faymann: Die haben alle Dachwohnungen in geförderten Wohnungen?) Nicht alle, ich habe nicht gesagt, alle. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das kann man aber schon auch haben!) Na, manche werden wahrscheinlich Eigentumswohnungen ihr eigen nennen, und das ist ja auch nichts Verwerfliches. Die Frage ist, wann man in eine Genossenschaftswohnung einzieht, und die Frage ist, welche Einkommensgrenzen man hat, und die Frage ist, wie man an die Wohnungen gekommen ist, und so weiter und so fort. (GR Christian Oxonitsch: Sehr richtig! Jetzt sind wir bei den Kriterien, die wichtig sind!) Und die Frage ist schon auch, warum immer mehr Leute sagen, dass, wenn sie sich um eine Wohnung bewerben, diese Wohnungen ständig schon weg sind. (GR Christian Oxonitsch: Das ist kein Problem!) 

Sie sagen, das ist kein Problem, dann ist dieser Antrag, den wir einbringen, glücklicherweise in diesem Haus mehrheitsfähig. Er fordert nämlich nichts anderes als die Transparenz bei der Vergabe von Wohnungen, die mit öffentlichen Mitteln gefördert wurden. Nichts anderes. Und wenn Sie sagen, das ist alles kein Problem, dann freue ich mich darüber, dann wird dieser Antrag umgesetzt. 

Der Antrag lautet:

"Der amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung wird aufgefordert, bis Ende 2003 – also nicht überhapps und nicht schnell, schnell, sondern Sie haben ein halbes Jahr Zeit – ein transparentes Vergabesystem für alle von der Stadt Wien geförderten Wohnungen auszuarbeiten." 

Das kann ja kein Problem sein, wenn Sie sagen, es ist nicht so. Es wird ohnedies nie jemand bevorzugt, es gibt keine Günstlinge in diesem System, sondern es wird ganz einfach offensichtlich nach der Reihenfolge vorgegangen, in der die Anträge einlangen. Wenn es so ist, könnte man, ähnlich wie bei Gemeindewohnungen, versuchen, ein transparentes System einzuführen, und dann dürfte das kein Problem sein. 

Ich freue mich, dass Sie Zustimmung zu dem Antrag signalisieren, und hoffe, dass wir ihn heute vor Mitternacht abstimmen können. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Fuchs gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich bin jetzt in einer ein bisschen schwierigen Situation. Ich möchte zwar nicht den Herrn Stadtrat bei der Wohnungsvergabe für Genossenschaftswohnungen verteidigen, aber dem Kollegen Ellensohn sollte man schon sagen, dass zum Beispiel der Kollege Kenesei sehr wohl Bescheid weiß, wie gut man zu einer geförderten Wohnung kommt, denn der hat schon zweimal gewechselt und er wird daher genau wissen, wie objektiv vergeben wird. – Das nur zu dieser Frage, die in den Raum gestellt worden ist. Also erkundigen Sie sich bei ihm.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, man sollte, wenn man einen Rechnungsabschluss anschaut und liest, ein bisschen Revue passieren lassen, was in dem ganzen Jahr alles geschehen ist, wie es eigentlich begonnen hat. 

Ich habe mir jene Aussendungen von Herr Bgm Häupl herausgenommen, die er im November, als das Budget für das Jahr 2002 vorgestellt worden ist, hinausgegeben hat. Es gab auch welche von Herrn StR Faymann und Herrn StR Schicker, und da sind einige bemerkenswerte, in der Aussage natürlich positive Dinge gefallen, die aber jetzt anlässlich der Rechnungsabschlussdebatte eigentlich hinterfragt werden sollen. 

Da sagt der Herr Bürgermeister: "Die Stadt Wien reagiert auf die schwierige Situation im Baugewerbe. Sie wird der Branche im kommenden Jahr", also 2002, "mit zusätzlichen Investitionen verstärkt unter die Arme greifen. Das haben die Mitglieder der Stadtregierung vor." 

Nun, ich habe nachgeschaut, welche zusätzlichen Investitionen getätigt worden sind im Bereich Wohnbau und Sanierung, und es war eigentlich nichts zu finden. Es war das normale Budget, es waren die Bundesmittel, die der Bund dem Land Wien im Zuge des Finanzausgleichs immer wieder zukommen lässt, genauso viel wie alle Jahre. (GR Johann Driemer: Das fließt aus dem Steueraufkommen!) Ja sie sind geflossen, aber es sind keine zusätzlichen Mittel geflossen. Und da meine ich, eigentlich sollte man schon bei der Wahrheit bleiben. Es waren gerade Sie, die gesagt haben, es werden die und die Dinge investiert. Sie haben da riesige Aussendungen gemacht, in denen Sie das Bauvolumen vorgestellt haben. Sie haben von einer Sockelsanierung in Höhe von 3,886 Milliarden – Schilling damals noch – gesprochen oder von Erhaltungsbeiträgen in Höhe von weiteren Tausenden Millionen Schilling. 

Sehen Sie, das ist alles nicht wahr, wenn man sich das anschaut. Wenn man diesen Rechnungsabschluss anschaut, kommt man zu einem ganz anderen Schluss. Das sind Mittel, die eben der Bund gegeben hat, das sind keine Mittel, die das Land Wien zusätzlich gegeben hat, damit die Wirtschaft für die Arbeitsplatzsicherung angekurbelt wird. 

Meine Damen und Herren! Wenn man dann weiter schaut und weiterblättert – ich habe mir da eine weitere Information ausgegraben –, da steht dann: "Wohn-
bauziele für 2002 erreicht. Noch nie so eine hohe Förderung bei den Wohnungen." Aber wenn man dann das Ganze überblickt, so hat es 1997 zum Beispiel 9 600 Wohnungen gegeben, 1998 9 300 Wohnungen, 1999 12 800 Wohnungen, im Jahr 2000 11 000 Woh-nungen, 2001 6 000 Wohnungen und 2002 5 000 Wohnungen. 

Nun, ich weiß schon, dass man hier eine Reduzierung vornehmen musste, weil man ja auch den Markt nicht hatte, aber wissen Sie, wenn man dann schreibt, die Zahl der fertiggestellten Wohnungen ist noch nie so hoch gewesen, 5 052 Wohnungen hat man erreicht, dann ist das schon eine Aussage, die nicht in Ordnung ist. Von den Sanierungszielen sprechen Sie, Herr Stadtrat, überhaupt nicht in Ihren Aussendungen. 

Das war ein kleiner Rückblick, aber ich glaube, man sollte sich auch mit der Zukunft beschäftigen. Ich frage mich aber: Wo waren denn im Jahr 2002 ihre wohnbaustrategischen Ziele? Wo waren sie? Wo sind sie im Jahre 2003? Wo sind die vorausschauenden Jahresplanungen? Wenn man nämlich Wohnbau wirklich ordentlich betreiben möchte, so muss man auch ein Konzept haben, muss man, wie jedes Unternehmen, ein strategisches Ziel haben, sodass man genau weiß, in welche Richtung man gehen muss im Jahr 2002, 2003, 2004, 2005, um kontinuierlich zu arbeiten. 

Es war gerade der Herr Bürgermeister, der in einer dieser Pressekonferenzen gesagt hat, die Kontinuität muss gewahrt werden. Sie ist nicht gewahrt gewesen, meine Damen und Herren. Wo sind diese Planungen, diese Jahresplanungen? Wo sind diese im Wohnbau längerfristigen Ziele, die öffentlich gemacht werden? Ich sage deswegen ganz deutlich "öffentlich gemacht werden", weil es die einzelnen Unternehmen benötigen, weil sie diese Information brauchen, um auch ihre Ziele und ihre Rahmenbedingungen für die Arbeitsplatzsicherung, für den Wohnbau festzulegen. Jeder richtet sein Marketingkonzept danach. 

Aber Sie haben kein längerfristiges Ziel. Wie schaut das Ziel der leistbaren Wohnversorgung aus? Wie schaut das längerfristige Ziel im Sanierungsbereich aus? Wie schaut das Ziel im ökologischen Bereich aus? Ihr strategisches Ziel – noch einmal – ist für diese drei bis fünf Jahre überhaupt nicht vorhanden. Das hat es früher gegeben. Damit haben Sie komplett aufgehört. Es kann sich niemand danach richten. Wonach soll sich die Bau- und Wohnungswirtschaft ohne diese Daten, ohne diese vorausschauenden politischen Wohnbauziele richten? Wonach sollen sich die Herstellerverbände, die Industrie richten? Wir lesen heute, dass die Industrie abwandert, aber wie soll sie in Wien gehalten werden? Wonach sollen sich die Verbraucherverbände richten? Wonach sollen sich die Anwender, wonach soll sich der Handel richten? 

Meine Damen und Herren! Das sind doch wesentliche Dinge im Bereich des Wohnbaus. Niemand von den Genannten weiß, wohin dieser Weg führt. Sie machen das alles in Ihrem stillen Kämmerlein. Sie machen eine Pressekonferenz, Sie stellen eine neue Wohnhausanlage vor, dann ist es aus. Ein Monat später oder 14 Tage später oder eine Woche später stellen sie wieder etwas vor. Immer Stückwerk. Aber es kennt niemand Ihr Ziel. Ein Ziel, ein Konzept, Herr Stadtrat, das liegt nicht vor. 

Dieser Rechnungsabschluss ist Rechenschaft über diese Verwirklichung. Es ist der Wirtschaft natürlich zu danken, dass sie so flexibel ist, aber in Zeiten der Rezession haben Sie durch die nicht vorhandenen längerfristigen Planungen wesentlich dazu beigetragen, dass es schwieriger wird für die Unternehmungen in der Arbeitsplatzsicherung, in der Vorausplanung für den Wohnbau, für die Architekten. 

Ich frage Sie, wo ist denn das Mengengerüst für die drei bis fünf Jahre. Hat das der Gemeinderat? Kennt das der Gemeinderat? Kennen das die einzelnen Abgeordneten? Wer hat diese Information? Wie schaut das Mengengerüst aus für die Hersteller, für die Industrien, für den Handel, damit der sich danach richten kann, ob Sie Reihenhäuser bauen und wo Sie diese Bauten errichten werden? Entstehen sie entlang der U‑Bahn-Linien? Sie sprechen davon, Sie werden Reihenhäuser bauen – Wohnen im Grünen –, bis heute sind sie nicht errichtet. Sie verwirklichen etwas, aber Sie sagen nichts. Das ist jedoch genau das, was die Menschen wollen. Die Menschen wollen Information. 

Meine Damen und Herren! Es fehlt das Mengengerüst bei den Mietwohnungen für die nächsten drei bis fünf Jahre, für die Eigentumswohnungen, für die Heime. Wir haben heute gehört, der Heimbedarf liegt bei mindestens 250 bis 300 Wohnungen jährlich. Es ist keine Information da. Die Bauwirtschaft kann sich nicht danach richten. Wie viele Reihenhäuser werden sie errichten? Wie viele Ein- und Zweifamilienhäuser wollen Sie fördern? Wie viele Dachgeschosse wollen Sie ausbauen? Wo werden Sie bauen. Das habe ich Ihnen schon gesagt. 

Meine Damen und Herren! Aber nicht nur im Neubau, sondern auch im Bereich der Sanierung haben Sie kein längerfristiges Sanierungskonzept. Wie viele Häuser wollen Sie sanieren im Bereich der Sockelsanierung, Erhaltungsförderung, im Bereich der THEWOSAN, Einzelverbesserung, Totalsanierung? Sie müssen doch ein Ziel haben, wie viel Lifte Sie einbauen wollen in der Stadt, wie viele Substandardwohnung Sie beseitigen wollen. Ein ordentlich geführtes Ressort braucht diese Vorausschau, und die Wirtschaft braucht sie auch.

Meine Damen und Herren! Alle anderen Städte haben im Zeitalter der Rezession viele verschiedene Maßnahmen gesetzt. Ich schaue nach Deutschland, nach Frankfurt, hier haben sie ein Wohnbaumodernisierungsprogramm in die Wege geleitet. Wir haben Rezession, wir müssen den Arbeitern helfen, wir müssen die Arbeitsplätze erhalten, aber ich höre überhaupt nichts von einer Beseitigung des Substandards, von einer Verbesserung, von einer Modernisierung der Wohnungen. 

Meine Damen und Herren! Wie viele private Wohnungen werden saniert, wie viele Gemeindewohnungen? Wie schaut das aus im nächsten Jahr, im Jahr 2004? 

Sehen Sie, ich glaube, dass jeder Abgeordnete, der hier in diesem Raum sitzt, das Recht hat, diese Information, die Ziele zu kennen. Und ich möchte Sie fragen: Welche Ziele haben Sie im Ressourcenverbrauch gehabt, im Bereich der Wohnungswirtschaft, im Sanierungsbereich, im Neubaubereich? Welche Ziele haben Sie bei der Nachhaltigkeit, im Bereich der Ökologie im Wohnbau? 

Ich kann mich erinnern, es hat einmal ein Programm der SPÖ gegeben, ein 1000-Dächer-Programm bei Solarenergie. Damals haben Sie gesagt, die kommunalen Wohnbauten werden alle mit Solarenergie ausgerüstet. Nichts ist geblieben davon. Das ist alles verpufft. Kürzlich lehnte die SPÖ sogar einen Antrag ab, in Hietzing Solarzellen auf öffentlichen Gebäuden zu errichten. 

Meine Damen und Herren! Das ist sehr traurig. Das zeigt, dass Sie kein Konzept haben und kein Ziel haben, dass Sie von heute auf morgen agieren, dass Sie zwar innerhalb eines Jahres etwas zusammenstoppeln – und ich sage ganz bewusst "zusammenstoppeln" –, denn zum Beispiel im vorigen Jahr, im Jahr 2000, haben Sie bei allen Bauträgern Anregungen eingesammelt, wo wann was noch gefördert werden kann. Einen Rundruf haben Sie gemacht, um bezüglich irgendwelcher Wohnungen, die förderungswürdig sind, die irgendwann gebaut werden sollen, eine Zusicherung geben zu können, um das Soll dieser 5 000 zu erfüllen. Aber hätten Sie ein Jahr vorher schon Ziele genannt, würden Sie jetzt Ziele nennen im Jahr 2003, dann würden die Bauträger, würde die Wirtschaft, würde die Industrie genau wissen, was sie alles tun und produzieren muss und wohin der Weg führt.

Meine Damen und Herren! Vor zwei Monaten haben wir eine Ökoförderung für Ein- und Zweifamilienhäuser präsentiert bekommen. Sie wurde im Ausschuss präsentiert, aber leider zu spät. Bei anderen Bundesländern ist der Zug schon lange abgefahren, Wien ist auf diesen Ökozug viel zu spät aufgesprungen. Sie haben gerade im Bereich der Ökologie zum Beispiel einen Antrag auf Bewertung von Gebäuden abgelehnt, wo das ganzheitlich und ökologisch auch mit der Umgebung gesehen wird, wo ein Qualitätsnachweis beantragt worden ist. Das haben Sie abgelehnt.

Meine Damen und Herren! Ich sehe nicht das Ziel, nur die Ein- und Zweifamilienhäuser im ökologischen Bereich zu fördern, ich sehe auch die Notwendigkeit, im Geschoßwohnbau und im Sanierungsbereich eine Förderung zu geben, denn der Klimaschutz gehört auch dort entsprechend etabliert, und wir müssen auch im Geschoßwohnbau fördern, nicht nur im Ein- und Zweifamilienbau. Auch im Reihenhausbau haben Sie es nicht gemacht. 

Ich glaube, dass es notwendig ist, höchst notwendig ist, dass diese neue Ökoförderung auch auf andere Bereiche ausgedehnt wird, daher stelle ich den Antrag, dass diese Förderung, wie wir sie für Ein- und Zweifamilienhäuser und Kleingartenhäuser haben, natürlich auch auf den Sanierungsbereich und auch auf den Geschoßwohnbau ausgedehnt wird, denn dort ist es auch notwendig, dass Energie gespart wird, dass Passivhäuser, Passivwohnungen Niedrigenergiewohnungen entstehen, dass die Erdwärme gefördert wird, dass eine ordentliche Be- und Entlüftung erfolgt.

Ich fordere Sie auf und ersuche Sie in formeller Hinsicht, wirklich nachzudenken und sich auch für diese Förderung für den Geschoßwohnbau und für den Sanierungsbereich auszusprechen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wenn wir sagen, wir haben eine Förderung im Ein- und Zweifamilienhaus, dann, glaube ich, ist das gut, aber wir müssen auch das Ziel formulieren, und ich gehe nicht von diesem Ziel runter, Sie werden das während der ganzen Rede von mir immer hören. Es weiß niemand, was Sie im ökologischen Bereich planen. Sie könnten nämlich der Motor der Wirtschaft sein durch entsprechende Rahmenbedingungen, wenn Sie eine Strategie hätten. Da hätten Sie Arbeitsplätze schaffen können, da können Sie Arbeitsplätze für die Zukunft schaffen, denn Sie bekommen ja auch die Förderung vom Bund, und Sie haben damit auch eine gewisse Verpflichtung übernommen, die nationalen ökologischen Ziele zu erreichen. 

Die Wohnbaupolitik muss also, glaube ich, umgestaltet werden, muss umgestaltet werden im Sinne des ökologischen Wohnbaus. Wir haben dieses Nachhaltigkeit nicht, wie sie überall gefordert wird im Jahr der Nachhaltigkeit. 

Unter ökologischem Bauen versteht man ein energiesparendes, gesundheits- und umweltverträgliches Bauen, das informatorische und human-ökologische Aspekte beinhaltet. Ich glaube auch, dass es Ziel sein muss, gemeinsam mit den Bundesländern Niederösterreich und Burgenland eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit im ökologischen Wohnbaubereich zu haben, um die Lebensqualität zu verbessern. 

Ich frage mich schon auch, wie schaut es denn aus, wenn die Leute wegziehen aus Wien, hinaus an den Stadtrand, in die Umlandgemeinden, weil sie hier diese Wohnungen nicht finden. Da muss man nachdenken, warum und wieso das so ist. Sie wollen Wohnen im Grünen haben, und das können wir ja auch bieten, es muss nur gehandelt werden. Aber dieses Handeln fehlt, sodass die Leute diese Planungen, die sie schon lange vorhaben, auch durchführen. Diese Planungen, wegzuziehen, könnten Sie stoppen, indem Sie klar und deutlich sagen, wo und wann Sie bauen werden, wann Sie Wohnen im Grünen anbieten können. 

Meine Damen und Herren! Wenn der Begriff Vienna Region fällt, so fällt mir natürlich auch ein, dass es gemeinsam mit diesen einzelnen Unternehmen im ökologischen Bereich auch gemeinsame Ziele geben kann, gemeinsame Ziele, die man leichter im Bereich der einzelnen Bauphasen, bei den Herstellungen der Bauplatten, der Dämmstoffe, der Farben, der Lacke umsetzen kann. Hier wird nichts unternommen im ökologischen Bereich. Die einzelnen Herstellerverbände würden sich freuen, wenn sie wüssten, in welche Richtung Ihr Ziel im ökologischen Bereich geht. 

Es gibt ja, wenn Sie den ökologischen Bereich wirklich ernst nehmen, so viele Sekundäreffekte für die Volkswirtschaft: Die Gesundheitsverbesserung, die Entlastung der Abfallentsorgung, die Steigerung der Produktivität und damit die Arbeitsplatzsicherung.

Meine Damen und Herren! Ich würde sagen, dass Sie im Sanierungsbereich und im Neubaubereich die Herausforderungen der Zukunft nicht wahrgenommen haben. Ich glaube aber, dass es für ein Umdenken, Herr Stadtrat, noch nicht zu spät ist. Dieses Umdenken sollte sich gemeinsam vollziehen, gemeinsam mit allen Fraktionen. Ich bin überzeugt, dass alle Fraktionen in diesem Bereich mittun werden. 

Viele Bereiche im Wohnbau sind außer Streit, denn ich glaube, dass dieses gemeinsame Schaffen und dieses gemeinsame Werken einerseits für die Wohnungssuchenden, andererseits für die Wirtschaft sicherlich sehr wichtig ist. 

Herr Stadtrat, ich frage Sie zum Schluss: Was haben Sie gegen das Abwandern unternommen? Wann werden Sie Maßnahmen gegen das Abwandern setzen? Und ich frage Sie noch: Welche Ziele haben Sie bei der Verwertung der 1,8 Millionen Quadratmeter Grundstücke mit einem Buchwert von 115 Millionen EUR, die beim WBSF brachliegen? Ist es nicht möglich, dass Sie das Wohnen im Grünen etwas ankurbeln? 

Hier muss es auch ein Ziel geben. Wohin geht der Weg mit diesen Grundstücken? Denken Sie nur an Aspern, wie viele Quadratmeter brachliegen, wie viele Zinsen täglich anfallen. Keine Ziele, keine Konjunkturbelebung, trotz der Wohnbauförderungsmittel, die Sie vom Bund bekommen. 

Meine Damen und Herren! Hier haben Sie keine Ausrede. Sie hätten nur die Rahmenbedingungen schaffen müssen. Das haben Sie im Jahr 2002 nicht gemacht. Ich fordere Sie auf: Machen Sie es für die Zukunft!

Aber weil Sie das alles nicht gemacht haben, kann man diesem Rechnungsabschluss auch keine Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Wagner gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung hat sicherlich ganz wichtige Aufgaben in Wien und hat enorme Finanzmittel zur Verfügung. Sie fördert Wohnbau, sie fördert Mietzinsaufwand der einzelnen Mieter und sie vergibt Wohnungen. Daraus ersieht man, dass diese Geschäftsgruppe auch relativ viel Macht hat. Diese große Macht und diese große Verantwortung wird aus unserer Sicht, aus freiheitlicher Sicht, nicht immer ganz wahrgenommen, so wie es sich die Bürgerinnen und Bürger erwarten würden.

Bei allem Verständnis, dass bei einem großen Betrieb wie Wiener Wohnen mit über 600 Beschäftigten, mit 220 000 Gemeindewohnungen, mit einem Riesenvermögen, mit 695 Millionen EUR Umsatz auch so manches passieren kann und manches schief gehen kann. Bei all diesem Verständnis müssen wir aber doch darauf dringen und daran erinnern, dass die Stadtregierung, der Herr Stadtrat, Wiener Wohnen in Wahrheit nur Treuhänder dieses Vermögens sind und nicht so tun können, wie es manches Mal über die Medien passiert, als würden die sozialistische Fraktion in Wien oder der Herr Stadtrat oder der Herr Bürgermeister Eigentümer und Besitzer dieser Einrichtungen sein und großzügig nach ihrem Ermessen verteilen. Daher: Wer freundlich ist und sozialistisch wählt, hat auch Chancen, eine Wohnung zu bekommen, eine Förderung zu bekommen. 

Herr Stadtrat! Bei allem Verständnis für politische Werbung, bei allem Verständnis, auch in Medien unterzukommen, man sollte hier auch einer gewissen Informationspflicht nachkommen, bei der Wahrheit bleiben und wirklich nicht so tun, als würde man den Geldsegen ausschütten.

Ich sage Ihnen ein paar Beispiele, die nicht nur mich, sondern die auch die Bürgerinnen und Bürger stören. Denn die erkennen natürlich schon, dass es nicht der StR Faymann ist, dem das Riesenvermögen gehört, auch nicht der Frau Dr Payr, auch nicht Wiener Wohnen, sondern dass es Eigentum der Stadt Wien ist.

Wenn Sie die Bevölkerung verunsichern, indem Sie wiederholt in letzter Zeit zur Frage der Wohnbauförderung hier Geschichten erzählen wie, es wird demnächst schwierig sein, es werden die hohen Mieten nicht mehr gefördert werden können, Sie müssen in den Sanierungen zurückstecken, denn die böse Bundesregierung will die Wohnbauförderung abschaffen, dann ist das ein Punkt, der wirklich zur Verunsicherung der Bevölkerung beiträgt und den Sie unterlassen sollten, weil er nicht dienlich ist, weil er, wie sich herausstellt, auch in den nächsten Jahren, genauso wie in den vergangenen Jahren, nicht richtig ist. 

Sie wissen ganz genau, die einzige Periode, in der Wohnbauförderung wirklich einmal in Frage gestellt wurde, in der sie gefährdet war, war unter einem sozialistischen Finanzminister. Das war der Finanzminister Edlinger und das war Ihr Finanzsprecher im Hohen Haus, Herr Nowotny, 1998 bei den Finanzausgleichsverhandlungen. Die Beiden haben darüber geredet und gefordert, die Wohnbauförderung sollte abgeschafft werden mit dem kuriosen Gedanken, man könne die Wohnkosten damit senken. 

Ich will Ihnen damit nur sagen: Unter einer freiheitlichen Beteiligung an einer Bundesregierung sind die Wohnbauförderungsgelder geflossen, sie fließen und sie werden auch weiter fließen, und es wird Ihre Aufgabe und die des Herrn Bürgermeisters sein, bei den nächsten Finanzausgleichsverhandlungen dafür zu sorgen, dass sie weiter fließen. 

Wenn Sie meinen, dass es demnächst Einschränkungen geben wird, dann wissen Sie schon jetzt, dass Sie schlecht verhandeln, und das, Herr Stadtrat, hätte ich Ihnen nicht zugetraut. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber es gibt nicht nur die Verunsicherung, sondern – ich will das nicht so sehr ausbreiten, wir haben heute so viel Zeit anderen wichtigen Dingen wie Schaumteppichen geopfert – es gibt auch eine ganze Reihe von Dingen, die Sie genau kennen, Missstände, die es im Bereich der Verwaltung von Wiener Wohnen gibt, im Bereich der Stadtverwaltung, im Bereich der Sanierungen. Sie kennen die Kontrollamtsberichte genauso gut wie ich. 

Ich glaube, ich brauche gar nicht so sehr ins Detail zu gehen, aber ich würde mir wünschen und ich würde hoffen, dass es in den nächsten Untersuchungen und Berichten nicht zu so peinlichen Aussagen des Kontrollamtes kommen muss wie der, dass Wiener Wohnen über Jahre hinweg bei den Verwaltungsgebühren, bei den Verwaltungskosten zu viel eingehoben hat, in die hunderttausend Euro gehend, nur deshalb, weil jemand Rundungen vornimmt, in dem er, wenn er durch zwölf dividiert dann halt auf zwei Stellen aufrundet. Damit werden die Verwaltungsgebühren höher, und die Mieter zahlen 100 000 EUR im Jahr zu viel, nein, es war sogar in die Millionenbeträge gehend. 

Ihr Argument war, das wird dann später wieder ausgeglichen. Aber viele Mieterinnen und Mieter ziehen in der Zwischenzeit aus, sterben, es gibt Verlassenschaften. Sie wissen genau, dass einen Rechtsanspruch auf Bezahlung von Guthaben nur derjenige hat, der zurzeit in der Wohnung wohnt oder auch die Schulden seines Vorgängers zahlt. Daher kann man nicht so darüber hinwegfahren, wie Sie es gewöhnlich tun. 

Das gilt genauso für den Punkt – da gab es im Vorjahr einen neuerlichen Bericht vom Kontrollamt – Vermessung der Wohnungen. Nach wie vor ist "Stadt Wien – Wiener Wohnen" nicht bereit, die Zinsvorschreibungen, die Betriebskostenabrechnungen, die Verwaltungsgebührenabrechnungen an Hand der gesetzlich vorgeschriebenen Naturmaße zu machen. Nach wie vor gehen Sie von Planmaßen aus. StR Herzog hat das schon vor vielen Jahren eingefordert, Sie sind nicht imstande oder nicht willens, hier endlich mehr Gerechtigkeit walten zu lassen. Auch das, Herr Stadtrat, ist zum Schaden der Mieterinnen und Mieter und gehört endlich beseitigt. (Beifall bei der FPÖ.)

Es gibt weitere Vorwürfe; ich will nur ein paar wenige erwähnen. Ich habe mir erst jetzt wieder Betriebskostenabrechnungen angeschaut, die vor wenigen Tagen zugestellt wurden, wo mich Mieter anrufen, zum Beispiel wegen der Frage der Senkung oder der Ermäßigung der Abwassergebühren der Anlagen mit großen Grünflächen. Nach wie vor stellen wir anhand der Abrechnungen fest, dass bei etlichen Wohnhausanlagen neuerlich versäumt wurde, den Antrag zu stellen, dass eine Abwassergebührenermäßigung gemacht wird. Das wäre doch ganz einfach in den Griff zu bekommen, wenn man schon Computer benützt und wenn Wiener Wohnen hier ganz einfach ordentlich und richtig vorgehen würde. 

Es gibt einen weiteren schwerwiegenden Vorwurf, weil Sie immer sagen, Wien investiert mehr und der Bund kürzt. Wien hat im Bereich der Investitionen in den Wiener Wohnbau vom Jahr 2000 bis zum Jahr 2002 50 Millionen EUR weniger ausgegeben. Das ist ein beträchtlicher Betrag, der der Bauwirtschaft fehlt, der zukünftigen Wohnungen fehlt und der Sanierungen in Frage stellt. Daher sind Sie hier nicht der Strahlemann, der wirklich Geld investiert und der saniert, sondern Sie sind jemand, der in Wahrheit weniger ausgibt als vor zwei Jahren. Und das, Herr StR Faymann, ist auch nicht der richtige Weg.

Bei den sozialen Aspekten ist es ganz einfach wirklich bedauerlich. Sie werden, so wie Ihre Kollegen von Ihrer Fraktion, wissen, da gibt es jede Menge Interventionen und jede Menge Wünsche und Anliegen, die herangetragen werden, wenn jemand in Not gerät. Jeder von uns kann einmal auch unverschuldet in Not geraten. Es ist bedauerlich, dass gerade Wiener Wohnen die soziale Aufgabe nicht in jenem Ausmaß wahrnimmt, wie es ihr zukommen würde. Ich weiß schon, dass Wiener Wohnen, ein ausgelagerter Betrieb, auch nach wirtschaftlichen Grundsätzen operieren muss, dass danach getrachtet werden muss, dass Mietzinsrückstände nicht nur eingemahnt werden, sondern auch eingebracht werden können, aber die Vorgangsweise, wie das passiert, ist letzen Endes für den einzelnen Betroffenen ganz bedauerlich. Herr StR Faymann, wir haben bei den Mietzinsrückständen einen ganz enormen Anstieg zu verzeichnen. Die Mietzinsrückstände machen 39,4 Millionen EUR aus; das sind fast 6 Prozent des Jahresumsatzes von Wiener Wohnen. 

Warum steigen die Mietzinse? Warum steigen die Rückstände? Weil Sie mit der sozialistischen Gebührenerhöhungslawine in Wien in Wahrheit das Wohnen verteuert haben, weil Gebühren und Abgaben über die Betriebskosten ganz einfach so hoch geworden sind, sodass sich Mieter die Miete nicht mehr leisten können. In diesem Fall ist es notwendig, dass wir auch über soziale Einrichtungen den betroffenen Menschen wirklich helfen. 

Ich möchte Ihnen nur an Hand eines Beispiels sagen, wie schwierig es ist für den Einzelnen, auch dann, wenn er Hilfe bekommt, die Hilfe gegenüber Wiener Wohnen oder der Stadt Wien umzusetzen. Es gab vor 14 Tagen einen Anruf betreffend einen bevorstehenden Räumungstermin am 12. Juni. Ich habe mich bemüht, über unseren Verein "Österreicher in Not" von Abg Helmut Günther und über andere soziale Dienststellen Geld aufzutreiben. Sowohl das Amt für Jugend und Familie als auch der Verein "Österreicher in Not" haben Hilfe zugesagt. Es war nur schwierig herauszufinden, mit wie viel diese Person wirklich im Rückstand ist, damit wir rechtzeitig vor dem Termin am 12. diese finanzielle Hilfe weiterleiten, damit das Verfahren eingestellt wird. 

Ich habe zwei Tage lang versucht – aber nicht nur ich, sondern auch die Sozialarbeiterin, sie ist meine Zeugin –, in der Außenstelle 17. Bezirk von einer Referentin den Rückstand zu erfragen. Es war keine Referentin aufzutreiben. Wobei ich sagen muss, dass die Vermittlungsstelle wirklich äußert hervorragend und unterstützend geholfen hat, Leute durchs Haus geschickt hat. Das war zu normalen Betriebszeiten. 

Herr Stadtrat! Wenn es einem Landtagsabgeordneten, einem Gemeinderat nicht gelingt, innerhalb von zwei Tagen einen Rückstand abzufragen bei der zuständigen Referentin, damit die betreffenden helfenden und unterstützenden Organisationen etwas einzahlen können, dann frage ich mich, wie geht es dem Einzelnen? Der verzweifelt doch. Der scheitert, obwohl er Geld auftreibt, doch letzen Endes daran, dass er vorher nicht rechzeitig einzahlen kann, und dann ist der Räumungswagen da, und er ist weg. 

Das sind Einzelbeispiele – ich weiß es –, die nicht in der breiten Masse gelten, aber diese Einzelbeispiele zeigen, dass wir hier sehr vieles verbessern müssen und nicht ganz einfach drübergehen dürfen und sagen, wir werden das mit einem neuen Call Center lösen.

Ich möchte aber eines positiv erwähnen: Ihr Büro, die Frau SR Schwarz war die letzte Hilfe. Sie hat mir geholfen. Ich habe den Rückstand von ihr erfragt. Wir haben rechtzeitig bezahlt. Die Person mit ihrem Kind lebt noch in der Wohnung, aber es hätte auch schlimmer ausgehen können. Ohne Frau Schwarz wäre es wahrscheinlich schlimmer ausgegangen. 

Apropos Call Center, Ihr neues sensationelles Call Center. In Wahrheit lagern Sie immer mehr Bereiche von Wiener Wohnen, das ja auch schon ausgelagert ist, noch einmal in andere Gesellschaften aus. Das ist die Hausbetreuungsgesellschaft, jetzt also diese Kundenzentren und Kundenbetreuungs- und Call Center. 

Ich habe mir angeschaut, warum das passiert. Also einerseits weiß ich schon, Sie sind permanent konstant im Dienstpostenplan. Das stimmt bis auf Weniges überein mit dem, was geplant ist. Aber wenn ich ganze Bereiche, wo es um über eine Million Telefonate im Jahr geht, um 200 000 E-Mails und und und, auslagere an eine private Gesellschaft – die im Übrigen nicht so privat ist, weil die Stadt Wien da sehr schön beteiligt ist; ich zeige Ihnen dann noch ganz kurz die Geschichte von dieser Gründung der Gesellschaft und von der Vergabe auf, wo ich ja meine, dass da nicht alles seriös vor sich gegangen ist, aber das wird dann Aufgabe des Kontrollamtes sein, das noch zu untersuchen –, dann haben Sie Personal ausgelagert, aber selbst haben Sie kein Personal hergegeben. In Wahrheit ist es natürlich eine Aufstockung auch der Personalkosten und des Personalstandes. 

Aber was viel schlimmer und trauriger ist für uns: Wir meinen, dass mit diesem Call Center, in dem Leute sitzen, die ja in Wahrheit nichts von der Materie verstehen, sondern die wieder nur den Kontakt zu den einzelnen ReferentInnen herstellen können, den Leuten nicht wirklich 100-prozentig geholfen ist. Daher ist zwar die Idee, das zu bewerben und auszulagern – am Donnerstag haben Sie ja eine Pressekonferenz, bei der Sie das Call Center feierlich eröffnen werden, das ab 1. Juli in Betrieb gehen wird –, werbewirksam gut, sie wird aber dem Einzelnen wahrscheinlich wenig helfen. Sie wird die Stadt Wien viel Geld kosten, sie wird Wiener Wohnen viel Geld kosten, und sie wird letzten Endes wieder von den Steuerzahlern zu bezahlen sein.

Daher: Bei allem Verständnis, dass man sich hier ein bisschen modern geben will und mit einem Call Center arbeitet, glaube ich nicht, dass es eine wirkliche Hilfestellung ist. 

Aber was mich stört an der Geschichte und an der Entwicklung, ist, dass Sie in einer Bietersuche und später in einer Ausschreibung für dieses Call Center offensichtlich von vornherein schon Ihre Unternehmer gekannt haben und die Personen, die das betreiben sollen. Denn Sie haben meiner Meinung nach ganz einfach genau gezielt auf die Bewerbergruppe einer Arbeitsgemeinschaft von drei Firmen hingearbeitet. Ich möchte Ihnen nur ein paar Bedingungen nennen, die da drinnen gestanden sind. 

Sie haben unter anderem bedungen, dass sich die Bewerber innerhalb von 45 Minuten mit öffentlichen Verkehrsmitteln in der Nähe des Rathauses oder der Doblhoffgasse befinden müssen. Die Call Center Agents müssen deutsche Sprache mit Wiener Akzent sprechen. Und was mich jetzt besonders stört, es kommen noch weitere Sprachkriterien dazu: Native Speakers, also muttersprachliche Angestellte, die dort telefonieren in den Sprachen Serbisch, Kroatisch, Türkisch und Englisch. 

Ich weiß nicht, welches Call Center das jetzt alles sofort zur Verfügung stellen könnte, kann mir aber denken, dass Sie vorher schon Betriebe hatten, die halt nicht so gut gegangen sind, die diese Mitarbeiter schon hatten und denen Sie das Geschäft zukommen haben lassen wollen, weshalb Sie das auf die getrimmt haben. Denn wenn man Ihren Aussagen glauben darf, gibt es ja im Gemeindebau keine Ausländer. Daher müsste man ja eigentlich mit der deutschen Sprache zur Verständigung in einem Call Center auskommen. Wofür wir also dieses Sprachenwirrwarr jetzt bei den Call Center-Bediensteten oder Agents, wie Sie es nennen, brauchen, wird noch zu hinterfragen sein. Oder es war halt nur ein Ausschreibungskriterium. (Beifall bei der FPÖ.) 

Da gibt es in dieser Ausschreibung und dann in den Bewerbungen, wenn man sich das Firmengeflecht anschaut, tatsächlich erstaunliche Dinge. Bei der ViennaCommunications ist die Eigentümerin eine KIKO Privatstiftung. Diese KIKO Privatstiftung ist wieder vermanscht mit anderen Privatstiftungen, alle früher einmal bei der Multimedia Holding, die wieder verwandt ist mit der Familie Hutfleß und wo die Stadt Wien auch beteiligt war, und erstaunlicherweise gibt es Firmen in dieser ARGE, die von den Wiener Stadtwerken und der Stadt Wien gegründet wurden, die offensichtlich aber so schlecht gegangen sind, dass man nicht wirklich viel damit angefangen hat. 

Jetzt ist erstaunlich, dass Sie in Ihren Ausschreibungsbedingungen auch die Bonität oder die Verlässlichkeit, die finanzielle Basis gefordert haben, das heißt, da muss jemand Gewinne gemacht haben. Wenn man sich die Bilanz der vergangenen Jahre anschaut, dann hatte die Vienna Communications GmbH im Jahr 2000 einen Bilanzverlust von 24 Millionen S und Verbindlichkeiten von 11 Millionen S. Die Bilanz der Master Management GmbH, der zweiten Gesellschaft, die da drinnen mitwirkt, ist 1 Millionen EUR im Jahr 2001. 

Wie kommen Sie jetzt zu einer Auftragsvergabe an diese Firmen, wenn Sie eigentlich den Kriterien nicht entsprechen? Ich sage Ihnen gleich, wie: Sie haben eine neue Firma gegründet, indem die Media diese Firmen aufgekauft hat, die Firmen eingegangen sind, und in diese Media haben Sie halt Geld eingebracht von der Stadt Wien, und damit steht sie jetzt weiß und offen da. 

Das ist eine Vorgangsweise, Herr Stadtrat, die äußerst bedenklich ist. Ich glaube, dass wir nach der Fülle von Skandalen, die wir bei Vergaben aus den vergangenen Jahren kennen, eigentlich viel vorsichtiger sein sollten und nicht so fahrlässig umgehen, wie es derzeit passiert oder wo es, wie ich meine – aber das behaupte ich noch nicht, das vermute ich einmal, es wird die Zukunft weisen –, wieder einmal um Freunderlwirtschaft geht, um befreundeten sozialistischen Funktionären und Firmen zu helfen. 

Das, Herr Stadtrat, lehnen wir ab. Es gibt viele weitere Punkte im Rechnungsabschluss, die genauso zu einer Ablehnung des Rechnungsabschlusses führen müssen. 

Ich erwähne nur ein Beispiel: Die Vernichtung von 4,3 Millionen EUR durch die Firma GSD, die in der Bilanz im Rechnungsabschluss ausgewiesen ist, ist auch Ausdruck und Grund genug, diesen Rechnungsabschluss abzulehnen. Über diesen Fall werden wir allerdings in den nächsten zwei Tagen auch noch zu sprechen haben. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Schubert gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Werte Damen und Herren! 

Ich beleuchte in meinem Beitrag zu dem Jahresabschluss 2002 heute zwei wesentliche Bereiche in der sozialen Wohnbaupolitik, die sich sicherlich im Jahresabschuss 2002 sehr, sehr positiv niederschlagen. 

Punkt 1 ist für mich der Neubau, verbunden mit Sanierungen und Wohnbauförderung. 

Punkt 2 ist der Wiener Wohnungsmarkt in Bezug auf die EU-Erweiterung, denn die soll auch nicht außer Acht gelassen werden.

Der erste wesentliche Bereich sind, wie schon gesagt, Neubauten, untrennbar verbunden mit dem sozialen Wohnbau, denn hier kommt es ganz besonders auf Folgendes an:

Punkt a) betrifft – und das ist das Wichtigste – den Einsatz der Wohnbauförderung. Mit Hilfe der Wohnbauförderung hat die Stadt in den letzten Jahren in Wien dafür sorgen können, dass heute genügend Wohnungen zu leistbaren Preisen zur Verfügung stehen. Die Wohnbauförderung schafft dadurch auch wesentliche Wirtschaftsimpulse und damit Arbeitsplätze, vor allem im Sanierungsbereich. 

Voraussetzung für diese Leistungen der Stadt ist die Aufrechterhaltung der Zahlung der Wohnbauförderungsmittel durch den Bund. Das ist eine ganz, ganz wichtige Angelegenheit für die Wohnbauförderung. Nur damit ist für den einzelnen Bürger gewährleistet, dass unsere hohen Qualitätsstandards in Bezug auf Neubau, Sanierung, personenbezogene Förderungen aufrechterhalten bleiben. 

Für heuer – Gott sei Dank – und für 2004 sind die Zahlungsflüsse des Bundes gesichert. Wien konnte die Wohnbauförderung im Jahr um 40 Millionen EUR erhöhen. Das sollte man hier auch einmal deutlich aussprechen. Und das obwohl, meine Damen und Herren, der Anteil des Bundes der Wohnbauförderung um 10 Prozent gesunken ist. Die Stadt kommt daher für 16 Prozent der Wohnbauförderungsmittel auf. (Beifall bei der SPÖ.) 

Mit dieser Erhöhung der Wohnbauförderungsmittel verfolgen wir die Ziele unserer Wiener Wohnbaupolitik konsequent weiter. Das sind leistbare Mieten, Sanierungsrekord, Hilfe für Familien mit kleinen Einkommen sowie die Schaffung von Arbeitsplätzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Um auf diesem hohen Niveau zu bleiben ist es notwendig, etwa 5 000 Wohnungen pro Jahr zu errichten. Dieses Ziel wurde für 2002 erreicht. Auch 2003 werden wir das Ziel, 5 000 Wohnungen zu errichten, erreichen. Dadurch wird sichergestellt, dass das derzeitige Angebot an qualitativ hochwertigen Wohnungen aufrechterhalten bleibt. 

Warum ist das so wichtig, meine Damen und Herren? Weil es den Trend zu kleinen Haushalten und zu Wohnungszusammenlegungen gibt. 

Als Punkt b) zu den Neubauten sei noch gesagt: Die Wohnbeihilfe hat neben positiven sozialen Auswirkungen auch wirtschaftsbelebende Effekte, werte Damen und Herren, weil diese Familien dadurch nicht beim Konsum einsparen müssen, sondern auf diese Weise die Wirtschaft stimulieren. Die Unterstützung für Familien mit geringem Einkommen wird sicherlich weiter ausgebaut. 

Mit der Einführung der allgemeinen Wohnbeihilfe vor zwei Jahren ist der Stadt ein sehr bedeutender Schritt zu mehr sozialer Gerechtigkeit gelungen. Mehr als 36 000 Familien erhalten derzeit Wohnbeihilfe. 57 Millionen EUR wurden an bedürftige Personen und Familien ausbezahlt. Diese Zahlen muss man sich einmal vergegenwärtigen, werte Damen und Herren. 

Doch durch die hohe Steuer- und Abgabenleistung der Familien steigt leider die Zahl die Wohnbeihilfenbezieher stetig, doch Gott sei Dank sind wir in der Lage, hier Hilfestellung zu geben. 

Nun komme ich aber schon zu Punkt c): Sanierungen. Auch in diesem Bereich ist sehr viel geschehen. Insgesamt 182 Millionen EUR verwendet die Stadt dafür, die Sanierung von Wohnhäusern, die in die Jahre gekommen sind, zu fördern. Derzeit ist die Wohnhaussanierung auf Rekordkurs, und Rekordinvestitionen schaffen Arbeitsplätze, was in der derzeitigen wirtschaftlichen Situation sicherlich notwendig ist. Bis Ende Oktober wurden 414 Wohnhäuser mit mehr als 24 000 Woh-nungen saniert, eine beachtliche Leistung der Stadt. 

Nun komme ich schon zu meinem zweiten Punkt: der Wiener Wohnungsmarkt fit für die EU-Erweiterung. Zukunftsorientierte Wohnbaupolitik bedeutet, zum richtigen Zeitpunkt die notwendige Anzahl von Wohnungen zur Verfügung zu haben. Ein Gleichgewicht von Angebot und Nachfrage ermöglicht leistbares Wohnen. Dies führt zu stabilen Mieten und vermindert die Gefahr von Wohnungsspekulationen, was uns ja ein besonderes Anliegen ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

In Wien werden daher so viele Wohnungen unter Verwendung von Wohnbauförderungsmitteln neu gebaut, wie notwendig sind, um Wohnungsmangel, aber auch Leerstehungen zu vermeiden. Ein funktionierender Wirtschaftsraum wie Wien hat im erweiterten Binnenmarkt sicherlich Attraktivität für Menschen aus den neuen EU-Ländern. Um diese Auswirkungen der bevorstehenden EU-Erweiterung im Jahr 2004 auf den Wiener Wohnungsmarkt vorherzusagen, reichen die regelmäßig durchgeführten Studien nicht aus. Die Stadt Wien beobachtet seit Jahren die Entwicklung am Wohnungsmarkt auf wissenschaftlicher Ebene und kann damit die Wohnungspolitik auf die tatsächlichen Bedürfnisse der Wohnungssuchenden ausrichten, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Seit mehr als zehn Jahren werden die Wohnungswünsche der Wienerinnen und Wiener genauestens erfasst und rechtzeitig die Weichen gestellt, damit genug Wohnungen zu leistbaren Preisen zur Verfügung stehen. (Beifall bei der SPÖ.) Denn Sie wissen ja, meine Damen und Herren, was heute geplant und vorbereitet wird, steht den Wohnungssuchenden erst in fünf bis sechs Jahren zur Verfügung. Daher ist es vor allem am Wohnungsmarkt notwendig, Entwicklungen frühzeitig zu erkennen und somit Angebot und Nachfrage für die Zukunft im Gleichgewicht zu halten. 

Über die Auswirkungen der EU-Erweiterung auf dem Wohnungsmarkt gibt es viele Spekulationen. Die Wienerinnen und Wiener haben aber ein Recht auf langfristige Planung und vorausblickendes Handeln. Die Stadt Wien hat deshalb auch einige Studien in Auftrag gegeben, die sich ausführlich und intensiv mit den Auswirkungen des Beitritts neuer EU-Mitglieder auf den Wiener Wohnungsmarkt befasst.

Was aber nicht durch Studien erfasst werden kann, sind die Auswirkungen europaweiter wirtschaftlicher Entwicklungen auf den Wohnungsmarkt. Auf Grundlage dieser Ergebnisse lassen sich vorausblickend seriöse Planungsschritte setzen, die den zu erwartenden Folgen der EU-Erweiterung Rechnung tragen.

Aus heutiger Sicht ist ein Beitritt der neuen EU-Mitglieder 2004 beziehungsweise noch 2005 zu erwarten. Das heißt, dass etwaige Übergangsfristen für eine völlige Niederlassungsfreiheit spätestens 2012 zu Ende sind. 

Die EU-Erweiterung hat auch für Österreich und insbesondere für Wien große Auswirkungen. Das gilt, wie schon erwähnt, insbesondere für den Wohnungsmarkt, wo, wie vorher schon erwähnt, zwischen den ersten Plänen der Umsetzung mehrere Jahre liegen und deshalb vorausblickende und rechtzeitige Planung notwendig ist. Damit diese Planung aber auf gesicherten Daten beruht, ist es notwendig, seriöse Studien und künftige Szenarien zu erstellen. Derzeit existieren nämlich nur Schätzungen über mögliche Auswirkungen der Erweiterung der Europäischen Union. Auf Grundlage dieser Daten werden Szenarien über die wahrscheinlichen Wohn- und Arbeitsplatzentwicklungen bis zum Jahre 2020 erstellt. Dabei wird unter anderem die voraussichtliche wirtschaftliche Entwicklung Österreichs und Wiens dargestellt. 

Weiters wird die Wohnpräferenz der potentiellen Migranten angeschätzt und die absehbare Anzahl der Pendler eruiert. Das heißt, als Resümee ist festzustellen, dass die Stadt Wien derzeit und in Zukunft alles Notwendige unternimmt und unternehmen wird, um unseren Wienerinnen und Wiener ein leistbares, aber qualitativ hochwertiges Wohnen zu ermöglichen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wien wird als besonders lebenswert wegen seiner Wohnsituation eingeschätzt. Das Wohnungsangebot und die Wohnungssicherheit in Wien sind weltweit unschlagbar. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin FRANK gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Also dem grenzenlosen Optimismus meiner Vorrednerin kann ich mich wirklich nicht anschließen. Aber nachdem ich dann sowieso im Detail in meiner Rede darauf komme, möchte ich hier jetzt nicht näher eingehen.

Ich habe jetzt zwei Tage lang nur gehört, was Ihrer Meinung nach der Bund alles falsch macht. Ich sehe darin eigentlich nur eine Entschuldigung, warum Sie nichts machen, denn anders kann ich mir das nicht erklären. Vor allem was den Wohnbau betrifft, habe ich es als höchst angenehm empfunden, als bei der internationalen Konferenz "Renaissance des sozialen Wohnbaus in europäischen Städten" Herr Wurm in seiner Eigenschaft als Obmann der Bauträger Österreichs und Herr Förster als Leiter der MA 50 dahingehend übereinstimmten, dass sehr wohl von Seiten des Bundes die Mittel für die Wohnbauförderung nicht in der von ihnen gewünschten Höhe immer fließen würden. Aber gut, als Bauträger ist es legitim, sich mehr zu wünschen als man vielleicht bekommt. Aber das schien den Herren auch total logisch und nachvollziehbar. Ganz im Gegenteil sahen sie dadurch auch die einzelnen Gesellschaften und Magistratsabteilungen gefordert, auf dem Wohnbausektor neue Ideen zu bestreiten.

Und da war überhaupt kein Gejammere, sondern einfach nur der Hinweis, man muss neue Ideen gehen und man sieht darin spannende Herausforderungen. 

Wenn man dem Vortrag von Frau Claire Roumet gefolgt ist, sie sprach für die Cecodhas, die Europäische Organisation für sozialen Wohnbau, dann gibt es in der EU andere Probleme, wie etwa ob nicht staatliche Hilfe oder unterschiedliche Mehrwertsteuersätze wettbewerbsverzerrend wirken und damit nicht aufrecht erhalten werden können.

Auch Ihr Abg Swoboda sprach davon, dass es in der Grundrechtscharta, die in die Verfassung der EU integriert werden soll, unter anderem heißt: „Um die soziale Ausgrenzung und Armut zu bekämpfen, anerkennt und achtet die Union das Recht auf eine soziale Unterstützung und eine Unterstützung für die Wohnung, die allen, die nicht über ausreichende Mittel verfügen, ein menschenwürdiges Dasein sicherstellen sollen, nach Maßgabe des Unionsrechts und der einzelnen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten.“ Also „nach Maßgabe des Unionsrechts“! Hier heißt es, sich in der EU stark zu machen, nachdem, so Swoboda, grundsätzlich davon auszugehen ist, dass die EU-Kommission immer wieder versuchen wird, die Regeln des Wettbewerbs und des Binnenmarkts mit seinen Grundfreiheiten auch in bisher noch ausgesparten Bereichen umzusetzen.

Ich meine, dass es sich hier um Aufgaben handelt, wo eine Stadt wie Wien sich mit ihrem bisher gut funktionierenden sozialen Wohnbau stark einbringen soll und nicht nur untätig Schuldzuweisungen an den Bund verteilt, weil es an entsprechenden Ideen zur Fortsetzung des Wohnbauprogramms mangelt. Denn eines möchte ich schon betonen: Wir Freiheitliche waren es nicht, die ohne Wenn und Aber in die EU gedrängt haben. 

Was aber macht Wien? Es verschläft, dass in Kürze die EU um zehn Mitglieder erweitert wird. Und es ist nicht so, wie Sie gemeint haben, Frau Schubert, dass man bestens vorbereitet ist, denn was bedeutet das für den Wohnungsmarkt in Wien?

Eine Studie, Sie haben sie erwähnt, die entsprechend ausgearbeitet werden soll, wird erst gegen Ende dieses Jahres in Teilen vorliegen, obwohl mit 1.5.2004 zehn neue Mitgliedsländer in dieses Land kommen werden. Und dies wird eklatante Auswirkungen auf den Wiener Wohnungsmarkt haben.

Wir haben damals unsere Bedenken beim Beschluss der Beauftragung kritisiert, dass diese Studie einfach viel zu spät kommt. Wenn heute Frau Schubert selbst sagt, dass es vom Zeitpunkt der Planung bis zur Fertigstellung fünf bis sechs Jahre dauert und nächstes Jahr die Mitgliedsstaaten ihre Pforten öffnen, dann frage ich Sie, warum man nicht vor fünf Jahren diese Studie in Auftrag gegeben hat! 

Die angrenzenden Staaten werden sicher verstärkt auf den Wiener Wohnungsmarkt drängen. In der Slowakei, der Tschechei und in Ungarn werden soziale Wohnbauten im Verhältnis zu Wien nur in geringem Ausmaß gebaut. Das heißt, dass Wohnen in Wien besonders interessant werden könnte, natürlich vor allem gefördertes Wohnen, wenn man dann auch hier noch arbeitet. 

Aber statt die Konjunktur und vor allem die Bauwirtschaft anzukurbeln und zu versuchen, qualitativen, aber vielleicht etwas kostengünstigeren Wohnungsneubau zu errichten, wartet man ein Jahr und länger auf eine Studie. 

Per 31.12.2002 waren es 12 841 Wohnungssuchen-de und zusätzlich - und hier ist ja der Begriff Wohnungssuchende nicht so ganz richtig, weil Sie ja dann die Jungwiener-Aktion ausklammern, und das sind noch einmal 5 401 Fälle, das heißt, insgesamt sind es dann 18 300 Wohnungssuchende. 5 000 Wohnungen im Jahr werden gebaut. Wir haben schon jetzt einen Rückstand, der nicht so schnell aufzuholen ist. Dann kommen die neuen Staaten und - so wie wir gestern gehört haben - mit einem Bevölkerungswachstum bis zum Jahre 2021 von drei Prozent. Wenn man das dann noch auf einen Jahresdurchschnitt umlegt, dann bedeutet das noch einmal ein Plus von 900 Wohnungen im Jahr, dem Sie bis jetzt nicht Rechnung tragen.

Ich möchte jetzt doch ganz gerne von Ihnen, Herr Stadtrat, wissen, wie Sie in den Medien diese Vorgangsweise mit folgenden Schlagzeilen vereinbaren können. Da ist einmal die Wiener „Wohnkrone“ vom 15.3.2003: „Wiener Wohnungsmarkt fit für die EU-Oster-weiterung. Der Wirtschaftsstandort Wien lockt. Damit muss künftig den durch die EU-Osterweiterung bevorstehenden Änderungen Rechnung getragen werden.“ Und noch immer der Text: „Aber zweifellos bekommt die Bundeshauptstadt Zuwachs. Die kommenden Jahre werden mit der EU-Osterweiterung weitere Veränderungen bringen. Auch darauf reagiert Wien rechtzeitig“ - habe ich aber gerade angezweifelt – „mit einer eigenen Studie welcher Wohnungsbedarf, welche Art von Wohnungen usw., das soll geklärt werden. Daher sind wir bestens gewappnet für die EU-Erweiterung, freuen sich Häupl und Faymann. Auf kommende Marktveränderungen werden wir dann sehr rasch und flexibel reagieren können.“ 

5 bis 6 Jahre hat Frau Schubert gesagt. 

In der „Krone“ vom 26.6.2002, und das war ja auch noch wirksam für diesen Rechnungsabschluss, sagen Sie für Wiener Wohnen, sie sei der eigentliche Motor der Wiener Wirtschaft: Durch Neubau und Sanierung finden 40 000 Menschen einen Arbeitsplatz und gleichzeitig sei das Wohnen um 20 Prozent billiger geworden: „Dank der vorausschauenden Wiener Stadtpolitik, die dem ständigen Wandel am Arbeitsmarkt Rechnung trägt, konnten in der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik große Erfolge erzielt werden.“ 

Ich kann es nicht nachvollziehen und ich finde auch, diese Ankündigungen, dass Sie das so gemacht hätten, sind nicht wirklich nachhaltig, wenn Wien einerseits bei der Arbeitsplatzstatistik am neunten, das heißt am letzten Platz rangiert und andererseits Wohnen also wirklich bei Gott alles andere als billiger geworden ist. Pro Monat haben Sie dann im Durchschnitt um 40 EUR weniger Wohnbauförderung eingesetzt, um das aufrecht zu erhalten, aber dafür die Strom- und Müllsteuer, Abwasser und Gas und so weiter erhöht. Da finde ich keinen Konsens zur Aussage, dass es um 20 Prozent billiger geworden wäre, wenn Jungfamilien mit einer Belastung von 780 EUR pro Jahr allein bei Wohnkosten rechnen müssen. 

Wenn Sie schon nicht müde werden, der Bundesregierung unsoziales Verhalten vorzuwerfen, so werden dort wenigstens soziale Staffelungen vorgenommen, die der absolute sozialistische Machtanspruch in Wien vermissen lässt und wo es in voller Höhe die Minderbemittelten, das heißt die absolut sozial Schwachen, trifft. 

Sehr vorausschauend und nachhaltig schien mir die Aussage von den 40 000 Arbeitsplätzen durch Neubau und Sanierung nicht zu sein, auch wenn sie sich auf das Jahr 2001 bezog, denn sie hätten doch zumindest auch noch 2002 ihren Niederschlag finden müssen. Aber weit davon entfernt, in der Baubranche waren es über minus 500 und insgesamt minus 12 000 Arbeitsplätze. 

Ein brisantes Thema möchte ich Ihnen nicht vorenthalten und zwar das Thema der Amtsraumlenkung. Allein schon dieser Begriff ist außer den Eingeweihten sowieso niemandem wirklich geläufig. Hier scheint manches undurchsichtig und zwar etwa dann, wenn zum Beispiel ein Untermietvertrag mit einem Leasingnehmer abgeschlossen wird und - ich denke, das ist der springende Punkt – vom Untermieter die volle Höhe der Leasingrate bezahlt wird. Wenn man jetzt weiß, dass eine Leasingrate aus einem Zinsanteil und einem begründenden Eigentumsanteil besteht, dann frage ich, warum ich als Untermieter für einen Leasingnehmer eigentumsbegründend Miete zahlen soll ohne dafür in irgendeiner Form Sicherheit zu bekommen? Ja der Leasingnehmer ließ sich dann sogar, obwohl der Vertrag nur auf 5 oder 6 Jahre abgeschlossen wurde, auch sämtliche verlegte Kabel finanzieren und die Sanierungskosten wurden nicht einmal abgelöst, obwohl er sicher der große Gewinner bei dieser Transaktion war. 

Oder: Die Stadt verkauft um 8 Millionen EUR ein Grundstück in der Trabrennstraße/Vorgartenstraße, und dies an einen Bauträger, verhängt innerhalb kurzer Zeit eine Bausperre und kauft es wenig später um 13,6 Millionen wieder zurück! 

Ich denke, meine Damen und Herren, das ist eine Planlosigkeit der Sonderklasse, wenn die Stadt Wien innerhalb von drei Jahren nicht weiß, was sie mit einem Grundstück will, es verkauft, eine Bausperre verhängt, um es dann um 150 Prozent zurück zu kaufen. Das spricht wirklich nicht für gute Planung! (Beifall bei der FPÖ.) 

Diese Planlosigkeit, so bezeichne ich es jetzt einmal in der Amtsraumlenkung, und dass man hier vielleicht nicht so den Überblick hat, das ist auch daraus zu entnehmen, dass unsere Anfrage von vor fünf Wochen - wie viele Flächen Wien hier überhaupt anmietet, vermietet, wie viele Grundstücke Wien ankauft, verkauft - bis heute noch nicht beantwortet wurde. 

Aber nicht allein die Freiheitlichen finden hier wieder mal ein Haar in der Suppe, auch das Kontrollamt hat in seinem Bericht ausführlich darüber geschrieben. Wir werden an diesem Thema sicher dran bleiben. 

Wenn wir derartige Geschäftsstücke ablehnen, dann passiert das nicht etwa aus grundsätzlichen Überlegungen, sondern einfach nur, weil auf Grund fehlender ausführlicher Unterlagen die Notwendigkeit für Miete oder Ankauf nicht nachvollzogen werden kann. 

In Wien wird Amtsraumlenkung für Gebäudemanagement unserer Meinung nach falsch verstanden und mangels Sparanreize werden hier Amtsräume gehortet. Die Zusammenlegung der Magistratsabteilungen zur neuen MA 34 kann das Problem nicht lösen. Es wäre höchst an der Zeit, die Schaffung einer Wiener Immobiliengesellschaft nach Vorbild des Bundes, den Sie ja nur gar zu gern zitieren, einzurichten. 

Und zum Schluss möchte ich Ihnen noch ein Thema nicht vorenthalten, vor allem, weil es für mich auch schon fast zum Hobby geworden ist, und hier geht es um die Baubetreuung. Gleich zu Beginn habe ich schon darauf hingewiesen, dass hier manchmal Aufträge zu überhöhten prozentuellen Sätzen vergeben wurden. Seinerzeit waren es 6 Prozent, dann hat man mir erklärt, was diese Baubetreuer nicht alles dafür leisten. Tatsache ist, dass im vorjährigen Kontrollamtsbericht drinnen stand, dass Baubetreuer überhaupt keine Kontrollfunktion wahrgenommen haben. 

Mittlerweile gibt es hier einen Fall, den ich Ihnen in kurzen Worten doch noch schildern möchte, und da geht es um den Friedrich Engels-Hof im 20. Bezirk, den das Kontrollamt auf 17 Seiten zerpflückt. Hier wurde eine Vergabe von Baubetreuerleistungen an ein Büro K. im Oktober 93 vergeben. Aber ganz so vergeben war es auch wieder nicht, denn im November 93 musste dieses Büro der Schlichtungsstelle ein Sanierungskonzept vorlegen und dann dauerte es sagenhafte fünf Jahre bei der Schlichtungsstelle, bis man an die Sanierung tatsächlich herangehen konnte! (GRin Josefa Tomsik: Sie wissen aber schon, was der Grund war!). Wenn man... (GRin Josefa Tomsik: Wissen Sie das?) Na die Schlichtungsstelle, habe ich ja gerade erwähnt... (GRin Josefa Tomsik: Wissen Sie, was der Grund war? Weil da ein Mieter tyrannisiert hat! Wissen Sie das? – Aufregung bei der SPÖ.) Es geht darum, dass man das hier nicht beschleunigt hat. Es hat fünf Jahre gedauert... (GRin Josefa Tomsik: Wie wollen Sie beschleunigen?) Ich gehe das jetzt durch, mir bleibt nicht mehr  viel Zeit und dieses Anliegen von diesem Fall... (GRin Josefa Tomsik: Sie haben gesagt, das geht Ihnen alles zu langsam!) Ja ich weiß nicht... (GRin Josefa Tomsik: Sie haben das ja gesagt, es geht alles zu langsam!) 

Aber im Nachhinein betrachtet war es vielleicht ein Segen, dass es so lange gedauert hat, denn wäre das Baubüro K. in der Zwischenzeit aufgelöst worden, es wären der Stadt Wien eine Menge Kosten erspart geblieben, weil dieses Baubüro, nach welchen Kriterien es auch ausgewählt wurde, für eine Baubetreuung sicher nicht kompetent war. (Beifall bei der FPÖ.) 

So wurden zum Beispiel in der Ausschreibung Positionen über Sanierungsarbeiten an Gebäudeteilen, die laut Sanierungskonzept in gutem Zustand waren, zur Sanierung ausgeschrieben. Umgekehrt wurden andere Teile aber nicht aufgenommen, die es dringend bedurft hätten. Bei einer Kellerdecke war lediglich Reinigen und Weißen vorgesehen, obwohl man eigentlich eine Wärmedämmung wollte. 

Insgesamt waren 1 297 Positionen ausgeschrieben und davon waren es allein 263 Eventualposten, das heißt für den Fall unvorhergesehen eintretender Arbeiten hat man sich einen Preis gesichert. Aber nach dem Wiener Landesvergabegesetz ist eine derartige Vorgangsweise unzulässig und das hätte man wissen müssen. Das verleitet zu Preisspekulationen. Jede sechste Position war eine unzulässige Eventualposition und das Kuriose ist aber, dass bei der Abrechnung dieser 1 297 Posten dann überhaupt nur 632 Posten abgerechnet wurden. Man hat nämlich nicht mehr gebraucht. Alleine was da an Ausschreibungskosten entstanden ist, ist gar nicht nachvollziehbar. 

Bei dieser merkwürdigen Vorgangsweise wundert es dann auch nicht, dass die Ausschreibung im Verhältnis zur Abrechnung eklatant auseinander klafft, wenn zum Beispiel 20 Fangaufsätze abzubrechen gewesen wären, also mit dem Abbruch ausgeschrieben waren, und 969 Stück abgerechnet wurden! Ich meine, das kann doch kein ernsthafter Baubetreuer sein, wenn er nicht unterscheiden kann, ob hier 20 Stück oder 969 Stück gebraucht werden, vielleicht ob 20 oder 22 oder 25, aber das ist ja mit nichts zu fassen! 

Beim Fugenprofil beim Vollwärmeschutzfenster: 3 100 Quadratmeter ausgeschrieben und 13 717 abge-rechnet. Insgesamt entstanden alleine bei den Baumeisterarbeiten dadurch Mehrkosten von 919 500 EUR. 

Sie wollen jetzt wahrscheinlich, dass ich aufhöre. Aber die Mieter haben ein Recht, das zu erfahren, denn Ihnen ist es unangenehm, aber die Mieter müssen das bezahlen, die Unfähigkeit einer Ausschreibung einer Baubetreuerfirma! (Beifall bei der FPÖ.) 

Und um Ihnen noch viele Details zu ersparen, auf zwei möchte ich noch eingehen. Das eine war bei den Balkonen. Hier hat die Baubetreuerfirma beschlossen, es genügt, einen neuen Belag auf die Balkone aufzubringen. Tatsächlich waren die Balkone so desolat, dass sie gesperrt werden mussten, weil sie derart sicherheitsgefährdend waren. Es ist ja überhaupt nicht ausdenken, wenn hier jemand runtergefallen wäre, aber nicht einmal das wurde erkannt.

Beim Kanal hat man hier bei einer Kanalspiegelung festgestellt, es muss die gesamte Kanalanlage saniert werden. Man hat es an die MA 17 weitergeleitet und die hat einmal grundsätzlich überhaupt nichts gemacht. Man wollte es vor der Sanierung durchführen. Im Zuge der Sanierung kam man drauf, dass durch die Undichtheiten aus dem Kanal ständig Feuchtigkeit austritt und im Nachhinein musste um teures Geld der Kanal saniert werden. Aber damit man dort auch ja recht viel verdient, hat man diese Kanalsanierung gleich in drei Teile geteilt und für jeden extra dann noch die Baustelleneinrichtung verrechnet. Das ist die Vorgangsweise, die wir entschieden ablehnen! (Beifall bei der FPÖ.)
Das Einzige, wo sich die Stadt Wien aber noch - schadlos ist übertrieben - etwas holen könnte, wäre bei der Abrechnung dieser Baubetreuerfirma, denn die hätte, obwohl mehrmals aufgefordert, bis April 2001 ihre Schlussrechnung legen müssen und das ist bis heute nicht erfolgt. 

Jetzt steht aber in der Ausschreibung, dass sie pro Kalendertag 1 Promille Pönale zu bezahlen hat, wenn sie das verspätetet abgibt. Ich habe mir die Mühe gemacht und das nachgerechnet. Es sind 661 Tage oder 661 Promille oder 66,1 Prozent, die man der Baubetreuungsfirma vom Honorar abziehen könnte, weil sie nicht zeitgerecht die Rechnung gelegt hat, obwohl hier natürlich schon etwas passiert. Aufgrund der wesentlich überhöhten Kosten bekommt die Baubetreuungsfirma das Honorar ja auch von diesen wesentlich überhöhten Kosten. Also hier läuft schon eine Menge falsch! 

An der Fülle von Vorfällen, die ich bereits aufgezählt habe und die nur einen Bruchteil des Gesamten ausmachen, gibt es für Wien genügend zu tun, um hier Klarheit zu schaffen und innovativ zu sein. Es ist daher nur logisch, dass hier die Falschen Kritik an einer gut funktionierenden Bundesregierung üben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Ich werde mich kurz halten, meine Kollegin Schubert hat schon viel Wesentliches gesagt. 

Ich möchte vielleicht kurz auf den Kollegen Wagner eingehen, der uns ja sinngemäß gesagt hat, so lange seine Parteifreunde in der Bundesregierung sind, wird niemals etwas an der föderalisierten Wohnbauförderung zum Negativen geändert. Die Botschaft hör ich wohl, allein der Glaube fehlt mir etwas, wenn ich andere Aussagen von den freiheitlichen Mitgliedern des Nationalrates, aber gestern auch des Bundesrates höre, die halt auch sehr, sehr viel gesagt haben, den Mund bei Ankündigungen, was sie nicht alles bei der Pensionsreform machen werden, vielleicht manchmal etwas voll genommen haben und die dann alle umgefallen sind, im Liegen umgefallen sind.

Aber ich gestehe Ihnen zu, dass das vielleicht bei dieser Sache anders sein wird, und das hoffe ich auch im Interesse der Mieterinnen und Mieter, der Bewohner und auch der Wiener Wirtschaft. (Aufregung bei der SPÖ.)

Aber jetzt kurz zu einem Thema, das vom Kollegen Fuchs zwar angesprochen worden ist, allerdings hat er behauptet, in der Ökologie gäbe es quasi Defizite, was natürlich grundfalsch ist. Da frage ich mich: Wo, lieber Kollege Fuchs, leben Sie? In Wien? Und erleben Sie mit, was hier alles geschieht? 

Hier möchte ich schon sagen, dass die thermisch-energetische Wohnhaussanierung ein ganz wesentliches Vorzeigeprojekt ist und dass wir hier bei der CO2‑Reduktion außerordentlich viel erreicht haben und die Sanierung von Wohnhäusern mit 105 000 Woh-nungen seit 1990 das Klima um jährlich 163 000 Tonnen CO2 entlastet hat und das bei den gesetzten Maßnahmen, ich will jetzt nicht alles aufzählen: Wärmedämmungsfassaden, Dämmung der obersten Geschoßdecken und so weiter und so weiter. Weiters haben wir auf die halogenierten Wasserstoffe bei Wohnprojekten, die Förderungsmittel der Stadt Wien bekommen, verzichtet. Das ist auch ein wichtiger Schritt gegen den Treibhauseffekt.

Jedenfalls kann man sagen, dass alle Klimaschutzmaßnahmen der letzten 10 Jahre einer Einsparung von 187 000 Tonnen CO2 pro Jahr entsprechen und das ist nach den jetzt neuesten Berechnungen dieselbe Schadstoffmenge, die jährlich durch den Verzicht auf 91 000 Mittel-PKWs erfolgen würde. Also stellen Sie sich vor, Sie gehen auf die Straßen und Verkehrswege hinaus und es fahren plötzlich 91 000 PKWs weniger. Genauso groß ist der Effekt hier und ich glaube, das ist etwas, worauf wir in Wien wirklich stolz sein können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Um es vielleicht noch anders und noch anschaulicher darzustellen: Das entspricht auch dem Effekt von einem zusätzlichen Wald von 6 Millionen Bäumen. Also 6 Millionen Bäume würden so viel CO2 quasi aufnehmen und den gleichen Effekt haben wie eben diese Maßnahmen. Ich glaube, 6 Millionen Bäume würden fast die gesamte Fläche der Stadt Wien bedecken, wenn wir sie pflanzen würden. Das können und wollen wir natürlich auch nicht, weil das ja nicht möglich ist, aber nur um sich das bildlich darzustellen ist es, glaub’ ich, wirklich ein schöner Vergleich und es ist etwas, was für das Klima und das Leben in der Stadt wirklich etwas ganz Wesentliches ist. Und da verstehe ich nicht, Herr Kollege Fuchs, dass Sie hergehen und sagen, da ist nichts geschehen. Das kann man ja nicht einfach eskamotieren, sondern das sollte man mit Freude zur Kenntnis nehmen. 

Diese Förderung der Energiesparmaßnahmen hat gute Gründe: 

1. die Energiekosten für die Mieter werden geringer, 

2. Umwelt und Klima werden entlastet und 

3. ist es, glaube ich, auch wichtig, dass Beschäftigungserfolge für die Bauwirtschaft, für das Baugewerbe und für das Baunebengewerbe getätigt werden. 

Das ist ja wirklich sehr wichtig, wenn wir bedenken, dass ja im Hochbau die Stadt Wien mehr investiert als der Bund vergleichsweise investiert und dass wir wirklich die Wirtschaft ankurbeln wollen, während der Bund jede Konjunktur durch eine falsche Wirtschaftspolitik abwürgt, was wir schärfstens verurteilen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nur noch ein paar Worte, weil ich immer wieder darauf angesprochen werde, auch von Architekten, die sagen, es ist wirklich ganz toll in Wien, dass bei den Bauträgerwettbewerben drei gleichrangige Kriterien sind, nämlich die Wirtschaftlichkeit, der Umweltaspekt und die architektonischen Kriterien und dass alle drei gleichrangig sind. Diese Kriterien werden bei Bauträgerwettbewerben, die von StR Faymann neu gestaltet worden sind und ungeheuer erfolgreich neu gestaltet worden sind, herangezogen werden und das finde ich wirklich auch ganz toll.

Ganz toll finde ich auch, dass wir erstens einmal wirklich die besten Architekten Europas haben. Es haben andere Länder auch gute Architekten, aber was bei uns besonders hervorsticht ist Folgendes: Woanders sind die besten Architekten damit beschäftigt, riesige Konzernzentralen, Versicherungszentralen, Banken und sonstige ähnliche Gebäude zu bauen. Bei uns sind die besten Architekten unserer Stadt und die besten Europas damit beschäftigt, den sozialen Wohnbau zu bauen. Das, glaube ich, ist etwas, wo wir Wiener auch sehr, sehr stolz sein und darüber froh sein können. (Beifall bei der SPÖ.)
So ist es uns natürlich auch möglich, kreativ und vielfältig zu sein. Jetzt nur ganz kurz: Wir bieten einfach alles für jeden möglichen Geschmack an. Wir haben Projekte speziell für Singles. Wir haben Wohnanlagen speziell für eher jüngere Leute. Wir haben andere, die speziell auf Bedürfnisse der älteren Generation abgestimmt werden. Wir haben die autofreie Musterstadt. Wir haben Projekte von Frauen für Frauen. Wir haben Wohnanlagen, die ein extrem städtisches Flair vermitteln, was natürlich auch erwünscht ist und wo ich froh bin, dass das erwünscht ist, weil die Menschen in unserer Stadt bleiben sollen und nicht, wenn sie ein bisserl etwas verdienen, hinaus in diesen sogenannten Speckgürtel ziehen und dann wieder hereinfahren, um da zu arbeiten, was nur Probleme bringt. Ich bin froh, dass sie bei uns in unseren attraktiven städtischen Wohnhausanlagen bleiben. Da haben wir eben spezielle Anlagen mit städtischem Flair. Aber wir haben auch betont ökologische Siedlungen mit viel Grün. Der Kollege Fuchs ist noch irgendwo da und wird das sicher bestätigen, auch wenn er das früher in Abrede gestellt hat. 

Ich erzähle jetzt nicht, was man alles beim Passivhaus machen kann, ein wirklich interessantes Projekt der Zukunft, das ohne herkömmliche Heizquelle auskommt, das die Abwärme so sinnvoll nützt, dass man eigentlich keine Heizquelle mehr braucht. Aber das jetzt auszuführen, würde den Rahmen sprengen. Aber Passivhaus - auch ein wichtiges Projekt der Zukunft.

Wir haben spezielle Wohnanlagen, die auf die Integration zugeschnitten sind und wo bewusst ein Miteinander verschiedener Kulturen möglich ist und die planerische Gestaltung auch den Bedürfnissen nach Gemeinschaft besonders entgegen kommt.

Notfallswohnungen, das hat auch meine Kollegin schon gesagt.

Bei der Wohnbauförderung glaube ich auch, dass ich mir weiteres ersparen kann. Ich möchte aber schon sagen, dass eben die Wohnbauförderung nur in Wien zu 100 Prozent wirklich für Wohnzwecke eingesetzt wird. Das sollte man vielleicht noch kurz erwähnen.

Ein letzter Punkt vielleicht noch zu den Hausbesorgern, weil auch die Freiheitlichen wirklich gesagt haben, sie werden sich hier dafür einsetzen, dass es zu besseren bundesgesetzlichen Regelungen kommt. Leider wurde das nicht durchgesetzt oder man hat sich nicht ordentlich eingesetzt, was weiß ich. Die ÖVP hat überhaupt gesagt, es ist jetzt weiß Gott wie gut, die gesetzliche Lage. Das ist außerhalb jeder Diskussion. Aber es ist Faktum, dass eben die Gesamtzahl der Wiener Hausbesorger in den letzten drei Jahren auf Grund der bundesgesetzlichen Lage um 18 Prozent von 19 100 auf rund 15 700 zurückgegangen ist. Die Stadt Wien versucht bestmöglich mit der Hausbetreuungsgesellschaft diese Lücke zu schließen, um eben die Reinigungs- und Betreuungsstandards aufrechtzuerhalten. 

Was jetzt ganz besonders wichtig wäre, wieder bundesgesetzlich, dass man den Lehrberuf des Hausbetreuers endlich gesetzlich festlegt, damit neben der Reinigung und Betreuung der Wohnbauten diese neuen Hausbetreuer auch technische Reparaturtätigkeiten ausführen dürfen und echte Ansprechpartner für die Sorgen der Mieter sein sollen. Hier appelliere ich, dass man auf bundesgesetzlicher Ebene zu einer Lösung kommt.

Insgesamt kann ich sagen, dass Wien bei dieser Studie von 160 Großstädten der Welt die Silbermedaille hat, liegt an vielen Kriterien, die eben zur Lebensqualität in Wien beitragen. Es liegt zur Zeit noch am hohen Sicherheitsstandard, der aber durch Innenminister Strasser gefährdet wird, weil sich die Sicherheitslage verschlechtert hat. 

Dass wir aber so gut liegen, liegt zu einem ganz wesentlichen Teil auch an der ausgezeichneten Wohnpolitik, Wohnbaupolitik und Stadterneuerungspolitik dieser Stadt. Diesen erfolgreichen Weg für die BürgerInnen werden wir fortsetzen. - Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der amtsf StR Werner Faymann hat sich gemeldet. Bitte schön.

Amtsf StR Werner Faymann: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Es haben zwei meiner Kollegen so viel aus dem eigenen Bereich berichtet. Der Ausschussvorsitzende hat das so ausführlich gemacht, dass ich es wirklich sehr kurz machen kann. 

Ich möchte einige wenige Themen aufgreifen und mich auch bei allen bedanken, die sich doch auch bemüht haben, sich konstruktiv mit Vorschlägen zum Wort zu melden und die auch in die Arbeit einfließen können. Aber nun zur Aufklärung ein paar wenige Sätze:

Die GSD ist schon vom Kollegen Ellensohn am Anfang eingemahnt worden und wird auch morgen, wie ich weiß, in der Fragestunde eine Rolle spielen. Aber nun zu der Vorgangsweise. 

Ich habe es sehr begrüßt, dass mehrere Fraktionen der Vorgangsweise zugestimmt haben, die Kollegin Payr zu ermächtigen, dass wir als Stadt dort einsteigen. Nicht deshalb, weil wir etwas, was bisher ein Privater gemacht hat, gerne selber machen würden. Wir haben da keine Gelüste etwas, was Privaten übertragen wurde, als Stadt zu übernehmen. Sie wissen, wir haben eine gute Zusammenarbeit mit Privaten in allen Bereichen des Wohnbaus. Wir haben da keine Eitelkeiten etwas zu übernehmen, sondern weil wir von der Stadt Schaden abwenden wollen, den die Stadt und ihre Repräsentanten oder ihre Mitarbeiter nicht verursacht haben, sondern ein Privater bedauerlicherweise, und das werden die Gerichte entscheiden, wie dieses Verhalten zu beurteilen ist. Es gibt ja auch konkrete gerichtliche Schritte gegen den Herrn Wachberger und daher ist der Schaden, der durch seine strafrechtlich verfolgbare Vorgangsweise entstehen würde oder entstanden ist, noch nicht das maximal Mögliche. Hier wurde Geld unterschlagen. Aber es gibt Bauvorhaben der GSD, derzeit 20 Millionen EUR laufende Bauvorhaben und 25 Millionen EUR in Vorbereitung befindliche Bauvorhaben. Also 45 Millionen EUR tatsächlich in Tätigkeit befindende Bauvorhaben. 

Da zu sagen, da ist es mir quasi gleichgültig wie es weitergeht, und weil ich eine Oppositionspartei bin, stimme ich einmal dagegen - das habe ich nicht als sehr verantwortungsbewusst empfunden. Und weil Sie auch kritisiert haben, Sie haben sich gewundert, dass da so viele zustimmen - wenn Sie mir daher meine Meinung erlauben:

Schaden von der Stadt abzuwenden, damit diese Bauvorhaben von einer wirklich engagierten Mannschaft der GSD durchgeführt werden können, die eigentlich nichts dafür kann, dass ihr Geschäftsführer strafrechtlich Geld veruntreut hat, die in so vielen Wohnhausanlagen so großartige Leistungen erbracht hat, als Privater diese Leistungen erbracht hat, dass die eine Chance hat, ihre Bauvorhaben durchzuführen, ist nicht nur eine Frage der Anständigkeit diesen Menschen gegenüber, die dort tätig sind, sondern auch den vielen Mieterinnen und Mietern gegenüber, die in diesen Gebäuden leben, die durch die Bauvorbereitungen oder durch die laufenden Bauvorhaben echten Schaden zu befürchten hätten, weil wir, wenn wir dort sagen, die gehen einfach in Konkurs, stoppen, dann neu ausschreiben müssen und all die Zeit, die hier versäumt wird und all das Geld, das dabei verloren geht, das Geld der Mieterinnen und Mieter ist. 

Daher kann man zwar verschiedener Meinung sein, ob man mehr kontrollieren hätte sollen oder etwas anderes machen hätte sollen oder wie man noch besser kontrolliert, dass man einem Gauner noch früher auf die Spur kommt, obwohl man sagen muss, es war Wiener Wohnen, das den Gauner überführt haben. Man kann natürlich verschiedener Meinung sein, was man noch besser machen könnte. Aber Schaden für die Zukunft abzuwehren, das ist doch etwas, wo ich eigentlich davon überzeugt war, dass es alle Parteien interessiert. 

Ich habe es daher umgekehrt bedauerlich gefunden, dass sich gerade die GRÜNEN hier nicht angeschlossen haben und sich beiseite gestellt haben so frei nach dem Motto: Na ja also den Schaden wenden eh die anderen ab und ich komme dann mit der Kritik, weil irgend etwas zu kritisieren wird dann schon noch sein. Das war aus meiner Sicht doch ein bisschen zu billig!

Ich möchte daher gleich zum zweiten kommen, das Sie genannt haben, nämlich den WBSF. Der Wiener Bodenbereitstellungs- und Stadterneuerungsfonds ist nicht irgendeine Einrichtung, die im fiktiven Bereich arbeitet und die keine Auswirkungen hätte. Die haben -zigtausende Wohnungen von privaten Häusern, von Gemeindebauten und von Genossenschaften saniert. Natürlich mit Hilfe der Privaten, die dort tätig sind oder eben der Gemeinde dort als Hauseigentümer. 

Hier passiert eine sehr sachliche Arbeit im Interesse dieses Hauses. Die politischen Vorgaben passieren durch uns. Dass es im Jahr zwei Beiratssitzungen gibt, stimmt. Dass es sonst keine Sitzungen des WBSF gibt, ist natürlich falsch. Es gibt natürlich laufend Sitzungen des Präsidiums, des Kuratoriums, der Geschäftsführung und aller, die dort tätig sind. Und wissen Sie, was dort so wohltuend ist? Dass diese parteipolitische... (Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich kann es Ihnen sagen, es sind dort sehr viele Interessensvertreter tätig, die der ÖVP angehören. Es sind dort sicher einige tätig, die gar keiner Partei angehören. Aber wissen Sie, auf was die verzichten? Auf diese sinnlose Wadelbeißerei, um vor der eigenen Fraktion irgendwie gut dazustehen. Diese billige Polemik ersparen sich die, die dort tätig sind, im Interesse der Stadt. Sie gehören anderen Parteien an, aber sie haben dasselbe Ziel und haben es nicht notwendig, auf diese unterste Stufe der Polemik abzugleiten. 

Daher ist der WBSF gut beraten, Polemik herauszuhalten, seine Tätigkeit natürlich dem Kontrollamt, dem Rechnungshof, allen voll zur Verfügung zu stellen und natürlich auch der politischen Diskussion und all dem Dazugehörendem. Es ist natürlich der Wohnbaustadtrat - und als Präsident stehe ich hier immer Rede und Antwort - für alle politischen Vorhaben verantwortlich. Aber dafür, dass dann mit den Mieterinnen und Mietern, mit den Hauseigentümern in der Stadt in Milliarden Eurohöhe über so viele Jahre so viel Sinnvolles passiert ist, das wird dort abseits von Wadelbeißerei durchgeführt und ich sage Ihnen ganz offen, das ist mir auch sehr Recht so, wissentlich, dass dort wahrscheinlich, würde man irgendwie zusammenrechnen, wer wo wie politisch angehört oder nicht angehört, die SPÖ-Mitglieder vielleicht sogar die Minderheit hätten. Aber es ist das gemeinsam so getragen von dem, was dieser Debatte oft abgeht, nämlich sich für die Stadt mit Geschlossenheit einzusetzen. 

Das ist eigentlich auch das, was mir an den anderen Beiträgen wichtig war, wo ja auch viel Konstruktives gekommen ist, nämlich bei der Frage der Wohnbauförderungsmittel. Wir haben uns als Stadt bei den Investitionen nicht durchgesetzt. Es ist im Vergleich zum Wirtschaftswachstum der europäischen Länder in unserem Land und in unserer Stadt weniger investiert worden. Es sind die Investitionen des Bundes auf ein bedrohliches Ausmaß zurückgegangen. (GR Georg Fuchs, kopfschüttelnd: Herr Kollege!) Wir haben bei den Ressortministern dieser Bundesregierung nicht durchgesetzt, dass diese Investitionen tätigen, die in unserer Stadt notwendig wären, obwohl ich davon überzeugt bin, dass wir uns hier einig sind, dass Arbeitslosigkeit durch Rahmenbedingungen, aber auch durch ganz konkrete Investitionen verhindert wird und dass Arbeitsplätze nicht durch irgendwelche allgemeinen Sprüche geschaffen werden, sondern durch Rahmenbedingungen, durch politisches Klima, durch Wohlfühlen, aber auch sehr durch ganz konkrete, materiell nachrechenbare Investitionen. Und da haben wir uns nicht durchgesetzt. 

Daher schreien wir jetzt so laut, obwohl die Vereinbarungen über die Wohnbauförderung erst nächstes Jahr auslaufen, weil wir uns gerade am Arbeitsmarkt auf Bundesebene mit diesen wirtschaftlichen Vorschlägen, die auch Sie verlangt haben und die andere verlangt haben, so oft nicht durchgesetzt haben. (GR Georg Fuchs, kopfschüttelnd: Herr Kollege!) Daher wäre mir sehr daran gelegen, dass uns das bei der Wohnbauförderung nicht passiert, weil ich überhaupt nicht anstehe zu sagen, es sind Bundesmittel, die wir als Stadt vergeben. Es sind Bundesmittel, für die wir als Stadt verantwortlich zeichnen und die dazu führen, dass bei einer durchschnittlichen Sanierung 80 Prozent der Kosten vom Steuerzahler übernommen werden. Bei einer Mieterversammlung werde ich immer gefragt, wieso das so teuer ist und dann sage ich, das sind nur 20 Prozent der Kosten, die Sie bezahlen, und das ist schon für viele sehr schwer aufzubringen.

Es geht nicht ohne Wohnbauförderung, wenn man weiß, dass die Sanierungen davon leben, dass 80 Prozent der Kosten öffentlich gefördert werden oder dass im Neubau im Durchschnitt ein Drittel der Kosten öffentlich gefördert werden. Also um diese Wohnbauförderung als Gerüst unserer Sozialpolitik, unserer Wohnungspolitik zu kämpfen, zu streiten und auch darauf aufmerksam zu machen, damit kann man gar nicht früh genug und gemeinsam genug beginnen, denn zu spät ist es erst dann, wenn in den Verhandlungen durch Kürzungen überhaupt keine Spielräume mehr entstehen und wir zu spät aufgeschrieen haben und die Bevölkerung oder auch die Verantwortlichen die Wohnbauförderung als etwas Selbstverständliches genommen haben. 

Es ist eine menschliche Eigenschaft, dass man das Selbstverständliche eben nicht als etwas Besonderes betrachtet, weil es eben selbstverständlich ist und es einem erst auffällt, wenn es weg ist. Und gerade bei der Wohnbauförderung dürfte uns das in Zeiten, in denen wir mit den Mitteln der Wohnbauförderung diesen versäumten Investitionen in Wien gegensteuern, nicht passieren, weil natürlich der Anstieg der allgemeinen Wohnbeihilfe darauf zurückzuführen ist, dass wir besser informieren und die Betroffenen ja erst schrittweise überhaupt draufgekommen sind, dass sie anspruchsberechtigt sind. Aber es ist auch darauf zurückzuführen, und das ist ja im geförderten Wohnbau nachrechenbar, da war ja nichts Neues zum Kennen lernen, dass der Anstieg dieser Direktbeihilfen, dieser Subjektförderungen, dieser Direkthilfen deshalb passiert, weil die Arbeitslosigkeit gestiegen ist, weil für viele in der Arbeitslosenstatistik ja gar nicht ersichtlich ist, dass die Einkommen gesunken sind, dass viele einen neuen Job mit einem geringeren Einkommen annehmen mussten und weil sich die Familien und die Menschen eben dieselbe Wohnung mit dem, was sie jetzt verdienen, in vielen Fällen nicht leisten können. Und wenn man jetzt sozusagen am anderen Ende bei der Wohnbauförderung auch noch reduzieren würde, dann nimmt man genau diese Familien in die Schere. Dann würde man genau diese Familien, die durch weniger Einkommen die Förderung jetzt noch dringender brauchen als je zuvor, in die Zwickmühle bringen und das sind die schwächsten in der Stadt, die unsere besondere Aufmerksamkeit verdienen, denn was uns als Wienerinnen und Wiener immer so stolz macht, auch als Wirtschaftsstandort, ist zu sagen, wir sind eine sichere Stadt. Das hat natürlich mit der Polizei zu tun, aber das hat vor allem auch mit sozialer Sicherheit zu tun und die hat damit zu tun, dass wir die Schwächsten in der Stadt nicht im Stich lassen und dass wir Kinder, die in Familien aufwachsen, wo das Einkommen nicht ausreicht, trotzdem mit Förderungen so unterstützen, dass auch sie eine Chance haben, an unserem Bildungssystem teilzunehmen und auch später am Arbeitsmarkt eine Chance haben, Geld zu verdienen, um ihren Lebensunterhalt verdienen zu können. 

Das ist das wirklich Besondere an Wien, dieser soziale Ausgleich. Da haben im Wohnbau in der Zwischenkriegszeit, in der Nachkriegszeit, Generationen gezeigt, was sie an sozialer Sicherheit aufgebaut haben und da kämpfen wir heute und ich hoffe gemeinsam für ein Instrument, damit diese soziale Stadt, diese soziale Sicherheit erhalten bleibt, und das ist die Wohnbauförderung. 

Ich ersuche Sie um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat. 

Zur GGr Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und zum Jahresabschluss der Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen somit zur Beratung der GGr Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport und zum Wort gemeldet hat sich die Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich werde versuchen, mich nicht, wie die Opposition das immer so wahnsinnig gerne tut, faktisch aus Jux und Tollerei eigentlich, auf die unterste Stufe der Polemik zu begeben und werde einmal ganz oben anfangen und versuchen, mit Ihnen einige Probleme, wo ich glaube, dass wir sie in der Stadt haben, zu besprechen und einmal zu hören, wie Sie darüber denken und ob Sie auch der Meinung sind, dass das Probleme sind, die wir, wie der Herr StR Faymann das vorhin so schön gesagt hat, vielleicht gemeinsam lösen sollten. 

Das erste Problem, mit dem ich mich befassen möchte, sind die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge, die immer wieder in Wien landen oder stranden. Ich weiß gar nicht, wie ich das sagen soll, die nichts haben, kein Einkommen, kein Geld, keine Fahrscheine für die öffentlichen Verkehrsmitteln, sie wissen oft nicht, wo sie wohnen können, die einfach vollkommen arm sind, die aber interessanter Weise in dieser Stadt Rechte haben, weil sie jugendlich und minderjährig sind und daher das Jugendwohlfahrtsrecht auf sie anzuwenden ist. Das heißt, sie sind unterzubringen und wir brauchen uns nicht darüber den Kopf zu zerbrechen, wollen wir sie unterbringen, sollen wir sie unterbringen, das können wir alles bleiben lassen. Wir müssen diese minderjährigen unbegleiteten Flüchtlinge unterbringen. 

Es gibt ein weiteres Recht, das sie in unserer Stadt haben, das sich aus der UNO-Konvention über die Rechte des Kindes ableiten lässt. Trotzdem wissen wir, dass die Situation dieser unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge in Wien eine sehr schlechte war oder ist. Vielleicht können wir heute darüber sprechen, ob die Situation immer noch so schlecht ist. 

Berichte dazu gibt es von Seiten der MA 11 oder von Seiten der Frau Stadträtin keine. Einen Ort, wo diese Probleme besprochen werden, gibt es auch keinen. Also vielleicht können wir heute diesen Gemeinderatssaal zu eben diesem Ort machen und ich möchte Ihnen aus diesem Grund aus einem Buch vorlesen, das sich auf das Jahr 2001 bezieht. Ich sage das gleich dazu, weil Sie mir vielleicht nachher in Ihrer Replik berichten können, dass 2002 das ja alles schon ganz anders war und sehr viel besser. Dann würde ich mich sehr darüber freuen.

Das ist in einem Buch von Heinz Fronek und Irene Messinger „Handbuch unbegleitete minderjährige Flüchtlinge“ erschienen, aus dem ich jetzt vorlesen werde. Wäre es nicht so, dass diese absolut unfassbaren Berichte, die da drinnen stehen, auch tatsächlich stimmen, dann würde ich ja meinen, dass die SPÖ oder die Frau Stadträtin und die Stadt Wien längst geklagt hätten und dieses Buch vom Markt genommen worden wäre, denn wenn nicht stimmt, was hier steht, wenn das gelogen ist oder frei erfunden ist, dann hätte man leicht klagen können. 

Ich möchte Ihnen ein bisschen etwas vorlesen: 

„Zur Unterbringungssituation von jugendlichen Flüchtlingen gibt es in Österreich keine umfassenden statistischen Daten. Dies bedeutet, dass niemand exakt weiß, wie viel unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in Österreich leben. Auch fehlt der Überblick darüber, wo und unter welchen Bedingungen die Jugendlichen untergebracht sind.“

 Das finde ich schon einmal erstaunlich, denn im Grunde genommen müssten ja die Jugendwohlfahrtseinrichtungen, also die MA 11, sehr wohl darüber Bescheid wissen, was mit diesen Jugendlichen ist und wo sie untergebracht sind. 

Ich zitiere weiter: „Die jeweils zuständigen Jugendämter sollten zwar über die in ihrem Bereich aufhältigen UMF“ - wird das abgekürzt sein, das klingt ein bisschen komisch, aber das sind die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen – „informiert sein, aber selbst das ist, wie die Erfahrung zeigt, nicht immer der Fall. Den Großteil der jugendlichen Flüchtlinge zieht es in den städtischen Bereich, insbesondere in die Bundeshauptstadt. Am ehesten findet sich hier eine Gruppe von Landsleuten und somit soziale Strukturen, die dabei unterstützen können, sich an die Lebensbedingungen in der fremden Umgebung zu gewöhnen. 

Von den geschätzten 1 500 UMF, die 2001 in Österreich ankamen, waren 661 zumindest vorübergehend in Wien. Die in Wien vom Jugendwohlfahrtsträger für UMF bereitgestellten Betreuungsstrukturen sind mit der Aufnahme und Betreuung völlig überfordert. Den 661 Jugendlichen steht ein Platzangebot der Gemeinde von gerade einmal 100 Plätzen gegenüber. Aber selbst diese von der Gemeinde Wien offerierten Unterbringungsplätze entsprechen nicht den sonst üblichen Standards der Jugendwohlfahrt.“

Da fragt man sich natürlich: Und was ist mit den 500 anderen? Kugeln die irgendwo herum? Sind das die, die dann manchmal von Fernsehkameras irgendwo bei der Neuen Donau herumliegend eingefangen werden und wo es darüber dann einen kurzen Bericht gibt? Wo sind die? Wie schaut das im Jahr 2002 aus? Können wir bereits mit der Jubelmeldung an die Öffentlichkeit gehen, dass alle untergebracht sind? 

Die zweite Frage ist: Wie gibt es denn das, dass die, die untergebracht wurden, der kleine Teil, qualitativ nicht genauso gut untergebracht worden sind wie es dem üblichen Standard der Jugendwohlfahrt entspricht? Das wiederum nämlich entspricht nicht der UNO-Konvention über die Rechte der Kinder. 

„Die Jugendwohlfahrt Wien ist immer weniger in der Lage, unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in eigene Einrichtungen aufzunehmen. In den letzten Monaten wurde in einigen Fällen sogar die Polizei gerufen, um Jugendliche vom Amt wegbringen zu lassen, nachdem sie sich weigerten, ohne Zuweisung in eine Unterkunft und somit ohne Schlafplatz weg zu gehen. Dabei sind in Wien durchaus freie Kapazitäten verfügbar.“ 

Gibt es das? Kann das stimmen, was hier jemand schreibt und ungestraft veröffentlicht? Ein Buch, das in Wien käuflich ist? Niemand hat dagegen geklagt? Es ist schwer vorstellbar.

Ist es wirklich vorstellbar, dass ein Amt für Jugend und Familie, das die Aufgabe hat, das Jugendwohlfahrtsgesetz zu vollziehen und das sich an die UNO-Konvention halten muss, tatsächlich die Polizei ruft und Jugendliche aus dem Amt entfernen lässt und ihnen keinen Schlafplatz zuweist und diese dann dort bleiben und deswegen dann die Polizei geholt wird? Ist das vorstellbar? Oder haben Sie es nicht gelesen? Oder warum wurde dieses Buch nicht geklagt? Ich kann mir das nur sehr, sehr schwer vorstellen. 

„Einige Jugendeinrichtungen sind bereit, unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in Wohngemeinschaften aufzunehmen und zu betreuen. Aufgrund der hohen Kosten, die mit der Unterbringung und Betreuung der Jugendlichen für den Jugendwohlfahrtsträger, sprich Wien, anfallen würden, erfolgen jedoch keine Zuweisungen.“ Das heißt, die Behauptung geht ja noch weiter! Da behauptet einer, es gibt freie Kapazitäten, es erfolgen aber keine Zuweisungen, weil uns das zu teuer ist, weil das der Stadt Wien zu teuer kommt. 

„Den vom Kompetenzzentrum Wien weggeschickten Jugendlichen wird dann oft die Adresse eines Vereines gegeben und wenn sie Glück haben, können sie dort in einem Zimmer ohne Matratzen für einige Tage unentgeltlich am Boden schlafen. Essen oder sonstige Unterstützungsleistungen gibt es nicht. Danach werden sie, wenn sie nicht für die weitere Unterkunft bezahlen können, dem Leben auf der Straße überlassen.“

Gibt es das? Ist das möglich? Reden wir von Wien oder wo sind wir eigentlich? Und warum wurde dieses Buch nicht geklagt? Oder stimmt das, was hier steht? Wenn es aber stimmt, dann wird das Jugendwohlfahrtsgesetz gebrochen und gegen die UNO-Konvention über die Rechte des Kindes eindeutig verstoßen! Dann werden die Gesetze in dieser Stadt nicht mehr befolgt! 

Es geht dann im Weiteren um ein weiteres Gesetz. 

„Das Vorgehen der Behörden widerspricht eindeutig der Weisung der VBgm Laska vom Oktober 1999, welche die mit der Problematik befassten Stellen der Jugendwohlfahrt verpflichtet sicher zu stellen, dass kein jugendlicher Flüchtling im Bereich Wien ohne Unterkunft ist. Trotzdem darf die Verantwortung für diesen Missstand nicht bei den ausführenden Organen alleine festgemacht werden, vielmehr sind die von der Politik zur Verfügung gestellten Ressourcen völlig unzureichend.“ 

Also offensichtlich sind die Ressourcen, die wir zur Verfügung stellen, unzureichend. Also ganz offensichtlich stellt StRin Laska nicht ausreichende Ressourcen zur Verfügung, verlangt aber, dass das Amt keinen Jugendlichen auf die Straße stellt. Oder stimmt das nicht und wie ist es dann zu erklären? 

Und was war im Jahr 2002? Wie sieht die Lage da aus? Wieso gibt es keinen Bericht? Wieso werden derartige Probleme nicht diskutiert? Wieso steht das nie zur Diskussion? Wieso befasst sich kein Mensch damit und wieso schert das keinen? 

Ich möchte Ihnen nun auch noch ein ganz normales Schicksal aus diesem Buch vorlesen. Diese Zeit nehme ich mir noch. Ich bleibe gerne etwas länger bei diesem Kapitel, denn ich finde, es ist das wert. Das ganz normale Schicksal liest sich so:

O. wurde 1985 in Nigeria geboren und ist seit Oktober 2001 in Österreich. Er stellte einen Antrag auf Asyl beim Bundesasylamt Wien und wird in einer Einrichtung der Bundesbetreuung untergebracht. Am 20.11.2001 soll er von Wien nach St. Johann im Pongau im Bundesland Salzburg verlegt werden. Zusammen mit weiteren AsylwerberInnen versäumt O. den Bus. Als Konsequenz wird er aus der Bundesbetreuung entlassen - "angemessene Strafe", oder? - und versucht, bei der Caritas Unterschlupf zu finden. Von dort wird er, weil er minderjährig ist, an das Jugendamt verwiesen. Der zuständige Mitarbeiter der MA 11 schickt ihn, da er keine Unterkunft anbieten kann, zu einer privaten Einrichtung. Dort kann O. eine Nacht bleiben, aber, als er um eine längere Unterbringung anfragt, falls er 2 500 S pro Monat bezahlen kann, ein Zimmer anmieten. 

Das heißt, man bietet jemandem, der aus der Bundesbetreuung entlassen wurde - einem Minderjährigen, weil er einen Bus versäumt hat -, ein Zimmer an, für das er 2 500 S bezahlen soll. Dieser Preis inkludiert weder Essen noch Betreuung. Die zu vermietenden Zimmer werden zwar von nur jeweils einer Person bewohnt, enthalten aber nichts außer einem Bett und einem Fernseher - keinen Kasten, keinen Sessel, keinen Tisch. 

Auf seine verwunderte Frage, wie er denn zu einer solchen Summe kommen solle - Achtung: Nigeria! -, wird ihm lapidar erwidert, er solle die anderen Schwarzen fragen, wie sie ihr Geld verdienen.

So steht O. am nächsten Tag wieder beim Jugendamt. Diesmal gelangt er erstmals, wenn auch nur kurzfristig, in eine Einrichtung, die speziell zur Unterbringung Minderjähriger vorgesehen ist. Die Pension, die von 50 Flüchtlingen bewohnt wird, verfügt gerade über einen Fernsehapparat, der in einem viel zu kleinen Raum steht, aber die einzige Beschäftigungsmöglichkeit für O. ist. Der Weg in den Ort ist ohne Winterkleidung nicht zurückzulegen, und für den Bus kann er sich keinen Fahrschein leisten. So bleibt ihm nichts anderes übrig, als frierend im Zimmer zu liegen. O. fühlt sich in St. Johann wie in einem Gefängnis.

Da gibt es noch viele weitere Geschichten. Was ich gerne mit Ihnen in dieser Gemeinderatssitzung besprechen möchte, ist die Frage: Wie sieht die Lage im Jahr 2002 aus? Was geschieht mit den minderjährigen unbegleiteten Flüchtlingen? Wo sind sie untergebracht? Wer weiß etwas darüber, und warum gibt es keine Berichte, sodass wir uns darüber unterhalten können?

Meiner Meinung nach muss das Jugendwohlfahrtsgesetz in allen Punkten vollzogen werden, und meiner Meinung nach gilt die UNO-Konvention über die Rechte des Kindes selbstverständlich auch für ausländische Jugendliche, und gerade für diese.

Das ist der erste Punkt, über den ich mich mit Ihnen gerne unterhalten möchte.

Ein zweiter Punkt befasst sich nunmehr mit der Sozialhilfe, denn auch da, denke ich, haben wir ein großes Problem, mit dem wir konfrontiert sind. Das Sozialhilfegesetz wird meiner Meinung nach - oder sagen wir so: ich befürchte es - ebenfalls nicht mehr im vollen Wortlaut vollzogen, und zwar deswegen nicht, weil es ganz offensichtlich nicht gelingt, die langen Wartezeiten so zu reduzieren, dass sie annehmbar werden. Ich weiß nicht mehr genau, warum es nicht gelingt. Ich nehme an, dass nach wie vor viel zu wenig Personal vorhanden ist. Aber man kann mit Sicherheit davon ausgehen, dass von dem, was in diesem Gesetz drinnen steht, nämlich dass die Hilfe rechtzeitig erfolgen soll, dass sogar präventiv gearbeitet werden soll, ja dass die Sozialhilfe Menschen, die gar nicht darum ansuchen, sogar quasi nachgetragen werden soll, überhaupt keine Rede sein kann, weil die meisten Leute ja derzeit eineinhalb bis zwei Monate lang warten müssen, um überhaupt bei der Sozialhilfe vorgelassen zu werden.

Meine Damen und Herren! Wir wissen alle, dass es in Wien in den letzten Jahren sehr viel mehr Fälle, sehr viel mehr Menschen gegeben hat, die anspruchsberechtigt auf Sozialhilfe sind. Das ist natürlich mit auch ein Ergebnis der Politik der Bundesregierung, die Menschen arm macht. Das wissen wir alle. Nichtsdestotrotz haben wir ein Gesetz zu vollziehen und nichtsdestotrotz muss Wien die Mittel aufbringen, um tatsächlich helfen zu können.

Ich kenne viele Menschen in Wien, die keine Sozialhilfe erhalten, obwohl sie wirklich sehr, sehr arm sind. Und es ist eigentlich so, dass das Sozialreferat da sehr richtig argumentiert und dass man eigentlich sagen muss, das Sozialhilfegesetz gehört sehr, sehr rasch reformiert, denn es befinden sich die Theorie und die Praxis in einem großen Widerspruch zueinander.

Ich habe daher einige Anträge vorbereitet, die ich jetzt einbringen möchte.

Der erste Antrag befasst sich damit, dass ich fordere, dass der BezieherInnenkreis für die Sozialhilfe auf alle BewohnerInnen Wiens ausgedehnt wird, unabhängig davon, welche Staatsbürgerschaft die Menschen besitzen. Der Richtsatz sollte deutlich angehoben werden, sodass die Führung eines menschenwürdigen Lebens tatsächlich gewährleistet werden kann. Und das Personal im Fachbereich Sozialarbeit und Sozialhilfe sollte aufgestockt werden. - Das ist mein erster Antrag. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Mein zweiter Antrag ist einer, den die Wiener GRÜNEN schon oft gestellt haben, und ich denke, wir werden ihn auch noch oft stellen. Er befasst sich ausschließlich mit dem Problem, dass Menschen, die nicht aus Österreich kommen, keinen österreichischen Pass haben und auch sonst in keine Ausnahmebestimmung hineinfallen, ebenfalls Sozialhilfe bekommen sollen. Wir haben diesen Antrag schon oft gestellt - Maria Vassilakou hat es in ihrer Rede heute schon gesagt. Die Antworten waren durchaus ermutigend. Es wurde von Seiten der Frau StRin Laska auch versprochen, dass die Sozialhilfe auf diese Menschen ausgeweitet wird, und zwar schon gegen Ende der letzten Legislaturperiode. Bislang ist das nicht erfolgt. Deswegen stellen wir neuerlich den Antrag, dass das Prinzip der Gleichstellung aller in Wien lebenden Menschen ungeachtet ihrer Staatsbürgerschaft auch dann angewendet wird, wenn es um die Sozialhilfe geht.

Wir haben noch einen dritten Antrag vorbereitet, der sich ebenfalls mit der Sozialhilfe befasst oder, besser gesagt, mit der Überführung der Notstandshilfe in eine "Sozialhilfe neu". Ich denke, ich brauche dazu nicht lange zu sprechen, denn die morgige Aktuelle Stunde wird sich mit ebendiesem Problem befassen. Wir werden aber nichtsdestotrotz den folgenden Beschlussantrag einbringen:

"Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, von einer Überführung der Notstandshilfe in die Sozialhilfe Abstand zu nehmen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrags."

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte noch ein kleines bisschen Zeit dem Thema Obdachlosigkeit widmen, mit dem wir auch schon sehr, sehr lange befasst sind. 

Meine erste und wesentliche Bemerkung ist eine Kritik, die eigentlich schon in der Debatte zum Bereich Wohnen angebracht gewesen wäre; ich bringe sie jetzt zum Ausdruck: Die Delogierungen in Wien nehmen laufend zu. Wenngleich mir die Zahlen für das Jahr 2002 nicht vorliegen - die Antwort auf meine Anfrage habe ich noch nicht erhalten -, so muss dennoch festgestellt werden: Die Delogierungen nehmen laufend zu. Wien delogiert Menschen aus Gemeindewohnungen, delogiert auch Familien aus Gemeindewohnungen. Die Zahl dieser Fälle steigt, obwohl wir alle wissen, dass das Verhindern von Delogierung um vieles günstiger und billiger kommt, als zu delogieren und danach die Menschen ja doch wieder irgendwo unterbringen beziehungsweise reintegrieren zu müssen. Es ist daher an und für sich widersinnig, wenn die Unternehmung Wiener Wohnen im eigenen Bereich wirtschaftlich handelt, wenn dieselbe Handlungsweise für Wien insgesamt, also für die Stadt Wien äußerst unwirtschaftlich ist. 

Ich fordere Wien daher auf, diese Delogierungspraxis in Frage zu stellen, einen neuen Modus zu finden und die Delogierungsprävention zu unterstützen und zu forcieren. 

Darüber hinaus gibt es in Wien immer noch mehr Obdachlose als Unterbringungsmöglichkeiten. Das hat die MA 12 ja durchaus auch zugegeben. Wir haben in Wien um 700 oder 800 Wohnplätze zu wenig, und wir sind damit konfrontiert, dass in etwa 500 Obdachlose - laut Angaben der MA 12; wie viele es genau sind, weiß wahrscheinlich niemand - tatsächlich auf der Straße leben - in Abbruchhäusern, in Kellern, in Waggons, in der Lobau hinter irgendwelchen Büschen -, und viele von ihnen sind psychisch krank. Ich deponiere es daher jetzt noch einmal auch in dieser Abteilung - ich weiß, es gehört auch ins Gesundheitsressort, aber es gehört auch in den Rahmen der MA 12 -:

Meine Damen und Herren! Es muss bezüglich dieser psychisch kranken Obdachlosen, die auf der Straße herumgehen und irgendwo schlafen, etwas geschehen! Es kann nicht sein, dass Wien akzeptiert, dass diese Menschen einfach, ich nenne es jetzt einmal – unter Anführungszeichen -, „herumkugeln“ und sich niemand um sie kümmert. 

Meine Kollegin Sigrid Pilz hat bereits gestern das Versagen des PSD in aller Ausführlichkeit geschildert, und ich habe dem im Grunde genommen nichts hinzuzufügen, außer dem, dass ich sagen möchte: Und das Ganze, dieses Versagen, dauert ja nunmehr mindestens schon zehn Jahre an. Es kann doch nicht sein, dass sich eine Stadträtin nach der anderen vom PSD und dem Leiter des PSD einfach bieten lässt, dass derartige Zustände einreißen, und er tut, was er will, und politische Vorgaben nicht zählen! 

Meine Forderung lautet daher: Erstens einmal, diese Menschen brauchen Betreuung, Begleitung und Behandlung. Dazu bedarf es eines Konzepts. Die MA 12 hat so etwas; die Mitarbeiter dieser Abteilung wissen, was es braucht und was zu tun ist. Das Modell existiert, und es ist sicher ein gutes – so weit ist mein Vertrauen absolut intakt. Es muss etwas geschehen, und zwar rasch! 

Ein nächster Punkt ist der von mir seit nunmehr zwei Legislaturperioden eingebrachte Vorschlag, einkommensabhängige Tarife für die öffentlichen Verkehrsmittel zu schaffen. Wie Sie alle wissen, ist es ja so, dass Menschen, die alt sind, die sich im Pensionsalter befinden, um die Hälfte vergünstigt fahren können, und zwar unabhängig von ihrem Einkommen. - Soll mir alles recht sein. Wenn genug Geld da ist, ist das eine wunderbare Vorstellung, dass auch Alter als Voraussetzung dafür geeignet ist, um den halben Fahrpreis fahren zu können. Mir ging es aber darum, dass vor allem Menschen, die kein Geld haben, die kein Einkommen oder wenig Einkommen haben, die Arbeitslosenunterstützung, Notstandshilfe oder Sozialhilfe beziehen, ebenfalls in den Genuss eines gestaffelten Beitrags kommen. 

Ich habe den diesbezüglichen Antrag im März 1999 an StRin Brigitte Ederer gestellt, und ich habe die diesbezüglichen Anträge im März 2002 an StR Rieder und StRin Laska gestellt. Die Antworten sind teilweise so, dass man durchaus hoffen kann, dass auch Armut einmal dazu führen wird, dass man derartige Ermäßigungen erhält. Die Einzige, die meinen Antrag nicht beantwortet und sagt, der Antrag falle nicht in ihren Tätigkeitsbereich, ist leider Frau StRin Laska, obwohl alle anderen Stadträte und Stadträtinnen in ihren Antworten immer wieder darauf hinweisen, dass das ein Antrag ist, der auch und eigentlich in den Bereich der MA 12 gehört. Und ich denke doch, dass die MA 12 in den Bereich von Frau StRin Laska gehört. Die MA 12 ist nämlich jene Abteilung, die aus ihrem Budget heraus jene Ermäßigungen, die es in diesem Bereich tatsächlich gibt, bezahlt. 

Ich denke, Frau StRin Laska wäre gut beraten, diesen Antrag zu beantworten, denn sonst müsste ich mich schon fragen, was es mit dem Demokratieverständnis an sich auf sich hat. Anträge nicht zu beantworten, zu behaupten, sie fielen nicht in ihren Tätigkeitsbereich, obwohl das nachweislich der Fall ist und von StR Rieder und von Frau StRin Ederer bestätigt wurde - so kann es nicht sein! Und Anfragen von mir nicht zu beantworten, weil sie zu umfangreich sind, geht wohl auch nicht. Auch das ist kein modernes Demokratieverständnis und keines, das in unserer Stadt Platz haben sollte.

Deshalb möchte ich jetzt abschließend, wenn wir schon vom Demokratieverständnis sprechen, auch in diesem politischen Bereich darauf hinweisen, dass die geplante Übersiedlung oder Überführung der MA 12 in den Fonds Soziales Wien auch nicht gerade zum nächsten Demokratieschub dieser Stadt gehören wird. Denn wenn dort im SP-Präsidium, begleitet von einem SP-Kuratorium und unterstützt von einem SP-nahen Geschäftsführer, dann die SP untereinander alle Informationen austauscht und alle Beschlüsse fasst und die Opposition draußen vor der Tür steht und überhaupt nichts mehr damit zu tun hat - und die derzeitigen Fondssatzungen auch nichts anderes vorsehen -, dann gute Nacht, Demokratie in Wien! Da frage ich mich schon, was sich die werten Damen und Herren von der Opposition so denken. 

Abschließend und zusammenfassend: Ich verlange, dass in Wien das Jugendwohlfahrtsgesetz vollzogen wird. Ich verlange, dass das Sozialhilfegesetz vollzogen wird. Ich verlange, dass die UNO-Konvention über die Rechte des Kindes ebenfalls vollzogen wird. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Sport ist ein Bereich, der für die Gesundheit und für den Sozialbereich von ganz besonderer Bedeutung ist. Das wissen wir, das zeigt sich in allen Studien. Die Umwegrentabilität ist ungefähr das Zehn- bis Zwanzigfache von dem, was man in den Sport investiert. Es gibt da also einen Bereich, den man schätzen soll. Wenn ich dann noch das Ehrenamt dazurechne, also all jene Aktivitäten, die von Mitarbeitern gesetzt werden, die unentgeltlich zur Verfügung stehen, die den Sport in Wahrheit halten und eigentlich ermöglichen, dann kommt man in der Summe auf einen Anteil von ungefähr 75 Prozent des gesamten sportlichen Angebots in Wien, der von den Sportvereinen und von den Dachverbänden betrieben und erhalten wird.

Wenn man sich nun ansieht, wie die Stadt Wien mit dem Sport umgeht, dann kann man daraus sehr klar ein sehr interessantes Sittenbild ableiten. Ich möchte einige "Highlights" herausgreifen:

Die Auszahlung des Sportförderungsbeitrags - früher Sportgroschen -: Sie ist an und für sich gesetzlich genau vorgeschrieben. Es heißt im Wiener Sportförderungsgesetz, dass dieser Sportförderungsbeitrag vierteljährlich an die Dachverbände auszuzahlen ist, nach einem genauen Schlüssel, und es heißt auch, dass es zu Beginn des Jahres eine Vorauszahlung geben soll und geben muss, deren Höhe einen genau festgelegten Prozentsatz der Zahlen des Vorjahres ausmacht.

All das, meine Damen und Herren, ist im letzten Budgetjahr nicht passiert. Wir haben - und die Aktenlage zeigt das sehr schön – die Auszahlungen im Wesentlichen im Oktober beziehungsweise die meisten Auszahlungen überhaupt erst im November erlebt. 

Was heißt das konkret für die Arbeit der Sportvereine? – Es heißt, dass sie in einem sehr unsicheren Bereich arbeiten müssen, nur weil die Stadt nicht imstande ist – und, wie ich behaupte, auch nicht willens ist -, hier rechtzeitig mit Vertragspartnern - mit Partnern, wie der Name sagt, und nicht mit Bittstellern! -, so zu kooperieren, wie es nach dem Gesetz vorgesehen ist. 

Wir werden sehen, wie sich die Situation in diesem Bereich in Zukunft entwickelt. Wir haben ja vor kurzem eine Änderung in diesem gesamten Bereich der Sportförderung erlebt, durch die zumindest - das soll man auch positiv bemerken - eine gewisse Sicherheit in der Auszahlung dieser Sportförderungsmittel gegeben sein wird, wenngleich - und dies habe ich schon in meiner letzten Rede zu diesem Thema genau dargelegt - die Sportvereine in der Summe weniger bekommen werden. Wir werden uns das ja beim Rechnungsabschluss 2003 dann genau anschauen können. 

Wie sieht nun die Sportförderung insgesamt aus? - Wenn man sich den Rechnungsabschluss zur Hand nimmt und die Zahlen anschaut, dann sieht man hier sehr deutlich, dass unter dem Kapitel Sportförderung ursprünglich im Voranschlag 7,1 Millionen EUR vorgesehen waren, jetzt beim Rechnungsabschluss aber 10,7 Millionen EUR ausgewiesen sind. Man müsste angesichts einer derartigen Erhöhung also meinen, dass die Stadt ganz genau jenen Überlegungen nachkommt, die ich im Zusammenhang mit meiner Kritik gerade angestellt habe. 

Aber wie sieht es hinter diesen Zahlen wirklich aus?

Da gibt es ein Kapitel "Stadthalle". Dieses Kapitel "Stadthalle" zeichnet sich in erster Linie dadurch aus, dass es sehr viel Geld braucht. Zuletzt waren das im Schnitt 3 bis 3,5 Millionen EUR. Jetzt, im abgelaufenen Jahr, sind es 6,4 Millionen EUR, die dort über die Sportförderungsmittel zugeschossen wurden. - Was da genau passiert, entzieht sich leider der Nachvollziehbarkeit anhand des Rechnungsabschlusses. Vielleicht, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, können Sie ja diesbezüglich Aufklärung geben. Für mich ist es nicht ganz klar. - Damit aber relativiert sich natürlich das Verhältnis zwischen den 7,1 Millionen EUR im Voranschlag und den nun tatsächlich ausgegebenen 10,7 Millionen EUR. Das heißt, wenn ich es genau betrachte: Der Sportamtsleiter Podkowicz reserviert in seinem Sportbereich in der MA 51 6,4 Millionen EUR für die Stadthalle. Und der Aufsichtsratsvorsitzende der Stadthalle heißt zufällig wieder Ferdinand Podkowicz! 

Also, meine Damen und Herren, hier gibt es einige aufklärungswürdige Daten, die - zumindest aus dem Rechnungsabschluss - nicht nachvollziehbar sind. Ich würde Sie auch im Hinblick darauf, dass es unter Umständen ja durchaus so sein könnte, dass man sich vom dem, was hier passiert, ein falsches Bild macht, bitten, dass das nun endgültig einmal klargelegt wird. Und wenn es sich um eine Sonderfinanzierung handelt, weil das Geld dort notwendig ist, dann soll man sie auch als solche ausweisen - aber nicht unter dem Titel "Sportförderung".

In der Summe - und das ist das, was ich kritisieren muss - bleiben für den Sport, also für die Sportvereine, für die einzelnen kleinen Vereine, nicht mehr als 5 bis 6 Prozent des gesamten Budgets. Und das, meine Damen und Herren von der SPÖ, ist wahrlich kein Ruhmesblatt, wenn ich mir vorstelle, dass es in anderen Bundesländern eine gesicherte Sockelfinanzierung für die Vereine und eine gesicherte Sockelfinanzierung für die Sportplatzerhaltung gibt und darüber hinaus natürlich auch eine Sportförderung für die einzelnen Projekte und Aktivitäten gewährt wird. Wien hat in diesem Bereich zwar eindeutig viele Plätze, aber in der Summe, was das Budget betrifft, stellt Wien hier das Schlusslicht dar. 

Ein weiteres Kapitel, das ich schon jetzt vorweg als ein Debakel darstellen darf, ist das Kapitel Trabrennverein Krieau. Wenn man sich die letzten Zahlen genau ansieht, dann kann man feststellen, dass im Jahr 1999 die Krieau, die Tribüne mit rund 110 Millionen S erneuert wurde. Wir haben das damals nicht nur mitgetragen, sondern wir glauben auch, dass das eine durchaus vernünftige Investition gewesen ist, die auch herzeigbar ist, allerdings unter den geeigneten Rahmenbedingungen – Rahmenbedingungen, die rund um diese Tribüne nun auch funktionieren sollten.

Jetzt wissen wir schon seit längerem, dass wir mit Ebreichsdorf und mit dem im Sport und auch sonst allseits sehr bekannten Herrn Stronach eine massive Konkurrenzsituation bekommen und bekommen haben, und daher war es von Anfang an klar, dass man hier Ideen entwickeln muss. Nun, wie sehen diese Ideen aus? - Man hat im Jahr 1999 zusätzlich zu den 110 Millionen S weitere 5 Millionen S für Imagemaßnahmen hineingesteckt, hat das Gleiche dann noch einmal im Jahr 2002 versteckt über den Presse- und Informationsdienst getan - mit ein bisschen mehr sogar, es waren 500 000 EUR -, und man hat im Jahr 2003 - das werden wir natürlich erst beim nächsten Rechnungsabschluss nachvollziehen können - auf Grund eines "Liquiditätsengpasses", wie es jetzt schon heißt, noch einmal 500 000 EUR hineingesteckt. 

Meine Damen und Herren! Ebreichsdorf wird demnächst eröffnen. Es hat eine Reihe von Überlegungen gegeben, zumindest im Gespräch. Ich kenne aber kein Konzept, das für die Krieau die Möglichkeit eröffnen würde, dass diese gesamte Anlage, dieser Platz, diese Region sinnvoll und multifunktionell für diese Stadt genutzt werden könnte. Es ist dies der Ausdruck einer klassischen SPÖ-Wirtschaftsphilosophie, einfach zu glauben, man könne mit Steuergeldern, durch Stopfen von Budgetlöchern - und es geht bei der Liquiditätsfrage natürlich bereits um die Frage des Überlebens - sozusagen die Situation retten.

Nun, meine Damen und Herren, bei aller Macht, die Sie mit dieser Mehrheit hier in dieser Stadt haben: Das werden Sie nicht zuwege bringen, wenn Sie nicht Ideen entwickeln, wie dieser Bereich wirtschaftlich sinnvoll und multifunktionell genutzt werden kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein klassischer Fall eines SPÖ-Debakels, weil man dort, so wie sich das in vielen anderen Dingen auch zeigt, nicht wirklich wirtschaften kann. 

Ich darf gleich beim Thema "Wirtschaften" bleiben und zum Bereich der Bäder übergehen. 

Nun, wir haben im Jahr 2001 - ich habe das schon mehrfach hier von dieser Stelle aus moniert - ein Bäderkonzept vorgelegt bekommen, und das war es dann. Seither herrscht Dornröschenschlaf in diesem Bereich, mit einem einzigen Unterschied: Das Defizit steigt weiter an, und zwar dramatisch. Der einzige Einfall, der Ihnen bisher gekommen ist, ist eine Tariferhöhung; das haben wir in diesem Jahr beschlossen. Diese Tariferhöhung wird Ihnen Mehreinnahmen von 1,2 Millionen EUR bringen, aber ohne dass damit echte, wirkliche Verbesserungen verbunden wären. 

Es gibt bis heute keine Analyse beziehungsweise keine Übersicht über Maßnahmen an den einzelnen Standorten der Bäder. Es gibt kein Konzept für eine generelle Attraktivierung der Bäder. Es fehlt eine konkrete Umsetzungsstrategie. Aber Sie haben in einer der letzten Ausgaben der "Bezirkszeitung" oder des "Bezirksjournals" eine, glaube ich, 14-seitige inhaltliche Darstellung gegeben, wie schön es in den Wiener Bädern ist! - Dieses Schönsein hängt offenbar mit dem aktuellen Wetter zusammen und nicht wirklich mit der Ausstattung oder mit attraktiven Angeboten, wenn man von so schmalen Bereichen wie Beach-Volleyball oder einer neuen Rutsche absieht. Damit, meine Damen und Herren, werden Sie keine neue Bäderphilosophie in Wien zuwege bringen!

Ich darf Ihnen in diesem Zusammenhang auch noch einige Daten nennen: Der Kostendeckungsgrad in Wien liegt bei nicht ganz 20 Prozent. Es gibt keine Personalanalyse; es gab bei dem Konzept zuletzt nur Strichproben, aber es gibt bis heute keine echte Personalanalyse. Der Personalkostenaufwand beträgt in Wien im Vergleich zu anderen Städten 201 Prozent; der Durchschnitt in anderen Städten liegt bei 93 Prozent – dies nur als Beispiel. Es fehlen konkrete Maßnahmen zur Betriebsmittelreduktion. Es gibt kein Controlling für jedes einzelne Bad. All das fehlt! Es gibt keinen überschaubaren beziehungsweise bekannten Investitionsplan. Und es gibt keine standortspezifischen Schwerpunktsetzungen für diverse Zielgruppen wie Schüler, Senioren, Familien und Sport.

Gestatten Sie mir jetzt noch ein Rechenspiel und einen Vergleich zu den Privatbädern beziehungsweise zu einem von ihnen, nämlich zum Schönbrunner Privatbad:

Durchschnittlich kostet in Wien in den öffentlichen Bädern ein Kästchen 4 EUR. Im Privatbad Schönbrunn kostet dieser Eintritt 9 EUR. Wenn Sie nun das Defizit, das wir jährlich für die Bäder erwirtschaften, mit ungefähr 50 Millionen EUR annehmen – diese Zahl ist aus den Unterlagen erkennbar - und von einer Besucherzahl von 4 Millionen Besuchern ausgehen, dann kommen Sie, wenn Sie das dividieren, pro Besucher auf einen Zuschuss in der Höhe von 12,50 EUR. 

Jetzt machen Sie eine einfache Milchmädchenrechnung: 4 EUR Eintritt plus 12,50 EUR Zuschuss sind 16,50 EUR. - Schönbrunner Bad: 9 EUR. 

Meine Damen und Herren! Sie sollten sich ein Beispiel nehmen, Sie sollten vielleicht einmal dort hinpilgern und sich ansehen: Wie wirtschaftet man in einem privaten Bad, das imstande ist, mit zwar teurerem Eintritt, aber immerhin offenbar mit einer besseren Kostendeckung etwas zu erreichen, was Sie nicht einmal mit den von mir dargestellten 16,50 EUR erwirtschaften? - Wenn Sie sich daran ein Beispiel nehmen würden und genauso wirtschaften würden, dann würden Sie das Defizit, das Sie derzeit haben, sofort halbieren. (VBgmin Grete Laska: Ist das ein Antrag auf Gebührenerhöhung, den Sie da jetzt stellen?) - Nein, das ist ein Antrag auf sauberen Umgang, auf vernünftigen Umgang mit Steu-
ergeldern, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich werfe Ihnen vor, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, dass Sie nicht sorgsam wirtschaften. Man könnte das ja besser machen, aber man muss sich auch einmal die Mühe machen, sich über das Konzept hinausgehend damit auseinander zu setzen und sich zu überlegen: Wie funktioniert das? - Aber ich kenne keine derartigen Unterlagen. Es sei denn, Sie haben welche und zeigen sie nicht her, aber dann fällt es irgendwie unter "Geheimakte".

Meine Damen und Herren! Das Defizit ließe sich also über Nacht halbieren, wenn man anders wirtschaften würde. Was fordern wir und was haben wir in zahlreichen Anträgen immer wieder gesagt? - Eine volle Kostendeckung wird es in öffentlichen Bädern im Hinblick auf die Sozialtarifgestaltung natürlich nicht geben können - wir bekennen uns auch dazu -, aber es macht eben doch einen Unterschied, ob ich 50 oder nur 20 Millionen EUR Defizit mache. Das ist auch das, was wir Ihnen vorwerfen, weil wir glauben - und das zeigt auch mein zweites Beispiel -, dass die SPÖ in dieser Stadt nicht wirtschaften kann. 

Wir glauben, dass Sie besser beraten sind, wenn Sie als Organisations- und Gesellschaftsform eine Holding-Lösung anstreben. Sie sagen zwar, dass das Ihre Absicht ist, aber getan haben Sie es bis heute nicht. Ich höre das seit dem Jahr 2001, aber ich kenne keine Ansätze, die das auch in irgendeiner Form in der Umsetzung darstellen würden. 

Ich glaube ganz einfach, dass es für die Gestaltung und für die Weiterentwicklung der Bäder notwendig wäre, die Bezirke viel deutlicher einzubinden und in die Entscheidung mit einzubeziehen. Und: Wir sollten uns mit der Frage der standortspezifischen Schwerpunkt-Bäder besser auseinander setzen, vor allem auch im Hinblick auf diverse Zielgruppen. 

Letzter Punkt in diesem Bereich: die Mehrfachnutzung der Bäder. Wie Sie wissen, stehen die Bäder mehr als ein halbes Jahr lang leer, weil sie eben in einem hohen Ausmaß nur für den Sommergebrauch nutzbar sind. Es gäbe hier viele Ideen, die alle schon diskutiert wurden, viele Möglichkeiten auch für Wintersportnutzung, wenn man sich damit nur auch einmal konzeptiv auseinander setzen wollte. 

Der letzte Punkt meiner Überlegungen und Darstellungen zum Rechnungsabschluss betrifft den Bereich der Schulen. 

Meine Damen und Herren! Ich muss hier wieder sagen: Etwas, das noch in der Koalitionszeit geboren wurde, war die Idee der Schulmillliarde zur Generalsanierung desolater Pflichtschulen in Wien. Wir haben das damals gemeinsam durchgesetzt. Es wurden in Summe 1,4 Milliarden S zur Verfügung gestellt, und es sollten bis zum Jahr 2003 eine Reihe von Schulen generalsaniert sein. 

Nun, wir sind weit entfernt davon, dass das passiert, nämlich abgeschlossen sein wird. Wir haben eine Reihe von Schulen, die derzeit generalsaniert werden - das soll man sagen. Aber man soll auch dazusagen, dass diese Schulen eigentlich schon seit Jahren fertig sein sollten! 

Wir haben eine Reihe von Konzepten, bei denen diese Situation ganz deutlich sichtbar wird. Ich beginne mit der Renngasse: Im Jahr 2000 hätte diese Schule generalsaniert werden sollen. Jetzt schreiben wir das Jahr 2003! - Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, Sie bauen da sozusagen potemkinsche Dörfer auf: Sie holen alle paar Monate wieder eine Schule, deren Genseralsanierung wir schon längst beschlossen haben, vor den Vorhang und lassen sich groß feiern als diejenige, die für die Schulen eine Generalsanierung durchführen lässt, und dann taucht das alles wieder ein bisschen ab - und dann holen Sie die nächste Schule, die in Wahrheit schon fertig sein sollte, hervor. 

Das ist eine Politik, die wir nicht nachvollziehen können. Wir glauben ganz einfach, dass Sie hier am falschen Ort sparen. Sie regen sich zwar gerne über die Bundesregierung auf, sind aber offensichtlich nicht imstande, in Ihrem eigenen Bereich Ihre eigenen Vorgaben konkret und gezielt umzusetzen. (Beifall bei der ÖVP.)
In Wahrheit müssten wir schon bei der nächsten Runde der Generalsanierung sein, dass heißt, wir sollten schon die nächsten 1,4 oder mehr Milliarden S - jetzt müsste man es in EUR umrechnen - zur Verfügung stellen, damit der Prozess der Erneuerung in den Wiener Schulen weiter fortschreiten könnte.

Wie sehr das alles mit dem von uns immer monierten Schulentwicklungsplan zusammenhängt, den es bis heute nicht gibt, zeigen auch diverse für mich sehr interessante Zahlen im Rechnungsabschluss. Ich habe mir insbesondere drei Bereiche herausgeschrieben, weil es dort exorbitante Überschreitungen gibt:

Beim Strom haben Sie für die Wiener Pflichtschulen im Voranschlag 191 000 EUR an Stromkosten vorgesehen. Bei der Abrechnung sind es 3,5 Millionen EUR.

Beim Gas haben Sie im Voranschlag 87 000 EUR stehen. Bei der Abrechnung sind es 1,2 Millionen EUR. 

Bei der Wärme haben Sie im Voranschlag 427 000 EUR stehen. Bei der Abrechnung sind es 7,7 Millionen EUR. 

Meine Damen und Herren, das ist aufklärungsbedürftig! Ist es der KWK-Zuschlag, ist es die Erhöhung des Gaspreises, die zu diesem Anstieg geführt haben? - Aber ich nehme an, meine Damen und Herren und vor allem Sie, sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, Sie werden uns heute Auskunft über diese Dinge geben.

Das heißt, alles, was hier im Budget anscheinend an zusätzlichen Mitteln in Investitionen fließt, fließt in Wirklichkeit in gar keine Investitionen, die sich belebend auf den Arbeitsmarkt auswirken würden, sondern fließt in die Erhöhung jener Tarife und in jene Maßnahmen im Energiebereich, die Sie selbst vor einiger Zeit hier in diesem Haus trotz heftiger Kritik der Opposition und vor allem der ÖVP durchgezogen haben. Die Diskussion über den KWK-Zuschlag, die wir hier geführt haben, ist uns noch in lebhafter Erinnerung. Das sind jetzt die Folgen dieser Maßnahme - aber Sie regen sich weiterhin auf, dass der Bund nicht imstande sei, so quasi für die Schulen ausreichend Vorsorge zu treffen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wie sieht es denn im Bereich der Lehrer konkret aus? - Wir haben gestern von den GRÜNEN heftige Kritik dahingehend gehört, dass wegen dieser bösen Bundesregierung angeblich im Pflichtschulbereich so grauslich eingespart werden müsse. Nun darf ich Ihnen vielleicht anhand folgender Zahlen ein bisschen auf die Sprünge helfen: Tatsächlich müssen im Hinblick auf den Finanzausgleich diesbezüglich Maßnahmen erfolgen, aber - ich sage das immer ganz gerne in Parenthese dazu, weil das gerne vergessen wird -: Der Finanzausgleich war keine Maßnahme dieser Bundesregierung, denn diese kann alleine keinen Finanzausgleich machen. Der Finanzausgleich funktioniert nur mit den Ländern, mit den Landeshauptleuten. Und auch wenn Sie hundertmal behaupten, der Herr Bürgermeister hätte beim Unterschreiben ein Hexenkreuz gemacht und daher gelte die Unterschrift vielleicht gar nicht: Es war seine Unterschrift! Und es ging dabei um Maßnahmen auf Kosten ganz anderer Bereiche - nämlich im Konkreten der Wohnbauförderung -, die die Länder aber nicht haben wollten, und daher haben sie beim Personal gespart. 

Jetzt sage ich Folgendes: Es gibt ganz genaue Maßzahlen, die festlegen, auf wie viele Schüler ein Lehrer im Volksschulbereich, im Hauptschulbereich und in den allgemein bildenden Sonderschulen kommt. Diese Zahlen gelten für ganz Österreich, und sie wurden ausverhandelt im Hinblick darauf, dass zum Beispiel Ballungsgebiete wie Wien ganz andere Probleme haben, auf Grund vieler Ausländer, auf Grund vieler anderer Religionsbekenntnisse, auf Grund anderer Verhaltenssituationen im ganztägigen Schulbereich et cetera, dass dafür aber wiederum im ländlichen Bereich kleine Schulen, Dorfschulen erhalten bleiben sollen, um auch hier für den Bürger eine gewisse positive Situation vor Ort zu schaffen. All das ist möglich, nur, meine Damen und Herren, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin: Das hat mit der Bundesregierung nichts zu tun. Das sind ausschließlich Sie hier in Wien!

Ich nenne Ihnen noch eine Zahl: Es gibt in Wien knapp über 3 000 Volksschulklassen. Es gibt aber in Wien 6 400 Volksschullehrerinnen und ‑lehrer. Was heißt das zu Deutsch? - Sie entscheiden in Wien, wie Sie diese Lehrer einsetzen. Und wenn Sie sagen, ich habe lieber 30 Kinder in der Klasse und stelle dafür zwei oder drei Lehrer in die Klasse, dann ist das eine politische Entscheidung, die Wien trifft. Es könnten aber genauso gut nur 20 Kinder in einer Klasse sein, wenn ich jeden Lehrer tatsächlich in eine Klasse stelle.

Also tun Sie nicht so, als hätte das mit der Bundesregierung irgendetwas zu tun! Das, was die Bundesregierung geschaffen hat - und das ist auch gut so -, ist die Situation, dass es einen einheitlichen Kataster und ein einheitliches Rechensystem des Lehrer-Schüler-Verhältnisses gibt. Und ich kann Ihnen gerne sagen, wie die Zahlen aussehen, auch international: 

Wir haben im Schulbereich zweifelsohne eine ganz tolle Situation: Wir haben in Österreich 14,3 Schüler auf einen Lehrer. Im internationalen Durchschnitt der Industrienationen, also OECD, sind es 17,7. Dass Österreich da irgendwo sozusagen am unteren Ende der bildungspolitischen Maßnahmen steht und furchtbare Grauslichkeiten passieren, stimmt schlicht und einfach nicht! Entscheiden Sie also bitte selbst, was Sie in Wien wollen, und hören Sie auf, mit diesen Fragen Wahlkampf zu betreiben, der ohnedies schon lange vorbei ist. Machen Sie Ihre Hausaufgaben in Wien, kümmern Sie sich um die Wiener Situation! 

Ich darf Ihnen noch Folgendes schildern, als Beispiel dafür, was Ihnen nämlich passiert ist: Wir sind durch Zufall jetzt erst informiert worden und draufgekommen, dass bei der MA 2 und bei der MA 6 rund 400 Lehrerdienstposten falsch verrechnet wurden - Lehrerdienstposten, die angegeben wurden, die es aber hier in Wien gar nie gegeben hat. Der Bund hat daraufhin gesagt: Freunde, so geht das nicht, eure Zahlen stimmen nicht überein!, und hat im letzten Quartal einmal die Zahlungen eingestellt. Das hat - zu Recht - die MA 56 sehr nervös gemacht. Dann hat man zu suchen begonnen, und jetzt ist man draufgekommen. 

Wenn es nun auf Grund eines Rechenfehlers in der MA 2 und in der MA 6 rund 400 virtuelle Lehrer gibt – 400 sind mir schon bekannt, aber es sind sicher mehr als 400 - und jetzt ein Einsparungspotential von 340 Lehrern in Wien realisiert werden soll, dann bleiben ja locker 60 Lehrer als positiver Saldo übrig! (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei Gemeinderäten der SPÖ.) - Sie aber erklären tatsächlich, durch die Strukturmaßnahmen und Kürzungen werde es in Wien weniger Lehrer geben!

Wir werden uns das im Herbst sehr genau anschauen. Es hat bis jetzt jede Prognose, die Sie abgegeben haben, nicht gestimmt. Wir haben voriges Jahr über 200 Junglehrer neu eingestellt. Wir haben vorvoriges Jahr, als Sie groß in den Schulen trompetet haben, was alles gerade an Grauslichkeiten passiert sei, 340 Junglehrer neu eingestellt. - Also, meine Damen und Herren von der SPÖ, hören Sie auf mit dem ewigen Wahlkampfgetöse! Kümmern Sie sich um die Dinge, die Sie zu Hause hier in Wien ordentlich erledigen können, und achten Sie darauf, dass die Magistratsabteilungen nicht fehlerhaft abrechnen und dadurch alle in Schwierigkeiten bringen! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Nun noch ein allerletzter Punkt, ein Thema, das eigentlich auch – anders, als man es vielleicht glauben könnte, weil wir es heute auch schon in anderer Form heftig diskutiert haben – zum Kapitel Integration gehört. Es geht um die Frage: Wie gehen Sie mit der Integration im Schuleingangsbereich um? - Sie kennen unsere diesbezüglichen Vorschläge. Das aus meiner Sicht irgendwie politisch Perverse an der Situation ist die Tatsache, dass es seit einem Dreivierteljahr eine vom Stadtschulrat in Buchform veröffentlichte Studie gibt, in der eindeutig dokumentiert wird, dass sich dann, wenn man den Kindern im letzten Jahr vor dem Schuleintritt ein Sprachangebot gibt - wir haben immer vorgeschlagen, das letzte Kindergartenjahr dafür zu verwenden -, im integrativen Bereich die besten Erwartungen für die Schullaufbahn ergeben. 

Was machen Sie? - Sie beschränken sich auf Alibimaßnahmen mit Vorlaufgruppen. Sie schicken zehn Wochen lang für sechs Stunden pro Woche Vorschüler in einen Kurs und glauben, dass damit die Sprachbarrieren für den Eingangsbereich gelöst werden können. - Gehen Sie einmal hinaus in die Wiener Pflichtschulen, in die Wiener Volksschulen, in die ersten Klassen, und hören Sie sich das Leid der Lehrerinnen und Lehrer dort an! Von integrativen Erfolgen im Hinblick auf diese Vorlaufgruppen kann Ihnen wahrscheinlich niemand berichten. Alle haben das gleiche Problem, dass ausgerechnet im Schuleingangsbereich mindestens zwei, drei weitere Lehrer zum Einsatz kommen müssen, um den Schülern im Laufe der ersten vier Schuljahre die deutsche Sprache halbwegs beizubringen. 

Das ist eine Tragödie, weil Sie ganz einfach die Augen aus parteipolitischem Kalkül verschließen. Sie könnten ja genauso gut sagen: Das ist eine gute Idee - wir haben das sogar selbst bestätigt -, daher machen wir es, auch wenn die Idee von der ÖVP kommt! - Das ist doch keine Schande, meine Damen und Herren, wenn man so agiert und argumentiert. Aber einfach zu sagen: Nein, wir machen es nicht, denn wir glauben, wir haben mit unseren dogmatischen und, ich würde einmal sagen, auch ideologischen Überlegungen immer Recht!, das ist eben die Überheblichkeit einer Mehrheitsfraktion in diesem Hause. Angesichts dessen muss man dann auch sagen: Es ist schade um viele gute Ideen! 

Meine Damen und Herren! Ich darf unsere Kritik wie folgt zusammenfassen: Sie haben kein Konzept, keine Planung für den Sport. Sie haben kein Konzept, keine Planung für die Schulentwicklung. - Ich könnte Ihnen da noch eine Geschichte erzählen, nur damit Sie einmal sehen, dass die SPÖ an der Basis ganz anders denkt als Sie hier in diesem Hause. Das ist mir jetzt noch wichtig, dass ich das noch kurz erwähne:

Am Donnerstag wird es in einem Wiener Bezirk – es ist ein SPÖ-Mehrheits-Bezirk - einen Antrag aller Fraktionen geben. In diesem Antrag heißt es konkret:

"Eine Reihe überalterter und kaum erweiterbarer Pflichtschulstandorte des Bezirks steht einem dynamischen Wachstum an den Bezirksrändern gegenüber. Weiters sind Schülerzahlen aus demographischen und schulpolitischen Gründen hohen prognostischen Schwankungsbreiten unterworfen." - Volksschulknick, Hauptschulanteile, Ganztagsschulformen. - "Da bei einigen Schulen des Bezirks Generalsanierungen und Schulneubauten anstehen, sollen zur Vermeidung von Fehlinvestitionen sowohl zu Lasten des Bezirks als auch des Zentralbudgets klare Zukunftsvorstellungen und Rentabilitätszeiträume die Investitionen in die Schulstandorte leiten." 

Meine Damen und Herren! Das ist ein Antrag, der von allen Fraktionen gutgeheißen wird und übermorgen in einem Wiener SPÖ-Bezirk beschlossen werden wird. Nehmen Sie sich das zu Herzen und kommen Sie doch endlich einmal drauf, dass man Politik am besten so gestaltet, dass man vorher plant und ein gutes Konzept dazu hat!

Da Sie ein solches nicht haben, können wir diesem Rechnungsabschluss auch nicht unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Römer. Ich erteile es ihm.

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeisterin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Der Rechnungsabschluss für das Jahr 2002 weist in einigen Bereichen, bei einigen Haushaltsstellen eklatante Unterschiede gegenüber dem Entwurf aus, und es stellt sich natürlich die Frage: Warum kommt es so weit? 

Ich gehe davon aus, dass man oder dass die Wiener SPÖ oder dass viele die hohe Überschreitung zum Beispiel bei der Haushaltsstelle 4110 schon im Vorhinein befürchtet haben, weil man gewusst hat, dass mehr aus den Sozialtöpfen gefordert werden wird. Es ist dann immer leicht - und das wird ja gerade von in der Sozialpolitik tätigen Sozialdemokraten immer wieder gemacht, wenn dieses Thema zur Sprache kommt -, die ganze Schuld daran auf die Bundespolitik zu schieben, denn das ist das Einfachste, was es gibt. Natürlich, wenn ich davon ausgehe, dass Sozialhilfe subsidiär ist, dann ist das schon richtig, aber es ist vielleicht doch wichtiger, den Ursachen auf den Grund zu gehen. 

Die Ursachen wurden ja gestern breitest, würde ich sagen, in diesem Hause debattiert. Es wurde in vielen Debatten aufgezeigt, dass verfehlte Wirtschaftspolitik, verfehlte Investitionspolitik oder fehlende Investitionspolitik (GR Johann Driemer: Genau! Genau!) dazu geführt haben, dass Wien auch im Rechnungsabschlussjahr 2002 und auch bis heute Schlusslicht geblieben ist. Da kann man nicht immer sagen, dass das alles der Bund verursacht habe, sondern es hat hier, wie gestern, so glaube ich, ausgiebig bewiesen worden ist, auch die Gemeinde Wien, die Verwaltung unserer Stadt einen ganz großen Anteil daran. Immerhin müssen wir ja zur Kenntnis nehmen, dass Wien im Vorjahr insgesamt 12 000 Arbeitsplätze verloren hat, und diese Entwicklung kann man wohl kaum dem Bund alleine zuschreiben, sondern man muss auch darüber nachdenken, wieso das in Wien so ist. 

Wenn man gestern aufgepasst hat und gehört hat, wie ein Kollege lange darüber gesprochen hat, dass im 19. Bezirk im Bereich Forschung und Betriebsgründung nichts passiert, oder wenn man unsere Forderung, in Wien endlich eine gescheite Technologiepolitik zu betreiben, die auch Arbeitsplätze bringt, beachtet, dann weiß man schon, woran es hier mangelt. Und wenn man dann im Rechnungsabschluss noch feststellt, dass an die 10 Millionen EUR für Maßnahmen im Arbeitsmarktbereich nicht einmal verbraucht worden sind, dann muss man sich schon die Frage stellen, ob hier wirklich alles versucht wurde, um Menschen einen Beruf zu geben beziehungsweise sie im Arbeitsleben halten zu können.

Dies ist ganz einfach wichtig, und das wissen wir auch alle, weil die subsidiäre Sozialhilfe, für die wir zuständig sind, ja nur dann notwendig ist, wenn Menschen keine Arbeit haben, wenn Menschen keine Möglichkeit haben, die Gestion ihres Haushalts aus eigener Kraft so zu gestalten, dass die Mittel ausreichend sind. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich weiß schon, dass man das nicht der Frau Vizebürgermeisterin anlasten kann, aber sie ist immerhin auch Regierungsmitglied und daher, so würde ich sagen, mitverantwortlich für diese Dinge, wie etwa für die Tatsache, dass heute noch Betriebe ins Umland abwandern und dass man sich keine Gedanken darüber macht, wie man solch einer Entwicklung Einhalt gebieten kann, außer mit dem Satz: "Wien ist anders". 

Es gibt viele Dinge, die dazu führen, dass Wien wirklich anders ist. Ich denke nur etwa daran, dass in einem Jahr, in dem der Bund das Kinderbetreuungsgeld eingeführt hat, Wien nicht imstande ist, die Erhöhung der Sozialhilfe per 1. Jänner durchzuführen. Wenn der Bund das bei der Ausgleichszulage gemacht hätte, dann hätte man ihm das ganz fürchterlich angekreidet. Der Bund ist natürlich seiner Verpflichtung, nämlich auch seiner sozialen Verpflichtung nachgekommen und hat die Ausgleichszulagenrichtsätze entsprechend angehoben. Aber die Gemeinde Wien war nicht imstande, diese Erhöhung bei der Sozialhilfe zum 1. Jänner auch durchzuführen. 

Stattdessen ist man natürlich, trotz aller Beteuerungen, es werde in Wien diesbezüglich nichts passieren, hergegangen und hat auch im Jahr 2002 den Familien in die Brieftasche gegriffen. Ich denke dabei nur etwa – ich nenne dieses Beispiel, weil es gerade uns hier betrifft - an die Erhöhung der Besuchsbeiträge für Krippen, Kindergärten und Hortgruppen. Ich denke an die Erhöhung der Bäderpreise, die natürlich im großen Ausmaß erst heuer schlagend geworden ist. Ich denke natürlich auch an die Erhöhung der Mieten für Sportanlagen. Auch diese wird die Familien treffen, weil die Vereine, wie wir ja wissen, nicht ausreichend aus Steuermitteln dotiert werden und daher natürlich auch Eigenleistung gefragt ist. - Da gibt es also viele Dinge, die man ruhig auch im eigenen Hause besprechen sollte. 

Wenn wir auf das Jahr 2002 zurückblicken und die Tätigkeit in unserem Ausschuss betrachten, dann sollten wir uns vielleicht einige Dinge, die kontrovers behandelt worden sind, in Erinnerung rufen. Wir wissen schon, dass wir viele Dinge auch gemeinsam beschließen, und das ist auch gut so, aber ich finde, man sollte am heutigen Tag auch über jene Dinge reden, die kontrovers sind. 

Ich denke dabei nur etwa an den Verband Wiener Volksbildung, wo es bis heute nicht gelungen ist, die engagierten Bürger aus Wieden, die sich da zusammengetan haben und gesagt haben, wir wollen für Wieden etwas machen, in ein Boot zu holen und ihnen genauso jene Unterstützung zu gewähren, wie sie auch die anderen Volkshochschulen erhalten – und das nur deshalb, weil dort eben leider Gottes keine Sozialdemokraten dabei sind. 

Ich denke aber etwa auch an die Hauptbibliothek, für die im Jahr 2002 doch eine wesentliche Rate fällig geworden ist. Diese Hauptbibliothek ist eine tolle Sache - das soll man ja gar nicht sagen. Aber eine Hauptbibliothek haben wir gebraucht, und es ist toll, dass sie gebaut worden ist. Nur: Unsere Kritik richtet sich natürlich gegen den Standort, denn an diesem Standort hätte ein Privater genauso etwas bauen können - der ja auch wollte -, und dadurch wären hier zusätzliche Mittel in die Bauwirtschaft gepumpt worden. Wir hätten die Hauptbibliothek sicher auch an einem genauso gut erreichbaren anderen Standort bauen können, und man hätte damit nicht eine Investition verhindert, die vielleicht so und so vielen Hunderten oder gar Tausenden zusätzlich zumindest für ein, zwei Jahre in Wien einen Arbeitsplatz geboten hätte. 

Sie hat die Erhöhung der Besuchsbeiträge für Krippen, Kindergärten und Horte, die Erhöhung der Entgelte für Sportplätze angesprochen. Aber die Frau Vizebürgermeisterin ist auch im Sozialausschuss zumindest bekannt dafür, dass Anträge in der Regel abgelehnt werden. Ich möchte nur zwei Anträge aus diesem Jahr hervorheben: Das war unser Antrag auf Erweiterung der Musikschulen, dem nicht nahe getreten worden ist, und das war unser Antrag auf Einführung einer Behindertenanwaltschaft, den man auch zur Seite gekehrt hat.

Ich denke auch zurück, damit man weiß, wie das in Wien ist. Da ist im Frühjahr das Problem Pazmanitengasse aufgetaucht. Alle haben sich Sorgen gemacht: Was wird dort passieren? In zwei, drei Ausschüssen wurde von Verschiedenen hier im Saal immer wieder nachgefragt: Was passiert dort? Daraufhin ist uns erklärt worden: Was soll denn das, da ist überhaupt nichts, da passiert nichts, nein, es ist alles wunderschön! Dann ist der Sommer gekommen, und auf einmal hat es geheißen: es ist erledigt - und heute ist dort etwas ganz anderes, auf jeden Fall nicht das, was die Leute, die dort waren, immer wollten. 

Wichtig ist natürlich auch die Subventionsvergabe in diesem Bereich. Das betrifft vor allem zwei große Bereiche, den Sport und die Jugend. Kollege Strobl hat das vom Sport her ohnedies schön ausgeführt, und das kann man praktisch genauso auf die Jugendsubvention umlegen. Da gibt es viel Geld - darüber wollen wir gar nicht reden, das ist ja alles dankenswert -, aber die Frage ist, wie das Geld verteilt wird. 

Bei der Jugendsubvention wissen wir, da kommt der größte Brocken gleich einmal weg zu den zentral geführten, fest in der Hand der Frau Vizebürgermeister gehaltenen Jugendzentren. "Wien extra" kommt noch an die Reihe, und dann gibt es einen ganz kleinen Teil für die wirklichen Vereine. Da bleiben bei den Sportvereinen, wie Kollege Strobl gesagt hat, ungefähr 5,6 Prozent übrig. Bei der Jugend ist es so ähnlich, 5,6 Prozent bekommt die verbandliche Jugend. Da kriegen sie nach einem festen Schlüssel zunächst einmal überhaupt etwas, und dafür, dass sie dann auch eine Mitsprache haben, ist ein ganz kleiner Betrag übrig, der kleine Restbetrag. Da dürfen sie sich dann immer zusammensetzen und beratschlagen, welche Projekte sie fördern. - Alles schön und gut. Aber das Problem ist, dass es ein ganz kleiner Betrag ist, nur noch ein Promillebetrag von der Gesamtsumme, und da wird quasi Mitsprache vorgegaukelt. In Wirklichkeit bekommt das, was alle Jugendvereine zusammen bekommen, im nächsten Ausschuss irgendein Verein, der keine verbandliche Jugendarbeit macht, aber andere Dinge macht, gleich in einem Aufwaschen zugewiesen. Das heißt, es ist in Wirklichkeit nicht nachvollziehbar, nach welchen Kriterien das vergeben wird. 

Es kann ja nicht so sein, dass man sagt: Die machen etwas, und darum bekommen sie es. Wenn ich das sage, dann hätten wir Hunderte Vereine, die wahrscheinlich genauso gut - oder vielleicht sogar besser - und genauso gerne etwas machen würden. Nur ist es eben niemandem eingefallen, dass er ansucht; es war vielleicht niemand da, der den richtigen Draht zu den zuständigen Stellen gehabt hätte, dass man sein Projekt genauso fördert wie die anderen.

Es ist also ein bisschen undurchsichtig, aus welchen Gründen manche Vereine so viel und die anderen weniger bekommen. Ich glaube trotzdem, dass man heute wiederholen sollte: Egal, ob Sportvereine oder verbandliche Jugendvereine, das ist einfach sehr wichtig, weil die Kinder dort nicht nur Freizeitgestaltung haben - das könnten sie woanders auch haben -, sondern sie können dort auch - und ich glaube, das ist besonders wichtig - soziale Kontakte haben und demokratisches Verhalten lernen. Sie lernen das Verhalten in einer Gesellschaft und haben dort sicherlich eine bessere, qualitativ höhere Freizeitgestaltung als anderswo.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Natürlich auch eine Haushaltsstelle, die jedes Jahr eine tolle Erhöhung findet, schon wieder eine Verdoppelung: Wir wissen, wenn die Regierenden das Gefühl haben, dass die Politik nicht so gut ist, dann muss man mehr Propaganda machen. Daher ist natürlich auch das Budget des PID verdoppelt worden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es liegt uns heute ein Beschlussantrag der GRÜNEN über Notstandshilfe und "Sozialhilfe neu" vor. Ich bin kein Hellseher, ich bin kein Zukunftsseher - ich möchte diesem Antrag nicht zustimmen, und zwar aus einem ganz einfachen Grund: Es gibt keine Veranlassung zu glauben, dass das, was in dem Antrag drinsteht, auch stimmt. 

Wenn Sie die Regierungserklärung genau gelesen haben - wir werden uns ja morgen noch darüber unterhalten -, dann können Sie davon ausgehen, dass hier von einer "Sozialhilfe neu" gesprochen wird. Jetzt kennen wir einmal den komplizierten Weg. Es ist bis heute noch nicht gelungen, ein einheitliches Sozialhilfegesetz für Österreich zu schaffen, zumindest nicht einmal in einem Rahmengesetz ist es gelungen. Wir wissen, dass wir eine Artikel 15a-Vereinbarung brauchen, wenn wir über so etwas überhaupt reden wollen. 

Wir wissen aber auch, dass wahrscheinlich wir alle im Saal hier dieselben Gedanken darüber haben, was ja nicht passieren darf. Das ist vollkommen klar, daher spricht auch kein Mensch davon, das in eine Sozialhilfe überzuführen, sondern in eine "Sozialhilfe neu". Hätte man vielleicht einen anderen Titel gewählt, dann wäre niemand auf die Idee gekommen, dass ein Mensch, der in die Notstandshilfe fällt und dann eben in diese "Sozialhilfe neu" fallen sollte, vielleicht sogar sein Auto verkaufen müsste, das er in Wirklichkeit unbedingt braucht, damit er aus dem kleinen, entfernten Nest in die nächste Stadt zu seinem Arbeitsplatz kommt. 

Daher kann kein Mensch sagen, was das wirklich einmal werden wird, darüber wird es noch lange Gespräche geben. Ich denke nur zurück an die letzte Regierung: Da ist auch dringestanden, man wird prüfen, wie das mit der Versicherungspflicht oder der Pflichtversicherung ist. Das ist so lange geprüft worden, bis es zu dem Ergebnis gekommen ist, das heute vorliegt: Es ist alles beim Alten geblieben, weil man gefunden hat, dass es in der jetzigen Zeit nicht gut ist, wenn man hier größere Änderungen durchführt.

Daher glaube ich, es ist hier genau dasselbe Thema: Schauen wir uns in Ruhe an, was da kommt. Da ist es wirklich besser, man wirkt mit, von Haus aus würde ich das überhaupt nicht ablehnen. Wenn man nämlich bedenkt, wie schlecht gerade in der Notstandshilfe - nur als Beispiel - allein erziehende Mütter behandelt werden, dann bin ich mir nicht sicher, ob nicht mit einer "Sozialhilfe neu", sage ich jetzt - über deren Finanzierung will ich jetzt gar nicht reden, das muss alles geregelt werden, das ist ein großer Komplex, der total neu geregelt werden müsste (StRin Karin Landauer: Genau!), und das kann nicht von heute auf morgen gehen -, gewisse Bevölkerungsgruppen hier sogar besser abschneiden würden. Daher ist das sehr, sehr wichtig.

Herr Kollege Kopietz hat mich jetzt animiert. Ich bin nun bei den Bädern gelandet, ich will jetzt ... (GR Dr Matthias Tschirf: Professor Kopietz!) Der Herr Professor Kopietz, weil er heute so stolz darauf war, wie toll das alles ist, und weil er gesagt hat, er fürchtet sich, wenn die ÖVP und die FPÖ gemeinsam in Wien regieren sollten. Herr Kollege Kopietz, in Wien regiert die SPÖ, und ich kenne viele Leute, die sich heute schon fürchten! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte nur ein Beispiel erzählen, weil Sie heute so großartig demokratisch gesprochen haben. Es hat mich sehr gejuckt, ich hätte herausgehen können, aber die 20 Minuten wären mir zu wenig gewesen, um Ihnen zu erzählen, was in Wien etwa bei Personalvertretungswahlen passiert. Da gibt es einen ganzen Aktenordner, darin können wir einmal einen ganzen Tag miteinander lesen, wenn Sie wollen. (GR Harry Kopietz: Alles völlig korrekt!)
Aber ich kann Ihnen Folgendes erzählen: Bei den Wiener Bädern waren zum Beispiel auch Personalvertretungswahlen, und da hat sich neben der sozialdemokratischen Liste eine zweite Liste erdreistet zu kandidieren. Und was, glauben Sie, ist passiert? Neun Leute haben unterschrieben, und drei von denen, die unterschrieben haben - zusätzlich auch die Lebenspartnerin von einem -, haben für den Sommer 2003 keinen Vertrag mehr bekommen.

Ich habe daraufhin der Frau Vizebürgermeisterin einen netten Brief geschrieben: Sie soll mir das erklären, weil es ja wirklich ein bisschen komisch ist, wieso gerade drei von den neun, die unsere Liste unterschreiben haben, nicht aufgenommen werden. (GR Mag Hilmar Kabas: Das ist der Gesinnungsdruck!) Ich habe die Antwort bekommen, die ich erwartet habe: Es gibt besser Qualifizierte. Ich gebe zu, ich habe mich auch informiert - ich kann Ihnen natürlich meinen Informanten nicht nennen, weil man ja niemandem Schaden zufügen will -, und es wurde mir erklärt - und das war für mich glaubwürdig, inklusive Noten -, dass diese Aussage, die man der Frau Vizebürgermeisterin als Antwort gegeben hat, damit sie mir diese weitergibt, so gar nicht stimmen kann, weil zum Beispiel einer von denen die vorige Saison mit bestem Zeugnis beendet hat. 

Wissen Sie, da muss ich schon sagen (GR Mag Hilmar Kabas: Das ist der Terror!), das bedeutet für mich, mit der Existenz von Menschen zu spielen, nur weil sie einer politisch anders gesinnten Personalvertretungs-Kandidatenliste ihre Unterschrift gegeben haben. (Zwischenruf der GRin Mag Sonja Wehsely.) Das sind vielleicht sogar Sozialdemokraten gewesen; ich weiß es nicht, das ist mir auch egal, darum geht es ja gar nicht. Die Personalvertretung arbeitet dort über die Parteigrenzen hinweg genauso, weil sie, wie wir alle wissen, bei den Bädern Angst haben, dass dort nicht die Katze aus dem Sack gelassen wird, was in Wirklichkeit in Zukunft passieren wird. Es wird ja nur Verunsicherung betrieben, und die Leute sind verunsichert und ängstlich. Sie können sagen, dass das ein Zufall ist; ich sage nicht, dass es ein Zufall ist. Für mich ist dieses Verhalten, mit der Existenz von Menschen zu spielen, weil sie irgendwann eine andere demokratische Meinung artikuliert haben, menschenverachtend! Ich bin wirklich entsetzt darüber, dass das in Wien passieren darf! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich bin deswegen entsetzt - das muss ich auch sagen -, weil ich gerade von Sozialdemokraten, die ganz genau wissen, was es bedeutet, am Arbeitsplatz politisch unter Druck gesetzt zu werden, erwarte, dass sie mehr Fingerspitzengefühl haben sollten. Ich glaube, gerade an Sie kann ich in der Beziehung eine hohe moralische Anforderung stellen, die Sie sich in Wirklichkeit selbst stellen und auch erfüllen müssten. Ich kann von Ihnen erwarten, dass Sie mit Menschen wirklich nicht so spielen, wie Sie es in diesem Fall gemacht haben. Ich behaupte das (GR Harry Kopietz: Das ist eine Behauptung, die Sie machen!) - ja eben, natürlich -, weil ich mich erkundigt habe und mir das gesagt wurde. (GR Mag Hilmar Kabas: Das ist keine Behauptung, das kann er beweisen! Aus der Realität ...!)
Wissen Sie, Herr Professor Kopietz, ich sage ihnen etwas: Mir als Demokrat würde am Wahltag nicht die Brust schwellen, wenn ich 98, 99 Prozent in meiner Dienststelle bekommen hätte. (GR Harry Kopietz: Wäre auch schwer!) Und ich bin immer so wahnsinnig stolz, dass es die erste Pressemeldung ist, die bei der Personalvertretungswahl herauskommt. Ich würde entsetzt sein, wenn mich 99 Prozent wählen würden, weil mir eines klar ist: Das können nicht zu 99 Prozent Sozialde-
mokraten sein. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Vielleicht haben sich 98 Prozent der Leute dazu bereit gefunden, sich ein Parteibuch zu nehmen. Wir wissen, wie das vor sich geht - er sagt: Ich nehme das Parteibuch und habe Ruhe, und was ich in Herrenbaumgarten bei der Gemeinderatswahl, Nationalratswahl und Landtagswahl wähle, können sie eh nicht nachvollziehen; ich habe Ruhe und die Sache ist erledigt. 

Es gibt auch Leute, die vielleicht etwas anderes wählen und sagen: Der sozialdemokratische Betriebsrat oder Personalvertreter ist gut, den wähle ich trotzdem - alles legitim. Aber ich mache mir wirklich Gedanken, wenn ich solche Ostblock-Ergebnisse sehe. Mir wäre das fast unangenehm, weil mir doch niemand erzählen kann, dass das ... (GR Harry Kopietz: Der Betriebsrat ... hat 100 Prozent!) Ich gebe Ihnen gleich eine Antwort darauf. - Mir kann doch niemand erzählen, dass das in einer Demokratie so üblich ist. Da gibt es immer ein paar, die granteln, da gibt es immer ein paar, die aus irgendeinem Grund frustriert sind: Weil sie benachteiligt worden sind, weil sie glauben, dass sie benachteiligt worden sind, et cetera. 

Wissen Sie, bei einem Betriebsrat würde ich es ein bisschen anders sehen. Der Betriebsrat ist ja keine Parteiliste wie bei der Gemeinde Wien. Wenn also eine kleine Privatfirma mit 200 Leuten ein 100-Prozent-Ergebnis hat, mit einer Namensliste, auf der meistens sogar Menschen aus allen politischen Lagern gemeinsam vertreten sind, dann ist das etwas ganz anderes. (GR Harry Kopietz: Ich rede nicht von kleinen Privatfirmen ...!) Aber, wissen Sie, wenn eine politische Liste so ein Resultat hat, dann bin ich schon ein bisschen skeptisch, und gestatten Sie mir, dass ich es auch bleibe. (GRin Barbara Novak: Der Neid, dass ...!)
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte noch zu einem anderen Thema kommen. Wien ist zwar anders, Wien ist gut, aber man kann ruhig auch, wenn es gute Ideen gibt, diese Ideen von woanders übernehmen. Ich verweise noch einmal auf den oberösterreichischen Lehrlingsausbildungsverbund, der so tolle Erfolge hat; ich brauche jetzt nicht aufzuführen, wie das dort ist. Auf jeden Fall wurde unser Antrag abgelehnt, dann wurde mit WAFF und mit Wirtschaftskammer eine halbe Lösung in Wien getroffen, die jetzt in Wirklichkeit leider Gottes nicht gut funktioniert - sagen wir einmal offen, wie es ist -, währenddessen diese Konstruktion, die man in Wien ohne weiteres genauso hätte machen können, in Oberösterreich offensichtlich bestens funktioniert. Die letzten Zahlen, die wir gehört haben - um nur bei der VOEST zu bleiben -: Die VOEST hat zwar über 400 eigene Lehrlinge, aber zusätzlich noch 200 Lehrlinge im Rahmen dieses Lehrausbildungsverbundes, und diese lernen in der VOEST die Tätigkeiten, die sie in der Firma, in der sie sonst die Lehrlingsausbildung vornehmen, nicht lernen können. Deshalb glaube ich, es ist wirklich schade, dass man hier nicht versucht hat, eine Lösung ähnlich der oberösterreichischen zu finden, weil ich glaube, dass man damit, so wie in Oberösterreich, auch in Wien binnen kurzem 1 500 zusätzlichen jungen Menschen einen Lehrausbildungsplatz hätte geben können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zum Abschluss möchte ich eine Sache nochmals erwähnen, weil sie so demaskierend ist; sie wurde schon einmal angesprochen. Als das Kinderbetreuungsgeld eingeführt wurde, haben sich vor allem die sozialdemokratischen Frauen dauernd darüber echauffiert, wie fürchterlich das ist: Das bedeutet zurück an den Herd, das ist den Frauen gegenüber fürchterlich, et cetera. Wir haben das immer bestritten und gesagt, dass das Gegenteil der Fall ist. Wir sagen: Vielleicht bleiben ein paar zu Hause, das ist ohne weiteres möglich und wahrscheinlich auch logisch, aber in Wirklichkeit geht es darum, dass die Familien das Geld bekommen und selbst entscheiden können, wie sie ihre Kinderbetreuung organisieren. Aber trotzdem ist das nur vernichtet worden, von den Gewerkschaften, der Wiener SPÖ et cetera: Frauen werden nur noch benachteiligt, zurück an den Herd und so weiter.

Dann kommt die Frau Vizebürgermeisterin, geht selbst an die Öffentlichkeit und sagt: Man sieht, das Kinderbetreuungsgeld hat überhaupt nichts gebracht, Wien hat sogar einen erhöhten Bedarf an Kinderbetreuungseinrichtungen. Na, sind wir klass! (GRin Mag Sonja Wehsely: ... nicht erklärt!) Entschuldigung, ich kann auch lesen, genau das ist es gewesen. (GR Harry Kopietz: Falsch interpretiert! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich interpretiere die Frau Vizebürgermeisterin nicht, das würde ich mir nicht anmaßen, sondern ich kann nur das sagen, was ich darüber gelesen habe. (GR Mag Hilmar Kabas: Da muss man nicht Professor sein!)
Daher kann man sagen: Alle diese Befürchtungen, die hier an die Wand gemalt wurden, haben sich nicht bewahrheitet! Im Gegenteil, die Familien haben offensichtlich so entschieden, wie wir es erwartet haben, nämlich so, wie sie wollten, ohne sich durch irgendwelche Vorgaben einschränken zu lassen. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, dieser Bereich des Rechnungsabschlusses 2002 hat gerade in unserer Geschäftsgruppe viele Facetten. Ich möchte nur wiederholen, das für uns - weil es hier rein ums Geld geht - in nächster Zeit zu Reformierende ist sicherlich die Subventionsvergabe. Ich glaube, wir alle sollten mit gutem Gewissen sagen können: Da stimmen wir zu, oder da stimmen wir nicht zu. Vor allem geht es um eine alte Forderung der Opposition. Es ist wirklich unerklärlich: Wir sollen dauernd über Subventionen abstimmen, wissen aber nicht, welche Subventionen auch beantragt wurden und von Beamten schon im Vorfeld ausgeschieden worden sind. 

Ich glaube, das ist in Wirklichkeit keine Sache, die sich ein Abgeordneter, ein Gemeinderat dieses Hauses gefallen lassen sollte. Entweder ist er für einen Entscheidungsprozess notwendig, oder man lässt ihn überhaupt gleich draußen. Ich glaube, solange es so weitergeht wie jetzt, dass wir hier in Wirklichkeit nur ganz kleine Teilbereiche von diesen zig Millionen Euro sehen, die vergeben werden, solange kann man in Wirklichkeit kein gutes Gewissen haben, wenn man diese Akten zur Abstimmung vor sich liegen hat. 

In diesem Sinne glaube ich, dass der Rechnungsabschluss 2002 im Sozialbereich, also für unseren Ausschuss, auch kein guter ist und dass keine Veranlassung besteht, diesem Rechnungsabschluss aus unserer Sicht zuzustimmen. Wir werden daher auch ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Wehsely.

GRin Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Gemeinderats und Landtags): Schönen guten Abend, sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Um über den Rechnungsabschluss unserer Geschäftgruppe zu debattieren, ist eines wichtig - wie Herr Kollege Römer soeben gesagt hat -: Man muss der Sache auf den Grund gehen. Um der Sache auf den Grund zu gehen, muss man sich natürlich anschauen - gerade bei der Geschäftsgruppe, die in der Sozialpolitik eine ganz besonders wichtige Rolle spielt, und zwar nicht nur, weil das Sozialamt in der Geschäftsgruppe ist, sondern weil das alles Bereiche sind, die Menschen sehr stark betreffen -, wie die bundespolitischen Rahmenbedingungen sind. Diese möchte ich kurz beleuchten. 

Kurz zusammengefasst - und das haben wir bereits in der Generaldebatte festgestellt, insbesondere die Rednerinnen und Redner meiner Fraktion - kann man sagen, dass die Lage schlecht ist und dass die Lage von Kürzungen geprägt ist, ob das die Arbeitsmarktpolitik ist, wo sich eine hohe Arbeitslosigkeit natürlich niederschlägt, ob das der Bildungsbereich ist, wo es - und darauf wird Kollege Wutzlhofer noch näher eingehen - insbesondere im Pflichtschulbereich Kürzungen gegeben hat, wo es aber auch massive Kürzungen im Bereich der Erwachsenenbildung gegeben hat; ob es - Kollege Römer, ich gehe später noch darauf ein - um den Bereich der Kinderbetreuung geht, wo nicht gekürzt wurde, und zwar deshalb, weil man von nichts nichts kürzen kann - es gibt ja bereits seit dem Jahr 2001 keinen einzigen Cent mehr für Kinderbetreuung aus dem Bundesgeld -; ob es um Kürzungen im Jugendbereich geht; ob es darum geht - und das ist noch überhaupt nicht angesprochen worden -, dass die Kostenübernahme für die Zivildiener auf die Träger natürlich, wenn wir weiterhin Zivildiener in unseren Organisationen beschäftigt haben wollen, das Land trifft, weil es früher vom Bund finanziert wurde; ob es - wenn Sie jetzt hier von Ausbildungsverbünden sprechen - darum geht, dass die Lehrlingsstiftungen, die wirksamste Methode gegen Jugendarbeitslosigkeit, abgeschafft worden sind. Dann kann man sagen, dass die Situation hier sehr schlecht ist. 

Wir haben in Wien in diesem Bereich, was die jungen Menschen - insbesondere die 15- bis 18-Jährigen - betrifft, seit 2001 12,8 Millionen EUR investiert und haben damit auch erreichen können, dass die Arbeitslosigkeit im Bereich der 15- bis 18-Jährigen um 1,2 Prozent gesunken ist, im Gegensatz zur Situation im Bund, wo sie um über 8 Prozent gestiegen ist. Aber das ist kein Wunder bei einem Arbeitsminister, der sich seinem Schuhkauf offenbar mehr widmet als der Situation der jungen Menschen in dem Land. 

Diese schlechte Situation in Österreich hat natürlich - und damit komme ich sozusagen ganz konkret zu den Auswirkungen in unserer Geschäftsgruppe - einen dramatischen Anstieg der Sozialhilfe zur Folge. Auch hier hat Kollege Römer - den ich jetzt schon zum zweiten Mal erwähne - wirklich hervorragend analysiert, nämlich dass sich die schlechte Wirtschafts- und Arbeitsmarktsituation direkt auf die Sozialhilfe niederschlägt. Analyse richtig - Problem ist: Zuständig für Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik ist, Artikel 10-Kompetenz, der Bund. Hier ist es also auch wieder wichtig, wie Sie gesagt haben, richtig zu analysieren und zu einem Ergebnis zu kommen. 

Bereits seit 2001 gibt es einen dramatischen Anstieg im Bereich der anspruchsberechtigten Personen in der Sozialhilfe. So hatten 1999 - ich möchte nicht zu viele Zahlen nennen, aber das sind, glaube ich, wirklich dramatische Zahlen, die wir uns als Kommunalpolitikerinnen und ‑politiker auch merken sollten - rund 44 000 Per-sonen Hilfe im Bereich der Sozialhilfe in Anspruch genommen. Im Jahr 2002 waren es über 67 000 Personen. Besonders hoch - und das sollte uns ganz besonders zu denken geben, es sollte vor allem insbesondere den Kolleginnen und Kollegen im Bund zu denken geben - war der Anstieg der Auszahlungen von Richtsatzergänzungen. Das betrifft diejenigen, die, obwohl sie Leistungen vom AMS bekommen, dort so wenig bekommen, dass sie zusätzlich noch Sozialhilfe kriegen.

Dieser Anstieg hat zwei Komponenten. Die eine Komponente ist - und das ist für mich als Sozialdemokratin die wichtigste -, was das für den einzelnen Menschen in dieser Stadt bedeutet. Ich sage noch einmal, 67 211 Personen haben Sozialhilfe bezogen. Was bedeutet das für diese Menschen, wenn sie Sozialhilfe bezogen haben? In welcher Situation befinden sie sich hier? Das ist sicher kein lustiges Leben!

Der zweite Bereich, den wir hier im Zuge der Debatte um den Rechnungsabschluss auch beleuchten müssen, ist die Frage, dass das natürlich eine massive Belastung für das Budget der Stadt Wien ist. Da braucht man keine Ökonomin zu sein, um zu wissen, dass es nichts nützt, Geld nachzudrucken - egal, ob man das jetzt dürfte oder nicht. Dieser massive zusätzliche Bedarf im Bereich der Sozialhilfe führt natürlich dazu, dass uns jede Möglichkeit an Spielräumen in anderen Bereichen im Großen und Ganzen verwehrt bleibt.

Nun möchte ich zu einem anderen Punkt kommen; Sie haben mir heute wirklich sehr viele Anknüpfungspunkte gegeben, Herr Kollege Römer. Sie haben hier davon gesprochen, dass man jetzt noch nicht über die Frage der Umwandlung der Notstandshilfe in die Sozialhilfe zu diskutieren braucht, weil das gar nicht ansteht. Wir werden das morgen noch diskutieren. Aber ich finde Ihre Argumentation überaus skurril. Erstens behaupten Sie nämlich, das steht nirgends - dann haben Sie Ihr Regierungsprogramm offenbar nicht gelesen, denn da steht drin: Es ist zu prüfen, die Notstandhilfe als Leistung des AMS in eine Sozialhilfe ... (GR Johann Römer: Es ist aber nur zu prüfen!) Ja, genau, aber vorhin haben Sie gesagt, das steht überhaupt nirgends! - Es ist zu prüfen, dies in die Sozialhilfe der Länder überzuführen. (GR Johann Römer: Das ist aber ein Unterschied!) 

Sie stellen sich nun hierher und sagen, man möge sich das doch in Ruhe anschauen. Das finde ich ausgesprochen skurril bei dieser Bundesregierung, die seit dem 4. Februar 2000 im Amt ist, mit einer kurzen Unterbrechung dann gleich wieder, und die sich insbesondere dadurch auszeichnet - neben dem, dass es permanent Abstimmungspannen gibt, was mich amüsiert, aber Sie wahrscheinlich nicht -, dass die Dinge einfach blitzartig und ohne jede Diskussion passieren. Daher glaube ich, dass es ganz besonders wichtig ist, dass wir zwar nicht jetzt, aber morgen und in Zukunft immer wieder darüber diskutieren und deponieren, dass für uns die Umwandlung der Notstandshilfe, die eine Versicherungsleistung ist, in die Sozialhilfe nicht in Frage kommt! Sonst wird es einfach da sein, und wir werden komisch schauen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich würde Sie bitten, wenn Sie dazu Hintergrundinformationen haben, dass man sich das in Ruhe anschauen kann. Ich würde mich sehr darüber freuen - nur ach, mir fehlt der Glaube!

Die Situation ist daher alles, nur nicht rosig. Die Stadt Wien wird aber auch in diesem Bereich trotz umfassender und ausgesprochen schwerer Rahmenbedingungen ihrer Tradition als soziale Stadt auch jetzt und in Zukunft gerecht werden, gerade im Bereich der MA 12, wo die notwendige und seit mehreren Jahren eingeleitete Umsetzung der Neuorganisation recht zügig voranschreitet, wo wir - das ist heute noch gar nicht diskutiert worden und scheint mir sehr wichtig zu sein - sehr gute Erfolge im Bereich der Arbeitsintegration haben, mit dem Projekt Jobchance, mit dem es gelingt - obwohl die Situation auf dem Arbeitsmarkt eine ganz, ganz schlechte ist, das wissen wir alle -, rund 300 Personen, die bereits im Bereich der Sozialhilfe waren, die also großteils Langzeitarbeitslose waren, wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren.

Zum Bereich der Obdachlosen möchte ich kurz einige Punkte ansprechen. Keine Frage, grundsätzlich wäre es schön, wenn es keine Obdachlosen gäbe! Ich denke nur, dass man hier auch zur Kenntnis nehmen muss, dass es keine europäische Stadt gibt, in der es keine Obdachlosen gibt - ganz im Gegenteil! Wir haben uns 2001 im Fünfjahresprogramm das Ziel gesetzt, dass es bis 2006 keine langzeitobdachlosen Personen in Wien mehr geben soll. Ich glaube, dass dieses Ziel nach wie vor erreichbar ist. Wir haben seit dem Jahr 2002 eine deutlich verbesserte Dokumentation, sodass wir jetzt nicht nur eine gesamte Fallzahl haben, sondern ganz konkret die tatsächliche Anzahl der obdachlosen Personen sagen können und daher jetzt auch sagen können, dass zirka - die Zahl wurde schon genannt - 500 Per-sonen auf der Straße leben, dass es aber inklusive dieser 500 Personen nicht mehr als 3 000 obdach-lose Personen zu jedem Stichtag gibt. Das sind natürlich nicht immer dieselben, aber es sind rund 3 000 Per-sonen. Man muss aber schon noch sagen - wir leben zwar in Wien, aber wir leben auch im Vergleich -, dass es keine andere Metropole in der Europäischen Union und auch nicht in den Beitrittsstaaten gibt, die eine derart geringe Zahl von obdachlosen Personen hat.

Damit komme ich zu einem nächsten wichtigen Punkt, und zwar der Frage der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge, auf die ich auch eingehen möchte. Die Schätzungen des UNHCR lauten darauf, dass es rund 1 000 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gibt. Zu diesem Buch, Frau Kollegin Jerusalem, möchte ich kurz anmerken: Ich kenne es nicht, und ich sehe es - das muss ich schon auch sagen - nicht als Aufgabe, weder der Abteilungsleiterin noch der Stadträtin, auch nicht von mir oder von Ihnen oder von sonst wem, nach Büchern nachzuwassern und dann zu klagen, wenn dort Dinge drinstehen, die nicht stimmen. Ich habe jetzt von Ihnen davon gehört und werde es mir anschauen, würde mich aber auch dann nicht genötigt sehen, da irgendwelche rechtlichen Schritte einzuleiten. Den Ansatz verstehe ich nicht ganz, dass man gegen alles klagen muss, was nicht stimmt. 

Tatsache ist - und das stimmt dort ganz konkret nicht -, dass mit Stichtag heute 122 minderjährige unbegleitete Flüchtlinge untergebracht sind, und zwar - darauf lege ich Wert - altersadäquat untergebracht sind. Man braucht 17-Jährige nicht rund um die Uhr mit Sozialpädagogen zu betreuen, die sind eben keine 6-Jährigen mehr. Sie sind aber altersadäquat untergebracht, so wie auch österreichische oder EU-Jugendliche untergebracht sind. Wir werden - und das war auch unser Ziel - bis Ende des heurigen Jahres 200 Plätze haben, und das - das ist mir schon wichtig - entspricht auch dem Anteil Wiens an diesen von UNHCR geschätzten 1 000 unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen. 

Ich sage hier auch eindeutig, was nicht möglich sein wird. Was nicht möglich sein wird und was ich auch nicht für sinnvoll halte, ist, dass Wien die Lasten aller neun Bundesländer trägt. Das ist nicht sinnvoll, das ist nicht finanzierbar, und das ist auch nicht unsere Aufgabe. Ich hoffe darüber hinaus, dass dieses Problem insofern bald gelöst sein wird, als es hoffentlich - das ist vor allem die Frage des Bundes - ein Grundversorgungsmodell ab dem 1. 1. 2004 geben wird, wo dann natürlich auch die minderjährigen jugendlichen Flüchtlinge dabei sind. 

Kollege Strobl ist leider - o ja, du bist eh da, Gott sei Dank, jetzt war ich schon kurz enttäuscht! (GR Walter Strobl: Das ist nett!) Jetzt komme ich nämlich zur Frage der Bäder. Ich glaube ja nicht, dass du das alles so meinst, wie du es sagst; das kann ich nicht glauben. Erstens einmal weiß ich nicht - aber vielleicht kannst du das nachher noch vorrechnen -, wie du zu einem Defizit von 50 Millionen EUR kommst; auf den Begriff Defizit werde ich später auch noch zurückkommen. Denn Tatsache ist, dass sich der Abgang vom Jahr 2001, als er 39 Millionen betrug, zum Jahr 2002 auf 38 Millionen EUR verringert hat. 

Jetzt möchte ich gern zum Begriff Defizit kommen, einem ziemlich unpassenden Begriff bei der Frage der Bäder. Denn - um ein anderes Themenfeld, mit dem wir uns gemeinsam beschäftigen, anzusprechen - ich glaube nicht, dass du auf die Idee kommst, wenn wir uns die Zahlen anschauen, die das Wiener Pflichtschulwesen kostet, hier von einem Defizit zu sprechen. Ich glaube im Gegensatz dazu, dass gerade die Wiener Bäder - wenn wir hier davon sprechen, dass Wien eine soziale Stadt ist - eine ganz wesentliche soziale Funktion einnehmen, sodass jeder Euro, der hier eingesetzt wird, richtig eingesetzt wird, und dass es sich bei dem, was sich die Stadt Wien diese Bäder kosten lässt, nicht um Defizit handelt, sondern um eine bewusst gesetzte soziale Maßnahme. Das ist gut und richtig so! (Beifall bei der SPÖ.) Dazu nur ein paar Worte: Was insbesondere ganz erfreulich ist, ist die Entwicklung in den Kinderfreibädern. Wir haben elf Kinderfreibäder, die wir, wie alle hier wissen, seit 2002 zu Familienfreibädern gemacht haben, wo wir einen Anstieg von 53, fast 54 Prozent im letzten Jahr gehabt haben, als über 214 000 Personen in den Freibädern waren. Wenn du, lieber Kollege Strobl, sagst, dass es keine Schwerpunktsetzung in den Bädern gibt, dann weiß ich nicht, in welche Bäder du gehst. Warst du schon einmal im Angelibad? Hast du dort die Einrichtungen für die Kinder angeschaut? Vielleicht machen wir einmal eine gemeinsame Bädertour. (GR Walter Strobl: Angenommen!) Ich glaube jedenfalls, dass das absolut ins Leere geht.

Wenn du hier von Privatbädern sprichst, dann ist das quasi ein aufgelegter Elfer, weil ich nur Waldbad Penzing sage und nicht weiterspreche. (GR Walter Strobl: Ich habe Schönbrunner Bad gesagt!) Du hast Schönbrunner Bad gesagt - dort werden wir uns in ein paar Jahren anschauen, wie es ausschaut. Ich wünsche alles Gute, nur kann ich bei der Argumentation, die du fährst - dass du sagst, wenn wir jetzt etwas dazuzahlen, dann funktioniert es auch dort besser -, die Logik nicht verstehen. Das entzieht sich auch jeder marktwirtschaftlichen Logik, und daher ist es meiner Meinung nach alles andere als schlüssig. (GR Walter Strobl: Das habe ich auch nicht gesagt!)
Was die Winternutzung der Freibäder betrifft, bin ich persönlich offen für alle Vorschläge. Etwas anderes als Eislaufen ist meines Wissens noch niemandem eingefallen, und das ist ausgesprochen kostenintensiv. Vielleicht bin ich da ein bisschen - ich weiß nicht - fad, aber ich finde eigentlich Spazierengehen im Bad im Winter als keine besonders attraktive Vorstellung. (GR Walter Strobl: Kommt darauf an, mit wem!) Aber vielleicht entwickeln wir hier gemeinsam noch etwas Besseres.

Der letzte Bereich, den ich hier ansprechen möchte, ist der Bereich der Kinderbetreuung. Da tut es mir wirklich Leid, Kollege Römer, aber Sie können es nicht so gemeint haben, wie Sie es gesagt haben. Denn Tatsache ist, dass es kein Geld mehr für Kinderbetreuung vom Bund gibt. Tatsache ist, dass es ausschließlich in Wien flächendeckende qualitätsvolle Kinderbetreuung gibt - in Wien als einzigem Bundesland! - und dass wir mittlerweile bei den Eineinhalb- bis Dreijährigen einen Deckungsgrad von 57 Prozent und bei den Drei- bis Sechsjährigen einen Deckungsgrad von fast 97 Prozent haben. 

Es stimmt nicht, was Sie sagen: dass die Leute hier geschröpft werden. Wir haben letztes Jahr beschlossen, dass Personen, die unter 1 000 EUR verdienen, gar keinen Besuchsbeitrag mehr zahlen. Wir sehen jetzt auch - und damit komme ich wieder zum Beginn meiner Rede und zum Beginn der von Ihnen richtigerweise angeführten Situation in diesem Land -, dass aufgrund der schlechten wirtschaftlichen Situation die Menschen immer weniger Besuchsbeiträge zahlen, weil sie immer geringere Einkommen haben. Das heißt, von unserer Drittel-Drittel-Drittel-Variante, die gut, richtig und sinnvoll ist, rutschen wir langsam weg, weil die Menschen sich das nicht mehr leisten können, da ihre Einkommen zu niedrig sind. Das ist der wesentliche Grund. (GR Johann Römer: Es gibt noch einen anderen Grund! Weil die in voller Zahl abgeschoben worden sind zu den Kinderfreunden!)
Der nächste Punkt, der offensichtlich an Ihnen vorübergegangen ist, ist, dass niemand irgendwohin abgeschoben wird - Zitat Römer, nicht meine Aussage -, da wir nämlich, und das dürfte an Ihnen vorübergegangen sein, den Leistungszukauf durchführen. Das heißt, wenn jemand bei den Kinderfreunden einen Platz haben will - weil Sie das Beispiel gebracht haben - und hier nach unseren Richtlinien förderungswürdig ist, dann bekommt er auch im Gemeinnützigen die Förderung. So ist die Tatsache, ob Sie das jetzt zur Kenntnis nehmen wollen oder nicht.

Kollege Strobl! Du hast eine Studie angeführt, in der herausgekommen ist, dass es wichtig ist, dass die Kinder vor der Schule Deutsch lernen und dass insbesondere das letzte Jahr vor der Schule von Relevanz ist. Jawohl, ich habe auch nie gehört, dass das irgendjemand bestritten hat. Genau deswegen machen wir ganz konkret mit dem Integrationsfonds, mit verschiedenen Vereinen Aktivitäten, dass möglichst viele Kinder von Migrantinnen und Migranten in den Kindergarten gehen, dass sie insbesondere im Jahr vor der Schule in den Kindergarten gehen. Aufgrund der sozialen Staffelung, die ich vorhin gerade angesprochen habe, müssen diejenigen, die ein zu geringes Einkommen haben, auch nichts dafür bezahlen. Ich bin persönlich auch der Meinung, dass es hier wichtig ist, dass das einkommensabhängig ist. Ich glaube nicht, dass jemand nur deshalb, weil er Migrant ist, grundsätzlich nichts zahlen soll, sondern die Personen, die Wienerinnen und Wiener, egal wo sie geboren sind, und egal welche Staatsbürgerschaft sie haben, sollen, wenn sie wenig Geld haben, nichts für den Kindergartenplatz bezahlen. Dafür garantieren wir hier in der Stadt. (Beifall bei der SPÖ.)
Ein letzter Punkt zum Kinderbetreuungsgeld: Herr Kollege Römer, Sie haben jetzt wieder angeführt, dass hier von der Sozialdemokratie und von der Gewerkschaft geunkt wurde, wie Sie gesagt haben, dass es sich dabei nur darum handelt, dass die Frauen zu Hause bleiben sollen und dass das gar nicht stimmt. Es ist das Problem, dass Sie einfach verkennen, dass Wien super ist, dass Wien anders ist, aber dass Wien leider nicht Österreich ist. 

Ich möchte daher kurz aus einer WIFO-Studie zitieren, die vor eineinhalb Monaten herausgekommen, ist mit dem Titel "Auswirkungen der Kindergeldregelung auf die Beschäftigung von Frauen mit Kleinkindern". Das Ergebnis dieser WIFO-Studie ist: Da wurde untersucht, wie der Wiedereinstieg bei Frauen ist, die Kinder im Alter von 27 Monaten, also zweieinviertel Jahren haben. Das Ergebnis ... (GR Ing Herbert RUDOLPH: Da ist aber mehr untersucht worden!) Das ist ein wesentliches Ergebnis, und ich werde Ihnen dann auch die Schlussfolgerung sagen. (GR Ing Herbert RUDOLPH: Das ist nur ein schmales Element der Studie!)
Das Ergebnis dieser Studie ist, dass bisher Mütter von Kindern im Alter von 27 Monaten zu 54 Prozent wieder in den Beruf eingestiegen sind, dass jetzt, mit dem Kinderbetreuungsgeld, die Mütter von Kindern mit 27 Monaten nur noch zu 35 Prozent wieder einsteigen und dass die Zahl der Männer, die sich der Familienarbeit widmen, von bisher 2,5 Prozent auf 2 Prozent zurückgegangen ist. (GR Ing Herbert RUDOLPH: Dann müssen Sie auch die Zahl derjenigen kennen, die in Beschäftigung gewesen sind!)
Wenn ich hier nur kurz die Schlussfolgerungen aus dieser Kopie der Studie zitieren darf - ich zitiere: "Das Kinderbetreuungsgeld hat das Karenzgeld abgelöst. Es soll Müttern und Vätern eine bessere finanzielle Absicherung während der ersten Lebensjahre des Kindes bieten und den Eltern eine größere Wahlfreiheit bei der Betreuung der Kinder und ihrer Erwerbsbeteiligung eröffnen. Frauen soll damit ein rascherer Wiedereinstieg ins Berufsleben ermöglicht werden, die Betreuungsaufgaben sollen zwischen den Eltern fairer verteilt werden. Zu diesem Zweck wurde der Kreis der Anspruchsberechtigten gegenüber der Karenzgeldregelung ausgeweitet. Die mögliche Bezugsdauer wurde um ein Jahr verlängert und die Zuverdienstmöglichkeiten während des Leistungsbezugs deutlich erhöht."

Jetzt die Schlussfolgerung der Studienautoren: "Die ersten empirischen Befunde weisen darauf hin, dass die Neuregelung zu den Zuverdienstgrenzen nur eine kleine Gruppe von Frauen zur rascheren Wiederaufnahme der Berufstätigkeit nach der Geburt eines Kindes veranlasst. Wesentlich stärker wirkt der beschäftigungshemmende Effekt aus der Verlängerung der möglichen Dauer des Leistungsbezugs. Insbesondere Frauen, die jung ein Kind zur Welt bringen, Frauen mit mehreren Kindern und Frauen mit geringen Arbeitsentgelten ziehen sich nun längere Zeit aus dem Erwerbsleben zurück. Im Gegenzug zur längeren Inanspruchnahme von Karenz- und Kinderbetreuungsgeld durch die Mütter sinkt die Inanspruchnahme durch die Väter. Damit wurde bisher weder das Ziel einer Ausweitung der Beschäftigung von Frauen mit kleineren Kindern erreicht, noch das einer faireren Aufteilung der Betreuungsarbeit zwischen den Eltern." - Zitat Ende. Kein Zitat aus einer SPÖ-Zeitung, sondern aus einer Studie des Wirtschaftsforschungsinstituts!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Damit möchte ich mich bedanken bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Magistrats, die zu diesem in sehr schwierigen Zeiten doch sehr guten Rechnungsabschluss beigetragen haben, und möchte abschließend nur noch Folgendes feststellen. Es ist eben ein Ritual, dass die Opposition dem Regierungsvorschlag und dem Rechnungsabschluss nicht zustimmt, aber das entspricht nicht ganz der Realität der Arbeit während des ganzen Jahres. In unserem Ausschuss wurden 78 Prozent der Akten einstimmig, 21 Prozent der Akten mehrheitlich und nur 1 Prozent der Akten mit der absoluten Mehrheit der SPÖ beschlossen. So gesehen wäre die schlüssige Variante, diesem Rechnungsabschluss zuzustimmen. Ich verstehe, warum Sie es aus parteipolitischem Kalkül nicht tun. - Schönen Abend. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte zunächst auch über einen Punkt sprechen, den Kollege Römer schon angesprochen hat, nämlich die Information und Öffentlichkeitsarbeit. Denn hier fällt schon auf - auch wenn die Frau Stadträtin vorhin geschmunzelt hat, als Kollege Römer das gesagt hat -, dass hier sehr viel mehr ausgegeben wurde, als im Voranschlag drinsteht, und zwar im Ansatz 150 bei der Post 728. Es ist auch in diesem gelben Heft bei den Entgelten für sonstige Leistungen nachzulesen, dass es einen Abweichungsbeitrag von 12,279 und ein paar kleineren Eurobeträgen gibt. Hier ist dann zu lesen: Mehrbedarf für Verträge betreffend die "wien.at"-Produktpalette des Themenjahres 2003 sowie des neuen Kommunikationsdesigns beziehungsweise der integrativen Informations- und Öffentlichkeitsarbeit, unter anderem durch PR-Beiträge in Printmedien, Beteiligung im audiovisuellen Bereich und Imagemaßnahmen. 

Es würde mich interessieren, wie es zu diesen hohen Steigerungen kommt. Ich hätte da gerne gewusst, ob diese eine Million mehr, die für die Imagewerbung zu Buche schlägt, und die 2,8 Millionen mehr, die auf die Printmedien entfallen, zum Beispiel für die Medienkampagne der StRin Kossina bestimmt sind, oder für StR Faymann - auch er lächelt ja immer wieder aus Zeitungen heraus. Sind das diese Imagewerbungen? Oder wofür wird dieses Geld ausgegeben? Oder ist es einfach passiert, dass hier mehr gemacht wird? Hier wäre eine Antwort sehr hilfreich, um zu wissen, ob dieser Betrag auch gerechtfertigt ist. 

Der zweite Punkt sind die Kindertagesheime, zu denen ich noch etwas sagen möchte, auch wenn Kollegin Wehsely uns jetzt wieder erklärt hat, wie toll alles ist. Ja, es stimmt, der Versorgungsgrad in Wien ist der beste in Österreich. Ich denke, das ist auch eine zu würdigende Leistung, dass es hier einen sehr hohen Versorgungsgrad bei den ab Dreijährigen gibt. Bei den unter Dreijährigen besteht aber nach wie vor Handlungsbedarf. Doch auch hier ist Wien ja Gott sei Dank besser als die anderen Bundesländer. 

Wenn man sich die Leistungserlöse ansieht, so ist zu sehen, dass hier weniger als im Jahr 2001 eingenommen wurde. Aber es ist trotzdem noch relativ viel, und die Frage ist, ob die Kindertagesheimbeiträge nicht doch etwas zu hoch sind. Ich weiß, die 1 000-EUR-Grenze ist jetzt erklärt worden, aber das funktioniert so nicht ganz. Denn die 1 000 EUR werden mal 14 gerechnet und durch 12 dividiert, und dann kommt mehr als 1 000 EUR heraus. Es gibt schon einige Beschwerden von Eltern, die natürlich geglaubt haben: Wenn ich die 1 000 EUR verdiene, dann komme ich in den Genuss des Gratiskindergartens. Aber dem ist dann nicht so, und die fühlen sich dann doch etwas gefrotzelt, sage ich jetzt einmal. Vielleicht könnte man sich da eine Änderung überlegen, denn hier ist unserer Meinung nach Handlungsbedarf gegeben, oder man informiert die Leute darüber, dass es so gerechnet wird und dass sie dann doch etwas zu bezahlen haben. 

Die Kindertagesheimverordnung ist jetzt endgültig da, und zum Glück ist sie da, denn es hat auf Grund der vielen Stellungnahmen, die zu dieser Verordnung eingegangen sind, auch lange gedauert. Ich weiß, wir werden uns - das hat auch die Frau Stadträtin immer wieder gesagt - nie einigen in Bezug auf die Kinderbetreuungszahlen, also das Verhältnis der Kinderbetreuungspersonen und der Kinder in den Gruppen, und auch die Kinderhöchstzahl in den Gruppen. Nur ist nicht ganz einzusehen, warum, wenn es weniger Kinder in Wien gibt - und das ist ja in der demographischen Entwicklung nachzulesen -, trotzdem darauf bestanden wird, dass die Kinder zu 25 in diese kleinen oder zumeist sehr kleinen Gruppenräume gepfercht werden, und man nicht einfach einmal den Empfehlungen der vielen Expertinnen nachgibt und sagt: Ja, es stimmt, es ist besser für die Entwicklung der Kinder, wenn sie in kleineren Gruppen sind, und es ist besser für die Kinder, wenn sie mehr Betreuungspersonal haben. - Aber anscheinend gibt es hier keine Bewegung. Vielleicht wird es in einigen Jahren die Bewegung geben, wenn einfach weniger Kinder da sind, oder wir sperren Kindergärten zu, was vielleicht auch ein Lösungsweg ist. Unserer ist es nicht, denn wir glauben, kleine Gruppen sind für die Kinder einfach die bessere Lösung! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich möchte noch zu den Spielplätzen kommen, auch wenn ich weiß, dass die Spielplätze eigentlich zur Geschäftsgruppe der StRin Kossina gehören. Nur sind sie dort meiner Meinung nach nicht wirklich gut aufgehoben. Denn Spielplätze sind eigentlich soziale Räume, und ich glaube, dass sie auch in ein Sozialressort gehören, nicht jedoch in die Parkgestaltung, auch wenn sie dort angesiedelt sind. 

Ich glaube, dass wir in Wien gerade im Spielplatzbereich sehr viel mehr machen könnten als das, was tatsächlich passiert. Es reicht nicht aus, immer die gleichen faden, bunten, einfallslosen Spielgeräte aufzustellen, die in kürzester Zeit, nämlich nach einmaligem Benutzen, für die Kinder von nicht mehr sehr großem Interesse sind und sich eigentlich nur für eine Bespielung eignen. Alle Menschen, die sich mit diesem Thema beschäftigen, wissen, dass Spielgeräte mit hohem Spielwert auch viel länger halten und die Aggressionen und den so genannten Vandalismus auch viel mehr zurückhalten. Hier könnte man wirklich sehr viel mehr machen, als immer wieder die gleichen roten, blauen oder gelben Wipptiere oder Rutschen, immer nach dem gleichen Design, aufzustellen. Es gibt gute Beispiele, und die möchte hier auch nicht unerwähnt lassen, nur sind diese guten Beispiele von der Willkür der zuständigen MA 42-Leitung in den Bezirken abhängig. Ich glaube nicht, dass wir das Wohl der Kinder bei der sehr geringen Benutzbarkeit des Freiraums in Wien auch noch abhängig machen sollten von Menschen, die diese Parks und Spielplätze planen, sondern ich glaube, dass wir hier eine Strategie und eine zukunftsorientierte Lösung brauchen, wie Kinder mit dem Freiraum in Wien auch umgehen können.

Ich möchte einen Antrag einbringen betreffend die Gender-sensitive Spielplatzgestaltung. Es gab ja schon zwei Projekte, bei denen unter großer Beteiligung der betroffenen Kinder und Jugendlichen Spielplätze unter Betreuung geplant wurden. Die Jugendlichen, die sich da engagiert haben, harren der Dinge und wissen eigentlich nicht, was mit diesen beiden Planungen, die sie mit großem Eifer und großem Interesse durchgeführt haben - und ich glaube, dass es auch sehr wichtig war, diese jungen Menschen an der Gestaltung ihrer Umwelt zu beteiligen -, jetzt passieren wird. Das betrifft die Odeongasse und den Donaukanal, wo ja zwei Spielplätze als so genannte Mädchen- beziehungsweise Gender-sensitive Spielplätze geplant wurden, und dort passiert nichts.

Deswegen stelle ich den Antrag, dass im nächsten Gemeinderatausschuss für Integration, Frauenfrauen, Konsumentenschutz und Personal über das Fortschreiten dieser beiden Projekte berichtet wird. Natürlich freuen wir uns, wenn über mehr Fortschritt in diesem Bereich berichtet wird, aber gerade bei diesen zwei Projekten glauben wir, dass es notwendig ist, den betroffenen Jugendlichen zu zeigen, dass ihre Ideen auch umgesetzt werden und dass Jugend- und Kindermitbeteiligung nicht ein leeres Wort in dieser Stadt ist.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ein zweiter Antrag, der auch schon zum vierten Punkt, zu dem ich spreche möchte, überleitet, ist ein Antrag zum Freibad Großfeldsiedlung und dem dortigen Spielplatz. Ich habe hier schon einmal, nämlich im Oktober 2001, einen Antrag gestellt, dass der Spielplatz, den es im Freibad Großfeldsieldung gibt, umgestaltet wird, weil er für die vielen Kinder dort einfach wenig bietet. Es wurde mir damals auch im Ausschuss zugesichert, dass dort etwas passieren wird. Jetzt haben wir uns das angeschaut, und eigentlich ist dort nicht sehr viel passiert, denn es ist die Wippschaukel gegen ein Wippauto ausgetauscht worden. Super, ja, das ist schon einmal etwas, aber es ist trotzdem nur ein Wippding mit, wie ich vorhin erwähnt habe, geringem Spielwert. Außerdem wurde eine Sandkiste ergänzt - auch nicht schlecht, und das war es dann. Es gibt jetzt aber zusätzlich eine Hupfburg, für die die Eltern bezahlen müssen, und eine Trampolinanlage, für die die Eltern bezahlen müssen. Das ist nicht die Spielplatzgestaltung, die wir uns in einem Freibad vorstellen. Ich glaube, dass sich die Stadt Wien sehr wohl etwas dazu einfallen lassen könnte, dass dieser Spielplatz im Freibad Großfeldsiedlung ordentlich gestaltet wird.

Ich bringe deswegen einen Antrag ein:

"Der Spielplatz im Freibad Großfeldsiedlung soll der großen Kinder- und Besucherinnenanzahl flächen- und ausstattungsmäßig angepasst und den Bedürfnissen der Kinder und Jugendlichen nach Bewegung und Herausforderung entsprechend attraktiviert werden. Insbesondere soll auch dem Bedürfnis von Mädchen Rechnung getragen werden. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport."

Ich bin jetzt schon bei den Bädern und möchte mich eigentlich nicht so wie Kollege Strobl und Kollege Römer über die Personalvertretungswahlen, den Abgang, das Defizit oder was auch immer unterhalten, sondern ich würde gerne wissen, was mit dem Endbericht zur Bäderstudie passiert. Ich habe das hier schon einmal gefragt, und es war dann keine Antwort mehr zu bekommen. Es gab im Sommer 2001 diesen Endbericht, und seither ist unserer Meinung nach - zumindest haben wir es nirgends mehr diskutiert - mit dem Bericht nichts mehr passiert. Man hat dann gelesen, die Bäder werden vielleicht ausgegliedert, aber eigentlich gab es keine Bäderkommissionssitzung mehr, und es ist nicht klar, was mit den Bädern weiter passiert.

Ich möchte noch etwas dazu sagen, dass Kollegin Wehsely vorhin die Kinderfreibäder so hoch gelobt hat. Es gab einmal mehr Kinderfreibäder in dieser Stadt, bis man einige davon einfach verfallen ließ. Dann kam man drauf, dass das vielleicht doch nicht so gut ist, und jetzt haben wir noch elf Kinderfreibäder. Sie werden zum Glück gut genützt, und daran sieht man, dass der Bedarf sehr groß ist. Wenn man sich das Kinderfreibad am Hofferplatz ansieht, dann sieht man, dass gerade in diesen Gegenden und auch in diesem Alter, in dem die Kinder diese Kinderfreibäder benützen, sehr großer Bedarf besteht. Berichten aus den Kinder- und Jugendparlamenten in den Bezirken ist zu entnehmen, dass sich die Kinder mehr davon wünschen. Ich würde empfehlen, hier weiter zu überlegen, ob wir nicht mehr Kinderfreibäder in Wien anbieten könnten. Denn der Bedarf ist da, und der Wunsch der Kinder ist es einfach, mehr von dieser Art der Freizeitgestaltung zu haben. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Zurück zur Bäderkommission: Ich möchte einen Antrag einbringen und hoffe, dass er die Zustimmung der SPÖ findet. Denn ich wüsste eigentlich nicht, warum wir uns nicht mehr über die Bäderstrategie unterhalten sollten.

Der Antrag lautet:

"Die Bäderkommission möge für September zum Zweck der Diskussion der Bäderstudie, der Wiener Bäderstrategie und der Berichterstattung über die weitere Vorgangsweise eingeladen werden. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags."

Ich weiß schon, es ist vielleicht ungemütlich, im September darüber zu reden, wenn vielleicht noch nicht ganz klar ist, was passiert. Aber ich glaube, dass auch die Oppositionsparteien ein Recht auf Information darüber haben, was mit den Bädern in Wien passiert, und nicht über die Medien informiert werden. Ich habe gefunden, dass 2001 in der Bäderkommission eigentlich eine sehr gute und informative Arbeitsatmosphäre bestanden hat. Ich dachte, das bleibt so, und habe mich getäuscht. Ich hoffe, es wird wieder besser. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mein Zugang zum Sozialbereich ist die Kultur des späten Lebens. Frau Kollegin Wehsely, es juckt mich natürlich schon, zu Ihren Äußerungen einiges zu sagen. Aber ich muss sagen, aus zeitökonomischen Gründen tue ich es nicht. (GRin Mag Sonja Wehsely: Geh!) Denn dass die Bundesregierung Ihr Reibebaum ist, das ist bekannt. Es ist das ja gestern und heute in fast jeder Rede abgehandelt worden. Ich glaube, wir sollten uns um die Probleme in Wien kümmern, und deren gibt es genug. (Beifall des GR Walter Strobl. - GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das beschert uns ja die Bundesregierung! - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das machen wir dann, wenn uns die Bundesregierung keine Probleme mehr macht!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich werde heute wieder, auch weil ich Respekt vor Ihrer Zeit habe, in meinem Beitrag sehr kurz sein, und zwar auch deshalb, weil gestern in der Diskussion über den Gesundheitsbereich eigentlich alle Oppositionsparteien sehr eingehend auf die Versäumnisse in der Stadt Wien eingegangen sind, was gerade die älteren Menschen in dieser Stadt betrifft. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ich glaube, Sie leben auf dem Mond!) Daher werde ich es nicht wiederholen, sondern kann es kürzer machen. 

Meine Damen und Herren! Wir wissen, dass es Hochbetagte in Wien gibt. Wir wissen, dass sich die Anzahl der Hochbetagten in den nächsten Jahrzehnten verdoppeln wird. Wir wissen auch, dass manche Hochbetagte bereits den sozialen Tod lange vor ihrem physischen Tod erleiden. Da ist Handlungsbedarf gegeben.

Ich erinnere mich sehr gut daran, dass im Vorjahr in einer Geriatriekommission Pflegerinnen und Pfleger ihre Situation dargestellt haben. Ich muss Ihnen sagen, es war für mich sehr berührend, mit welchem Idealismus diese Menschen ihre Aufgabe ausführen. Aber andererseits war es auch sehr deprimierend, zu hören, wo ihre Grenzen sind und wo die Politik sie im Stich lässt. Es ist Aufgabe der Politik, für kommende Entwicklungen zeitgerecht und planend die notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen. Da besteht in Wien sehr, sehr großer Handlungsbedarf! (Beifall bei der ÖVP.) 

Jetzt komme ich noch mit einigen Sätzen zum Totalumbau des Regierens in Wien, wie der Klubobmann der GRÜNEN, Kollege Chorherr, das gestern sehr treffend formuliert hat. 

Frau VBgmin Laska! Sie haben uns im Februar oder im März im Gemeinderat informiert und haben gesagt: Mit 1. 1. 2004 wird die größte Strukturreform im Sozialbereich umgesetzt werden, nämlich der gesamte Bereich kommt einerseits in die Holding und auf der anderen Seite zum Fonds Soziales Wien. - So weit, so gut. Dass Frau Gesundheitsstadträtin Pittermann nicht anwesend war, ist gestern schon gesagt worden. Es ist auch mehr als verwunderlich: Die übernehmende Stadträtin ist nicht einmal dabei. Der Rest aber ist Schweigen. 

Zusammen haben die MA 12 und die MA 47 ein Budget von fast 1 Milliarde ATS, immerhin ist das fast ein Zehntel des Gesamtbudgets. Eine Anfrage im Stadtsenat haben Sie, Frau Vizebürgermeisterin, man kann sagen recht schnoddrig beantwortet. Sie haben gesagt: Wenn es notwendig erscheint, noch andere Formen der Diskussion zu führen, dann werden wir es tun. - Was heißt das, auf den Punkt gebracht? Was Demokratie ist, bestimmen wir Sozialdemokraten! Wo diskutiert wird, bestimmen auch wir Sozialdemokraten. Wann diskutiert wird, bestimmen auch wir Sozialdemokraten! Und was kontrolliert werden darf, das bestimmen erst recht wir Sozialdemokraten! Das ist Ihre "Demut" vor dem Bürger! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Diese Ihre hochmütige Politik wird von uns schärfstens kritisiert. Denn letztendlich geht es um die Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt, die unserer Hilfe bedürfen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing RUDOLPH. Ich erteile es ihm.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! Schönen guten Abend! 

Es gehört ja mittlerweile hier zu den Pflichtübungen der Rednerinnen und Redner von der SPÖ, gegen den Bund zu polemisieren. (GRin Mag Sonja Wehsely: Nein!) Da könnte man zwei Zugänge finden: zum einen Ohr herein, zum anderen Ohr hinaus, weil ja der Neuigkeitswert gegen null tendiert. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Argumentieren!)
Aber man soll es sich nicht so einfach machen, sondern durchaus immer wieder einmal auf diese Diskussion eingehen, und ich tue das gerne. Denn bei all den Dingen, die hier seitens der Vertreter der SPÖ gesagt werden, was denn auf der Bundesebene passiert, werden von Ihnen zwei Dinge ganz bewusst nicht dazugesagt: zum einen, dass Sie für die Zustände, für die finanziellen, für die fiskalischen und für die wirtschaftlichen Zustände, die dazu geführt haben, dass dieser Sanierungskurs in Österreich notwendig geworden ist, die volle Verantwortung tragen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Sie tragen nicht nur die volle Verantwortung, sondern die Wählerinnen und Wähler in Österreich haben Ihnen auch eine ganz klare Botschaft gegeben. Sie haben daher etwas getan, was in einer Demokratie üblich ist, und haben den Wechsel ermöglicht.

Und dieser Wechsel macht es jetzt wiederum möglich, dass hier in Österreich wirtschaftliche und finanzielle Verhältnisse – wenngleich, zugegebenermaßen, langsam und auch mit Schmerzen - herbeigeführt werden, die es den Österreicherinnen und Österreichern ermöglichen, jene Verträge auf internationaler Ebene einzuhalten, die auch unter Ihrer Federführung in Österreich mitbeschlossen worden sind. Der EU-Beitritt, die Maastricht-Kriterien, die Einführung des Euro und all die Konsequenzen, die sich daraus für die Wirtschafts- und Fiskalpolitik der Gegenwart ergeben, haben ja Vergangenheit, haben Geschichte, und Sie tragen hiefür mit die Verantwortung. - Das sei nur einleitend angemerkt.

Aber wir werden Sie in diesem Punkt nicht überzeugen, Sie werden weiter polemisieren. Soll sein. Sie haben es in der Vergangenheit getan, Sie tun es heute, Sie werden es in den nächsten Tagen, Wochen, Monaten und Jahren weiter tun. Soll sein. Wir werden dem immer wieder gegensteuern und werden es richtig stellen.

So wie beispielsweise eine Aussage der Frau Vizebürgermeisterin vor ziemlich genau zwei Jahren - ich habe mir das hergenommen und habe mir gedacht, das passt gut, weil heute fast der Jahrestag ist -: Es ging damals um eine Novellierung des Ärztegesetzes auf Bundesebene, und die Stadt Wien hat sich im Begutachtungsverfahren gegen diese Änderung im Ärztegesetz ausgesprochen. Bei dieser ging es darum, dass die Anzeigepflicht für Ärzte bei der Misshandlung von Kindern wieder eingeführt werden sollte. Es gab hier in diesem Haus also große Aufregung, und Frau VBgmin Laska wird von der Rathauskorrespondenz wie folgt zitiert:

"Offenbar will die FPÖ die Gesetzesänderung aus ideologischen Gründen 'law and order' gegen alle Sachverständigen-Meinungen und gegen jeden Sachverstand zum Schaden der Kinder durchdrücken. Der Gipfel der Dreistigkeit wird wohl erreicht, wenn FPÖ-Politiker sich nicht scheuen zu argumentieren, dass die Anzeigepflicht dem Wohl des Kindes diene, wenngleich alle Fachleute entgegengesetzter Meinung sind."

Nun, wie sieht dieses Gesetz aus, das dann schlussendlich beschlossen wurde? - Es steht jetzt drinnen, dass ein Arzt in Ausübung seines Berufes dann, wenn er den Verdacht hat, dass ein Minderjähriger misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht worden ist, Anzeige an die Sicherheitsbehörde zu erstatten hat; so sich der Verdacht aber gegen einen nahen Angehörigen richtet, kann die Anzeige so lange unterbleiben, als dies das Wohl des Minderjährigen erfordert und eine Zusammenarbeit mit dem Jugendwohlfahrtsträger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung in einer Krankenanstalt erfolgt. – So schaut es im Konkreten aus.

Das, was an Dreistigkeit übrig geblieben ist, Frau Vizebürgermeisterin, ist Ihre Behauptung. Ich meine, dass das, was Sie gesagt haben und was Sie hier ausgesandt haben, dreist ist. Und Sie würden den Gipfel der Dreistigkeit nicht erklimmen, würden Sie im Nachhinein eingestehen, dass das, was Sie da seinerzeit behauptet haben, eben nicht den Tatsachen entspricht, sondern dass aus dieser Novellierung eine sehr vernünftige Reform geworden ist.

Der Herr Finanzstadtrat hat gestern hier von einer Offensive im Bereich der Fachhochschulen gesprochen. Ich höre das, diese Ankündigung einer Fachhochschuloffensive, bei mir im Bezirk mit besonderer Aufmerksamkeit, denn ich bin mit dem Herrn Bürgermeister einer Meinung, wenn er sagt, dass der Kahlenberg, so wie er sich derzeit präsentiert, einen Schandfleck für diese Stadt darstellt. Nun, wenn das ein Oppositionspolitiker meint, dass der Kahlenberg, so wie er sich präsentiert, einen Schandfleck darstellt, dann wird man sagen: Na ja, das ist klar!, aber dass der Bürgermeister, der ja über alle Machtmittel in dieser Stadt verfügt, sich hinstellt und sagt: Der Kahlenberg ist ein Schandfleck!, sich umdreht und geht und nichts tut, das ist zumindest überraschend. 

Aber mehr noch als Überraschung - und ich will das hier jetzt gar nicht noch besonders negativ unterstreichen -, löst das Ganze dann aus, wenn er in der "Kronen Zeitung" oder im "Kurier" gemeinsam mit dem Herrn Kammerpräsidenten Nettig erklärt, dass auf dem Kahlenberg das "Modul II" entstehen wird. Vorfinanzierung und Kosten für den ersten Lehrgang übernimmt die Stadt. Eine tolle Idee, eine gute Investition!, so zeigt sich Herr Bgm Häupl überzeugt, und der "Kurier" schreibt: 

"Die Einigung zwischen Bürgermeister Michael Häupl und Walter Nettig war fast nur noch Formsache. Die Stadt wird die Vorfinanzierung dieses FHS-Projektes übernehmen sowie die Kosten ... tragen."

Nun ja, so tönt es in den Medien. Wie aber sieht es aus, wenn man das Ganze einer parlamentarischen Anfrage unterzieht? Da lautet das dann von Seiten Häupls so, dass eine derartige Vereinbarung zwischen der Stadt Wien und der Wirtschaftskammer betreffend Tourismusakademie am Kahlenberg bis dato nicht vorliegt - aber nicht im Sommer des vergangenen Jahres, sondern im April des heurigen Jahres.

Also ein gutes Dreivierteljahr, nachdem es die große mediale Ankündigung gegeben hat, gesteht er hier ein, dass es zwar so etwas wie eine grundsätzliche Absichtserklärung gibt, unter bestimmten Voraussetzungen - die nicht näher angeführt werden - eine tertiäre Bildungseinrichtung für Hospitality Management Mittelosteuropa zu entwickeln und unter der Marke "Modul" betreiben zu wollen - große Töne, nichts dahinter! – So viel zur Fachhochschuloffensive. Und: Ich habe in diesem Zusammenhang kein Wort der Schuldzuweisung an den Bund gehört. Eine solche wäre Ihnen auch wirklich nicht möglich. Das gehört ganz alleine Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Frau Stadträtin, vielleicht gelingt es Ihnen noch! - Aber ich schaue mir beim nächsten Punkt an, wie die Frau Vizebürgermeisterin es möglicherweise dort zuwege bringt, eine Verantwortung des Bundes zu konstruieren.

Ich habe mich dafür interessiert, was der Verein "wienXtra" denn so an Kosten verursacht im Zusammenhang mit der Produktion zahlreicher Broschüren - informativer Broschüren, Broschüren, die darüber Auskunft geben, welche Veranstaltungen es hier in Wien gibt - Veranstaltungen, die in genau gleicher Art und Weise in allen anderen vergleichbaren Städten selbstverständlich auch angeboten werden. Das wäre ja noch nichts Besonderes. Aber es ist schon gut, wenn man darüber auch informiert. - So weit, so recht.

Das, was mich interessiert hat, war die Frage, wie denn der ökonomische Hintergrund aussieht, wenn man hier zahlreiche Broschüren auflegt. Das ist eine ganz schöne Menge, die da so hereinkommt, und ich schaue mir das auch gerne an. Das gibt schon etwas her. Gelegentlich liest man auch in mehreren Broschüren über ein und dieselbe Veranstaltung. Ist ja auch nicht schlecht, weil ja die Zielgruppen unterschiedliche sind, die diese Informationen bekommen sollen. Dagegen richtet sich meine Kritik also gar nicht.

Aber: Es gibt in der Beantwortung der Anfrage, die ich diesbezüglich an die Frau Vizebürgermeister gestellt habe, einen köstlichen Satz, der das gesamte wirtschaftspolitische Verständnis, das hier in Wien gelebt wird, zum Ausdruck bringt. Sie schreibt mir darin also Folgendes: 

"Der Verein 'wienXtra' erhält Subventionen auf der Basis von Gemeinderatsbeschlüssen, deren Ergebnis allen politischen Parteien im Gemeinderat bekannt sind." - Das hat mich wirklich "sehr überrascht", dass die Subventionen auf der Basis von Gemeinderatsbeschlüssen bekommen. Wenn sie das nicht geschrieben hätte, ich hätte es nicht gewusst!

Ich zitiere weiter: "Der finanzielle Aufwand für Druckwerke lässt sich im Einzelnen nur sehr schwer ermitteln, da alle Produkte weit unter den üblichen Kosten erzeugt werden können."

Also man weiß zwar, dass es billiger ist, als es zu den üblichen Kosten wäre, aber wie viel es kostet, weiß man nicht - das ist eine wirklich innere wirtschaftspolitische Logik! -, und es ist deshalb billiger, weil der Verein ein gemeinnütziger Verein ist. - Also weil ein Verein gemeinnützig ist, weiß man, dass er auf alle Fälle zweckmäßiger produziert als jemand anderer. Aber das macht ja gar nichts (Zwischenbemerkung der Vbgmin Grete Laska), das macht ja nichts, weil er ja Subventionen erhält. (Weitere Zwischenbemerkung der Vbgmin Grete Laska.) Also weil er Subventionen erhält, ist das ja alles legitimiert. (Neuerliche Zwischenbemerkung der Vbgmin Grete Laska.) 

Frau Vizebürgermeister, diesen Zwischenruf können Sie gerne laut machen. Ich glaube nämlich, dass es uninteressant ist, wie die wirtschaftliche Gestion bei diesem Verein in Wirklichkeit aussieht, solange nur die Seite 3 bei diesen Broschüren stimmt. Die Seite 3 muss stimmen. Man schlage diese Broschüren auf, und man wird es praktisch überall finden - bei den größeren Publikationen allerdings noch nicht, das dürfte noch ein redaktionelles Versehen sein: Da liest man nur die Grußworte der Frau Grete Laska, hier ohne nähere Angabe ihrer Funktion. Dann figuriert sie einmal als Jugendstadträtin. Aber in allen anderen Broschüren, die Sie hier haben, findet sich auf Seite 3 natürlich immer ein schönes Bild der Frau Vizebürgermeisterin. Ich meine also: Man geht hier her, schaut bis zur Seite 3: Bild der Frau Vizebürgermeisterin samt Bezeichnung und ein paar netten, freundlichen Worten ist drinnen - und damit ist die ganze Sache eigentlich schon gelaufen. Je mehr dieser Publikationen es gibt, desto mehr Werbewirkung - umso besser! Da kann sich dann wirtschaftlich dahinter verbergen, was will – Hauptsache, der Werbeeffekt ist erzielt!

Frau Vizebürgermeisterin, Sie können dann ja gerne auf andere, die das ähnlich machen, eingehen - das ist Ihr gutes Recht -, aber Sie sind selbst, was das betrifft, auch nicht von schlechten Eltern und wissen sich durchaus des Steuergeldes richtig zu bedienen. 

Wie man mit dem Geld der Steuerzahler umgeht, das zeigt sich auch etwa im Bereich der Sportpolitik. Ich gehe jetzt gar nicht so sehr auf den Bereich ein, der in der letzten Zeit schwerpunktmäßig diskutiert wurde, sondern möchte nur aufzeigen, wie man es zu Stande bringt, ohne einen Groschen Geld in die Hand zu nehmen, trotzdem Vermögen der Wienerinnen und Wiener zu verbraten, und damit einem Verein unter die Arme zu greifen. Konkret meine ich den Fußballklub Vienna - natürlich, klar, Sie wissen - in Döbling, wo man Folgendes gemacht hat: 

Man hat über ein Ansuchen des Sportamtes, der MA 51, begonnen, ein Widmungsverfahren einzuleiten. Und man hat nicht nur das Widmungsverfahren eingeleitet, sondern man hat auch versucht, mit einer Tochtergesellschaft der Oesterreichischen Nationalbank zu einem Modus zu kommen, indem man gesagt hat: Wir nehmen zwar kein Geld in die Hand, aber wir geben euch quasi um einen Bettel ein großes Stück Gemeindegrund, und wenn ihr euch bereit erklärt, der Vienna das Geld zu geben, dann werden wir euch diesen Gemeindegrund umwidmen. Wir verkaufen ihn euch um 130 EUR pro Quadratmeter, nach der Umwidmung ist er unter Brüdern dann 430 EUR bis gut 600 EUR pro Quadratmeter wert. (StR Johann Herzog: Das kennen wir eh aus dem Genossenschaftsgeschäft!) Ihr könnt dann dort bauen, und zahlen müsst ihr außerdem erst, wenn wir die Baubewilligung bekommen haben. Und wenn sich dann ein Gewinn einstellt - und das ist bei diesen Rahmenkonditionen zu erwarten -, dann wird Geld in die Vienna fließen. 

Das ist natürlich eine Vorgangsweise, bei der man sagen kann, das Sportbudget wird nicht belastet. Aber auf der anderen Seite wird hier Gemeindevermögen in einer ganz üblen Art und Weise misshandelt. Es hat mich gefreut, dass mich heute der Rechnungshof angerufen hat, der auf die entsprechenden Publikationen, die es hier im Bezirk gibt, "angesprungen" ist und gesagt hat, er hat durchaus Interesse, das einer näheren Überprüfung zu unterziehen. 

Stichwort Prüfung. - Ich möchte die letzten Minuten meiner Redezeit, schon ein bisschen überleitend zur nächsten Debatte, nämlich jener über den Bericht aus dem Kontrollamt, zwei Prüfberichten des Kontrollamtes widmen. Ich schicke gleich Folgendes voraus: Ich meine, dass wir die Kontrollamtsberichte, die in den jeweiligen Fachausschüssen auch zu beraten wären, auch dort formell beraten sollten - und dass wir nicht nur hier zusammengezogen am Ende der Rechnungsabschlussdebatte zu später Stunde davon formal Kenntnis nehmen sollten, sondern das auch im Detail durchgehen sollten. Es gibt in diesen Berichten nämlich durchaus das eine oder andere wirklich Lesenswerte. Ich habe mir jetzt einen Bericht herausgenommen, bei dem es, zugegebenermaßen, nicht um die großen Summen, um die großen Dinge geht, aber er zeigt ein Sittenbild der Wiener Schulverwaltung und wie man hier mit gemeinsamem Vermögen umgeht. 

Es geht dabei um die Reinigungsutensilien, die den Schulen, konkret den Schulwarten, zur Verfügung gestellt worden sind. Da hat das Kontrollamt stichprobenartig überprüft und festgestellt, dass bei rund zwei Drittel der überprüften Schulen die Soll-Bestände mit den Ist-Beständen nicht übereinstimmen. Es gab also bei zwei Drittel der Schulen ordentliche Abweichungen. Es war nicht so, dass irgendwo, ich weiß nicht, ein Staubtüchel gefehlt hat, nein, das ging ganz massiv ins Geld. Es handelte sich um durchaus stattliche Gerätschaften, die an ihrem Platz nicht zu finden waren. 

Das Kontrollamt schreibt beispielsweise im Zusammenhang mit diesen Überprüfungen, dass man dem Kontrollamt mitgeteilt hat, dass fehlende Geräte zwar im Prinzip - Radio Eriwan, schau herab! - in der Schule wären, aber deshalb nicht vorgewiesen werden könnten, weil sie gegenwärtig im privaten Bereich genützt werden!

Das ist natürlich eine sehr bequeme Angelegenheit. Ich weiß zwar nicht, für welche privaten Zwecke diese Geräte da verwendet werden, es sind ja auch die Schulwarte nicht befragt worden, und es ist auch nicht so, dass man vorhätte, in Zukunft seitens des Dienstgebers, der MA 56, mit den Schulwarten zu sprechen, sondern - Gewerkschaft sei vor! -: Das Gespräch wird mit den Vertretern der Personalvertretung geführt. - Also man spricht nicht mit den Schulwarten und sagt: Freunde, bitte es gibt eine Dienstanweisung an euch, wo klar drinnen steht, dass ihr das nicht tun dürft!, sondern nein, es wird mit den Vertretern der Personalvertretung gesprochen und gesagt: Geh, seid doch bitte so freundlich und sagt vielleicht gelegentlich einmal den Schulwarten, dass sie das nicht tun sollen. 

Und weil wir immer wieder hören, dass von einer Mangelverwaltung gesprochen wird: Also an den städtischen Schulen herrscht an Gerätschaften kein Mangel! Da kann man der Stadt Wien wirklich gratulieren: Die städtischen Schulen werden mit Reinigungsgeräten ausgerüstet, es herrscht kein Mangel, denn man hat zum Beispiel an Schulen Kehrmaschinen, Hochdruckreiniger und Staubsauger im originalverpackten Zustand, offensichtlich seit längerer Zeit lagernd, gefunden. 

Das ist eigentlich auch interessant: Da werden Gerätschaften angefordert, die man dann gar nicht braucht. Man stellt sie in den Keller - der Steuerzahler zahlt es. Die Schulwarte zieht man nicht zur Rechenschaft, sondern man hält mit der Personalvertretung Rücksprache und sagt: Na ja, man sollte mit denen doch einmal reden. - Die MA 56 verteidigt sich dann damit, dass laufend neue Erfahrungen im Umgang mit der Reinigung gewonnen werden und daher dementsprechende Adaptionen eben im Laufe der Zeit notwendig werden. 

Eine dieser Adaptionen - und damit komme ich zum Schluss - ist dann die Idee gewesen, dass man solche Reinigungsarbeiten eben an andere Firmen vergibt. Wenn es schon im eigenen Bereich nicht funktioniert, dann vergibt man es eben an andere Firmen. Das Ergebnis ist ein weiterer Prüfbericht des Kontrollamtes - so stark -, der wiederum nachweist, dass es auch dann nicht funktioniert hat, als man es vergeben hat. 

Also, meine Damen und Herren von der SPÖ, denken Sie daran, wann immer Sie beginnen, hier gegen den Bund zu polemisieren: Sie sollten zuerst einmal Ihre Hausaufgaben machen, Ihren eigenen Verwaltungsbereich in Ordnung bringen und dafür sorgen, dass Sie mit dem Geld verantwortungsbewusst umgehen. Solange Sie uns diesen Nachweis nicht erbringen - und Sie haben ihn nicht erbracht -, werden wir Ihrem Rechnungsabschluss nicht zustimmen. (Beifall bei den Freiheitlichen.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Wutzlhofer. - Bitte.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! Da Kollege RUDOLPH soeben eindringlich davor gewarnt hat, dass im weiteren Verlauf der Debatte Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten damit beginnen werden, gegen die Bundesregierung zu polemisieren, und ich damit beginnen möchte, gegen die Bundesregierung zu polemisieren, habe ich natürlich einen kurzen Erklärungsbedarf. (StR Johann Herzog: Haben Sie zu argumentieren!) - Argumentieren. - Ich werde das schon machen, keine Sorge! 

Mein Vorredner hat zuerst gesagt, die Bundesregierung sei im Zusammenhang mit dem Wiener Rechnungsabschluss deshalb außer Obligo, weil sie ja nur spare, damit die Maastricht-Kriterien eingehalten werden (GR Kurth-Bodo Blind: Wegen der Schulden! Eure Schulden sind das!), und das habe deshalb alles keine Relevanz für Wien. 

Dazu möchte ich nur ganz kurz – denn wir sind jetzt nicht in einer wirtschaftspolitischen Debatte – Folgendes festhalten: Erstens, die Bundesregierung spart nicht, sondern sie macht neue Schulden - trotz der höchsten Abgabenquote in der Zweiten Republik und trotz Totalausverkaufs.

Und zweitens - aber darum geht es -: Die Bundesregierung macht nicht, irgendwie dem Spargedanken zufolge, vielleicht gerechtere Politik, sondern sie betreibt beinharte Umverteilung und trifft damit in vielen Dingen Wienerinnen und Wiener. Und dort, wo sie das tut, ist das natürlich auch Bestandteil von Debatten im Wiener Gemeinderat. 

Es wird dieser Tage über eine Studie berichtet, die unter folgendem Titel erstellt wurde: "Auswirkungen der Einführung von Studiengebühren auf die Studienbeteiligung und das Studierverhalten". - Warum diese Studie erst dieser Tage diskutiert wird, ist interessant, weil es sie nämlich schon seit zirka einem Jahr gibt. Sie wurde während dieser Zeit von Bundesministerin Gehrer, die sie selbst in Auftrag gegeben hat, unter Verschluss gehalten. Warum war diese Studie so lange geheim und warum ist sie erst auf massiven Druck hin veröffentlicht worden? - Das kann ich kurz schildern:

Diese Studie ist nämlich zu einem erschütternden Ergebnis gekommen: Es gibt zunächst einmal eine hohe Zahl von Studienabbrecherinnen und Studienabbrechern - das wissen alle, die in diesem Raum sind und die die Zahlen gelesen haben. Die Studie versucht jetzt, zu ergründen, warum das so ist. Das sind nämlich nicht Bummelstudenten oder Scheininskribentinnen und -inskribenten, die man da irgendwie aus der Statistik hinausgeschmissen hat, sondern die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass das vor allem Leute aus bildungsfernen und finanziell schlechter gestellten Schichten sind. Besonders betroffen sind Frauen. Es gibt einen massiv angestiegenen finanziellen und zeitlichen Druck auf die Studierenden, der dazu führt, dass immer mehr Leute noch mehr arbeiten müssen und immer weniger Lehrveranstaltungen besucht werden. - Also das Argument: Es gibt jetzt einmal Studiengebühren, und dann werden die Leute schon etwas tun!, stimmt nicht. Es gibt auch keine Serviceverbesserung, die von den Studierenden wahrgenommen wird. 

Jetzt komme ich zu dem Punkt, auf den ich hinaus will. Diese Studie habe ich deshalb zitiert, weil sie die Bildungspolitik der Bundesregierung, insbesondere auch im Hinblick auf den Zugang zur Bildung, sehr gut anschaulich macht. Sie scheint vier Kriterien zu folgen: soziale Selektion, das Schaffen eines Zwei-Klassen-Bildungssystems, Benachteiligung von Frauen und absolute Innovationspause.

Da gibt es natürlich auch Auswirkungen auf Wien. Die Folgen dieser Politik werden natürlich auch im Schulbereich spürbar. Kollege Strobl hat das so dargestellt, als würden, so wie in "Das Leben des Brian" von Monty Python, ich weiß nicht, ob das alle kennen, die Judäische Volksfront, beim Finanzausgleich alle Selbstmord begehen und sich ihre Mittel selbst kürzen, und zufällig kommt dann heraus: Es gibt viel weniger Planstellen und im Bildungsbereich ist alles schlecht - aber die Bundesregierung hat damit nichts zu tun. 

Sie haben da zum Beispiel die Leitzahlen erwähnt und dahin gehend argumentiert, dass man das dann alles vereinheitlichen könne. Dazu muss man aber schon sagen: Die Vereinheitlichung erfolgt dann im Jahr 2005 eben mit höheren Leitzahlen als jetzt, wobei diese durch die Bank um 9 Prozent höher sein werden und sogar um bis zu 13,64 Prozent höher bei den Polytechnischen Lehrgängen. Das führt klar zu einer Kürzung von Lehrerstellen. 

Das letzte Beispiel - ich spreche jetzt nur ganz konkret etwas an, wovon man sagen kann, damit hat die Landesregierung nicht so viel am Hut - ist der Stundenkürzungsvorschlag der Ministerin. Wenn man sich die laut diesem Vorschlag vorgesehenen Stundenkürzungen durchrechnet, dann kommt man auf ein Minus von 2 800 Stunden in der Woche im Pflichtschulbereich, auf ein Minus von 4 000 Stunden im AHS-Bereich und auf ein Minus von 2 000 Stunden in den berufsbildenden mittleren und höheren Schulen. Das käme, würde man das so umlegen, auf 100 Stellen im Bereich der berufsbildenden Schulen, auf 200 Stellen an den AHS und auf 130 Stellen an den Pflichtschulen. 

Nun hat die Stadt Wien in der Vergangenheit versucht – und sie wird wohl auch in der Zukunft versuchen -, soweit es möglich ist, auch angesichts dieses Kahlschlags Kündigungen zu vermeiden. Was man aber jetzt schon sieht, ist, dass es einen massiven Abbau der pädagogischen Qualität gibt. Sie werden mir ja nicht erzählen wollen, dass ein Minus von 8 800 Stunden in der Woche irgendwie super für die pädagogische Qualität ist. Und was definitiv auch zutreffen wird - Kollegin Jerusalem hat das schon in der Generaldebatte erwähnt -, ist, dass es dadurch zu einer weiteren Veralterung des Lehrapparats kommen wird. Den Innovationsstopp habe ich schon erwähnt. 

Was macht jetzt Wien? - Abgesehen davon, dass wir versuchen, uns nach Kräften gegen diese Zerstörungswut, kann man fast sagen, zu wehren, gibt es natürlich nach wie vor die Förderung vieler Projekte und alternativer Methoden. Es gibt nach wie vor unseren massiven Einsatz für die Nachmittagsbetreuung, während dem Bund die Vereinbarkeit von Beruf und Kindern offensichtlich egal ist. In Wien gibt es derzeit 92 Standorte der Nachmittagsbetreuung und 19 Lernklubs. Es stimmt: Es könnten viel mehr sein, vor allem in der verschränkten Betreuung. Da wäre es halt schön, wenn es eine Unterstützung gäbe. 

Zum Schulneubau und zum Generalsanierungsprogramm: Einer meiner Vorredner hat in diesem Zusammenhang von potemkinschen Dörfern gesprochen. Dazu möchte ich Folgendes sagen: Im Schulneubau wurden zwei Turnsaal-Zubauten fertig gestellt, drei Schulneubauten errichtet. Im Bereich des Schulneubaus wurden im Jahr 2002 16,391 Millionen EUR ausgegeben und im Generalsanierungsprogramm 29,9 Millionen EUR. Wenn man mit diesem Geld nur potemkinsche Dörfer aufgebaut hätte - sagen wir einmal, die Fassade der Schulen -, dann wären diese Dörfer wahrscheinlich so groß wie Wien. 

Zum sonstigen Schulbereich - ich möchte Sie auf Grund der vorgeschrittenen Stunde nicht lange aufhalten -: Es gibt natürlich ganz viele Projekte, ich darf auf eines davon kurz eingehen. Es gibt zum Beispiel das "Bildungsnetz". Dieses ist seit nunmehr vier Jahren ein sehr herzeigbares Erfolgsprojekt in schulischen Belangen, und es gehört sicher auch international inhaltlich zu den besten und thematisch umfangreichsten Bildungsservern. Bei den Zugriffen gibt es seit vier Jahren ein stetiges Wachstum, so auch im letzten Jahr. Momentan sind wir zirka bei 32 000 page views pro Tag, beim "Lehrerweb" sind es 4 500 Kids, 21 000 Eltern. 

Bevor ich den Schulbereich verlasse, möchte ich noch kurz die Gelegenheit wahrnehmen, der Aktion Kritischer SchülerInnen zu ihrem Wahnsinns-Wahlerfolg zu gratulieren. Es ist nämlich so, dass alle Landesschulsprecherinnen und -sprecher von der AKS gestellt werden. Für mich ist das auch ein klares Signal, das die Schülerinnen und Schüler gegen die Bildungspolitik der Bundesregierung gesetzt haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Ausgaben im Schulbereich stehen für mehr Qualität statt Abbaumaßnahmen. Ich glaube, das ist gerade zum aktuellen Zeitpunkt von sehr elementarer Bedeutung, denn wenn die Jugend keine Perspektive hat, hat auch die Gesellschaft keine. Und das, was der Jugend da momentan in der bundespolitischen Debatte vor Augen geführt wird, ist nicht gerade ermunternd - letztes Stichwort: Pensionsreform. Ich meine, da kann sich ein junger Mensch eigentlich nur als Depp der Nation fühlen, wenn ihm kommuniziert wird: Schau, erstens, du zahlst gleich viel und es wird mehr werden. Zweitens, du wirst es 40, 45 Jahre lang zahlen. Drittens, du wirst 40 Prozent verlieren. Und viertens, unser Angebot an dich: Du weißt es jetzt schon.

Da ist es "sehr tröstend", dass - natürlich unter dem massiven Einsatz der FPÖ in den Verhandlungsrunden - für die Beamten über der ASVG-Höchstpension noch 10 Prozent Deckelung ausverhandelt wurden. 

Es gibt natürlich im Jugendbereich auch - und das ist angesichts der Tatsachen, die wir da auf Bundesebene, aber auch international momentan erleben müssen, umso positiver zu werten - keinen Investitionsstopp. Weiterhin wird der Verein Wiener Jugendzentren gefördert und der Betrieb aller Zentren erhalten, aber darüber hinaus gibt es auch großartige Initiativen vor allem im Partizipations- und politischen Bildungsbereich. Was "wienXtra" betrifft, so ist es toll, dass die Events, die "wienXtra" macht, so viele Leute anziehen und dass sie schon so lange so erfolgreich sind. 30 Jahre Wiener Ferienspiel ist ein Beispiel, aber auch die Einjahresbilanz der Kinderinfo ist großartig. Es liegt schon daran, dass es da Infomaterialien gibt und dass es so gute Infomaterialien gibt. Dass gerade in diesem Zusammenhang hier ein Vertreter einer Partei, die auch in der Bundesregierung involviert ist, erstens einmal von gemeinnützigen Vereinen spricht, das lassen wir einmal so stehen - da gibt es auch ein paar andere Vereine, die man da nennen könnte, Pilgramgasse zum Beispiel -, und wenn er zweitens von dem ansehnlich hohen Budget für die Werbung spricht, dann erwähne ich dazu nur den Betrag von 28 Millionen EUR und den Namen Grasser und lasse das auch einmal so stehen.

GR Römer sagte dann noch, die sozialpräventiven Maßnahmen seien irgendwie nicht nachvollziehbar, das passiere alles so, dass da eben irgendwelche Vereine gefördert werden. Dazu darf ich anmerken: Es gibt da eine eigene Stelle, die MASTA, die das alles koordiniert und die konkrete Aufträge gibt, wo es notwendig ist, präventive Maßnahmen zu setzen beziehungsweise Streetwork zu machen. Es wäre schön, wenn Sie sich das einmal anschauen würden. Diese Stelle veröffentlicht auch einen Jahresbericht und ihre Mitarbeiter sind sicher sehr hilfreich in der Debatte.

Im Sportbereich geht es natürlich auch in einem hohen Ausmaß darum, Jugendlichen nicht nur Chancen und Perspektiven zu bieten, sondern auch Freizeit nutzbar zu machen - und zwar für alle, nicht nur für Reiche. Gerade im Schulbereich kam es weiter zum Ankauf von Sportgeräten, es erfolgten Ausgaben für die Förderung von Trendsport und so weiter. Dazu nur ganz kurz eine Anmerkung - die Debatte ist eine leidige -: 

Was den Sportgroschen betrifft, so wird nicht weniger ausgegeben, sondern es wird das Gleiche ausgegeben, es wird nur anders aufgeteilt. Und zusätzlich werden noch weitere Mittel ausgegeben, die noch freier vergeben werden können, nämlich aus dem Sportfonds. Da kommen wir offensichtlich nicht zusammen. 

Weil gesagt wurde, die Sportförderung sei so gering, möchte ich nur ganz kurz einiges erwähnen, was man dabei gar nicht bedenkt, wie zum Beispiel die Turnhallen, Turnsäle und Sportanlagen, die die Stadt Wien zur Verfügung stellt: 450 Turnsäle, 11 Sporthallen. Allein in den 11 Sporthallen gab es in einem Jahr 331 070 Besucher. Das ist aktive Sportförderung für Sportlerinnen und Sportler in Wien!

Was mir sehr wichtig ist, gerade im Zusammenhang mit dem Jahr 2002, ist, dass wir in Wien Politik nicht nur für Jugendliche, sondern auch mit Jugendlichen machen. 2002 war klar das Jahr der Partizipation: Im Februar ist das Demokratiepaket beschlossen worden, von dem ein großer Bestandteil die Senkung des Wahlalters war. Wien ist damit das erste Bundesland, in dem Jugendliche ab 16 Jahren eine legislative Körperschaft wählen können. Aber junge Menschen werden natürlich darüber hinaus konsequent eingebunden: In Maßnahmen der politischen Bildung, Partizipation im Stadtteil, im Park, in die BerufsschülerInnen-Tage, den Jugendgemeinderat, aber auch in den Gesetzwerdungsprozess. Eine schöne Sache, die 2002 passiert ist, ist auch der Beschluss über das Jugendschutzgesetz. Da wurden erstmals junge Menschen selbst in den Gesetzwerdungsprozess eingebunden, über Projekte, die sie durchgeführt haben, über Umfragen in den Schulen. Das Ergebnis ist ein tolles Gesetz, ein lesbares Gesetz, ein harmonisiertes Gesetz und eines, das der Situation von Jugendlichen entspricht. Nicht nur Ö1, sondern auch Jugend gehört gehört, und in Wien geschieht das! 

Natürlich ist Freizeit nicht nur Party, Konversation, Sport, sondern auch Bildung. Bildung hört nicht mit der Schule auf, und damit komme ich zum vorletzten Punkt, nämlich zu den Büchereien. In Bezug auf die neu eröffnete Hauptbücherei hat sogar GR Römer gemeint – ich zitiere -: Das "ist eine tolle Sache. Das soll man ja gar nicht sagen." - Ich werde es trotzdem sagen, das ist als Vertreter der Regierungsfraktion auch meine Aufgabe: 

Es ist gelungen, und das noch vor der Eröffnung der Hauptbücherei, durch verbesserte Aktualität, durch neue Medien, ein ansehnliches Plus, nämlich von fast 10 Prozent, bei den Entlehnungen zu erreichen. Jetzt gibt es die Hauptbücherei, und Sie alle kennen die Zahlen: Es gibt eine großartige neue Welle an Einschreibungen, sehr viele neue Leserinnen und Leser. Während man bei einem Vergleich mit anderen Büchereien im europäischen Raum feststellt, dass alle damit kämpfen, dass es unter Jugendlichen einen Knick gibt, dass diese für den Buch- oder für den Lesebereich wegfallen, ist gerade da in Wien ein großartiges Plus zu verzeichnen, das mich sehr freut. Es ist auch eine schöne Sache, dass ganz konkret durch solch eine architektonische und kulturelle impulsgebende Kraft zur Entstaubung von Büchern beigetragen wurde. Das ist eine Fortsetzung einer im Vergleich dazu kleinen Aktion wie "Eine Stadt. Ein Buch.", aber es ist etwas, was in Wien fixer Bestandteil von Politik sein soll. 

Natürlich nützen nicht nur Jugendliche die Bibliothek, sondern auch Erwachsene. Die Bibliothek ist auch für Erwachsenenbildung von großer Bedeutung. 

Damit zu meinem letzten Punkt: Die Volksbildung ist nach wie vor der größte Subventionsnehmer. Als ein Punkt sei nur etwa der neue Hauptprojektor im Planetarium im Prater erwähnt. Das ist etwas, was extra dafür gebaut wurde und was es ermöglicht, vor allem wiederum Kindern und Jugendlichen einen Zugang zur Naturwissenschaft zu vermitteln. Wenn Menschen solche Bilder sehen - es ist wirklich großartig, ich empfehle es allen! -, dann entsteht oft Interesse für solche Dinge. Der Neubau der Urania ist in diesem Zusammenhang auch zu nennen, und und und.

Zusammenfassend kann man nur sagen, dass aus unserer Sicht der Rechnungsabschluss 2002 für diese Geschäftsgruppe ein in Zahlen gegossener Erfolg ist. Er zeigt, wie viel gemacht wurde, und er zeigt auch Zusammenhänge auf, die in diesem Zusammenhang für mich recht wichtig sind: 

Es gibt für uns gute Gründe dafür, dass Angebote an und Ausgaben für junge Menschen eine Spitzenposition, auch im internationalen Vergleich, eingenommen haben. Es gibt gute Gründe, warum hier in Wien neue Impulse gegen einen Kahlschlag im Bildungssystem gesetzt werden. Und es gibt gute Gründe, warum Freizeit, Kunst und Kultur von uns für alle zur Verfügung gestellt werden sollen, und nicht nur für Reiche. 

Die Gründe dafür sind, dass wir wollen, dass Menschen in Wien eine Zukunft haben, dass wir wollen, dass Wien ein Zentrum für innovative und hochwertige Bildung ist, und dass wir vor allem wollen, dass es keine soziale Kluft gibt, sondern dass Wien ein Platz für alle ist, wo jeder gut leben und vor allem auch mitreden und lernen kann.

Das will die Bundesregierung offensichtlich nicht. Das ist schade. Aber Leute, die finden, dass, wer das Gold hat, die Regeln macht, Leute, die finden, dass es total normal ist, dass man sich mehrere hunderttausend Euro für Selbstdarstellung zahlen lässt - ob gegen eine Gegenleistung oder nicht -, Leute, die Millionen, zig Millionen ausschließlich für Selbstdarstellung ausgeben, aber natürlich auch Leute, die mit einem Monatseinkommen von über 15 000 EUR, wenn gerade nichts los ist, um billige Schuhe feilschen - solche Leute haben den Kontakt zu den Menschen vollends verloren und solche Leute können in Wien und in Österreich keine Politik machen, und das ist traurig.

Wir haben versucht, dazu ein Gegenmodell zu verwirklichen. Da ist vieles gelungen, und das ist im Rechnungsabschluss nachvollziehbar. Dies war vor allem auch dank der großartigen Mithilfe der vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter möglich. Seitens unseres Klubs möchte ich daher auch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschäftsgruppe sehr herzlich für ihre Arbeit danken. 

Ich bitte, bevor ich eine gute Nacht wünsche, noch um Ihre Zustimmung - vielleicht erweitern wir ja noch den Kreis derjenigen, die dem Rechnungsabschluss für diese Geschäftsgruppe zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau StRin Mag Vassilakou zum Wort gemeldet.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Verehrte Damen und Herren!

Ich möchte kurz drei Beispiele ausführen, die meines Erachtens durchaus bezeichnend für den Umgang im Sozialressort sind und die mich - das gebe ich offen zu – im Jahr 2002 auch ziemlich verärgert haben. Das Besondere daran ist meines Erachtens, dass es bei all diesen drei Beispielen in Wahrheit, zumindest aus Sicht der SPÖ, gar nichts zu diskutieren geben müsste. 

Das erste Beispiel - ich habe es auch bereits in der Integrationsdebatte ausgeführt - betrifft das Thema Sozialhilfe für alle Wienerinnen und Wiener, ungeachtet ihrer Staatsbürgerschaft. Konkret geht es um eine ururalte Forderung der GRÜNEN - die mittlerweile meines Wissens aber auch von der Sozialdemokratie geteilt wird, die auch im Programm der SPÖ bei der letzten Wiener Wahl verankert war und deren Erfüllung auch mehrfach angekündigt worden ist -, nämlich um die Forderung der Gleichstellung aller Wienerinnen und Wiener, ungeachtet ihrer Staatsbürgerschaft, beim Bezug der Sozialhilfe. 

Was ich hier in der Hand halte - Sie sehen, das ist ein ziemlich dicker Stoß von Unterlagen -, das sind die Anträge der GRÜNEN, die wir diesbezüglich gestellt haben, und zwar allein seit jenem Zeitpunkt, zu dem von Seiten der SPÖ das offizielle Bekenntnis abgegeben wurde: Ja, wir bekennen uns dazu, wir wollen das Sozialhilfegesetz novellieren und wollen die Gleichstellung von Zuwanderern ohne österreichische Staatsbürgerschaft mit den österreichischen Staatsbürgern endlich auch gesetzlich verankern. Das sind insgesamt sieben Anträge; meine Kollegin Susanne Jerusalem hat heute den achten eingebracht. Von diesen sieben Anträgen sind zwei im Jahr 2001 gestellt worden und drei allein im Jahr 2002. Heute, wie gesagt, kommt der erste Antrag für 2003. 

Was ich besonders ärgerlich finde, ist, dass es bei all diesen sieben Anträgen stereotyp dieselbe Antwort gegeben hat. Es hat immer geheißen: Ja, das wird gemacht, ja, wir bekennen uns dazu, dass es das geben soll, aber es gibt Verhandlungen zur Harmonisierung der Sozialhilfegesetze zwischen den verschiedenen Bundesländern, es gibt auch diverse Vorgaben seitens des Bundes, man muss abwarten, man muss sich das anschauen, aber es wird noch in diesem Jahr erfolgen. - Zuerst hat es geheißen, das wird im Jahr 2001 kommen, dann hat es geheißen, es wird im Jahr 2002 kommen. Jetzt haben wir schon Sommer 2003, und allmählich denke ich mir: Jetzt ist es aber genug. Tun Sie es einfach!

Wir werden heute, wie gesagt, darüber zu befinden haben - es gibt bereits einen Antrag der GRÜNEN, der schon wieder einmal vorliegt. Aber ich denke, es reicht nicht, wenn Sie ganz einfach nur diesem Antrag erneut zustimmen und uns dann wieder vertrösten, sondern: Tun Sie es einfach – jetzt, heuer noch! Novellieren Sie endlich dieses Gesetz! 

Es ist wirklich an der Zeit, dies zu tun, es ist auch dringend geboten - ich habe das heute bereits auch in der Integrationsdebatte ausgeführt -: Was droht, ist ja die Abschaffung der Notstandshilfe, und somit werden wir in Wien uns diesem Problem so oder so stellen müssen. Denn es ist, bitte, undenkbar und unzumutbar, dass Menschen, die arbeiten und die dann längere Zeit arbeitslos sind, einfach nur in Ausnahmefällen, wie es jetzt vorgesehen ist, und nur für maximal sechs Monate in den Genuss der Sozialhilfe kommen können, falls sie in die missliche Lage kommen, diese zu brauchen.

Beispiel zwei betrifft das Kapitel persönliche Assistenz für Menschen mit Behinderungen. Auch hier ist man wieder mit genau demselben Umgang konfrontiert. Es hat lange gedauert, bis man bereit war, über dieses Thema überhaupt zu diskutieren. Man hat sich diesem Vorschlag lange genug verschlossen. Dann gab es jahrelang hundert Argumente, warum das eigentlich nicht jetzt geht, warum es nicht wirklich geht. Es hieß, das sei zu teuer, wie soll das gehen?, das sei mühsam, das sei eine schwierige Umstellung. 

Dann hat es endlich ein grundsätzliches Bekenntnis dazu gegeben. Sodann ist ein Arbeitskreis eingerichtet worden, in dem Vertreterinnen und Vertreter von Behindertenorganisationen gesessen sind. Dieser Arbeitskreis hat lange und gründlich gearbeitet und hat ein wunderschönes Papier produziert, ein ziemlich dickes noch dazu, in dem die Rahmenbedingungen für die Schaffung einer persönlichen Assistenz in Wien festgehalten wurden. Jeder von Ihnen, der daran interessiert ist, kann das nachlesen.

Es hat dann auch geheißen: Ja, das soll auch umgesetzt werden. Es soll zunächst einmal eine Art Pilotprojekt zustande kommen, noch in diesem Jahr beziehungsweise ab dem nächsten Winter, in dem man sich einmal anschaut, wie sich das bewährt und was es in der Praxis konkret bedeutet.

Auf einmal aber erfahren wir - es wird in etwa einen Monat her sein -, dass es das nicht geben soll: weil es zu teuer ist, weil nicht klar ist, wie der BezieherInnenkreis genau definiert werden soll, weil die Kosten explodieren würden - und weil und weil und weil. Und das besonders Ärgerliche ist, dass all diese Menschen, die daran gearbeitet haben, auch keine Perspektive bekommen. Sie erfahren diesbezüglich nichts. Wissen Sie, das riecht ohnedies schon verdächtig genug nach Salzamt und nach Beschäftigungstherapie für behinderte Menschen, und ich kann mir schon vorstellen, dass Sie auch verstehen werden, dass so etwas sehr, sehr ärgerlich ist, wenn man lange an etwas gearbeitet hat und auch daran geglaubt hat. Aber ich finde, das Mindeste, was man tun kann, wenn man schon einen Rückzieher macht, ist, diesen Menschen konkret eine Aussicht zu geben, also ihnen klar zu vermitteln: Na ja, es wird heuer nicht kommen, dafür aber wird es meinetwegen nächstes Jahr kommen - und dieses und jenes ist konkret noch notwendig, das muss noch erarbeitet werden, und das sind konkret die nächsten Schritte und der nächste Zeithorizont. - Von all dem fehlt jede Spur! Es kommt ein Rückzieher, und dann ist alles mehr oder weniger ... - Mir fehlen ganz einfach die Worte, um Ihnen zu vermitteln, welches Gefühl dadurch entsteht. Es ist einfach das Gefühl: Ich habe umsonst gearbeitet, ich weiß nicht, ob es jemals kommen wird und ob ich es noch erleben werde. Na ja, wahrscheinlich war es umsonst. - Das ist sehr deprimierend und es ist auch sehr demotivierend.

Beispiel Nummer drei - und auch hier, glaube ich, müsste es nichts zu diskutieren geben -: Ich habe mich bemüht, in einem StadtexpertInnengespräch vergangene Woche das Thema Betreuung von lesbischen und schwulen Jugendlichen zur Sprache zu bringen, die ihr Coming-out haben, also jene Phase, in der ein junger Mensch entdeckt, dass er oder sie einfach anders ist. Ich meine: Was heißt hier junger Mensch? Es muss uns allen klar sein, wir sprechen hier von Kindern, wirklich von Kindern. Es ist ein sehr, sehr sensibles Alter. Es ist eine sehr schwierige Phase. Es ist eine besondere Krise, die diese Kinder mitmachen. Und es gibt wirklich ganz, ganz harte Situationen, mit denen sie oft konfrontiert sind, denn ich brauche Ihnen, glaube ich, nicht auszuführen, wie manchmal in der Schule reagiert wird, wie die Lehrer teilweise auch nicht unbedingt verständnisvoll reagieren. - Wobei ich jetzt nicht will, dass mir nachher nachgesagt wird, ich hätte Lehrer verunglimpft. Das, bitte, ist unter keinen Umständen der Fall! Es kann nur auch vorkommen, dass Lehrer nicht gerade verständnisvoll reagieren - das will ich auch sagen -, weil natürlich dieses Thema in der Ausbildung von Pädagoginnen und Pädagogen auch nicht unbedingt ein besonderer Schwerpunkt ist. - Und es gibt, allem voran, oft ganz, ganz große Schwierigkeiten zu Hause mit den Eltern. Es kommt nicht von ungefähr, dass die Selbstmordversuchsrate bei Jugendlichen, die bei sich eine lesbische oder schwule Neigung entdecken, bei 40 Prozent liegt. Das ist also wirklich alarmierend. 

Diese gesamte Problematik ist ein tabuisiertes Thema, über das man aber doch diskutieren sollte und wo man sich die Situation anschauen sollte. Unsere Idee war - und das war auch ein Aufhänger für die Diskussion -, dass es vielleicht speziell betreute Wohngemeinschaften oder betreute Wohnprojekte für solche Jugendliche geben könnte, weil sie teilweise von zu Hause rausfliegen und weil es teilweise, in speziellen Fällen, auch nicht sinnvoll ist, sie in ein anderes betreutes Wohnprojekt zu geben. - Berlin ist bereits diesen Weg gegangen. Dort gibt es solche Wohngemeinschaften. Wir waren in Berlin. Wir haben einen kleinen Film gedreht, wir haben die BetreuerInnen interviewt, wir haben die Jugendlichen interviewt. 

Und wissen Sie, was? Wir wollten eigentlich nur diskutieren - nicht mehr als das -, eine Idee vorbringen, sie in den Raum stellen und sagen: Lasst uns darüber sprechen, ob das vielleicht nicht auch etwas ist, was für Wien ein Beispiel sein kann. - Wir haben uns wochenlang bemüht, jemanden im Büro der zuständigen Stadträtin, Frau Laska, zu finden, der sich zuständig fühlt, zu dieser Diskussion zu kommen. Wir landeten irgendwann einmal, mit größten Mühen, deren Schilderung ich Ihnen jetzt ersparen möchte, zwei oder drei Tage vor der Diskussion bei Frau Balic-Benzing, die dann in einem E-Mail einfach meinte, sie sehe keinen Bedarf für solch eine Diskussion, und außerdem widerspreche das dem Leitbild der Jugendarbeit der Stadt Wien. - Basta. 

Welche Schlüsse möchte ich aus diesen drei Beispielen ziehen? - Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich gewinne den Eindruck, dass es schon etwas mühsam ist, in diesem Ressort zusammenzuarbeiten. Ich gewinne den Eindruck, dass Ideen, die eingebracht werden, als Belästigung empfunden werden. Und ich gewinne auch den Eindruck, dass Diskussionen gemieden werden sollen, nicht geführt werden sollen. - Das ist mein Eindruck. Ich hoffe, ich irre mich. 

Ich möchte daher von dieser Stelle aus dringend dazu einladen, etwas offener zu werden. Ich glaube - und ich weiß, dass ich mit diesem Eindruck nicht alleine bin, sondern dass es auch Kolleginnen und Kollegen bei den anderen Fraktionen gibt, die das in der Vergangenheit immer wieder kritisiert und eingemahnt haben -, dass etwas mehr Offenheit, etwas mehr Kommunikation, ein etwas besserer Informationsfluss und konkrete Angaben dem Ressort nicht schaden würden, sondern vielmehr etwas bringen würden, denn letztlich lebt lebendige Politik auch davon, Ideen aufzugreifen, sich Diskussionen zu stellen und sich neuen Ideen nicht zu verschließen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Ellensohn zum Wort gemeldet.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Über den Sport könnte man sehr, sehr lange und sehr, sehr ausführlich sprechen. - Ich sagte ohnedies nur, man könnte. Ich werde meinen Beitrag aber kurz halten und mich auf den Laufsport in Wien beschränken und auf zwei Anträge, die ich im Namen der GRÜNEN einbringen möchte. 

Es geht also zunächst einmal um das Laufen, das wahrscheinlich auch sehr viele der hier im Saal Anwesenden öfter tun - oder das sie sich zumindest öfter vornehmen – und wobei sie manchmal auf kleine Probleme stoßen. Wenn man in der Stadt laufen will, dann gibt es dazu ein paar sehr gute Möglichkeiten. Es kommt darauf an, wo man wohnt: Wenn man in der Nähe von Schönbrunn wohnen würde oder wohnt, dann könnte oder kann man dort wunderbar joggen gehen und rennt dann, wenn es in unmittelbarer Nähe ist, nach Hause, zieht sich um, geht duschen et cetera. Wohnt man in der Nähe von Steinhof oder in der Nähe des Praters, dann hat man die gleichen Vorteile. 

Es gibt aber sehr, sehr viele Leute in dieser Stadt, die wohnen eben nicht in der Nähe eines Erholungsgebietes. - Ich selbst wohne in der Nähe des Brunnenmarkts. Da kann man nicht von der Haustüre weg joggen, außer man möchte neben den Autos länger herumlaufen. Bis ich in Steinhof und zurück bin, ist es schon eine schöne Runde. - Für diese Leute wäre es natürlich toll, wenn sie die Möglichkeit hätten, Duschen zu benutzen und Umkleidekabinen vorzufinden - und auch das gibt es ein paar Mal in Wien: 

In Schönbrunn darf man seit heuer, ohne das Bad zu benützen, für einen geringeren Beitrag die Kabinen mitbenützen. Das heißt, man kann dort hinfahren, zieht sich dort um, rennt im Laufgewand seine Strecke, kommt zurück, duscht sich, zieht sich an und kann normal seines Weges gehen. Dieselbe Möglichkeit gibt es beim Praterstadion, beim Ernst Happel Stadion draußen. Beim LCC, beim Lauf- & Conditions-Club, der dort angesiedelt ist, gibt es über 250 Kästchen. Diese kann man auch benützen, ich glaube, für ein Entgelt von 2,20 EUR. Nur: Da kommt man auch nicht so schnell hin, das ist auch nicht gleich ums Eck. Die meisten Leute, die das nützen, fahren mit dem Auto vor. Noch schöner wäre es, wenn man nicht mit dem Auto hinfahren müsste, um das zu machen, sondern wenn man das auch öffentlich machen könnte.

Der Antrag der GRÜNEN bezieht sich jetzt in erster Linie darauf, dass überprüft werden soll, wo es Möglichkeiten gibt, entlang von U-Bahn-Stationen - zum Beispiel bei der Donauinsel, es sind noch mehr aufgezählt - solche Einrichtungen, die bereits vorhanden sind, zu nutzen, und dass das auch propagiert werden soll. Ich glaube, über die Möglichkeit beim Lauf Club im Prater wissen sehr wenige Leute, und auch jene in Schönbrunn hat sich noch nicht so weit herumgesprochen. Und ich sage auch gleich dazu: Der LCC im Praterstadion ist bei weitem nicht ausgebucht. Im Gegenteil, im Schnitt sind die Kabinen zur Hälfte vermietet. 

Der Antrag soll dem Ausschuss der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport zugewiesen werden, und die zuständigen Stellen werden darin gebeten, zu erheben, wie das gehen könnte, wo das gehen könnte, wo man diesbezügliche Möglichkeiten findet, damit Joggen und Laufen und Rennen und die Marathon-Vorbereitung in Wien leichter werden. 

Ich bringe den Antrag hiermit ein. Es wird die Zuweisung an den entsprechenden Ausschuss beantragt. 

So, und wenn wir dann alle fleißig trainiert haben, könnten wir nächstes Jahr beim 21. Marathon mitlaufen. Da gibt es übrigens für diejenigen, die, so wie ich, jedes Jahr eher nur davon träumen, die 42 Kilometer zu rennen, auch kürzere Einheiten. Es gibt auch eine Staffel, man kann den Marathon auch zu viert laufen. Die kürzeste Distanz ist nicht ein Viertel davon, sondern 5,9 Kilometer, glaube ich, oder so etwas Ähnliches. (GRin Mag Sonja Wehsely: 5,4!) Das schaffen doch die meisten, die vorher ein Jahr lang trainiert haben. 

Diejenigen, für die es ein bisschen schwieriger ist oder, besser gesagt, für die es momentan leider nicht möglich ist, an diesem großen Marathon teilzunehmen, das sind die RollstuhlfahrerInnen. Sie dürfen am Vienna City Marathon leider nicht teilnehmen. Ich möchte dazu eine kleine Geschichte erzählen:

In New York war das auch lange nicht möglich. Das gibt es erst seit 2001, dass die RollstuhlfahrerInnen beim „normalen“ – unter Anführungszeichen - Marathon teilnehmen dürfen. Bereits 1977 - es wird keine ganz lange Geschichte - hat Bob Hall, typisch amerikanisch, vor Gericht durchgesetzt, dass er mit seinem Rollstuhl teilnehmen darf. Er hat dieses Verfahren auch gewonnen. Das war eine Einzelentscheidung, da durfte dann also einer mitfahren, mitrollen. Im Jahr darauf hat es bereits einen Zweiten gegeben, der ihm Konkurrenz machen wollte, das war Marty Ball. Er hat allerdings gewusst, da muss man aufpassen, denn das wollen sie nicht. Er hat dann unter einem anderen Namen mitgetan, unter dem Namen Jerez, und ist dann auch zugelassen worden. Es war dann ein langer Kampf, und im Jahre 2001 war es dann endlich so weit: Es durften die RollstuhlfahrerInnen regulär teilnehmen. 

Jetzt wollen wir in Wien nicht heute beginnen, und wir wollen auch keine Gerichtsverfahren anstrengen müssen, sondern wir GRÜNEN hätten gerne, dass sich die Stadt dafür einsetzt, dass, so wie es bei vielen anderen großen Laufveranstaltungen, auch in Österreich, zum Beispiel beim Halbmarathon in der Wachau, aber auch bei den Marathonläufen in New York, in Berlin, in Hamburg oder in Mailand möglich ist, im Jahr 2004 der Vienna City Marathon auch für RollstuhlfahrerInnen zugänglich ist. Ich weiß schon, dass das natürlich keine Veranstaltung der Stadt Wien ist, aber der Vienna City Marathon wird sehr gut subventioniert, sage ich einmal, und ist heuer wesentlich höher subventioniert worden als letztes Jahr, und ein Mitspracherecht oder ein Hinweis müsste da schon möglich sein. Und ich glaube auch, dass sich die Veranstalter des Vienna City Marathons das durchaus vorstellen könnten. Es wäre schön gewesen, wenn es bereits heuer, im EU-Jahr für Menschen mit Behinderungen, stattgefunden hätte, aber es ist immer noch ein Erfolg, wenn wir heute beschließen, dass die zuständigen Stellen der Stadt Wien darauf hinwirken, dass es nächstes Jahr möglich ist. 

Ich würde mich freuen, wenn nächstes Jahr am Start des Vienna City Marathons nicht nur Läufer und Läuferinnen, sondern auch Rollstuhlfahrer und Rollstuhlfahrerinnen sein könnten, und bringe hiermit einen entsprechenden Antrag ein, dessen sofortige Abstimmung verlangt wird. 

Das war es schon. Ich wünsche allen ein schönes Lauftraining bis nächstes Jahr. Wir sehen uns beim Marathon! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächster Redner ist Herr GR Dipl Ing Margulies. - Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe mit meinem Redebeitrag bis zum Schluss gewartet, weil ich immer noch gehofft habe, dass es Aufklärung gibt über Dinge, die ich schon in der Generaldebatte und auch in der Gesundheitsdebatte eingebracht habe. Und ich habe mir gedacht, aus Fairness spreche ich jetzt vor der StRin Laska und nicht nach ihr - was ja theoretisch möglich wäre -, denn vielleicht gibt es diesbezüglich eine Möglichkeit der Aufklärung, und deshalb folgende Sache vorweg:

Es wurde nämlich gesagt, es sei Usus, dass die Opposition aus politischen Gründen gegen den Rechnungsabschluss stimmt. – Ja, es gibt oft genug politische Gründe, die dafür sprechen, gegen den Rechnungsabschluss zu stimmen. Aber diesmal haben wir eine Novität: Wir haben im Bereich der Geschäftsgruppe Soziales einen sachlich falschen Rechnungsabschluss, einen Rechnungsabschluss, der nicht die wahre finanzielle Situation, weder der Geschäftsgruppe noch der Stadt Wien in Summe, darstellt. Und das Vorlegen eines falschen Rechnungsabschlusses vor den Gemeinderat ist meines Erachtens demokratiepolitisch ein Skandal. 

Warum ist dieser Rechnungsabschluss falsch? - Es geht um 45 Millionen EUR: 45 Millionen EUR, die der Krankenanstaltenverbund in seiner Bilanz als Forderung gegen die MA 12 ausweist. Weil die MA 12 anscheinend nicht bereit ist, das sofort zu zahlen, gibt es - richtig im Sinne einer Unternehmung - eine diesbezügliche Rückstellung über diese 45 Millionen EUR, die möglicherweise abgeschrieben werden müssten. 

Nur: Wie schaut denn das jetzt tatsächlich im Magistrat der Stadt Wien aus? Wo sind denn diese Eventualverbindlichkeiten der MA 12 im Rechnungsabschluss aufgeführt, meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr StR Rieder, Frau StRin Laska? – Nirgends! Es wurde keine Rücklage gebildet für die Eventualverbind-
lichkeit in der Höhe von 45 Millionen EUR – 600 Milli-onen S ungefähr -, und das ist angesichts der Höhe des Budgets der Stadt Wien kein Klacks!

Da erscheint natürlich auch der Brief von Frau StRin Pittermann an Finanzstadtrat Rieder, in dem sich Frau Pittermann beklagt, es sei ihr doch Geld versprochen worden und es sei plötzlich nicht mehr da, in einem ganz neuen Licht! 

Und warum fällt denn das erst beim Rechnungsabschluss 2002 auf, und nicht schon im Jahr 2001 oder im Jahr 2000? - Ganz klar: weil das Unternehmen Krankenanstaltenverbund ausgegliedert wurde! Die Finanzierung des Unternehmens Krankenanstaltenverbund ist ein Betriebskostenzuschuss, es ist ein Investitionszuschuss - und andere Leistungen, die an die Stadt Wien erbracht werden, werden selbstverständlich mit der Stadt Wien verrechnet! 

Jetzt stellt das für uns als GRÜNE - das sage ich gleich vorweg - überhaupt kein Problem dar, denn gerade im Sozialbereich ist es uns wichtig, dass nicht eingespart wird, sondern dass den Menschen geholfen wird. Dennoch kann man nicht, nur um seinen Rechnungsabschluss irgendwie als glaubwürdig erscheinen zu lassen und weil man nicht ausweisen will, in welchem Ausmaß man eigentlich das Budget überzieht, 45 Millionen EUR einfach vergessen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese 45 Millionen EUR fehlen im Rechnungsabschluss! Noch einmal: Dieser Rechnungsabschluss ist sachlich falsch!

Und jetzt könnte die MA 12 das sogar bestreiten und sagen: Nein, wir zahlen das 100-prozentig nicht! - Dann wäre es ja sogar zu Recht, dass man sagt, es wird keine Rücklage für diese Eventualverbindlichkeit gebildet, nur: So ist es ja nicht! Es geht ja um das Budgetjahr 2002, sowohl bei den Verbindlichkeiten als auch bei den Forderungen. Im Stadtsenat bekam ich nämlich großzügigerweise die Antwort vom Generaldirektor des Krankenanstaltenverbundes - mehr durfte er wahrscheinlich nicht sagen -: Es wird ja verhandelt über diese 45 Milli-onen EUR!

Insofern aber, als über diese 45 Millionen EUR verhandelt wird, haben diese 45 Millionen EUR als Eventualverbindlichkeit in einer Rücklage aufzuscheinen, denn sonst stellt der Rechnungsabschluss einfach die reale Situation im Budget der Stadt Wien nicht dar! - Herr Klubobmann Oxonitsch, Sie gehen leichtfertig mit dem Geld anderer Leute um, wenn Sie sagen, 45 Milli-onen EUR seien ein Klacks, das müssen wir nicht hineinschreiben, das können wir einfach verschweigen. 

Und wie schaut es denn 2003 aus? Auch 2003 wurde im Budget diesbezüglich keine Vorsorge getroffen. Wo nehmen Sie denn dann im Jahr 2004 die möglicherweise insgesamt schon 90 Millionen EUR her? - Oder ist es wirklich so, wie wir von Anfang an, seit diese Rechnungsabschlussdebatte läuft, oder eigentlich schon seit dem Stadtsenat, befürchtet haben? Das wäre nämlich Folgendes: Es wird 2003 noch keine Einigung mit dem Unternehmen Krankenanstaltenverbund geben, und es wird 2004 - das wissen alle - die MA 12 der Geschäftsgruppe der StRin Pittermann zugeordnet, und dann gibt man der MA 12 das Budget, das sie immer bekommen hat, und dann gibt man dem Unternehmen Krankenanstaltenverbund das Budget, das es immer bekommen hat, und sagt: Was die möglicherweise bis zu diesem Zeitpunkt fehlenden 70 oder 80 Millionen EUR betrifft, das mach mit dir selbst aus! Du hast da dein Budget der MA 12, und du hast da dein Budget des Krankenanstaltenverbundes: Vergleich dich mit dir selbst! 

Dann wird vergessen, dass das letztendlich in der Zusammenlegung von Krankenanstaltenverbund und MA 12 eine Kürzung der Budgets um 45 Millionen EUR bedeutet, und das in einer Situation, in der anzunehmen und damit zu rechnen ist, dass sich gerade auf Grund der Belastungsmaßnahmen der blau-schwarzen Bundesregierung die Budgetlage weder im Gesundheitsbereich noch im Sozialbereich entspannt.

Ich ersuche Sie daher wirklich einmal um Aufklärung, wie denn das möglich ist, dass Sie, Herr StR Rieder, heute einen sachlich falschen Rechnungsabschluss zur Beschlussfassung vorlegen. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu Wort gemeldet ist die Frau Vizebürgermeisterin. – Bitte.

VBgmin Grete Laska: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich werde, nachdem dankenswerterweise meine KollegInnen der SPÖ schon auf vieles eingegangen sind, was zur Diskussion gestellt wurde, andererseits aber auch vieles, was den Rechnungsabschluss 2002 und seine Besonderheiten bedeutet, bereits erwähnt haben, versuchen, ganz, ganz kurz zu sein.

Einige Punkte sind trotzdem wichtig, klargestellt zu werden, denn die können nicht so im Raum und damit auch nicht im Protokoll stehen bleiben. (StRin Karin Landauer: Dort stehen Sie aber!) Zumindest nicht unkorrigiert.

Zum einen werde ich nicht noch einmal – weil es auch gar keinen Sinn macht –, auf die Analyse eingehen, die schon mehrfach angestellt wurde, nämlich Ihnen zu erklären, wie der Zusammenhang in einem gemeinsamen, verbundenen Budgettopf zwischen dem Bund und den Ländern funktioniert. Das sollten Sie eigentlich alle wissen. Es ist hinlänglich diskutiert worden. Auch welche Auswirkungen eine Veränderung von gesetzlichen Regelungen auf Bundesebene für die einzelnen Bundesländer bedeutet, ist hinlänglich bekannt, daher will ich nicht noch einmal wiederholen, welche Auswirkungen gerade im Sozialbereich diese Änderungen nach sich ziehen.

Ich möchte aber sehr wohl auf einige Punkte eingehen, weil die doch irgendwie beachtlich waren.

Herr GR Strobl hat einen Satz geprägt, dem ich mich eins zu eins anschließen kann, die Schlussfolgerung erscheint mir aber nicht vollendet gewesen zu sein. Wenn Sie gesagt haben, Sport ist wichtig, sowohl für die Gesundheit als auch für die Vorsorge und für das soziale Gefüge – was ich als besonders wichtige Aussage empfinde –, dann ist das richtig. Dem stimme ich auch zu, aber während Sie in anderen Bereichen Schlussfolgerungen gezogen haben, hat sie mir hier gefehlt. Denn die Schlussfolgerung, die die ÖVP offensichtlich aus diesem Satz zieht, ist: Man streicht Schulstunden, und das im Bereich des Sports. 

Da würde ich sagen, das ist eindeutig ein Fehler. Der sollte korrigiert werden. Die Frau Ministerin sollte dieser Aussage nähertreten und diese Korrektur vornehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweiter Punkt: Ich freue mich natürlich sehr, dass über Pferde und Pferderennen in Wien diskutiert wurde und hier die Krieau erwähnt wurde. Es ist natürlich nicht begrüßenswert, dass – aber das ist wahrscheinlich die Zeitvorgabe, die hier im Haus herrscht – nicht genügend Zeit war, um dieses Thema in all seiner Ausführlichkeit näher darzulegen und zum Beispiel den klitzekleinen Unterschied klarzumachen, was denn nun der Trabrennverein ist und die Aufgabenstellungen, die er hat, und was die Aufgabenstellung der Stadt Wien ist und wie das mit dem Gelände insgesamt ausschaut. Das sind ja alles unscheinbare Kleinigkeiten, die man da nicht erwähnen muss, aber bleiben wir beim Prinzip. Prinzipiell sind wir uns einig, dass das Thema Pferdesport für Wien auch in Zukunft ein Thema sein sollte.

Ich bin der Meinung – und viele andere sind, wie ich meine, ebenfalls dieser Ansicht –, dass Traben in Wien Tradition hat. Deshalb haben wir immer gesagt, wir wollen die Krieau ganz bewusst erhalten, deshalb haben wir auch sehr viel Geld investiert, um zunächst einmal die erste denkmalgeschützte Tribüne zu sanieren. (GR Günter Kenesei: Da haben Sie auch schon einmal was anderes gesagt! Die Freudenau hat auch Tradition, und da haben Sie gesagt, das brauchen wir nicht!) 

Danke, darauf wollte ich gerade zu sprechen kommen. Diesmal gehe ich nicht auf die Bundesregierung los, sondern das hat ja Name und Adresse: Dr Schüssel als der seinerzeitige Ressortverantwortliche hat einen hervorragenden Vertrag – wie er gemeint haben muss, sonst hätte er es wohl nicht getan – mit einem Betreiber abgeschlossen, und viele "behutete" Menschen haben den Abschiedsgesang der Freudenau miterlebt, das letzte Rennen in der Freudenau mit Aussicht auf die Übersiedlung nach Ebreichsdorf, mit der Aussicht, dass eines der historisch wertvollsten Gelände in Wien, das zweifelsohne auch das schönste ist für diese Gelegenheit, nicht mehr durch ein gleich großes ersetzt wird, einfach sozusagen nicht weitergeführt wird. Diese Situation hat Name und Adresse uns heißt Dr Schüssel. Er war seinerzeit ressortverantwortlich und hat jetzt als Bundskanzler auch nichts dazu getan, dass diese Misere verhindert wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Ein dritter Hinweis – und das finde ich besonders bedauerlich, denn wenn man über den Rechnungsabschluss diskutiert, dann sollte man wenigstens die Details kennen, noch dazu, wenn man so lange wie Sie hier im Hause ist –: Es sind hier die Betriebskosten in den Schulen, die Kosten für die Wärme, den Strom et cetera angesprochen worden, und es ist polemisch versucht worden, daraus abzuleiten, dass das entsetzliche Erhöhungen sind, die wir hier verschuldet haben, und dass wir dafür verantwortlich sind. 

Klitzekleines Detail am Rande: Dies sind Kosten, die in der Dezentralisierung sind, und jeder, der sich jemals mit dem Budget und mit dem Rechnungsabschluss auseinander gesetzt hat, müsste eigentlich wissen, dass im Budget ein Ansatz vorhanden ist (GR Walter Strobl: Wer hindert Sie, sich an den Plan zu halten?) und die Verrechnung nach Maßgabe der eingesetzten Bezirksmittel sich im Rechnungsabschluss natürlich wieder findet, der müsste wissen, dass in den Bezirksbudgets die nötigen Summen beschlossen werden, die sich dann im Rechnungsabschluss wieder finden. (Weiterer Zwischenruf des GR Walter Strobl.) 

Enttäuschend, enttäuschend, Herr Gemeinderat, dass Sie nach so vielen Jahren Mitgliedschaft in diesem Haus nicht lesen können, was im Budget steht und wie im Rechnungsabschluss dann abgerechnet wird. Aber man soll ja die Hoffnung nicht aufgeben. 

Das Entscheidende jedenfalls wird sein, dass genau diese Rede, die hier heute vor allem zum Thema Schule, vor allem zum Thema Lehrer, vor allem zum Thema Bildung in dieser Stadt dankenswerterweise im Protokoll festgehalten wird und dieses Protokoll dann der interessierten Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden kann. Im Bildungsnetz wird sie nachzulesen sein. Da werden wir viele, viele Reaktionen haben auf die Theorien, welche Sie hier heute vertreten haben. 

Eine zweite kleine Korrektur zur Frau Kollegin Sommer-Smolik, was das PID-Budget betrifft und die von Ihnen angesprochene Überschreitung. Auch hier der Hinweis: Im Budget, das wir hier in diesem Haus beschlossen haben, haben wir unterschieden zwischen dem so genannten Ordinarium und dem weiter hinten angeführten Zusatzrahmen mit Sperre. Und wenn Sie diese beiden Zahlen vergleichen und den jetzigen Rechnungsabschluss, dann werden Sie sehen, dass die Summe, die sich aus dem Ordinarium und dem präliminierten Zusatzrahmen mit Sperre ergibt, höher ist als der Betrag, der sich im Rechnungsabschluss jetzt wieder findet. 

Die beiden von Ihnen angestellten Vermutungen hinsichtlich der Kampagnen aus dem Bereich Wohnen und dem Bereich Umwelt befinden sich nicht im PID-Budget, weil – auch das sollte hinlänglich bekannt sein – jede einzelne Geschäftsgruppe, auch einzelne Magistratsabteilungen, im Sinne der neuen Öffentlichkeitsarbeit dieser Stadt natürlich auch eigene Kampagnen durchführen können. Also auch hier befinden wir uns genau in dem Bereich, den wir wollen.

Eine zweite Korrektur. Sie haben die 1000-Euro-Grenze angesprochen. Ich bin sehr stolz darauf, dass es uns gelungen ist, auch in einer Zeit des angespannten Budgets eine solche soziale Staffelung durchzuführen und den untersten Betrag anzuheben. Es entspricht nicht den Tatsachen, dass der 13. und 14. Bezug zur Berechnung herangezogen wird. § 3 Abs. 2 unserer Richtlinie sagt genau das Gegenteil, nämlich dass der 13. und 14. Bezug entgegen Ihrer Aussage nicht herangezogen wird, daher stimmen die 1 000 EUR, so wie wir sie gesagt haben. 

Und ein letzter Punkt zu Ihren Anmerkungen. Sie haben die Spielplätze angesprochen und gemeint, dass die im falschen Ressort sind. Weit gefehlt! Ich bin der Meinung, dass die so genannte Querschnittsmaterien in bestimmten Themenbereichen – und im Jugendbereich ist es mir besonders wichtig – in allen Ressorts beachtet werden sollen, egal, ob es das Umweltressort ist, ob es das Wohnungsressort ist, ob es das Verkehrressort ist; selbst das Finanzressort muss seine Maßnahmen auch davon ableiten und überprüfen, ob es jugendpolitische Maßnahmen und richtige Maßnahmen entlang unserer Grundsätze sind. 

Daher bin ich sehr froh darüber, dass die StRin Brauner die Initiative ergriffen hat im Bereich der Spielplatzgestaltung, was Gender Mainstreaming betrifft, ich bin sehr froh darüber, dass das Stadtgartenamt eine Partizipationsinitiative von Jugendlichen, die sich speziell mit Skateranlagen beschäftigt haben, aufgegriffen hat und genau nach diesem gemeinsam erarbeiteten Modell vorgeht. Und so könnte ich Ihnen noch viele andere Beispiele sagen. 

Ein letzter Punkt als Korrektur sozusagen: Frau StRin Vassilakou hat in ihren drei Beispielen davon gesprochen, dass die Betroffenen behinderten Menschen, die gemeinsam an der persönlichen Assistenz und deren Vorbereitung gearbeitet haben, nicht informiert wurden beziehungsweise insgesamt die Information nicht erfolgt sei. Das stimmt nicht. Ich war persönlich bei einem sehr, sehr langen Termin bei einer Diskussion bei der Interessenvertretung, wo wir genau über dieses Thema mit jenen Menschen diskutiert haben, die auch dabei waren bei der Erarbeitung. Also woher Sie diesen Vorwurf nehmen, weiß ich nicht. 

Was die Sozialhilfe betrifft, so werden Sie auch bei diesem Antrag keine andere Antwort bekommen, und Sie haben eigentlich schon die Argumentation geliefert, die das bestätigt, warum das so richtig ist, dass wir hier warten. Es ist Tatsache – die Aktuelle Stunde morgen wird ja Gelegenheit geben, dieses Thema ausführlicher zu diskutieren –, dass gerade dieses Thema auch wieder einmal Thema bei der letzten Sozialhilfelandesreferentenkonferenz war. Dort haben alle Bundesländer einhellig ihren Unmut über die beabsichtigte Veränderung hinsichtlich der Notstandshilfe kundgetan, was noch immer nicht heißt, dass es nicht trotzdem passiert. Aber wichtig dabei ist, dass genau diese Veränderungen, die wir in einigen Ansätzen bereits kennen – wobei das Verwerflichste ist, dass Menschen sozusagen aus Versicherungssystemen, wie die Notstandshilfe derzeit eines darstellt, herausgenommen werden –, Grundlage sein müssen für eine wie immer geartete Sozialhilferegelung. Es kann nicht sein, dass es hier unterschiedliche Regelungen in den einzelnen Bundesländern gibt. Die gibt es derzeit, die gibt es vor allem hinsichtlich des Regresses, und wir haben auch dort wieder seitens der Stadt Wien eingebracht, dass wir Wert darauf legen und keiner Maßnahme zustimmen werden, die unter den Wiener Standard gehen. 

Das ist eine Materie, die man in einem lösen muss und die einen solchen Zusammenhang hat, dass man nicht sagen kann, man zieht hier etwas vor und nimmt nicht Rücksicht auf die laufenden Verhandlungen. Dass die zu lange dauern – mir dauern sie auch zu lange –, das ist eine Tatsache, mit der wir uns auseinander setzen müssen. 

Danke für den Hinweis des Herrn GR Ellensohn. Ich gehe hier vollkommen konform mit ihm, das wir erstens einmal über jene Stellen noch besser informieren sollen, wo es diese Möglichkeiten für den Laufsport bereits gibt, und gleichzeitig danach trachten sollten, noch mehrere zu errichten, denn auch ich weiß – das ist einer der Punkte, die auch immer wieder nachgefragt werden –, wie sehr eine solche Infrastruktur angenommen werden würde, wenn wir sie verstärkt anbieten könnten. Ich bin hier durchaus zuversichtlich, dass es Kooperationsmöglichkeiten auch mit bereits bestehenden Einrichtungen gibt und die Kommunikation sicherlich auch noch einiges dazu tun kann. 

Was Ihren Antrag bezüglich der RollstuhlfahrerInnen betrifft, so ist dies ein Thema, das uns nicht zum ersten Mal in diesem Haus beschäftigt, sondern schon seit vielen Jahren. Tatsache ist, dass wir in Wien jedenfalls einen Weg gewählt haben, der, wie ich meine, ein gangbarer ist und jedenfalls dem Bedürfnis der RollstuhlfahrerInnen, sich an der Marathonstrecke zu messen, gerecht wird, weil wir, seit es den Inlineskate-Marathon im Herbst gibt, der über die gesamte Marathondistanz geht, dort eine eigene Möglichkeit für RollstuhlfahrerInnen haben. Das heißt, die Distanz ist die gleiche. Es besteht die Möglichkeit, in diesem Rahmen eine Teilnahme zu ermöglichen, die jedenfalls die sicherere Variante ist, weil die Streckenführung eine ist, die weniger Gefahrenstellen, vor allem hinsichtlich der Querung von Straßenbahnschienen, in sich birgt, als das beim Marathon der Fall ist. 

Daher haben wir uns darauf verstanden, dass beim Marathon zwar Menschen mit unterschiedlichsten Behinderungen teilnehmen – das betrifft sowohl Menschen mit Sehschwächen, sogar blinde Menschen, Menschen mit anderen Körperbehinderungen –, aber für die RollstuhlfahrerInnen eine zweite Veranstaltung in Wien machen, die dieselbe Distanz bietet, woran sie auch teilnehmen können. 

Ich werde trotzdem meiner Fraktion empfehlen, diesem Antrag zuzustimmen, damit man die Diskussion führen und die Antwort dann sozusagen auch offiziell noch einmal geben kann. Ich sage es Ihnen nur jetzt gleich mündlich, weil die Diskussion, wie gesagt, schon seit etlichen Jahren läuft, auch zu einer Zeit, wo Sie selbst noch nicht hier im Hause waren. Daher das sozusagen als Vorabinformation zu diesem Antrag. 

Zusammenfassend möchte ich sagen, dass ich mich bei all jenen bedanke, die nicht nur beim reinen Zahlenwerk tätig waren und mitgeholfen haben, dieses zu erstellen, sondern vor allem bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meiner Geschäftsgruppe und bei all den Vereinen und Institutionen, die mithelfen, dass genau nach den Vorgaben, die wir uns selbst gegeben haben, genau nach den Prinzipien und den ideologischen Grundlagen der Sozialdemokratischen Partei, die hier in Wien Regierungsverantwortung hat, all das umgesetzt wird. Ich bedanke mich bei all jenen, die mithelfen, dass das, was durch das Budget in Zahlen gegossen wurde, dann im Laufe des Jahres auch so umsetzt, dass der Rechnungsabschluss nicht nur beweist, dass wir die Budgetvorgaben erfüllen, sondern auch beweist – und dafür sage ich vor allem vielen meiner Abteilungen ein Dankeschön –, dass dort, wo sich, nicht von uns selbst verschuldet, sondern durch äußere Umstände bedingt, ein höherer finanzieller Aufwand im Laufe eines Jahres ergibt – und das ist nun mal die Verdopplung der Zahl der SozialhilfeempfängerInnen in Wien –, das durch viele Mittel aus der Geschäftsgruppe nachdotiert werden konnte.

Gleichzeitig bedanke ich mich auch beim Finanzstadtrat, dass im Sinne eines sozialen Wiens in einer gemeinsamen Umsetzung von Budgetvorgaben, aber vor allem auch politischen Vorgaben hier Lösungen gefunden werden können, die sich eben in diesem Rechnungsabschluss auch niederschlagen (VBgm Dr. Rieder: Jetzt kann ich gar nicht klatschen!), weil wir nämlich nicht hergehen und massive Einschnitte machen, sondern, ganz im Gegenteil, unsere Vorhaben erfüllen und gleichzeitig dem Prinzip des sozialen Wiens nicht nur im Jahr 2002, sondern auch im Jahr 2003 und auch in den Folgejahren gerecht werden können. – Herzlichen Dank für die Diskussion. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Ich erteile somit dem Herrn VBgm Dr Rieder zum Rechnungsabschluss für das Jahr 2002 das Schlusswort. 

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte es kurz machen. Es gibt nur einen kleinen Stolperstein, der das verhindert.

Im Allgemeinen gehe ich ja davon aus, dass es im Schlusswort nicht mehr möglich ist, die Angehörigen der Oppositionsparteien doch noch zu bewegen, dem Rechnungsabschluss zuzustimmen. Optimistisch bin ich nur bei einem Vertreter der Oppositionsparteien, nämlich beim Kollegen Margulies, weil ich hier den Eindruck gewonnen habe, dass er, wenn man diese Frage klärt, selbstverständlich dann dem Rechnungsabschluss zustimmen wird. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Daher werde ich natürlich den Versuch unternehmen, das sehr kurz zu erklären, und dann werden wir sehen, ob der Kollege Margulies aus dieser Überzeugung heraus, dass die Frage geklärt ist, dem Rechnungsabschluss zustimmt. (Neuerliche Heiterkeit und Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Ich fasse es einmal zusammen, Kollege Margulies: Die Berge haben gekreißt, und Margulies hat eine Maus geboren. So ungefähr ist es. Es ist schon klar – ich kenne das ja auch aus früheren Zeiten –, es hat immer Diskussionen gegeben über die Frage, ob die Forderungen des Krankenanstaltenverbundes gegenüber der Magistratsabteilung 12 berechtigt sind und in welchem Umfang sie berechtigt sind. Und da hat es gelegentlich Meinungsunterschiede gegeben. Diesmal ist das nicht gelungen, bis zur Fertigstellung des Rechnungsabschlusses diese Meinungsdivergenz zur Gänze auszuräumen. 

Nun, das ist eine gelegentlich oder eher häufig vorkommende Situation, dass es nicht immer gelingt, Sachverhalte bis ins Detail aufzuklären. Kollege Margulies, Sie brauchen noch nicht den Saal zu verlassen, wie das im Nationalrat der Fall war, wo sich jemand sozusagen der Abstimmung entziehen musste (Heiterkeit bei der SPÖ), sondern es geht mir darum, einfach zu sagen: Kollege Margulies, das Problem ist einfach zu erklären. Der Krankenanstaltenverbund dokumentiert seine Position betriebswirtschaftlich, und die MA 12 macht das kameralistisch. Bei der Kameralistik ist die Zahlung entscheidend, und im betriebswirtschaftlichen Bereich ist natürlich die Sicherheit der Forderung zu definieren. Das ist die Erklärung, warum die beiden das unterschiedlich darstellen. Also Sie können mit ruhigem Gewissen dem Rechnungsabschluss zustimmen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eine zweite Pflicht erfülle ich noch. Ich stelle fest, dass entsprechend dem § 87 der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien der Rechnungsabschluss 2002 in der Zeit vom 11. Juni bis 18. Juni 2003 zur öffentlichen Einsicht aufgelegen ist. Die Auflagefrist war im Amtsblatt der Stadt Wien vom 5. Juni 2003, in der "Wiener Zeitung" vom 6. Juni 2003 und durch Anschlag in den Magistratischen Bezirksämtern verlautbart. Vom Recht der Einsichtnahme wurde nicht Gebrauch gemacht. Es erübrigt sich daher ein Antrag an den Gemeinderat. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit, die Sie dem Schlusswort entgegengebracht haben, und ersuche um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren! Ich danke für das Schlusswort und darf nun eine technische Mitteilung machen: Die Sitzung ist für 9,5 Minuten unterbrochen, sprich für 11 Minuten.

(Die Sitzung wird um 22.22 Uhr unterbrochen und um 22.34 Uhr wieder aufgenommen.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Darf ich die Damen und Herren des Gemeinderates ersuchen, Platz zu nehmen.

Für die Statistiker unter uns: Ein Gemeinderat ist entschuldigt, das ist Herr GR Hufnagl. Frau GRin Schmalenberg hat sich ebenfalls entschuldigt. Ich möchte ihr an dieser Stelle, auch wenn sie nicht anwesend ist, noch einmal zur Geburt des kleinen Ferdinand gratulieren. (Allgemeiner Beifall.) Nachdem der young man erst drei Wochen alt ist, ist es verständlich, dass er die Mutter etwas intensiver benötigt als ein älteres Kind.

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Die Anträge des Berichterstatters zum Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2002 sind im Rechnungsabschluss auf der Seite XXV abgedruckt. 

Ich lasse zuerst über den aus drei Punkten bestehenden Antrag zur Erledigung der Rechnung abstimmen und dann über den Antrag zum Inventar.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die den drei Antragspunkten zustimmen wollen die Hand zu heben. – Das ist mit Mehrheit, nur mit den Stimmen der SPÖ, so angenommen.

Nun bitte ich jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag zum Inventar, abgedruckt ebenfalls auf Seite XXV, zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Dies ist mit Mehrheit, ohne die Stimmen der ÖVP und der Freiheitlichen, so angenommen.

Damit ist der Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2002 in seiner Gesamtheit angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung der vorliegenden Anträge.

Ich lasse nun zuerst den Antrag der ÖVP-Gemeinderäte Dr Ulm und Dr Salcher betreffend Misstrauensantrag gegen die Frau StRin Mag Renate Brauner abstimmen.

Ich möchte festhalten, dass jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Frau Brauner das Misstrauen aussprechen wollen, dies mit "Ja" tun müssen, und jene, die nicht das Misstrauen aussprechen wollen, dies mit "Nein" tun müssen.

Ich formeller Hinsicht wurde die namentliche Abstimmung verlangt. Sie ist auch entsprechend begründet. 

Ich darf nun den Schriftführer auf der linken Seite, Herrn GR Parzer, ersuchen, mit der namentlichen Abstimmung zu beginnen. 

Schriftführer GR Robert Parzer: Aichinger Fritz.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP): Ja.

Schriftführer GR Robert Parzer: Al-Rawi Omar. 

GR Dipl Ing Omar Al-Rawi (SPÖ): Nein.

Schriftführer GR Robert Parzer: Barnet Günther.

GR Günther Barnet (FPÖ): Ja.

Schriftführer GR Robert Parzer: Blind Kurth-Bodo.

GR Kurth-Bodo Blind (FPÖ): Ja.

Schriftführer GR Robert Parzer: Chorherr Christoph. 

GR Mag. Christoph Chorherr (GRÜNE): Nein. 

Schriftführer GR Robert Parzer: Cordon Waltraud.

GRin Waltraud Cécile Cordon (GRÜNE): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Deutsch Christian.

GR Christian Deutsch (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Driemer Johann.

GR Johann Driemer (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Ebinger Gerald.

GR Mag Gerald Ebinger (FPÖ): Ja.
Schriftführer GR Robert Parzer: Ekkamp Franz.

GR Franz Ekkamp (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Ellensohn David.

GR David Ellensohn (GRÜNE): Nein.

Schriftführer GR Robert Parzer: FRANK Henriette.

GRin Henriette FRANK (FPÖ): Ja.
Schriftführer GR Robert Parzer: Frauenberger Sandra.

GRin Sandra Frauenberger (SPÖ): Nein.

Schriftführer GR Robert Parzer: Fuchs Georg. 

GR Georg Fuchs (ÖVP): Ja.

Schriftführer GR Robert Parzer: Gerstl Wolfgang.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP): Ja.
Schriftführer GR Robert Parzer: Görg Bernhard.

GR DDr Bernhard Görg (ÖVP): Ja.

Schriftführer GR Robert Parzer: GÜNTHER Helmut.

GR Dr Helmut GÜNTHER (FPÖ): Ja.
Schriftführer GR Robert Parzer: Hahn Johannes.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP): Ja.
Schriftführer GR Robert Parzer: Harwanegg Volkmar.

GR Volkmar Harwanegg (SPÖ): Nein.

Schriftführer GR Robert Parzer: Hatzl Johann.

GR Johann Hatzl (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Hora Karlheinz.

GR Karlheinz Hora (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Hundstorfer Rudolf.

GR Rudolf Hundstorfer (SPÖ): Nein.

Schriftführer GR Robert Parzer: Jerusalem Susanne.

GRin Susanne Jerusalem (GRÜNE): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Juznic Peter.

GR Peter Juznic (SPÖ): Nein.

Schriftführer GR Robert Parzer: Kabas Hilmar.

GR Mag Hilmar Kabas (FPÖ): Ja.

Schriftführer GR Robert Parzer: Sonja Kato.

GRin Sonja Kato (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Kenesei Günter.

GR Günter Kenesei (GRÜNE): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Klicka Marianne.

GRin Marianne Klicka (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Klier Helga.

GRin Helga Klier (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Klucsarits Rudolf.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP): Ja.

Schriftführer GR Robert Parzer: Harry Kopietz.

GR Harry Kopietz (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Korosec Ingrid.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP): Ja.

Schriftführer GR Robert Parzer: Kowarik Helmut.

GR Mag Helmut Kowarik (FPÖ): Ja.

Schriftführer GR Robert Parzer: Lakatha Ingrid.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP): Ja.

Schriftführer GR Robert Parzer: Laschan Claudia.

GRin Dr Claudia Laschan (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Lettner Ursula. 

GRin Ursula Lettner (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: LUDWIG Martina.

GRin Martina Ludwig (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Ludwig Michael

GR Dr Michael Ludwig (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Dr Madejski Herbert.

GR Dr Herbert Madejski (FPÖ): Ja. 

Schriftführer GR Robert Parzer: Malyar Martina.

GRin Martina Malyar (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Maresch Rüdiger.

GR Mag Rüdiger Maresch (GRÜNE): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Margulies Martin.

GR Dipl Ing Martin Margulies: (GRÜNE): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Matzka-Dojder Anica.

GRin Anica Matzka-Dojder (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Maurer Ernst.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (SPÖ): Nein. 

Schriftführer GR Robert Parzer: Mayer Alois.

GR Alois Mayer (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Neck-Schaukowitsch Elisabeth.

GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Neuhuber Alexander.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP): Ja.

Schriftführer GR Robert Parzer: Novak Barbara.

GRin Barbara Novak (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Oxonitsch Christian.

GR Christian Oxonitsch (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Robert Parzer: Reindl Thomas.

GR Mag Thomas Reindl (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Parzer Robert.

GR Robert Parzer (ÖVP): Ja. 

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Pfeiffer Gerhard.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP): Ja. 

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Pilz Sigrid.

GRin Dr Sigrid Pilz (GRÜNE): Nein. 

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Polkorab Rosemarie.

GRin Rosemarie Polkorab (SPÖ): Nein. 

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Prochaska Johannes.

GR Johannes Prochaska (ÖVP): Ja.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Ramskogler Sonja.

GRin Mag Sonja Ramskogler (SPÖ): Nein.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Reinberger Brigitte.

GRin Brigitte Reinberger (FPÖ): Ja. 

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Günther Reiter.

GR Günther Reiter (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Ringler Marie.

GRin Mag Marie Ringler (GRÜNE): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Johann Römer.

GR Johann Römer (FPÖ): Ja.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Rudolph Herbert.

GR Ing Herbert Rudolph (FPÖ): Ja.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Salcher Andreas.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP): Ja.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Scheed Norbert.

GR Norbert Scheed (SPÖ): Nein. 

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Schieder Andreas.

GR Andreas Schieder (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Schöfnagel Barbara.

GRin Barbara Schöfnagel (FPÖ): Ja.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Schubert Ingrid.

GRin Ingrid Schubert (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Schuster Godwin.

GR Godwin Schuster (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Serles Wilfried.

GR Dr Wilfried Serles (FPÖ): Ja.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Sommer-Smolik Claudia.

GRin Claudia Sommer-Smolik (GRÜNE): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Stark Rudolf.

GR Rudolf Stark (FPÖ): Ja.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Stefan Harald.

GR Mag Harald Stefan:(FPÖ): Ja. 

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Heinz-Christian Strache.

GR Heinz-Christian Strache (FPÖ): Ja. 

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Strobl Friedrich.

GR Friedrich Strobl (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Strobl Walter. 

GR Walter Strobl (ÖVP): Ja.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Stubenvoll Erika.

GRin Erika Stubenvoll (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Stürzenbecher Kurt.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Themel Gerda.

GRin Gerda Themel (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Tomsik Josefa.

GR Josefa Tomsik (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Trammer Heike.

GRin Heike Trammer (FPÖ): Ja.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Troch Harald. 

GR Dr Harald Troch (SPÖ): Nein. 

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Tschirf Matthias.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP): Ja.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Ulm Wolfgang.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP): Ja.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Unterreiner Heidemarie.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (FPÖ): Ja.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Valentin Erich.

GR Erich Valentin (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Vana Monika.

GRin Dr Monika Vana (GRÜNE): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Vettermann Heinz.

GR Heinz Vettermann (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Vitouch Elisabeth.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Wagner Josef.

GR Josef Wagner (FPÖ): Ja.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Wagner Kurt.

GR Kurt Wagner (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Wehsely Sonja.

GRin Mag Sonja Wehsely (SPÖ): Nein.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Winklbauer Renate.

GRin Renate Winklbauer (SPÖ): Nein.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Wolfram Gunther.

GR Ing Gunther Wolfram (FPÖ): Ja.
Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Woller Ernst.

GR Ernst Woller (SPÖ): Nein.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Wutzlhofer Jürgen.

GR Jürgen Wutzlhofer (SPÖ): Nein.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Yilmaz Nurten.

GRin Nurten Yilmaz (SPÖ): Nein.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Zankl Inge.

GRin Inge Zankl (SPÖ): Nein.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Zentner Brigitta.

GRin Brigitte Zentner (SPÖ): Nein.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Zimmermann Paul.

GR Paul Zimmermann (SPÖ): Nein.
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Gut. – Ich danke für die Abstimmung. 

Der Antrag ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir kommen nun zur Abstimmung der Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Der erste Antrag ist von den Grünen betreffend Ausgliederungsbericht der Stadt Wien. Hier wurde die Zuweisung an alle Ausschüsse verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Von der ÖVP, Dr Tschirf und Dr Aichinger, liegt ein Antrag betreffend Einrichtung einer Beteiligungskommission vor. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht ausreichend unterstützt. Das ist von der SPÖ abgelehnt und somit abgelehnt. 

Von den Grünen und der SPÖ, von der Frau Cordon und von Herrn Dr Ludwig liegt ein Antrag betreffend Aufstockung der Finanzierung zum Erhalt der Israelitischen Kultusgemeinde vor. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der Grünen und der SPÖ unterstützt und somit angenommen.

Von der ÖVP, von Herrn GR Pfeiffer: Antrag betreffend Errichtungs- und Betreibergesellschaft Biocluster Heiligenstadt. Hier wird die Zuweisung an den Finanzausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Von den Grünen liegt ein Antrag betreffend Maßnahmen in Betrieben zur Förderung älterer ArbeitnehmerInnen vor. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss FIWI verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Von der ÖVP, von Herrn Mag Gerstl und Mag Neuhuber: Antrag betreffend Verkehrsdienstvertrag zwischen der Stadt Wien und den ÖBB. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt. Das war nur unterstützt von den Oppositionsparteien. 

Von der ÖVP, von Herrn Gerstl: Antrag betreffend Streikbeschluss der Wiener Linien für die Fahrgäste und die Stadt Wien. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von ÖVP und FPÖ unterstützt und somit abgelehnt. 

Von fast allen Parteien, von Frau Dr Pilz, Frau Jerusalem, Frau Korosec, Herrn Hahn, Herrn Kowarik, Herrn Römer: Antrag betreffend geplante Aufgabenerweiterung des Fonds Soziales Wien. Hier wird die Zuweisung an den Gesundheitsausschuss und an den Ausschuss für Bildung, Jugend, Soziales verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen. 

Von den Grünen liegt ein Antrag betreffend Finanzierung eines Holocaust Education Projects am Spiegelgrund vor. Hier wird die Zuweisung an den Finanzausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Von der ÖVP, von Herrn Dr Hahn und von Frau Lakatha: Antrag betreffend Erstellung eines Wiener Gesundheitsplanes. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Von den Grünen: Antrag betreffend bleihältige Wasserleitungsrohre in Althäusern. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und somit abgelehnt. 

Von den FPÖ-Gemeinderäten Reinberger, Schöfnagel, Blind und Schmalenberg: Antrag betreffend biologischen Landbau. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Ebenfalls von der FPÖ, von Frau GRin Reinberger, von Herrn Blind und von Frau Schmalenberg: Antrag betreffend elektronische Anzeigetafel an der alten und neuen Donau. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und somit abgelehnt. 

Von den FPÖ-Gemeinderäten Reinberger, Schöfnagel, Blind, Schmalenberg: Antrag betreffend Elektrotankstellen in Parkgaragen. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt.

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen.

Ebenfalls von denselben FPÖ-Gemeinderäten: Antrag betreffend Photovoltaik-Anlagen auf Lärmschutzwänden. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Ausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Von denselben FPÖ Gemeinderäten: Antrag betreffend Deponie Rautenweg. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit Mehrheit, ohne die Grünen, angenommen. 

Von denselben FPÖ Gemeinderäten: Antrag betreffend Biogasanlage in Simmering. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht ausreichend unterstützt und ist somit abgelehnt. 

Von den Gemeinderäten Ringler, Ellensohn, Kato, Wutzlhofer, Neuhuber und Salcher: Antrag betreffend Gedenktafel im Ernst-Happel-Stadion. Es wird sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Von den Gemeinderäten der ÖVP, Dr Salcher und Johannes Prochaska: Antrag betreffend eine Expertenkommission zur Untersuchung bestehender hochrangiger Ehrungen durch die Stadt Wien in der Zeit des nationalsozialistischen Regimes. Hier wird die Zuweisung an den Kultur- und Wissenschaftsausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Von denselben ÖVP-Gemeinderäten: Antrag betreffend Vergabekriterien von hochrangigen Ehrenauszeichnungen der Stadt Wien, insbesondere Ehrenbürgerschaften und Ehrengräbern. Hier wird die Zuweisung an den gleichen Fachausschuss verlangt wie vorhin. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht erforderlich unterstützt und ist somit abgelehnt. 

Von ÖVP-Gemeinderat Dr Salcher: Antrag betreffend die Schaffung eines Technikpools für die Freie Szene (Theater und Tanz). Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt.

Von den FPÖ-Gemeinderäten Unterreiner, Ebinger, Stefan und Schöfnagel: Antrag betreffend die Ehrengräber. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den FPÖ unterstützt und somit abgelehnt.

Von den Gemeinderäten Schuster, Tomsik, Ekkamp und weiteren: Antrag betreffend Sicherheit in Wien. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. (Widerspruch bei der ÖVP.) Nein? (GR Christian Oxonitsch: Der Tschirf hat aufgezeigt! – GR Mag Harald STEFAN: Aber nicht die dritte Reihe!) Gut. Das ist mehrstimmig, ohne die ÖVP, so angenommen. (GR Harry Kopietz: Wenn nur der Tschirf aufzeigt, zeigen die anderen nicht auf! – Heiterkeit.) Welche Auswirkungen auf die Rangordnung im Klubblock das hat, entzieht sich meiner Kenntnis.  

Von den Grünen, von Herrn GR Ellensohn: Antrag betreffend die Vergabe mit öffentlichen Geldern geförderter Wohnungen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den Grünen und von den Freiheitlichen unterstützt. Das ist zu wenig und somit abgelehnt. 

Von den ÖVP-Gemeinderäten Fuchs und Gerstl: Antrag betreffend neue Ökoförderung in Wien. Hier wird die Zuweisung an den Ausschuss Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und an den Gemeinderatsausschuss Umwelt beantragt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Von den Grünen, von Frau GRin Jerusalem: Antrag betreffend Sozialhilfe. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen  mit der Hand. – Das ist nur von den Grünen unterstützt und somit abgelehnt. (Lebhafte Heiterkeit und Zwischenrufe, weil GR Mag Hilmar Kabas beinahe mitgestimmt hätte. – Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Altersweisheit!) Ich hoffe nur eines, nachdem sich der Fehler in den zweiten Block geschlichen hat, dass er nicht auch die weiteren Blöcke umfasst. Von mir aus gesehen könnten wir jetzt rechts weitermachen mit den Fehlern. (GRin Claudia Sommer-Smolik: Wir machen keine Fehler!) 

Der nächste Antrag ist von den Grünen, von der Frau Jerusalem – das wäre eine potenzielle Fehlerquelle –, betreffend allgemeine Sozialhilfe für alle nichtösterreichischen Staatsbürgerinnen und Staatsbürger. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den Grünen unterstützt und somit abgelehnt.

Ebenfalls von den Grünen, von Frau Jerusalem und von Frau Cordon: Antrag betreffend die im Regierungsprogramm vorgesehene Überführung der Notstandshilfe in eine Sozialhilfe neu. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit Mehrheit so angenommen, ohne die beiden Wienrepräsentanten der Regierungsparteien. (Ruf: Wir haben ja nur eine!) Das war korrekt. (Neuerlicher Zwischenruf.) Entschuldigung, von der Bundesregierung.

Von den Grünen, von Frau GRin Claudia Sommer-Smolik: Antrag betreffend gendersensitive Spielplatzgestaltung. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Ebenfalls von den Grünen, ebenfalls von Frau Sommer-Smolik: Antrag betreffend Spielplatzerweiterung Freibad Großfeldsiedlung. Hier wird die Zuweisung an den Ausschuss Bildung, Jugend, Soziales, Information, Sport verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Ebenfalls von den Grünen, ebenfalls von Frau Sommer-Smolik: Antrag betreffend Bäderkommission. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Von den Grünen, von Herrn GR Ellensohn und Frau GRin Sommer-Smolik: Antrag betreffend Dusch- und Umkleideräume für Joggerinnen und Jogger. Hier wird die Zuweisung an den Ausschuss Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

In diesem Block der letzte Antrag, ebenfalls von den Grünen, ebenfalls von denselben beiden Antragsstellern: Antrag betreffend die Möglichkeit der Teilnahme von RollstuhlfahrerInnen am Vienna City Marathon. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Somit haben wir die Beschluss- und Resolutionsanträge zur Postnummer 1 abgestimmt. 

Ich darf nun die Postnummer 2 zur Abstimmung bringen. Sie betrifft den Jahresabschuss der Unternehmung "Wiener Krankenanstaltenverbund" für das Jahr 2002. Die Debatte hatte bereits stattgefunden. Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ und somit mit Mehrheit so angenommen. 

Es liegen zwei Beschluss- und Resolutionsanträge zur Postnummer 2 vor. Beide kommen von den Grünen, beide von Frau Dr Pilz. 

Der erste Antrag betrifft die organisatorische Autonomie der Pflegeheime und Geriatriezentren der Stadt Wien. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Der zweite Antrag ist, wie schon gesagt, ebenfalls von den Grünen betreffend Prüfung des zusammengefassten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2002 der Unternehmung "Wiener Krankenanstaltenverbund". Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls einstimmig so angenommen.

Somit ist die Postnummer 2 abgeschlossen. 

Es gelangt nun die Postnummer 3 der Tagesordnung zur Abstimmung. Sie betrifft den Jahresabschluss der Unternehmung "Stadt Wien – Wiener Wohnen" für das Jahr 2002. Die Debatte hat hier ebenfalls bereits stattgefunden. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit Mehrheit, mit den Stimmen der SPÖ, so angenommen. Somit ist auch die Postnummer 3 abgestimmt. 

Wir kommen nun zur Postnummer 4. Sie betrifft die Vorlage des Tätigkeitsberichtes des Kontrollamtes der Stadt Wien für das Jahr 2002. 

Ich ersuche den Berichterstatter, Herrn GR Dr Serles, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Dr Wilfried Serles: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Vor uns liegt der Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes, erstmals in elektronischer Form, in Form einer CD-Rom, eine spürbare technische Verbesserung, von der wir alle profitieren. Ich kann daher den Umfang dieses Tätigkeitsberichtes nicht mehr in Seiten zählen, sondern lediglich in anderen Einheiten. Er umfasst 327 Dateien, 13 Ordner und insgesamt 15 Megabyte. Für diejenigen, die es lieber konservativer hätten: Wir haben in fünf Sitzungen 118 Berichte diskutiert. Sieben Anträge wurden eingebracht, davon waren fünf Minderheitsanträge. 

Unser Dank gilt den Beamten und dem Leiter des Kontrollamtes für die gründliche Arbeit. 

Ich möchte mit einer Bemerkung beginnen, die ich als Redner anlässlich der letzten Debatte über den letzten Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes geäußert habe. Ich finde es bedauerlich – eine andere Wertung steht mir hier vom Pult des Berichterstatters nicht zu –, dass der Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes zu später Nachtstunde unter Ausschluss der Öffentlichkeit diskutiert wird. Wir haben in den letzten zwei Tagen im Zusammenhang mit dem Rechnungsabschluss und im Zusammenhang mit der Tatsache, dass immer mehr Bereiche der Stadt Wien in ausgegliederte Unternehmungen wandern, über Kontroll- und Informationsdefizite diskutiert. 

Ich meine daher, es wäre ein sichtbares Zeichen der Aufwertung der Kontrollrechte und der Wertigkeit von Kontrollpolitik im Wiener Rathaus, wenn wir die Diskussion über den Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes an die Spitze der morgigen Gemeinderatssitzung stellen würden. Es ist ja lediglich zufällig, dass der Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes im Zusammenhang mit dem Rechnungsabschluss diskutiert wird. Das hat aber eigentlich keinen inhaltlichen Zusammenhang. Es stimmt zwar, dass das Kontrollamt den Rechnungsabschuss testiert, wir haben aber im Kontrollausschuss ein ganzes Jahr lang in vielen Stunden über ganz andere Inhalte der Kontrollpolitik in Wien gesprochen, und ich meine daher, wir sollten diese Diskussion an der Spitze der Tagesordnung des Gemeinderates führen. 

Ich plädiere daher mit großem Nachdruck und mit aller Vehemenz dafür, dass wir ein Zeichen setzen sollten, und es diesmal hoffentlich das letzte Mal ist, dass der Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes um 23 Uhr im Wiener Rathaus diskutiert wird. 

Ich ersuche den Bericht zur Kenntnis zu nehmen und um Ihre Zustimmung. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm. 

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann mich eigentlich im ersten Teil meines Debattenbeitrages nur vollinhaltlich dem anschließen, was Kollege Serles jetzt hier gesagt hat. Ich glaube, dass Kontrolltätigkeit und gerade die Arbeit des Kontrollamtes der Stadt Wien eine derart wichtige und wesentliche ist, dass man durchaus bei der Präsentation dieses Tätigkeitsberichtes und bei der Diskussion darüber nicht das Tageslicht scheuen sollte. Ich glaube, es wäre ein guter Vorschlag, dass sich einmal die vier Fraktionsobmänner zusammensetzen und eine Möglichkeit suchen sollten, diesen Tätigkeitsbericht des Wiener Kontrollamtes so zu präsentieren, dass auch die Öffentlichkeit zumindest von der Information her und von der Diskussion her etwas mitbekommt, wenn nicht sogar an dieser Diskussion teilhaben kann.

Das Kontrollamt hat eine wichtige Aufgabe, und das Kontrollamt selbst und der Bericht selbst hat einfach ein Recht auf Öffentlichkeit. Ich glaube, das sind wir uns allen schuldig, und ich glaube, wir sollten auch die Arbeit des Kontrollamtes dementsprechend würdigen. 

Von dieser Stelle auch mein Dank an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kontrollamtes und an den Kontrollamtsdirektor. Es wurde, wie in den Jahren zuvor schon immer, hervorragende Arbeit geleistet. Ein herzliches Dankeschön an dieser Stelle. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich möchte einen Punkt herausgreifen. Ich werde mich nicht allzu lange dabei aufhalten. Was immer wieder aufgefallen ist: Bei Kontrollamtsberichten, egal, in welcher Deutlichkeit sie ausgefallen sind, mangelt es oftmals und immer öfter an den notwendigen Konsequenzen in den geprüften Abteilungen. Es wird zwar immer wieder darauf hingewiesen, was alles geändert, verändert und verbessert werden sollte, welche Missstände in den einzelnen Dienststellen gefunden wurden, sei es menschliches Versagen, sei es einfach ein Fehler im System, der durch das Kontrollamt aufgezeigt wurde. Dann werden die Konsequenzen besprochen, werden auch oftmals schriftlich festgehalten, dann gibt es die Diskussion im Kontrollausschuss, dann gibt es einen meist sehr einsichtig und sehr verständnisvoll wirkenden Ressortverantwortlichen oder eine Ressortverantwortliche, dann gibt es meist einen sehr verständnisvoll wirkenden Abteilungsleiter. Und wenn man sich dann nach einem halben, dreiviertel Jahr nochmals genauer mit der Sachlage beschäftigt, kommt man drauf, dass das alles im Kontrollausschuss oder sehr oft im Kontrollausschuss nicht viel mehr als Lippenbekenntnisse gewesen sind, um einerseits vielleicht Ruhe zu bewahren bei den Mitgliedern des Kontrollausschusses, um auf der anderen Seite dem Kontrollamt zu signalisieren, ja selbstverständlich werden wir dem nachkommen, was da vorgeschlagen wurde, um schlussendlich, und jetzt sage es ein bisschen wienerisch, so weiterzuwurschteln, wie man es eigentlich gewohnt ist, und nicht das zu tun, was eigentlich das Kontrollamt von einem verlangt hat oder als guten Rat mit auf die Reise gegeben hat .

Dieses Ignorieren der Kritik hat sich in letzter Zeit leider als Standard fast schon eingeschlichen. Ich glaube, dass einfach die Arbeit des Kontrollamtes und die berechtigte Kritik viel ernster genommen werden muss als bislang, ernster genommen von den politisch Verantwortlichen, die allesamt immer in den Kontrollausschüssen beteuern, dass alles viel besser wird und alles ganz anders wird, und ernster genommen von den Abteilungsverantwortlichen, die meist dann sehr betroffen dort sitzen und Stein und Bein schwören, dass jetzt alles anders wird.

Wenn wir uns alle hier herinnen ernst nehmen wollen in Zukunft und auch politische Verantwortung vorleben wollen, dann müssen wir und sollen wir diese Hinweise des Kontrollamtes, diese Kritik des Kontrollamtes auch tatsächlich ernst nehmen und alles daransetzen, diese Kritikpunkte in Zukunft hintan zu halten und die Verbesserungsvorschläge tatsächlich umzusetzen. Denn ansonsten ist es nicht mehr als eine Beschäftigungstherapie und verliert an Ernsthaftigkeit, und ich glaube, das ist das Schlimmste und das Schlechteste, was uns allen passieren kann, wenn eine Kontrollinstanz im Haus von den Kontrollierten und von den politisch Verantwortlichen nicht mehr ernst genommen wird.

In diesem Sinne bitte ich alle Verantwortlichen in den Abteilungen, aber auch alle amtsführenden Stadträtinnen und Stadträte, die Kritik des Kontrollamtes ernst zu nehmen, daran zu arbeiten, dass die Kritikpunkte und die Vorschläge auch tatsächlich in den politischen Alltag Eingang finden, denn nur so kann gewährleistet werden, dass auch in Zukunft mit Stolz auf das Kontrollamt geblickt werden kann und dass hier ein Bericht vorgelegt wird, den alle wohlwollend und mit großer Ernsthaftigkeit zur Kenntnis nehmen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr GR Prochaska. Ich erteile es ihm.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Vorsitzender des Kontrollausschusses! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bevor ich versuche, dem Plenum mit all den – und wir haben es gezählt – 1 800 Seiten des Kontrollamtsberichtes bekannt zu machen beziehungsweise mit Hilfe der anderen Oppositionsrednern diesen Kontrollamtsbericht der Mehrheit nahe zu bringen, möchte ich denn doch auf ein Detail der heutigen Debatte am Tag zurückkommen mit ein paar persönlichen Sätzen, weil ich auch angesprochen wurde.

Vielleicht kennen Sie alle die Erzählung von einem Geisterfahrer, der auf der nächtlichen Autobahn dahindüst und im Radio hört: "Achtung! Achtung! In der Richtung der Autobahn ist ein Geisterfahrer unterwegs!" Und er beugt sich zu seiner Mitfahrerin und sagt: "Wos haßt ana? Dutzende sind unterwegs!" 

Und wissen Sie, daran hat mich die Frau StRin Brauner erinnert, die Frau StRin Brauner, die sich von den Männern und insbesondere von ganz bestimmten in einer ganz bestimmten Weise verfolgt fühlt, weil sie eine Frau sei. Statt sich zu überlegen, wie sie auf der Autobahn unterwegs ist, ob in der richtigen Richtung, statt sich zu überlegen, hat sie sich jämmerlich, kläglich auf ein sexistisches Argument zurückgezogen, weil sie gar nicht daran denkt oder nicht begreift, dass ihre Kolleginnen, seinerzeit die StRin Ederer oder die Frau VBgmin Laska oder die Frau StRin Pittermann, denen man ja die Weiblichkeit hoffentlich nicht absprechen wird, keineswegs Zielscheibe geworden sind. Also das dümmliche sexistische Argument kann sie sich abschminken, meine Damen und Herren. Sie sollte über ihren Stil und über ihren Umgang mit anderen Fraktionen nachzudenken beginnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber nun zur schon von beiden Vorrednern beziehungsweise vom Vorsitzenden geäußerten Kritik am Zeitpunkt. Auch ich, meine Damen und Herren, halte es für nicht erträglich, dass anschließend an den Rechnungsabschluss der Kontrollamtsbericht wie ein Annex oder, ich will nicht sagen, Appendix noch angehängt wird, den allgemeinen Unmut schürend von jenen, die treu ausgeharrt haben, etliche, wie ich so jetzt sehe, wahrscheinlich nur wegen der namentlichen Abstimmung.

Die Hartnäckigkeit, mit der einer so wichtigen Institution der Kontrolle die breitere Öffentlichkeit verwehrt wird, ist mehr als ärgerlich, sie ist symptomatisch. Symptomatisch für den Wiener Sozialismus, und ich gebrauche nach der heutigen Debatte und so manchen Wortmeldungen wieder den Ausdruck Sozialismus und nicht Sozialdemokratie. Sie ist symptomatisch für den Wiener Sozialismus, der erneut im Besitz der absoluten Mehrheit ist und frei von jeglicher Demut, frei von jeglicher Demut Stadt und Magistrat im Parteibesitz wähnt und das notwendige Aufzeigen von Fehlleistungen und Verschwendungen gleichsam als persönliche Beleidigung empfindet. 

In dem Jahr, als ich den Vorsitz innehatte und sozusagen frontal Ihnen gegenübersaß, konnte ich auch diesen optischen Eindruck sehr stark mitnehmen. Und trotzdem, meine Damen und Herren, dieses Jahr der Vorsitzführung hat mir Vergnügen bereitet und auch Erfolgserlebnisse verschafft. Erstens konnte ich die Einrichtung Kontrollamt noch besser kennen lernen, ich konnte die exzellente Arbeit vieler gewissenhafter und objektiver Beamter kennen lernen, und diesen Eindruck konnte nicht einmal der gelegentlich auftauchende Verdacht einer SPÖ-Vorinformiertheit wirklich trüben. 

Als ich vor einem Jahr vom Haudegen Kenesei – er wird mir den Ausdruck verzeihen, aber als Vorsitzender ist er das – das Amt übernommen habe, habe ich mir einige Ziele gesteckt: Wie das Kontrollwesen zum Nutzen der Wiener auch verbessert werden könne. Und wo es auf das Kontrollamt angekommen ist, ist auch etwas gelungen, haben wir etwas in Bewegung bringen können. Ich denke hier vor allem an die Gestaltung und an die Aufbereitung der Berichte. Die Lesbarkeit, die Übersichtlichkeit wurden entscheidend verbessert, meine Damen und Herren, die Gliederung à la Rechnungshof, mit Inhaltsverzeichnis, mit Schriftbild, mit leicht fasslichen Gliederungen, mit übersichtlichen tabellarischen Gestaltungen übernommen und auch mit einer wünschenswerten Kurzfassung der inkriminierenden Prüfungsergebnisse. 

Diese öffentlichkeitswirksame Gestaltung inklusive verbessertem Layout wurde auch durchgezogen durch alle Abteilungen. 

Auch das seinerzeitige Aschenbrödeldasein in der medialen elektronischen Präsentation – im Vorjahr habe ich knappe fünf Zeilen beklagen können und müssen – ist gewichen einer gelungenen informativen Homepage des Kontrollamtes. 

Allerdings, auch hier muss ich den Vorwurf der Zögerlichkeit erheben, was die präsentierten Berichte betrifft. Während wir im Rechnungshof schon die Berichte vom vergangenen Mai lesen können, dümpelt, bei allem Respekt, das Kontrollamt diesbezüglich noch im Jahr 2001. Ich weiß nicht, ob ich das dem Kontrollamt anlasten soll oder ob es den Stempel des Strukturkonservativismus der Mehrheit trägt. Tatsache ist: Die Aktualität ist nicht gegeben.

Nochmals sage ich: Was das Kontrollamt betrifft, wurden viele Anregungen aufgegriffen, ist viel weitergegangen. Wesentlich weniger innovativ war es dort, wo die Politik in Form der herrschenden Mehrheitsverhältnisse das Sagen hatte. Zum Beispiel beim Zeitfaktor. Was meine ich mit Zeitfaktor? Ich meine damit, dass die Aktualität der Berichte durch die Praxis der Zusammenfassung nach Geschäftsgruppen zwar für den Stadtrat angenehm ist, weil er sich durchschnittlich nur einmal im Jahr verantworten und rechtfertigen muss, sie verfehlt aber den Sinn der Sache. Denn das Kontrollamt untersucht ja nicht für das Wohlergehen von Regierungsmitgliedern, das ist auch nicht der Auftrag des Kontrollamtes, sondern um gegebenenfalls auch Schaden von der Stadt abzuwehren. Unter anderem auch dadurch, dass Konsequenzen rechtzeitig gezogen werden können, meine Damen und Herren. Dass uns Ausschussmitgliedern dadurch ebenfalls die Arbeit erleichtert würde, müssten wir doch nicht in knapp fünf Tagen Hunderte Seiten durchackern und auch noch nachrecherchieren, ist sowieso klar. 

Die im Vorjahr vom sozialistischen Redner großartig und voreilig angetragenen Schnelllesekurse – Oxonitsch hat das durch Kopfnicken bestätigt und sogar noch durch das Angebot eines Vorlesers bestärkt – blieben ebenso leeres Versprechen und haben sich als leeres Versprechen erwiesen wie die vollmundige Demut am Wahlabend. 

Die Zeitverzögerung, meine Damen und Herren, das heißt die Entaktualisierung entpuppt sich bei näherem Hinsehen als Instrument eines großen Besens, mit dem die Mehrheit Unangenehmes unter den Teppich kehren will. 

Und damit bin ich schon beim nächsten Punkt, und der heißt unmittelbare Konsequenz. Diese, meine Damen und Herren, wird verhindert, weil zum Zeitpunkt des Berichts oder der Berichte, sagen wir es wienerisch, die Kuh längst aus dem Stall ist. Diese bewusst, wie ich meine, gewollte und oktroyierte Zahnlosigkeit der Kontrolle ist nicht nur hinsichtlich der unmittelbaren Konsequenz, sondern der Konsequenzen überhaupt eine sehr Unangenehme und lässt sich an Hand von zwei Beispielen in aller Kürze belegen. 

Erstens ein Kontrollamtsbericht aus dem Jahr 1997 bezüglich Umbau eines Amtsgebäudes Wien 6, Grabnergasse 6, verantwortlich die MA 31: "Unter Missachtung aller erdenklichen Vorschriften und gesetzlichen Auflagen und dem latenten Hang zum Luxus auf Kosten anderer wurde" – und ich zitiere das Kontrollamt – "ein Standard gewählt, der weit über den der sonstigen städtischen Anlagen dieser Art hinausging." Und inklusive der fehlenden Bauaufsicht, meine Damen und Herren, wurde dem Wiener Steuerzahler ein Schaden von damals 3 Millionen S zugefügt. 

Die Konsequenzen wurden zwar rhetorisch angekündigt – nach Art des Hauses ist nichts passiert. 

Und so was ermuntert geradezu zur Nachahmungs-
täterschaft, was auch prompt eingetreten ist und geschah. Tatort: Amtshaus Wien 6, Grabnergasse 6. Die MA 31 verspürte knappe sechs Jahre danach erneut Gestaltungsdrang auf allgemeine Unkosten und bewies damit schlagend, dass bei sozialistischen Mehrheiten die politisch gedeckte Ignoranz im Wettlauf mit Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und Angemessenheit noch allemal den längeren Atem hat und dass man sich ums Kontrollamt um keinen Deut scheren muss. Und so erfolgte dieser Sündenfall mit einer wahren Verschwendungsorgie im nämlichen Hause, einer Verschwendungsorgie, die ihresgleichen sucht. Ohne Kostenschätzung, ohne Pro-
jektvorbereitung wählte man für das Entree – und ich verwende jetzt ganz bewusst den Ausdruck Entree, weil es zu Ringstraßenpalais passt – edelste Materialien und gehobensten Standard ohne Rücksicht auf Verluste und baute die teuerste Portierloge der Welt mit 5 000 EUR pro Quadratmeter. 

Dem Katalog von Fehlverhalten, Bruch oder Übergehen von Vorschriften und Richtlinien, mangelnder oder überhaupt fehlender Aufsicht entgegnete die MA 31 mit der schlichten Versicherung, dass – ich zitiere – „im Lichte der vorliegenden Beurteilung die MA 31 diesen Weg nicht mehr gehen wird“, um gleich provokant zusätzlich hinzuzufügen, dass aber eine Bewertung gefälligst erst nach Fertigstellung der Einbauten vorzunehmen sei. 

Konsequenzen daraus, meine Damen und Herren? I wo. Motto: Gut ist es gegangen, nichts wird geschehen. 

Im Wissen um die Schutzmantelfunktion der Mehrheitspartei für ihre Beamten – und ich sage das durchaus in der Betonung: für ihre Beamten – haben mein Kollege Pfeiffer und ich brieflich die Überprüfung möglicher disziplinärer und rechtlicher Konsequenzen verlangt, was ordnungsgemäß vom Kontrollamtsdirektor an das Präsidialbüro weitergeleitet wurde. Anfang März. Seither herrscht Schweigen im Walde, meine Damen und Herren! 

Und was, bitte, außer Selbstherrlichkeit und Über-
heblichkeit von absoluter Macht kann hinter einer solchen Haltung stecken? 

Auch in der Erinnerung an die Debatte über die eklatante Fehlleistung der StRin Brauner möchte ich die sozialistischen Ausschussmitglieder zumindest daran erinnern, dass auch sie auf das Wohl der Stadt und nicht auf das Wohl ihrer Partei angelobt sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es kann mich aber dieser Groll nicht hindern, den Beamten des Kontrollamtes und der Leitung des Kontrollamtes für die ausgezeichnete Zusammenarbeit, für die vertrauensvolle Zusammenarbeit, für die gut funktionierende Zusammenarbeit in dem Jahr meiner Vorsitzführung den herzlichsten Dank auszusprechen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Reinberger. Ich erteile es ihr.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Auch ich darf mich dem Dank an das Kontrollamt anschließen, an den Herrn Kontrollamtsdirektor und seinen Mitarbeiterstab für das umfangreiche Ergebnis. 

Ich darf der Statistik, die von verschiedenen Kollegen schon ausgeführt wurde, eines hinzufügen: Ich habe die Seiten nicht gezählt, muss ich gestehen. Danke für die 1 800 Seiten. Ich habe es einfacher gemacht und habe das tatsächlich mit Spagat gebundene Exemplar abgemessen. Es waren 21 Zentimeter. Also ich glaube, jetzt haben wir alle Daten, die es dazu gibt, vom Umfang her dargelegt. 

Auch einen herzlichen Dank an die verbesserte Darstellung, die das Lesen vereinfacht, mit einer Zusam-
menfassung zu Beginn, und das macht es sicherlich viel leichter. 

Seit sieben Jahren bin ich nun Mitglied im Kontrollausschuss und muss feststellen, wie schon ein Vorredner gesagt hat: Trotz der Bekenntnisse, die sehr intensiv vorgebracht werden, dass sich vieles bessern werde, vieles abgestellt werde, gibt es doch immer wieder Feststellungen des Kontrollamtes, die sich, zumindest in der Zeit, seit ich dem Kontrollausschuss angehöre, wie ein roter Faden durch diese Prüfberichte ziehen, insbesondere was Mängel in Bau- und Vergabeakten anlangt. 

Nun, das ist mir auch nichts Neues. Als Angehörige einer Kontrolleinrichtung weiß ich aus leidvoller Erfahrung, dass halt nicht alle Empfehlungen immer umgesetzt werden oder erst sehr spät. Und auch darüber ist man als Prüfer schon dankbar, wenn überhaupt irgendwann eine Umsetzung erfolgt.

Aber es gibt auch Positives zu vermelden. Es gab im Jahr 2002 das erste Mal das Instrument des Minderheitsantrages. Wir Freiheitlichen haben dieses Instrument maßvoll und verantwortungsbewusst eingesetzt. Wir haben drei Anträge nach § 73 Abs. 6a der Wiener Stadtverfassung eingebracht, und zwar einen Antrag auf Überprüfung des Verkaufs von Grundstücken der Gemeinde Wien an die GESIBA und des nachfolgenden Verkaufs der Stadtvillen an drei SP-Parteimitglieder, auch als Golden-age-Siedlung bekannt, einen Antrag auf Überprüfung des finanziellen Zustandes des Wiener Gesundheitssystems und zuletzt einen Antrag auf umfassende Sicherheitskontrolle der Wiener U-Bahn hinsichtlich allfälliger Gefahr für die Sicherheit und Gesundheit der Bevölkerung und ausreichende, angemessene und ordnungsgemäße Sicherheitsmaßnahmen, da das Kontrollamt ja neben Gebarungsüberprüfungen auch Sicherheitskontrollen durchführt. 

Das Kontrollamt hat in allen drei Fällen geprüft, diverse Missstände aufgezeigt und damit Diskussionen in den Gremien auslöst, die es ohne diese Anträge und in der Folge ohne diese Prüfberichte nicht gegeben hätte. Aus unserer Sicht hilft das der Stadt insgesamt weiter, und wir werden daher auch weiterhin moderat und zielführend von diesem neuen Instrument des Minderheitsantrages Gebrauch machen und hoffen auch weiterhin auf gute Zusammenarbeit im Kontrollausschuss.

Und nochmals: Ein Dankeschön für die geleistete Arbeit. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist der GR Mag Reindl. Ich erteile es ihm. Bitte.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Angesichts der späten Stunde und nach einigen Aufforderungen von verschiedenen Fraktionen werde auch ich mich kurz halten, wie die Kollegin Reinberger vor mir. 

Ich möchte an die Spitze stellen den Dank meiner Fraktion für die hervorragende Arbeit, die das Kontrollamt leistet, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kontrollamtes und natürlich insbesondere Direktor Dr List an der Spitze mit seinem Führungsstab, die hier doch die Kontrollinstitution Kontrollamt durch manchmal etwas auch raue See sehr, sehr gut durchführen, und dafür recht, recht herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Vorredner haben teilweise schon die Positiva angeführt. Es hat doch einige sehr qualitative Veränderungen gegeben. Die wohl größte halte ich hier in der Hand. Anstatt eines 3 bis 4 Kiloberichtes; der 1 200 Seiten umfasst; haben wir diesmal einen Bericht in CD-Form. Ich würde mir noch wünschen, dass wir auch die Geräte zum Lesen vielleicht dazubekommen, soweit wir sie noch nicht haben. (Demonstrativer Beifall bei der ÖVP.) 
Auf alle Fälle ist hier doch auch ein Quantensprung meiner Meinung nach erfolgt, der nicht nur 500 000 Seiten bedrucktes Papier erspart, was man ja auch im Sinne des Umweltausschusses unter kosteneffizient durchaus als positiv findet. Wenn man vielleicht noch der Opposition auch den hundertprozentigen Umstieg auf diese CD schmackhaft machen könnte und sich 21 Zentimeter erspart, wäre das das Tüpfelchen auf dem i. 

Aber das Besondere ist doch, meine Damen und Herren, und das ist auch eine Qualitätsverbesserung, dass Sie ab morgen in der Früh alle Berichte des Kontrollamtes, die hier auf der CD sind, alle 118 Berichte, die wir letztes Jahr abgearbeitet haben, über das Internet öffentlichkeitswirksam abrufen können. Warum das erst morgen geschieht, ist auch klar: Weil ja Berichte erst dann veröffentlicht werden können, wenn wir sie hier im Gemeinderat auch entsprechend beschlossen haben. Ich finde das schon eine starke Verbesserung und auch eine Qualitätsverbesserung. 

Die Minderheitsanträge, die wir voriges Jahr ja das erste Mal hatten, waren auch für uns eine Neuigkeit, auch für das Kontrollamt. Aber ich glaube, dass wir insgesamt mit den 7 Prüfaufträgen, die wir über Minderheitsanträge bekommen haben beziehungsweise auch mit Abstimmung im Ausschuss, mit Zustimmung im Ausschuss, hier durchaus sehr gut unterwegs sind.

Was auch für das Kontrollamt selbst gilt. Das Kontrollamt hat sich voriges Jahr auch ein neues Leitbild gegeben, was für ein Unternehmen in dieser Größe sehr wichtig ist und durchaus öffentlichkeitswirksam auch im Internet nachzulesen ist.

Was zu den mangelnden Konsequenzen zu sagen ist, da bin ich eigentlich der Kollegin Reinberger sehr dankbar. Nachdem sie Prüferin ist – ich war auch Bankprüfer, wie Sie wissen –, glaube ich, wenn hier von mangelnder Konsequenz und Ignoranz der Kritik die Rede ist, dass Sie hier einerseits dem Kontrollamt unrecht tun, weil Sie ja damit indirekt dem Kontrollamt vorwerfen, meine Damen und Herren von der Opposition, dass sich das Kontrollamt gegen den Magistrat nicht durchsetzen kann auf der einen Seite, Sie tun den geprüften Beamten unrecht, weil sie sozusagen sagen, wenn der Zeigefinger erhoben wird und wenn man auf etwas draufkommt, was nicht in Ordnung ist, und bei 70 000 Angestellten kann in jeder Sekunde ein Fehler passieren, ein jeder, der in einer Firma arbeitet, weiß das, Sie tun der Beamtenschaft unrecht, wenn Sie damit meinen, dass hier Ignoranz herrscht, und Sie tun auch letztlich der Stadtregierung unrecht, wenn Sie meinen, dass hier Ignoranz und mangelnde Konsequenz herrscht und sozusagen die sozialistische Power über alles drüberfährt. 

In Wirklichkeit ist es so, dass bereits im Laufe einer Prüfung sehr viele Maßnahmen gesetzt werden, sehr viele Maßnahmen umgesetzt werden, aber dass es natürlich bei Prüfungen durchaus auch Punkte gibt, über die man, auch wenn sie positiv erledigt wurden, nicht hinweggeht und sie in den Bericht aufnimmt. Es liegt auch hier sehr oft am Prüfer, was hineinkommt. Aber Tatsache ist, es ist ja nicht das Kontrollamt allein, das prüft, es gibt ja die Innenrevision, die Magistratsdirektion, letztlich auch den politisch verantwortlichen Souverän, das heißt den Gemeinderat und die Stadtregierung. 

Also alles in allem kann ich Ihre Kritik, dass wir ignorant wären und es mangelnde Konsequenzen gegeben hätte, nur auf das Schärfste zurückweisen. Ich bin eher der Meinung, wir haben durchaus Mut zur Kritik. Die eine oder andere Prüfung, und da können Sie sicher sein, war auch für meine Fraktion nicht einfach, und es war auch nicht einfach, dann die politischen Konsequenzen zu setzen. Aber ich glaube, dass wir hier durchaus gut unterwegs sind. Nur Kritik bringt einen weiter, und auch eine Prüfung kann einen nur weiterbringen und verbessern. 

Dass der Kollege Prochaska offensichtlich mit Frauen ein Problem hat und seine männliche Ehre gekränkt sieht, wenn ihn eine Frau vielleicht ein bisschen angeht oder argumentiert, so wie vielleicht der eine oder andere Mann das tun würde, ist vielleicht ein persönliches Problem, Kollege Prochaska. Ich will jetzt nicht die Diskussion, die heute am Nachmittag war, noch einmal anreißen. Aber ich finde es eigentlich schon komisch, dass Sie, ich glaube, jetzt fünf Stunden Zeit gebraucht haben zum Nachdenken, was Sie zu dem Thema sagen. Sie hätten sich ja im Zuge der Debatte, wie die Geschäftsgruppe auf der Tagesordnung war, zu Wort melden können und äußern können. Aber soviel dazu. Und Ihre Ausführungen zur Frau Frauenstadträtin möchte ich hier natürlich auf das Schärfste zurückweisen. (Beifall bei der SPÖ.)
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! 118 Prüfungen gab es in der letzten Periode. Ich glaube, die nächste Periode ab September wird nicht viel weniger Arbeit für die Kontrollausschussmitglieder und natürlich auch für das Kontrollamt bringen. Ich wünsche mir, dass wir trotz aller Kritik weiterhin so eine gute Zusammenarbeit im Ausschuss haben, dass wir weiterhin das Gemeinsame vor das Trennende setzen, und bitte Sie um Zustimmung zum Bericht. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr GR Pfeiffer. Ich erteile es ihm.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Einer muss der Letzte sein. Es hat auch den Vorteil, ein aufmerksames und fast vollzähliges Plenum vorzufinden Und jeder wartet drauf: Wann ist er denn schon fertig? (GR Harry Kopietz: Zur Sache!) Zur Sache! 

2002 war wiederum ein Jahr großen Arbeitspensums für das Kontrollamt, denn es wird von Jahr zu Jahr der Umfang größer und es wird laufend mehr beziehungsweise werden auch die Prüfaufträge allgemeiner gehalten, und daher ist der Arbeitsumfang auch immer größer.

Zum Beispiel: Überprüfung des Zustandes des Wiener Gesundheitswesens. Das war natürlich so ein Packen Papier, aber dahinter steckt eine ungeheure Arbeit, das muss man sehen.

Es gab auch sehr interessante, zum Teil politische, aber auch ethische Inhalte in den Prüfungen, wie zum Beispiel beim Wiener Wohnen, das doch eine der sozialsten Einrichtungen unserer Stadt ist, das muss man auch klar und deutlich sagen, das aber auf der anderen Seite schlimmste Preistreibergebühren für die Mahnungen bei Zinsrückständen, nämlich 300 Prozent mehr, als es die so verteufelten Hausherren oder Verwalter tun, aufzuweisen hatte. Das ist ein politisch interessanter Fall gewesen.

Oder ein ethisch interessanter Fall bei der Überprüfung der Beratungsleistungen für den KAV, dass das System es sogar zuwege bringt, dass es ethisch hochstehendste Berufe wie Mediziner verleitet, Nehmerqualitäten zu entwickeln, die in diesem Bericht dann auch zum Ausdruck gekommen sind. 

Das Beispiel Grabnergasse als moralisches, ethisches, politisches Beispiel hat ja mein Kollege ganz deutlich gezeigt.

Es ist gut, dass es diese Einrichtung des Kontrollamtes gibt, nämlich deswegen, weil es tiefe Einblicke in die magistratische Realität vermittelt. Mehr über die tatsächlichen Gegebenheiten im Magistrat kann man gar nicht erfahren, als wenn man solche Kontrollamtsberichte liest.

Dazu gibt es jetzt auch noch die Verbesserungen in der äußeren Form. Da sind wir sehr dankbar, für die homogene Gliederung, für das Inhaltsverzeichnis zur besseren Wiederauffindbarkeit. Ich möchte in aller Bescheidenheit sagen, dass das die Vorschläge der Volkspartei waren, die in der Zeit meines Kollegen Johannes Prochaska als Vorsitzenden durch den Herrn Kontrollamtsdirektor realisiert wurden, dem ich dafür herzlich Dank sagen möchte. (Beifall bei der ÖVP.)
Immerhin darf man sich aber noch etwas wünschen, und das ist der Grund, warum ich eigentlich jetzt noch spreche. Es gibt auch wieder neue Wünsche. Die stehen ein bisschen im Zusammenhang mit dem, was von nahezu allen Fraktionen hier gesagt wurde. Es müssen Wünsche sein, denn wir können es gar nicht in Antragsform machen. Denn laut § 73 Abs. 8 der Wiener Stadtverfassung ist der Kontrollamtsdirektor – und jetzt sage ich es zitatmäßig – "an keine Weisung über Umfang und Art der Prüfung gebunden." Also wir können gar nicht einen Antrag stellen, er soll es so oder so oder anders machen, denn das ist sogar ein Verfassungsartikel.

Worum geht es? Wie der Herr Magistratsdirektor in vielen öffentlichen Aussendungen, aber auch in Erlässen kundgetan hat, befindet sich der Magistrat in der Umwandlung zu einer neuen Unternehmenskultur, zum New Public Management, und da bedarf es natürlich auch neuer Kontrollinhalte und Vorgangsweisen.

Nachdem nur zirka 10 Prozent der aufgezeigten gravierenden Fehler auf tatsächliche Rechtsbrüche zurückzuführen sind, sind ungefähr zirka 90 Prozent der gravierenden Fehler Führungsfehler, weil nicht genügend Ziele vorgegeben und festgehalten wurden, weil die Maßnahmen nicht dementsprechend vorgegeben wurden und weil auch die Kontrolle durch die leitenden Angestellten nicht in dem Ausmaße durchgeführt werden, wie es eben notwendig ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Darum muss man auch ein bisschen den Prüfauftrag ändern, weil sich die gesamte Unternehmenskultur ändert. Bisher ist in der Wiener Stadtverfassung im § 73 genau geklärt, dass das Kontrollamt die Gebarung einerseits und die Sicherheitskontrolle durchführt, wobei die Gebarung – das wissen wir eh alle – Sparsamkeit, Angemessenheit, Zweckmäßigkeit darstellt. Und hier könnte man sich eigentlich anhängen. In der GOM, in der Geschäftsordnung für den Magistrat, steht im § 13 unter "Pflichten des Dienststellenleiters", dass er geeignete Controlling- und Kontrollmaßnahmen zu setzen hat. Das steht dort klar und deutlich drinnen.

Was wir uns wünschen würden, um dieser Veränderung des Magistrates in Richtung des New Public Management auch im Kontrollwesen nachzukommen, wäre nunmehr – und jetzt darf ich es als Wunsch aussprechen –, dass der Herr Kontrollamtsdirektor mit seinen leitenden Beamten sich überlegt, wie er verstärkt das Führungsverhalten in den Abteilungen kontrolliert oder besser die Anwendung von Führungs- beziehungsweise Kontrollmethoden prüft und auch darüber berichtet. Denn dann werden nicht nur immer, wenn irgendetwas passiert, die allerkleinsten Mitarbeiter herangezogen, sondern dann werden auch jene zur Verantwortung gezogen, die dazu berufen sind, solche Fehler von vornherein auszumerzen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Wilfried Serles: Nachdem mir die Frau Vorsitzende auf meine Ankündigung, ich würde mein Schlusswort auf 20 Minuten ausdehnen, "a Flasch'n" angedroht hat (Heiterkeit), kürze ich mein Schlusswort rapid. Ich würde mir eigentlich eine liebevolle Behandlung wünschen, Frau Vorsitzende, wie sie heute der Bürgermeister von Ihnen im Foyer da draußen bekommen hat, statt einer "Flasch'n".

Ich möchte damit schließen, dass das Gemeinsame in allen Wortmeldungen zum Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes einerseits der Dank an das Kontrollamt war. Andererseits haben alle Redner die Verbesserungen in Form von Lesbarkeit und Übersichtlichkeit und schließlich auch die Veröffentlichung in Form einer CD-ROM hervorgehoben. 

Der Anregung des Herrn Prochaska, wonach die Homepage zu aktualisieren ist, wird offenbar in rasender Geschwindigkeit, nämlich bereits ab morgen, Rechnung getragen. Morgen werden wir dann hoffentlich die aktuellsten Berichte des Kontrollamtes auch auf der Homepage nachlesen können.

Herr Kollege Prochaska! Ich darf feststellen, dass Sie einen sehr interessanten Vorschlag gemacht haben, wenn Sie zu Recht darauf verweisen, dass man den Zeitpunkt der Vorlage der einzelnen Berichte überdenken könnte. Ich nehme das gerne auf und darf ankündigen, dass ich diesen Vorschlag sehr gerne zum Gegenstand einer Besprechung zwischen den Fraktionen mit dem Herrn Kontrollamtsdirektor machen werde, um möglicherweise bereits ab Herbst in diesem Punkt Verbesserungen herbeizuführen. Ich bin ganz bei Ihnen, dass das Kontrollamt eigentlich nicht in erster Linie dazu da ist, um den amtsführenden Stadträten dienlich zu sein. Es geht darum, in dieser Stadt etwas weiterzubringen. Und daher meine ich: Je früher wir aktuelle Berichte im Kontrollaus-

schuss in Diskussion nehmen können, umso besser ist es. Umso besser ist es auch, weil dann in diesem frühen Stadium wohl eher und mit einer gewissen Nachdrück-
lichkeit auch über Konsequenzen diskutiert werden kann. Wenn die G'schicht vorbei, wenn die G'schicht jahrelang vorbei ist, monatelang vorbei ist, dann tut man sich mit den Konsequenzen oder mit der Diskussion über Konsequenzen wohl ungleich schwieriger.

Konsequent wäre es auch, und damit möchte ich jetzt wirklich schließen, diesen Bericht ganz einfach frühmor-
gens zu diskutieren. Immer dann, wenn Kontrollpolitik das Licht der Öffentlichkeit erblickt, immer dann tun wir uns mit der Durchsetzung von Konsequenzen auch leichter. Kontrollpolitik muss öffentlich geführt werden, damit sie Konsequenzen nach sich zieht. 

In diesem Sinne möchte ich schließen und um Ihre Zustimmung ersuchen. (Beifall bei FPÖ und ÖVP und des GR Mag Thomas Reindl.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich hoffe, dass die wenige Redezeit, die Sie beansprucht haben, Herr Kol-
lege Serles, nicht auf meiner "Flasch'n" beruht hat, weil Sie hätten ja auch eine Flasche Wein, eine Flasche Cola oder eine Flasche Fanta haben können. (Heiterkeit.)

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Somit ist der Kontrollamtsbericht einstimmig angenommen.

Ich möchte mich bei den Herren und Damen des Kontrollamtes, an ihrer Spitze beim Herrn Kontrollamtsdi-
rektor, recht herzlich bedanken, dass sie bis zu so später Stunde in unserer Mitte weilen. Aber sie fühlen sich ja dann doch wohl. Herzlichen Dank, meine Damen und Herren!

Wir haben in den zwei Tagen fast 30 Stunden diskutiert. Ich möchte hier anlässlich des Rechnungsabschlusses an alle Kolleginnen und Kollegen, die noch im Haus sind, weil wir hier diskutieren, einen herzlichen Dank aussprechen. 

Ich schließe die 29. Sitzung des Wiener Gemeindera-
tes. 

Es folgt morgen um 9 Uhr die 30. Sitzung des Wiener Gemeinderates. 

Eine schöne gute Nacht! Ein gutes Nachhausekommen! (Beifall.)

(Schluss um 23.40 Uhr.)
